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Editorial 


Zwei in der aktuellen Diskussion prominente Schlagworte liefern den Anlaß zu unse- 
rem Schwerpunktthema: »Individualisierung« und »Flexibilisierung«. Mit der The- 
se von der »Individualisierung« wird zwar nicht behauptet, daß mit der wohlfahrts- 
staatlichen Entwicklung, der zunehmenden Verrechtlichung und einer allgemeinen 
Anhebung des Lebensstandards in der Bundesrepublik die Relationen zwischen ver- 
schiedenen Lagen sozialer Ungleichheit aufgehoben werden; wohl aber bezweifelt 
die heute bis weit in das gewerkschaftliche Lager hinein so beliebte Individualisie- 
rungsthese, daß diese Relationen — im Gegensatz etwa zur Vorkriegszeit — heute noch 
zur Ausbildung stabiler sozialer Milieus oder — um es mit Weber zu formulieren — zur 
Konturierung »sozialer Klassen« führen. Mit der sukzessiven Auflösung ungleich- 
heitsrelevanter lebensweltlicher Gemeinsamkeiten verbinden viele intellektuelle 
Zeitgenossen Prozesse »zivilisationsbedingter Verelendung«, andere sehen in dem 
epochalen Individualisierungsschub einen ebenso unwiderruflichen wie notwendi- 
gen Schritt zur Realisierung der Moderne: die Freisetzung der Individuen aus kol- 
lektiven Zwängen und traditionellen Gemeinschaftsbezügen (vgl. Necke!). 

Der Begriff der »Individualisierung« dient dabei als Metapher zur Beschreibung sä- 
kularer Trends in der Gesellschaft. »Flexibilisierung« hingegen ist ein politisches 
(und betriebswirtschaftliches) Projekt, das gesellschaftliche Realitäten schafft. Von 
einzelnen Arbeitnehmern und von den kollektiven (gewerkschaftlichen) Interessen- 
vertretungen wird heute nicht mehr und nicht weniger verlangt als eine Anpassung 
an Flexibilisierungszwänge, die wesentlich von den Unternehmen definiert werden. 
Flexibel sind heute die Finanzierungsstrategien der Unternehmen, ihr Technologie- 
und ihr Arbeitskräfteeinsatz: flexibel sollen auch die Arbeitszeiten, die Löhne und die 
soziale Sicherung der Beschäftigten gestaltet sein. Gemeinsam ist diesen höchst un- 
terschiedlichen Flexibilisierungsvarianten, die nicht unbedingt miteinander kompa- 
tibel sind, daß sie die Fähigkeit der Unternehmen erhöhen, ihr ökonomisches Han- 
deln leichter an die unsteten Bedingungen auf den Beschaffungs- und Absatzmärkten 
anzupassen. Haben deshalb die im formalen Sektor Beschäftigten und ihre Interessen- 
vertretungen von den flexiblen Unternehmensstrategien der Zukunft sichere und in- 
teressante Arbeitsplätze, mehr individuelle Verantwortung und Partizipation an Ent- 
scheidungsprozessen in Betrieb und Unternehmen zu erwarten (vgl. Mahnkopf)? Und 
sind Gewerkschaften, die gegen alle publizistischen Euphorien über Individualisie- 
rungsschübe und Flexibilisierungsmöglichkeiten an der Solidaritätsınetapher fest- 
halten, nun auf der Suche nach einer verlorenen Zeit — oder auf einem besseren Wege 
in eine Gesellschaft »jenseits von Klasse und Stand«? 

Um Fragen wie diese geht es, aber auch darum, was historisch so provozierend 
neuartig an der Flexibilisierung von Arbeitsverhältnissen ist (vgl. dazu Foster und 
Freyberg) —und an der Individualisierung von Interessen und Handlungsorientierun- 
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gen der Erwerbsbevölkerung: Heute wie gestern laufen ja Prozesse von Individuali- 
sierung und Standardisierung parallel. Über Individualisierung läßt sich folglich nur 
diskutieren, wenn Fragen der Verteilung von materiellen Gütern und von immateriel- 
len Gratifikationen und Lebenschancen wieder ins Zentrum der Debatte gerückt 
werden (vgl. dazu Rohwer). Keine Frage: In einer sich demokratisch verstehenden 
Gesellschaft müssen Individualisierungsschübe materiell unterfüttert sein — durch 
gesellschaftliche Rahmenbedingungen sozialer Sicherheit (vgl. Vobruba), durch eine 
Gleichverteilung von Bildungs- und Erwerbschancen, durch die Beseitigung ge- 
schlechtsspezifischer und ethnischer Benachteiligungen. Über den Weg dorthin, wo 
individuelle Optionen sowohl möglich wie sinnvoll sind, aber läßt sich trefflich 
streiten; mit den Beiträgen von F\ Steinkühler und U. Mückenberger werden Konturen 
einer solchen Debatte sichtbar. 
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Franz Steinkühler 

Individualisierung und Sicherheit neu gestalten - 
Gewerkschaftliche Politik an der Schwelle zur 
Jahrtausendwende 


Zusammenfassung: Die Problemlagen - Konflikt zwischen Arbeit und Kapital, Um- 
weltrisiken, Verhältnis zwischen den Geschlechtern, internationale Konflikte — sind 
globaler Natur, die Reaktionen der Menschen aber häufig individualistisch, ein Rück- 
zug in die Privatheit. Die Individualisierung und Pluralisierung von Lebensstilen 
können aber nur Spielräume öffnen, wenn sie auf dem Hintergrund sozialer Sicher- 
heit erfolgen. Daraus ergeben sich auch für die Gewerkschaften wichtige Aufgaben: 
bei der Gestaltung von Arbeit und Technik und bei der Entwicklung einer ökologisch- 
sozialen Produktions- und Arbeitspolitik. Als Organisationen der ArbeitnehmerInnen 
müssen die Gewerkschaften Konsequenzen für die Organisationspraxis aus den 
neuen Bestimmungen des Verhältnisses von Individuum und Kollektiv ziehen. Deren 
Leitlinie muß auch weiterhin Solidarität und Freiheit sein: im Verhältnis der Gene- 
rationen, der Geschlechter und der Berufs- und Einkommensgruppen. 


Wir leben in bewegten Zeiten und in einer Periode säkularer Umbrüche 


Die Bundesrepublik Deutschland steht wie alle Industriestaaten in wirtschaftlicher, 
technologischer, beschäftigungspolitischer und sozialstruktureller Hinsicht in einem 
tiefgreifenden Umbruchprozeß, der von krisenhaften Erscheinungen begleitet wird. 

Dazu gehören millionenhafte Arbeitslosigkeit, neue und alte Armut, Branchenkrisen 

und-in deren Gefolge —regionale Ungleichgewichte. Vier Konfliktlinien prägen den 

Umbruchprozeß und seine krisenhaften Begleiterscheinunen: 

1. Der Konflikt zwischen Arbeit und Kapital. Er bildet den Kern der alten Klassen- 
frage. Nach wie vor herrscht Verteilungsungerechtigkeit und nach wie vor werden 
harte Auseinandersetzungen um Arbeit und Einkommen geführt. 

2. Die Verteilung der Umweltrisiken. Die Umweltzerstörung hat zur existenziellen 
Bedrohung der Menschen geführt und die Gefahren der Zerstörung der Lebens- 
grundlagen derkommenden Generationen heraufbeschworen. Neben die Klassen- 
fragen sind Gattungsfragen getreten. 

3. Das Verhältnis zwischen Männern und Frauen. Es geht um die gesellschaftliche 
Gleichheit der Geschlechter im Beruf wie in der Familie. 

4. Internationale Konflikte: Es geht um Frieden, Abrüstung, internationale Vertei- 
lungsgerechtigkeit und um die Entwicklung weitgehend gleicher Lebenschancen 
in den Regionen, um ein weiteres ökonomisches Auseinanderdriften zu verhin- 
dern. 
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In der Auseinandersetzung an diesen grundlegenden Konfliktlinien entscheidet sich, 
ob es in der Gesellschaft ein Mehr an Demokratie, an Gleichheit, an Solidarität und 
Freiheit gibt oder ob sich die soziale Spaltung vertieft und die Differenzierung der 
Lebenslagen der Menschen unüberbrückbar beschleunigt. 

Wir leben in einer Zeit, in der die Globalisierung zahlreicher Risiken und Probleme 
einen nie gekannten Stand erreicht hat. Die Globalisierung von Problemlagen ver- 
ändert das Bewußtsein und das Denken der Menschen. Die zunehmende Komplexi- 
tät, die internationale Vernetzung von ökonomischen und sozialen Beziehungen und 
von Produktionsstrukturen existiert schon in der Realität. Im Denken der Menschen 
beobachten wir gegenläufige Tendenzen. Unübersichtlichkeiten, Unsicherheit, das 
Bewußtsein der gesellschaftlichen und globalen Risiken fördern eher den Rückzug 
ins Private, in die Dezentralität, fördern die Konzentration auf die eigenen Interessen. 
Wir beobachten aber auch Tendenzen zur Aufwertung der Dimension der Individua- 
lität, die in jedem Menschen mit dem Willen zur Entfaltung der eigenen Persönlich- 
keit angelegt ist. 

Die verbesserte materielle Lage und ein höheres Bildungsniveau für die Mehrheit der 
Bevölkerung haben zu einer Veränderung der Ansprüche des einzelnen an die Gesell- 
schaft, an Arbeit, Bildung, Beteiligung und Freizeit geführt. Das gilt insbesondere für 
die jüngere Generation. Die langfristige Zunahme des durchschnittlichen Bildungs- 
niveaus, die höhere Vielfalt von Haushalt- und Familienformen, die Arbeitsmarkt- 
chancen auch für verheiratete Frauen, das zugenommene verfügbare Einkommen 
haben die individuellen Wahlmöglichkeiten bei der Lebensgestaltung erweitert und 
die Notwendigkeit selbstverantwortlicher Entscheidungen verstärkt. Traditionsbin- 
dungen und die Gewißheit der Klassenlage sind bei einem zunehmenden Teil der Ar- 
beitenden einem breiten Spektrum persönlicher Wahlmöglichkeiten gewichen. Mi- 
lieus verschiedener Schichten vermischen sich oder beginnen dies zu tun. 

Die vorliegenden sozialwissenschaftlichen Analysen präsentieren ein vielschichtige- 
res Bild als es die Begriffe Individualisierung oder Pluralisierung zu signalisieren 
vermögen. Auch die Vorstellung, daß Individualisierung in einer reichen Gesellschaft 
zum Abbau kollektiver Sicherungssysteme führen könne und führen werde, hat sich 
als falsch erwiesen. Mit dem Individualisierungsprozeß ist keineswegs eine Reduzie- 
rung der Ansprüche an die soziale Sicherheit verbunden. Das Gegenteil ist der Fall. 
Individualisierung ist’komplementär zur kollektiven Sicherheit. Die neokonservative 
Alternative Freiheit oder Sicherheit, Individualität oder Kollektivität sind keine Ge- 
gensätze, sondern bedingen sich wechselseitig. Freiheitsrechte bleiben Papier, wenn 
man sie aus materiellen Gründen nicht wahrnehmen kann. Deshalb ist für die meisten 
Arbeitnehmer Solidarität und soziale Sicherheit die Voraussetzung, um wenigstens 
Teile individueller Erwartungen, Wünsche und Sehnsüchte verwirklichen zu können 
und Individualisierung, Vielfaltund Selbstbestimmung zu einem Zuwachs an Freiheit 
zu verbinden. 

Die Forschungsgruppe von Wolfgang Zapf kommt in ihrer Studie für das Bundes- 
kanzleramt zu dem Schluß, daß sozialstaatliche Regelungen die Voraussetzung für 
eine Individualisierung und Pluralisierung von Lebensstilen sind. 


»Die Gesellschaftspolitik muß die soziale Sicherheit garantieren, damit sich die Innovationskräfte der In- 
dividualisierung entfalten können. Wenn man unter Individualisierung nicht vornehmlich Egoismus oder 
Vereinzelung, sondern das Ergebnis der gestiegenen Anforderungen an Initiative, Selbstverantwortung 
und Problemlösungskapazität der Bürger in den überschaubaren Sozialgruppen der Familien und Haus- 
halte versteht, löst sich die scheinbar paradoxe Beziehung von Individualisierung und Sicherheit auf und 
gibt den Blick frei auf Lebensarrangements, auch auf soziale Probleme, die in den kommenden Jahren 
noch deutlicher hervortreten werden«. 


Damit bestätigt sich die alte Gewißheit der Arbeiterbewegung, daß Individualität, 

Solidarität und soziale Sicherheit nicht gegeneinander ausgespielt werden können. 

Die verbesserten Möglichkeiten einer individuellen Gestaltung für alle sozialen 

Gruppen haben zweierlei zur Voraussetzung: 

— die soziale Gestaltung von Ökonomie und Technik 

— die Fortentwicklung unserer Sozialverfassung mit dem Ziel, ein Höchstmaß an 
individueller Selbstentfaltung mit einem System gesellschaftlicher und kollekti- 
ver Regelungen zu verbinden. 

Die gewerkschaftliche Politik will gesellschaftliche Voraussetzungen für individuelle 

Wahlmöglichkeiten und differenzierte Lebensformen schaffen, um dem gewandelten 

Verständnis von gesellschaftlicher Gestaltung und Individuum zum Durchbruch zu 

verhelfen. Wir verknüpfen damit unsere Politik direkt mit den kritischen Ansprüchen 

nach individueller Selbstentfaltung und nach demokratischer Mitwirkung an der 

Gestaltung der Arbeits- und Lebensbeziehunen. 


Im Zentrum gewerkschaftlicher Politik steht die Gestaltung von Arbeit und 
Technik 


Arbeit ist weiterhin eine zentrale, lebensbestimmende Kategorie dieser Gesellschaft. 
Zwar bleibt Erwerbsaınbeit für die Mehrzahl der Menschen die zentrale Einkommens- 
quelle, aber durch längere Ausbildungszeiten, kürzere Wochenarbeitszeit, frühere 
Verrentung bei gleichzeitig steigender Lebenserwartung nimmt die Bedeutung der 
Erwerbsarbeit für Bewußtseins- und Identitätsbildung des Einzelnen ab. Gleichzei- 
tig steigen die Ansprüche an die Erwerbsarbeit. Sie dient nicht nur dem Broterwerb, 
sondern soll auch zur Selbstverwirklichung des Einzelnen beitragen. Mündige Bürger 
wollen nicht nur in der Gesellschaft, sondern auch am Arbeitsplatz ihre Kreativität 
und ihren Gestaltungswillen einbringen. 

Wichtigste gewerkschaftliche Handlungsebene bei der Gestaltung von Arbeit und 
Technik bleibt die Tarifpolitik. Auf ihrem Terrain wird nicht nur die Zukunft der 
Arbeit, sondern auch über die Zukunft der Gewerkschaften mitentschieden. Im Vor- 
dergrund steht deshalb die Frage, ob sich die Menschen an die Bedingungen der 
Produktion anzupassen haben oder die Bedingungen der Produktion auf die Bedürf- 
nisse der Menschen zugeschnitten werden können. 

Unser tarifpolitisches Nahziel bleibt die 35-Stunden-Woche mit vollem Lohnaus- 
gleich. Dieser Kampf wird 1990 mit größtmöglicher Kraft fortgeführt. Alte Arbeits- 
losigkeit und neue Arbeitnehmerbedürfnisse machen dies unumgänglich. Aber auch 


Individualisierung und Sicherheit neu gestalten 7 


mit der Durchsetzung der 35-Stunden-Woche wird kein geschichtsloser Endzustand 
der tariflichen Arbeitszeitpolitik erreicht. Die weitere Arbeitszeitverkürzung wird auf 
jeden Fall kommen. Der Kampf wird darum zu führen sein, ob dies in der autoritären 
Form der Arbeitslosigkeit für viele geschieht oder ob dies unter der demokratischen 
Form der Wochenanbeitszeitverkürzung für alle gelingt. 
Wir wollen die weitere Flexibilisierung der Arbeitszeit. Der Kompromiß wird dabei 
nicht darin bestehen, daß die Arbeitnehmer die Arbeitszeitverkürzung und die Ar- 
beitgeber die Arbeitszeitflexibilisierung bekommen. Ein Tauschgeschäft zwischen 
Arbeitsplätzen für die Gesellschaft und weniger Kosten für die Betriebe ist illuso- 
risch. Zusätzliche Arbeitsplätze sind nur mit dem Preis von zusätzlichen Kosten zu 
haben, 
Forın und Inhalt der Arbeitsflexibilisierung sind und bleiben - wie die Arbeitszeitver- 
kürzung — umstritten und kontrovers. Wir lehnen die Flexibilisierung der Arbeitszeit 
nach der Maßgabe der unternehmerischen Belange 
— der Zerstörung des freien Wochenendes 
— der Unterordnung von lebendiger Arbeit unter totes Kapital sowie 
— der Durchsetzung des kapitalistischen Zeitregimes unter den Bedingungen flexib- 
ler Spezialisierung und Gewinnmaximierung ab. 
Wir wollen statt dessen die Erweiterung von Entscheidungsspielräumen der Arbeit- 
nehmer nach Maßgabe menschlicher Bedürfnisse im Rahmen 
— der Verteidigung des Normalarbeitstages und des Normalarbeitsverhältnisses, 
— der Sicherung individueller Wahlmöglichkeiten im Kontext sozialer Eckpunkte. 
Unser Ziel istdie Durchsetzung einer sozialen Zeitkultur als Schritt zur Befreiung von 
Arbeitslosigkeit wie auch zur Befreiung in der Arbeit. Dabei gilt es die unterschied- 
lichen Zeitbedürfnisse der Arbeitnehmer zu berücksichtigen und eine möglichst hohe 
Zeitsouveränität zu verwirklichen. Deswegen wollen wir dazu übergehen, in den 
Tarifverträgen Wahlmöglichkeiten zu vereinbaren, innerhalb derer die Belegschaften 
die Verteilung ihrer Arbeitszeit per Betriebsvereinbarung festlegen können. Wir 
werden Tarifverträge abschließen, die die Möglichkeiten für den Einzelnen erweitern, 
aber gleichzeitig auch negative Regelungen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer ausschließen. 
Wachsende Ansprüche an Teilhabe und Mitbestimmung verlangen nach einer aktiven 
Rolle der Gewerkschaften bei der Gestaltung von Arbeit, bei der Mitbestimmung über 
deren Organisation und Inhalte. Der Wunsch der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer nach Mitbestimmung und Beteiligung ist spürbar gewachsen. Wir werden ihn 
aufgreifen, indem wir für eine emanzipatorische, demokratische und beteiligungs- 
orientierte Arbeitsverfassung kämpfen. Dies setzt aber auch mehr gesetzliche Mitbe- 
stimmungsmöglichkeiten der Gewerkschaften und der betrieblichen Interessenver- 
tretungen auf allen Gebieten voraus. 
Ausgangspunkt einer zukunftsorientierten Gestaltungspolitik ist die Durchsetzung 
von Qualifikations- und Beteiligungszeiten als Alternative und Korrektiv zu den neu- 
en Managementtechniken und unternehmerischen Qualitätszirkeln sowie die Reali- 
sierung unserer institutionellen Mitbestimmungsforderungen 
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— nach erweiteter Mitbestimmung im Betrieb und am Arbeitsplatz 

— nach Reklamations- und Initiativrechten auch des einzelnen Arbeitnehmers. 
DerBetrieb muß zum Ortder Aussprache über Arbeitsbedingungen und -organisation 
werden. 

Wir stehen mitten in der Diskussion, wie durch Initiativen betriebspolitischer und ta- 
rifpolitischer Art dazu beigetragen werden kann, die Arbeit ökologisch erträglich, res- 
sourcenschonend und sozial- wie gesundheitsverträglich zu gestalten. Dabei stellen 
sich sowohl Fragen nach der Qualität der Produktion wie nach den Voraussetzungen, 
die es ermöglichen, Investitionsentscheidungen in Richtung auf gesellschaftlich ak- 
zeptable und notwendige Gemeinschaftsinteressen hinzuorientieren. 

Das alles soll und wird sich nicht in Konkurrenz zum Betriebsrat abspielen, wie das 
früher von vielen befürchtet worden ist. Betriebsräte und Gewerkschaften können im 
Interesse der Arbeitnehmer nur stark bleiben, wenn sie die Organisation der Produk- 
tion und die Verantwortung für Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe und Unternehmen 
nicht mehr allein dem Kapital überlassen. 

Zielpunkt unserer Initiativen zur gesellschaftlichen Gestaltung der Arbeit und der so- 
zialstaatlichen Umwandlung der Ökonomie ist unsere soziale Utopie der Demokra- 
tie als Staats- und Lebensform. In Verbindung mit der Verallgemeinerung des Zu- 
gangs zur Erwerbsarbeit werden sich dadurch die individuellen Optionen für alle 
erhöhen lassen. Das gilt insbesondere für den verstärkten Wunsch der Frauen nach 
Gleichberechtigung im Arbeitsleben und in der Gesellschaft. Frauen sind nicht mehr 
bereit, sichzwischen der in dieser Gesellschaft leider noch bestehenden faktischen Al- 
ternative Beruf oder Familie entscheiden zu müssen. Frauen wollen beides, und dies 
erfordert eine Umverteilung von Erwerbs- und Familienarbeit. 

Durch die fortschreitende Arbeitszeitverkürzung bekommt die Zeit außerhalb der 
Erwerbsarbeit einen höheren Stellenwert. Sie ist nicht mit freier Zeit gleichzusetzen. 
Ein Teil hiervon ist für notwendige Reproduktionsarbeiten (z.B. Familien- und Haus- 
arbeit) erforderlich. Dennoch nimmt der Anteil an frei verfügbarer Zeit zu. Die objek- 
tiven Möglichkeiten, diese Zeit zu nutzen, sind vielfältiger und differenzierter ge- 
worden. Die subjektiven Chancen, diese Angebote wahrzunehmen, sind gestiegen. 
Deshalb müssen mehr reale Möglichkeiten organisiert werden, zwischen Erwerbsar- 
beit und gesellschaftlich notwendigen Tätigkeiten wählen zu können. Ganzheitliche 
integrierte Konzepte haben die Lebens- und Arbeitsbedingungen gleichermaßen mit- 
einzuschließen. Das bedeutet nicht zuletzt verstärktes geweikschaftliches Engage- 
ment in den-Bereichen Bildung, Kultur und Freizeit. 


Perspektiven einer ökologisch-sozialen Arbeits- und Produktionspolitik 


In den Betrieben finden geradezu revolutionäre Umgestaltungen statt. Die Anwen- 
dungen neuer Technologien führt zu ungeheuren Produktivitätsschüben. Das Verhält- 
nis von Arbeit und Technik ändert sich. Traditionelle Hierarchien werden in Frage 
gestellt und oftmals durch funktionale Hierarchien verdrängt. An den Arbeitsplatz 


Individualisierung und Sicherheit neu gestalten 9 


werden neue Ansprüche gestellt, ja Berufsfelder verändern sich, die Trennung von 
Hand- und Kopfarbeit verschwindet immer mehr. 
Zukünftige Gewerkschaftspolitik muß deshalb stärker denn je zur integrativen Ar- 
beits- und Produktionspolitik werden, die in den produktiven Zentren der Gesell- 
schaft ihre Verankerung verteidigt und ausweitet. Es kommt dabei darauf an, den so- 
lidarischen Ausgleich zwischen »Rationalisierungsgewinnern« und »Rationalisie- 
rungsverlierern« zu ermöglichen. Die Formulierung einer übergreifenden Arbeits- 
und Produktionspolitik und umfassender Konzepte der Interessenvertretung wird zur 
Überlebensbedingung gewerkschaftlicher Politik. 
Den Gewerkschaften geht es darum, durch eine vorausschauende, meuschengerech- 
te Technikgestaltung und -nutzung den arbeitenden Menschen die Zukunft in der 
Arbeitswelt einer solidarischen Gesellschaft zu sichern. Wir fragen danach, wie sich 
über die Nutzung neuer Technik die Arbeit zum Vorteil der Menschen neu organisie- 
ren läßt und welche Zugewinne an Lebens- und Arbeitsqualitäten über eine Neuorga- 
nisation möglich werden. 
Unser erster Ansatzpunkt liegt auf der betrieblichen Ebene. Das Aktionsprogramm 
»Arbeit und Technik« muß in eine breite Bewegung für die soziale Gestaltung der 
Arbeitsbedingungen überführt werden. Der Abbau gesundheitlicher Belastungen, die 
Erweiterung von Arbeitsinhalten, Vermeidung unnötiger Kontrollen, die Schaffung 
qualifizierter Arbeitstätigkeiten werden weiterhin wesentlicher Inhalt der Betriebs- 
politik sein. Stärker noch als in der Vergangenheitgiltes, die Chancen zu nutzen, Qua- 
lifizierungs- und Bildungspolitik mit tarifpolitischen Vorstellungen zu einer inte- 
grierten Arbeits- und Produktionspolitik zu verbinden. 
Wir wissen, daß betriebliche Technikentscheidungen sich nicht auf Produktionsme- 
thoden und -verfahren reduzieren lassen. Die Produkte selbst sind der eigentliche An- 
satzpunkt, nicht nur für die zukunftsbezogene Sicherung der Arbeitsplätze oder die 
ökologischen Bezüge der Produktion, sondern auch für den Technikeinsatz im Be- 
trieb und die Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer. Mitbestimmung bei den Produk- 
ten ist deshalb auch in diesem Zusammenhang eines unserer zentralen Anliegen. Wir 
wollen dabei nicht nur, daß die Arbeitnehmer Einfluß nehmen auf das was sie pro- 
duzieren, wir wollen gleichzeitig ihre Verantwortung stärken für ihre Produkte und 
damit für die Art von Technik, die sie benutzen und die sie verbreiten. Dafür müssen 
Betriebsräte und Belegschaften stärker als bisher Arbeitsorganisation und Technik- 
auswahl beeinflussen. Sie müssen die sozialen und ökologischen Konsequenzen in- 
dustrieller Produktionsprozesse sichtbar machen und in Richtung einer gebrauchs- 
wertorientierten Produktion gestalten. 
Unser zweiter Ansatzpunkt verfolgt eine Neuorientierung der Strukturpolitik. Unsere 
neuen strukturpolitischen Initiativen zielen auf die Verbindung von regionalen Be- 
schäftigungs- und Bedarfsfeldern. Es sind dies 
— die Vermittlung neuer Qualifikationen (berufliche Weiterbildung und soziale Qua- 
lifikationen) im Vorfeld unmittelbarer Beschäftigung; 
— die Umstellung auf neue Produkte durch die Erweiterung bestehender Produk- 
tionsprogramme und Entwicklung neuer Produktlinien; 
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— die Schaffung neuer Beteiligungs- und Kommunikationsmöglichkeiten, mit de- 
nen die praktischen Erfahrungen und die sozialen Fähigkeiten der Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer für die soziale Gestaltung des strukturellen Wandels 
nutzbar gemacht werden können. 

Dies geschieht auch durch die Konkretisierung der instrumentellen Ansatzpunkte, die 
auf die parallele Überwindung von Beschäftigungs- und Umweltproblemen gerichtet 
sind. Dazu gehören vor allem 
— betriebliche Beschäftigungspläne 
— örtliche Beschäftigungsgesellschaften 
— regionale Beschäftigungsprogramme. 
Unsere Initiativen sind eingebettet in die beschäftigungspolitischen Vorstellungen 
des DGB auf gesamtwirtschaftlicher Ebene. 
Wir fordern nicht nur die Reform des Betriebsverfassungsgesetzes unter umweltpo- 
litischen Aspekten, sondern auch ein Gesetz zur Einstellung von Umweltbeauftragten 
sowie einen verbesserten Kündigungsschutz für Arbeitnehmer, die Verstöße gegen 
Umweltgesetze anzeigen. Umweltvergehen sind keine Kavaliersdelikte. Sie sind Ver- 
brechen gegen Leben und Gesundheit und müssen deshalb angezeigt und bestraft 
werden. Unser Ziel ist es, die Externalisierung von Risiken zu vermeiden, wie sie 
durch nicht menschengerechte Techniknutzung sowie Umwelt- und Gesundheitsver- 
schleiß entstehen. Die betrieblichen Entscheidungsprozesse müssen so verändert 
werden, daß eine Risikobewältigung im Betrieb zur Regel wird. 
Wir fordern schließlich gewerkschaftliche Umstellungsaktivitäten im Betrieb, in 
denen Vorschläge und Aktivitäten zur Umstellung des Produktionsprogramms auf 
gesellschaftlich sinnvolle und sozial nützliche Erzeugnisse entwickelt werden. 
All dies sind neue Herausforderungen für die Gewerkschaft, für Betriebsräte und Ver- 
trauenskörper. Sie stellen auch neue Herausforderungen an die Qualifikation der be- 
trieblichen Interessenvertreter. Wer den Technikprozeß arbeitnehmergerecht gestal- 
ten will, der muß selbst ein Technikexperte sein. Gestaltungspolitik, die wir wollen, 
erfordert mehr Kompetenz als das bloße Verhindern negativer Auswirkungen. 
Betriebsräte und Vertrauensleute, die nicht für alles Spezialist sein können, leisten 
zwar tagtäglich ein enormes Pensum und haben sich auch gut in diese Fragestellungen 
eingearbeitet, aber letztendlich reicht auch dies nicht aus. Deshalb müssen wir ver- 
stärkt die Ingenieure, Techniker und Wissenschaftler für uns gewinnen, die an der Ent- 
wicklung dieser neuen Techniken beteiligt sind. Wir müssen nach neuen Formen 
suchen, wie wir sie in unsere Gestaltungspolitik miteinbeziehen können. 


Den Zusammenhang von Individualität und sozialer Sicherheit neu gestalten 


Höhere Einkommen und ein höheres Bildungsniveau für die Mehrheit der Bevölke- 
rung bieten die Chance für mehr individuelle Selbstverwirklichung und größere ge- 
sellschaftliche und kulturelle Vielfalt. Aber diese Chancen haben nicht alle Teile der 
Bevölkerung. Nach wie vor gibt es Menschen, die am Rande des Existenzminimums 
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leben, die sozial und materiell ungeschützt sind und die von den Reichtümern und der 
kulturellen Vielfalt dieser Gesellschaft ausgeschlossen sind. 
Die Spaltung unserer Gesellschaft ist bereits in weiten Bereichen zur bitteren Realität 
geworden. Arbeitslose, Sozialhilfeempfänger, kinderreiche Familien, alleinerziehen- 
de Frauen und Ausländer drohen an den Rand der Gesellschaft gedrängt zu werden. 
Diese Spaltung wird durch die kapitalistische Marktwirtschaft verursacht und kann 
von Staat zementiert oder abgebaut werden. Die neokonservative Politik trägt ganz 
erheblich dazu bei, die Spaltung voranzutreiben: 
— durch eine Steuerreform, die die Reichen priviligiert und die Kleinverdiener 
benachteiligt 
— durch Kürzung bei den Sozialleistungen 
— durch eine.Lockerung von Arbeitsschutz- und Kündigungsschutzbestimmungen 
und 
— durch die Schwächung der Gewerkschaften. 
Diese Politik ist ein Angriff auf unsere Verfassung. Denn zur demokratischen Ord- 
nung der Bundesrepublik gehört nicht zuletzt auch der sozialstaatliche Auftrag, den 
das Grundgesetz festschreibt. Das Leitbild einer gerechten Sozialordnung, wie es AT- 
tikel 20 enthält, ist das Leitbild gesellschaftlicher Gleichheit. Das schließt nicht nur 
eine gerechtere Einkommens- und Vermögensverteilung ein. Dazu gehört vielmehr 
auch die Beseitigung ungleicher Startchancen der Menschen aus ungleichen Lebens- 
lagen. Dazu gehört vor allem der Abbau von Machtgefälle samt den daraus resultie- 
renden Möglichkeiten der Fremdbestimmung des einen über den anderen. Und 
schließlich gehört dazu als augenfälligstes Symptom des verletzten Sozialstaatsge- 
bots das aktive Handeln zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit. 
Die Mehrheit der Bevölkerung steht dem Sozialstaat positiv gegenüber: Ca. 90 Pro- 
zent weisen dem Staat die Verantwortung für die finanzielle Absicherung bei Be- 
dürftigkeit, Arbeitslosigkeit und Alter zu. Es besteht kein Zweifel daran, daß der 
Rückzug des Staates oder der Organisationen des sozialen Sicherungssystems nicht 
den Wünschen der Mehrheit der Bevölkerung entspricht. Das Gegenteil ist der Fall. 
Der grundgesetzlich verankerte Sozialstaat ist und bleibt die Voraussetzung der Wohl- 
fahrt für alle. Die ideologischen Gegensätze zwischen »Verstaatlichung« und »Pri- 
vatisierung« entbehren theoretischer und empirischer Grundlagen. 
Die traditionellen sozialen Sicherungssysteme haben sich grundsätzlich bewährt. Die 
Korrektur von Anpassungsmängeln und Fehlentwicklungen und die sozialverant- 
wortliche Anpassung an den gesellschaftlichen Wandel sind jedoch überfällig. Das 
gilt insbesondere für die Beseitigung der Benachteiligung der Frauen in der Renten- 
versicherung. Es kommt vor allem darauf an, Ungerechtigkeiten, Verkrustungen und 
Bürokratismus abzubauen und individuelle Freiheitsräume, Bürgernähe, Demokratie 
und Selbstverwaltung zu erreichen. 
Aktive Sozialpolitik, in der Vorsorge und Vorbeugung stärker als in der Vergangenheit 
ausgeprägt sein müssen, hat die Verbesserung der Lebensqualität durch Schaffung 
humaner und sozialer Lebensbedingungen zum Ziel. Insofern ist Sozialpolitik ein 
Kermstück der Gesellschaftspolitik. 
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Beherrschendes Prinzip der traditionellen sozialen Sicherungssysteme ist die Lohn- 
und Beitragsbezogenheit. Bei anhaltender Massenarbeitslosigkeit und zunehmender 
Deregulierung des Arbeitsrechts, die das Normalarbeitsverhältnis unterminiert, bietet 
das lohnbezogene Sicherungssystem keinen ausreichenden Schutz vor Armut. Der 
Solidarausgleich ist deshalb zu stärken und gezielt auszuweiten. 
Massenarbeitslosigkeit, ungeschützte Arbeitsverhältnisse und gesundheitsgefähr- 
dende Arbeits- und Lebensumwelt sind die zentralen Ursachen für die finanziellen 
Probleme sozialer Sicherungssysteme. Die Wiederherstellung der Vollbeschäftigung, 
die Verteidigung des Normalarbeitsverhältnisses sowie wirksamer Arbeits- und Um- 
weltschutz sind wichtige Elemente einer aktiven und solidarischen Sozialpolitik. 
Wir betrachten den Sozialstaat als institutionellen Garanten der Menschenwürde. Das 
heißt für uns auch, daß die Menschenwürde nicht nur für Männer, sondern auch im 
gleichen Maße für Frauen gesichert wird. Auch deshalb lassen wir es nicht zu, daß der 
Sozialstaat verächtlich gemacht und bis zur Unkenntlichkeit reduziert wird. 


Solidarität und Freiheit geineinsam verwirklichen - Grundkonstanten und 
Maßstäbe gewerkschaftlicher Politik 


Gewerkschaften vertreten die Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer; 
sie versuchen, vom Mehrheitsstandpunkt aus die Gesellschaft zu gestalten und das 
Gemeinwohl zu mehren. Gewerkschaftsarbeit war und ist deshalb immer auch poli- 
tische Arbeit; sie läßt sich nicht auf die Aufgaben blanker Interessenverbände redu- 
zieren. 

Wir sollen Solidarität und FreiheitalsLeitlinie unseres Handelns und als Ziele unserer 
gesellschaftlichen Reformvorstellungen gleichermaßen verwirklichen. Dabei muß 
gerade der Solidaritätsbegriff auf eine neue geistige Grundlage gestellt werden. In ei- 
ner Zeit, in der sich Solidarität nicht mehr aus dem stummen Zwang des Milieus er- 
gibt, muß Solidarität neu erfahren, ja regelrecht gelernt werden. 

Solidarität und Freiheit muß auch Leitlinie der Organisationspraxis der IG Metall 
sein. Dies war auch in der Vergangenheit tragende Säule unserer Politik. Mehr als 
zehn Jahre Massenarbeitslosigkeit hätten wir nicht so bestehen können, wie wir sie 
bestanden haben: Ohne Legitimationskrise, ohne Mitgliederverluste und in vielen 
Bereichen sogar mit einer offensiven und gestalterischen Politik. Nirgendwo auf der 
Welt, mit Ausnahme von Nordeuropa, können die Gewerkschaften ähnliches von sich 
behaupten. 

Solidarität und Freiheit werden künftig noch mehr gefordert sein 

— im Verhältnis der Generationen zueinander 

im Verhältnis zwischen Männern und Frauen 

- im Verhältnis zwischen Arbeitern und Angestellten. 

Solidarität ist auch ein moralischer Imperativ. Wer mehr hat als die anderen, wem es 
besser geht, der muß zu Solidarität gegenüber den Schlechtergestellten gezwungen 
werden können. Hierzu ist allerdings nur eine Gesellschaft legitimiert, die auf Demo- 
kratie und Rechtsstaatlichkeit basiert. 
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Gewerkschaften sind als Solidarorganisationen der Schwächeren gegen mächtige 
Arbeitgeber entstanden. Im Kern sind sie das auch heute noch. Aber Gewerkschaften 
waren immer auch Organisationen, in denen bessergestellte Arbeitnehmer Solidarität 
mit Schlechtergestellten geübt haben und in denen der eine für den anderen eintrat. 
Angesichts einer heterogener werdenden Arbeitnehmerschaft Kommt es verstärkt 
darauf an, dieses Solidaritätsverständnis zu praktizieren. 

Viele Probleme sind allein auf der betrieblichen Ebene nicht zu bewältigen. Eine aus- 
serbetriebliche Unterstützung und Mobilisierung erweist sich als immer dringlicher. 
Eine gerechte Einkommenspolitik ist allein mit den Mitteln der Tarifpolitik ebenso- 
wenig zu erreichen wie die Integration von Erwerbs- und Familienarbeit. Hier, wie auf 
vielen Feldern, ist die staatliche Politik gefordert. Mit einer zunehmend engeren Ver- 
knüpfung von Arbeits- und Lebensinteressen muß die betriebliche und tarifliche Ge- 
staltungsmacht der IG Metall durch die politische Gestaltungsmacht ergänzt werden. 
Wer, wie es in der Satzung der IG Metall heißt, die Arbeits- und Lebensinteressen der 
Arbeitnehmer wahrnehmen will, der muß sich einmischen in die Politik, muß Stand- 
punkte beziehen in dieser Gesellschaft. 

Erhalt und Ausbau unserer zahlenmäßigen Stärke, die Veränderung unserer Mitglie- 
derstruktur und die Ausweitung unserer Aktivitäten auf neue Handlungsfelder, alles 
dies ist nur leistbar, wenn die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer insgesamt und 
speziell unsere Mitglieder sich mit den Inhalten und Zielen, die wir vertreten, iden- 
tifizieren. Wir brauchen deshalb Offenheit, Toleranz, Diskussionsfreudigkeit und 
Dialogfähigkeit nach innen und nach außen. Die beschriebenen Tendenzen der Indi- 
vidualisierung müssen sich widerspiegeln in der gewerkschaftlichen Diskussion und 
in den gewerkschaftlichen Organisationsstrukturen selbst, in einer neuen Art der 
Kommunikation zwischen Mitgliedern, zwischen den Arbeitnehmern in den Betrie- 
ben und in Verwaltungen. Wir brauchen darüber hinaus die Bereitschaft zur Zusam- 
menarbeit mit anderen gesellschaftlichen Gruppen zur Durchsetzung gemeinsamer 
Ziele. 

Wir wollen schließlich — und das ist eine politische Perspektive der Gewerkschaf- 
ten - das Bewußtsein unserer Mitglieder und der Bevölkerung dafür schärfen, daß wir 
in einer Welt leben, in der Unfrieden und Ungerechtigkeit herrschen, in der die natür- 
lichen Existenzgrundlagen gefährdet werden und dem Reichtum der wenigen der 
Hunger der vielen gegenübersteht. Das Bewußtsein, Verantwortung zu tragen nicht 
nur für das, was im eigenen Hinterhof geschieht, sondern auch für das, was durch Un- 
gerechtigkeit, durch Krieg und Zerstörung zum Elend anderer Menschen beiträgt, und 
das Bewußtsein, von diesen Entwicklungen gleichzeitig abhängig zu sein, muß unser 
Handeln bestimmen. Wir müssen solidarisch denken und handeln, damit die Freiheit 
von Not und Angst und die Freiheit, sein Leben selbstbestimmt zu gestalten, nicht 
unter die neokonservativen Räder kommen. Solidarität und Freiheit, begründen für 
uns ein Stück realer Utopie der Gegenwart. 
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Ulrich Mückenberger 

Entwicklungsperspektiven des Normalarbeitsverhältnisses. 
Anmerkungen zum Stand der gewerkschafts- und 
rechtspolitischen Diskussion* 


Zusammenfassung: Der Beitrag setzt sich kritisch mit Tendenzen in der gewerk- 
schaftspolitischen und wissenschaftlichen Diskussion auseinander, das Normalar- 
beitsverhältnis nur noch als eine zu bewahrende soziale Institution zu betrachten. Er 
hält dagegen, daß der sozioökonomische und -kulturelle Strukturwandel die der Er- 
werbsarbeit zugrundeliegende »Normalität« radikal verändert hat und daß im Gefol- 
ge dieser Entwicklung neuartige praktische wie auch forschungspolitische Optionen 
angezeigt sind. 


Um das Normalarbeitsverhältnis und seine Zukunft ist eine heftige Diskussion ent- 
brannt. Es geht dabei natürlich nicht nur um einen terminologischen Streit. Im Zen- 
trum steht vielmehr die Frage, wie die Gewerkschaften sich zu der Individualisie- 
rungstendenz verhalten können, die dereinschneidende sozio-ökonomische Struktur- 
wandel mit sich gebracht hat: Ob sie darauf allein mit dem Versuch der Verteidigung 
und des Ausbaus tradierter »Normalitäten« reagieren können und müssen; oder ob es 
ihnen gelingen kann, diese Tendenz zum positiven Bezugspunkteiner zukunftsgestal- 
tenden Politik zu machen. Ich trete seit längerem für die zweitgenannte Option ein 
(vgl. Mückenberger 1986, S. 31, sowie 1989a). 


Problemzugang: Normalität oder Sozialverträglichkeit von 
Beschäftigungsverhältnissen? 


Bei der Frage nach den Entwicklungsperspektiven des Arbeitsverhältnisses und 
darauf gerichteten gewerkschafts- und rechtspolitischen Beeinflussungsmöglichkei- 
ten gibt es zwei unterschiedliche Zugangsmöglichkeiten: 

1. Man kann von einer Normalitätskategorie (wie immer man sie definiert) als Maß- 
stab ausgehen, darauf bezogene Defizite empirisch vorfindlicher Arbeitsverhältnis- 
se bestimmen und diese im Sinne der Normalitätskategorie zu vermindern oder be- 
seitigen versuchen. Der Gegenstand der Beschäftigung wären dabei in erster Linie 
Abweichungen, das Ziel der Intervention wäre Normalisierung (vgl. Fossaert 1981). 


* Dem Beitrag liegt eine Kurzexpertise für die Hans-Böckler-Stiftung (Düsseldorf) zugrunde, die zur 
Ermittlung von Forschungsfragen auf dem Gebiet der Entwicklung des Arbeitsverhältnisses beitra- 
gen soll. 
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Hintergrundannahme dieses Zugang ist, daß anders als durch relative Annäherung an 
die Normalität effektiver Schutz nicht zu erreichen ist, insbesondere daß eine Typen- 
pluralisierung von Arbeitsverhältnissen nichteinen Zuwachs von Selbstbestimmung, 
sondern vor allem Gefahren der Vereinzelung und Entrechtung mit sich bringen 
werde. 

Dies scheint mir im geweikschaftlichen Umfeld der (mit Nuancenunterschieden und 
gewissen Modifikationen) zur Zeit vorherrschende Zugang — etwa in den Positionen 
der IG Druck!, der IG Metall? zu a-tyischen Beschäftigungsverhältnissen, im sozial- 
politischen Programmentwurf des DGB (»Soziale Sicherheit« 1988) oder in den 
arbeitszeit-, rechts- und tarifpolitischen Arbeiten von Bosch (1986, S. 163), Däubler 
(1988, S. 449) und Zachert (1988, S. 457 und 1989). 

2. Man kann umgekehrt von der Vielfalt existierender Beschäftigungsverhältnisse 
ausgehen, daran Schutz- und Selbstbestimmungsdefizite bestimmen und diesen De- 
fiziten durch arbeits-, aber auch sozial-, familien- und gesellschaftspolitische Maß- 
nahmen entgegenzutreten versuchen. Der Gegenstand der Beschäftigung wären da- 
bei nicht in erster Linie Abweichungen, sondern anhand konkreter Lebenslagen be- 
stimmter Schutzbedarf, das Ziel der Intervention wäre nicht Normalisierung, sondern 
selbstbestimmte Wahlfreiheit zwischen unterschiedlichen, aber gleichermaßen so- 
zialverträglich ausgestalteten Beschäftigungsformen. Hintergrundannahme ist hier, 
daß die Unterstellung einer Normalitätskategorie immer Ausgrenzung des Nicht- 
Normalen bewirke und damit seinerseits Schutzdefizite bewirke und Selbstbestim- 
mungschancen vergebe. 

Diese Position habe ich in verschiedenen Veröffentlichungen vertreten (1989), sie hat 
in der rechts-? und sozialpolitischen Diskussion? gewissen Widerhall gefunden. Sie 
wird in einem von der Hans-Böckler-Stiftung in Auftrag gegebenen Gutachen einiger 
VertrauensdozentInnen, das demnächst veröffentlicht wird, aufgenommen und kon- 
kretisiert. Soweit dieser Zugang geweıkschaftlich eingenommen wird, so oft mit 
pragmatischen? Zielen und Begründungen — etwa im Bereich der Geweıkschaft 
ÖTV®, im Zusammenhang mit der positiven Anerkennung von Teilzeitarbeit bei der 
IG Chemie, der NGG, aber auch im Aktionsprogramm 1988 des DGB’ -, verschie- 
dentlich aber auch mit dezidieıt frauenpolitischer Zielsetzung?. 

Nicht immer sind die Positionen trennscharf. Bosch und, ihm folgend, Däubler haben 
in ihren vor allem arbeitszeitpolitischen Vorstellungen viele Anregungen zu einer 
Pluralisierung der individuellen Arbeitsverhältnisgestaltung wenigstens im Ergebnis 
positiv aufgenommen. Umgekehrt hält z.B. Kurz-Scherf (1987, S. 130 ff.) trotz de- 
zidierter Kritik am Normalarbeitsverhältnis an ihm als Bezugspunkt fest— wenn auch 
in radikal reformulierter Gestalt. Gleichwohl liegt ein mehr als nur gradueller Unter- 
schied zwischen den beiden Zugängen darin, daß sie am Normalarbeitsverhältnis die 
über die Schutzfunktion hinausgehenden Funktionen der Selektion von Chancen und 
des Antriebs zu abhängiger Beschäftigung (vgl. Mückenberger 1989a) unterschied- 
lich intensiv wahrnehmen und diskutieren. Dies ist in den geweikschaftlichen und 
gewerkschaftsnahen Positionen — zumindest in den Arbeiten nach Bosch — zuneh- 
mend weniger der Fall (Kurz-Scherf 1987, S. 128). 
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Für den zweitgenannten Zugang sprechen m.E. folgende Gesichtspunkte, die freilich 
der vertiefenden Diskussion bedürfen: 

1. Das Normalarbeitsverhältnis - immer schon eine »herrschende Fiktion«, nicht Be- 
schreibung empirischer Realität (wie man es auch definiert) — umschreibt nur einen 
Bruchteil real vorfindlicher Arbeitsverhältnisse. 1986 machten allein Teilzeitbe- 
schäftigte (14 %) befristet Beschäftigte (8 %) und befristet Teilzeitbeschäftigte (2 %) 
ein Viertel aller Beschäftigten aus (FORSA 1987). Zu diesen ist eine hohe Dunkel- 
ziffer anderer ungeschützter Beschäftigungsformen hinzuzurechnen. In dem insoweit 
zu wenig beachteten öffentlichen Dienst lag die Teilzeitquote schon 1985 bei 17 %, 
die Befristungsquote bereits 1980 bei knapp 7 % — beides mit deutlich steigender Ten- 
denz (vgl. Langer 1988, S. 153, 200 sowie Brandes u.a. 1989). Wenn gerade noch ein 
Viertel der Arbeitnehmereine Standardarbeitszeithat und z.B. im Einzelhandel »Teil- 
zeitarbeit das »Normalarbeitsverhältnis< darstellt« (Zachert), dann hebt die mit dem 
Begriff umrissene Normalität weitgehend von der Wirklichkeit ab, ist somit eher als 
Wunschvorstellung zu verstehen. 

Mit der Charakterisierung als Wunschvorstellung ist nichts dagegen gesagt. Nur ist 
riskant, darauf die entscheidenden gewerkschafts- und rechtspolitischen Hoffnungen 
zu richten. In dieser Situation bedeutet es schlicht einen Realitätsgewinn, regulative 
Vorstellungen nicht an dem Leitbild, sondern an den real vorfindlichen Lebenslagen 
und Arbeitsverhältnissen zu orientieren. 

2. Das Normalarbeitsverhältnis bezieht seine Maßstäbe und Entwicklungsbedingun- 
gen aus dem Industriezeitalter, droht die Bedingungen einer gewandelten Indu- 
strie-, erst recht einer tertiarisierten Gesellschaft zu verfehlen. Wenn die Perspektive 
verfolgt wird, das Normalarbeitsverhältnis »auszubauen«, aus seiner mangelnden 
Universalität durch Verallgemeinerung zu befreien, dann steht dahinter die Vorstel- 
lung einer Umkehrbarkeit des gegenwärtigen Ent-Standardisierungsprozesses von 
Erwerbsarbeit. Hinsichtlich solcher Vorstellungen gibt es keine »Beweislast«. Trotz- 
dem müßten sich die Befürworter um Begründungen bemühen. Nicht zufällig ist die 
Ent-Standardisierung von Arbeitsverhältnissen besonders fortgeschritten im Dienst- 
leistungsbereich. Nun zeigt sich, 

a) daß der Dienstleistungsbereich — dazu muß man nicht mit Bell von der »nachindu- 
striellen Gesellschaft« sprechen —, zunehmend unsere Ökonomie dominiert (Albach 
1989; Rürup 1989), 

b) daß der Beschäftigungspolitik in diesem Bereich andere und wohl engere Bedin- 
gungen gesetzt sind als dem industriellen Sektor (Scharpf 1986, S. 3). 

Also muß sich eine Überlegung zu den Perspektiven des Arbeitsverhältnisses den 
realen produktionsstrukturellen Veränderungen stellen. Dazu gehören auch die Ent- 
wicklungsperspektiven des industriellen Sektors? und des öffentlichen Dienstes. Das 
ist vermutlich einfacher, wenn man den zweiten Zugang wählt, statt das überkom- 
mene Leitbild zu unterstellen. i 

3. Nimmt man das Normalarbeitsverhältnis zum Orientierungspunkt, so lenktman die 
kritische Analyse vorschnell von ihm selbst ab auf das »Abweichende«. Paradoxer- 
weise verführt die Betonung des Normalarbeitsverhältnisses in der gegenwärtigen 
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gewerkschaftspolitischen Diskussion dazu, mehr über dessen »Erosion« als über 
dieses selbst zu reflektieren. Die dem Normalarbeitsverhältnisse innewohnenden 
herrschaftlichen Funktionen — die Antriebs- und die Selektionsfunktion — bedürfen 
aber der Problematisierung, ihre De-Thematisierung oder Verharmlosung stellt einen 
Orientierungs- und Ütopieverlust gerade für Gewerkschaften dar (vgl. Mückenberger 
1989a). Wie ist damit umzugehen, daß das eng mit dem Normalarbeitsverhältnis ver- 
knüpfte Senioritätskriterium!® mit wichtigen gewerkschaftlichen Zielvorstellungen 
von Gleichheit und besserem Leben kollidiert? Diese Frage wird nicht gestellt, wenn 
hauptsächlich auf Normalisierung des von der Normalität Abweichenden orientiert 
wird. Dagegen stellt sie sich sehr scharf, wenn von einer Vielfalt vorfindlicher Ar- 
beitsformen ausgegangen und gefragt wird, wieso die große Zahl derjenigen Arbeits- 
verhältnisse, die von der herrschenden Fiktion abweichen, gesellschaftlicher Aus- 
grenzung unterworfen sind. 

4. Der vorschnelle Zugang über das Normalarbeitsverhältnis droht, neuartige Orien- 
tierungen abhängig Beschäftigter zu Arbeit, Erwerbsarbeit, zu dem Verhältnis von 
Arbeit und Leben außer Acht zu lassen, schlimmstenfalls sogar zu maßregeln. Nur hat 
er schon beim Zugang Bedeutung. Manches spricht dafür, daß die Autoren und Po- 
sitionen, die sich zentral für Sicherung und Gestaltung des Normalarbeitsverhältnis 
einsetzen, sich zwar auf den heute relativ durchsetzungsfähigsten Ausschitt der ge- 
werkschaftlichen Mitgliedschaft stützen können, daß dies gleichwohl nur ein Teil der 
(potentiellen) Mitgliedschaft ist. Dieser Teil dürfte - nimmt man die Linien der Um- 
strukturierung unserer Gesellschaft ernst — dazu noch im gesellschaftsstrukturellen 
Wandel an Gewicht und damit Durchsetzungsfähigkeit einbüßen. Unter diesen — zu- 
mindest möglichen — Bedingungen ist ein Schwund gewerkschaftlicher Durchset- 
zungskraft insgesamt nicht auszuschließen, falls nicht dem Strukturwandel entspre- 
chend neue innovatorische und organisatorische Kräfte erschlossen werden. Danach 
wäre aber vor allem im Bereich der expandierenden - derzeit gewiß gewerkschaftlich 
am wenigsten erschlossenen — gesellschaftlichen Bereiche zu suchen, die sich der ge- 
wohnten »Normalität« in weitem Umfange entziehen (vgl. Beck 1986, Zapf 1987). 
Ich vermute, daß die so umrissenen Personengruppierungen sich nicht mehr mit ei- 
ner dem Normalarbeitsverhältnis entlehnten Kultur der Einordnung in eine Kollek- 
tivdisziplin (»Solidarität des Lagers«) gewinnen lassen. Für Gewerkschaften sind sie 
vielleicht (wenn überhaupt) durch die Attraktivität individueller Selbstverwirkli- 
chungschancen in frei gewähltem kollektiven Rahmen, der Vereinbarkeit der Verant- 
wortung für individuelle und kollektive Güter, der Unterordnung von Arbeits- unter 
Lebensbedürfnisse zu gewinnen. Das verlangt aber einen anderen - und sehr viel wei- 
teren — Zugang zur Gestaltung des Arbeitsverhältnisses als den über das Normalar- 
beitsverhältnis!. 
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Normalarbeitsverhältnis — Bedeutung und Gestaltungsspielräume 


Daß die Konstruktion des Normalarbeitsverhältnis — mit der hervortretenden An- 
knüpfung an Beschäftigungskontinuität, Betriebsgröße und Vollzeitarbeit — unsere 
gesamte Sozialverfassung prägt, ist— ungeachtet der Definitionsprobleme im übrigen 
— unstreitig. Vier Elemente machen dabei die Selektivität der Anwendung aus: 

— der Arbeitnehmerbegriff, der eine Anwendungshürde allen sozialen Schutzrechts 
bildet; 

— die Schwellenwerte, die Beschäftigungsverhältnisse in Kleinbetrieben aus zentra- 
len arbeitsrechtlichen Schutzbereichen, die kürzere Teilzeitarbeitsformen aus dem 
Schutzbereich fast der gesamten Sozialversicherung, teilweise auch des Arbeitsrechts 
herausnehmen und die die Schutzintensität systematisch mit der Betriebsgröße und 
der Dauer der Betriebszugehörigkeit verknüpfen; 

— die im Arbeitsverhältnis geltenden Standards, die jenseits der Schwellenwerte 
relativ zur Nähe des Beschäftigungsverhältnisses zur fiktiven Normalität gestaffelt 
sind (z.B. Lohnersatz im Sozialrecht) oder allgemein als Sockel gelten (z.B. Arbeits- 
schutznormen), die allerdings durch nach Markt- und Organisationsmacht unter- 
schiedliche tatsächliche und tarifliche Standards überwölbt werden; 

-— die Prozeduren der Festsetzung und Kontrolle individueller Standards durch kol- 
lektive betriebliche und überbetriebliche Beteiligung, deren Effektivität gleichfalls 
mit Betriebsgröße, Beschäftigungskontinuität und Vollzeitarbeit steigt. 

Diese vier Elemente bewirken einen gewissen Bestandsschutz, aber auch eine Chan- 
cenverteilung zwischen Beschäftigten in Relation zu der Nähe ihrer Beschäftigungs- 
verhältnisse zu der fiktiven Normalität. Direkte (Entgelt) und abgeleitete Reproduk- 
tionssicherung (Unterhalt, Sozialtransfer) sind dadurch relativ stark an das Normalar- 
beitsverhältnis gekoppelt. Auch die Minimalsicherung Sozialhilfe ist noch unter den 
Vorrang der Erwerbsarbeit gestellt. 

Daß Deregulierung die »Erosion« des Normalarbeitsverhältnis herbeigeführt habe, 
ist wenig plausibel. Das zeigt das Beispiel des öffentlichen Dienstes, in dem flexible 
Arbeitsverhältnisse vordrangen, noch ehe es eine offizielle Deregulierungs-Politik 
gab (vgl. Langer 1988, Brandes u.a. 1989). Wahrscheinlichere Determinanten sind die 
Sturkturveränderungen der Wirtschaft einerseits, die arbeitsmarktpolitischen Aus- 
wirkungen dessen, was man »Individualisierung« nennt, andererseits (vgl. Mücken- 
berger 1989a). Sicher hat Deregulierungspolitik den Prozeß aber verstärkt. Dies aber 
nur teilweise durch »aktive direkte Deregulierung« (z. Bsp. Befristungserleichte- 
rung); teilweise auch durch »aktive indirekte Deregulierung« (z. staatliche Förderung 
geringer geschützter Arbeitsverhältnisse); teilweise durch »passive Deregulierung« 
(z. staatliche Hinnahme einer beschäftigungspolitischen Entwicklung, bei derbislang 
geschützte Arbeitsverhältnisse »die Flucht aus dem Arbeitsrecht« [Heither] antreten). 
Neben diesen realen können »symbolische«, sozusagen »rechtskulturelle« Effekte 
eingetreten sein: die Gewöhnung an einen neuen Typ von »Normalität«; die Verab- 
schiedung des Normalarbeitsverhältnis auch als »herrschende Fiktion«. Festzuhalten 
ist, daß die Deregulierungspolitik einen starken Basistrend möglicherweise beschleu- 
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nigt und gesellschaftlich legitimiert, sicher aber nicht verursacht oder auch nur 
ausgelöst hat. Das gilt dann auch in der Umkehrung: Die Hoffnung auf einen anderen 
»besseren« Gesetzgeber trägt zu den regulativen Folgerungen aus der Erosion des 
Normalarbeitsverhältnis wenig Zugkräftiges bei.'? 
Geht man wie ich von einer Wahrscheinlichkeit aus, daß -— aus verschiedenen derzeit 
diskutierten Gründen!? (Gründen der Produktionsstrukturveränderung, der demogra- 
phischen Entwicklung, der Durchsetzungsmacht für Umverteilungsvorhaben, der 
Grenzen rein quantitativen Wachstums, der Veränderungen in den Einstellungen zu 
Erwerbsarbeit, zu den Geschlechtern und zum Verhältnis von Arbeit und Leben) — 
‚eine Verallgemeinerung der aus dem Normalarbeitsverhältnis hergeleiteten Garanten 
auf alle, die auf sie angewiesen wären, weder stattfinden kann noch stattfindet, daß 
eher zunehmende Selektivität von dessen Geltung zu erwarten ist (Stichwort: Zwei- 
drittel-Gesellschaft), dann folgt daraus die Aufgabe, die Sicherungen der Reproduk- 
tion relativ weitgehend vom Normalarbeitsverhältnis abzukoppeln, d.h. mehr als 
bisher die Bindung des Lebensniveaus an die Erwerbsrolle zu lockern. 
Praktisch meint dies einerseits — wie es in der neueren gewerkschaftlichen Politik an 
Boden gewinnt und etwa in der Arbeit von Zachert (1989) phantasievoll weiterent- 
wickelt worden ist-den Versuch, vom Normalarbeitsverhältnis abweichende Gestal- 
tungen nicht mehr zu ignorieren, nicht mehr einfach »abzulehnen«, sondern durch 
Regelungen sozialverträglich auszugestalten, damit aber auch »anzuerkennen«. 
Weitgehend bedeutet dies andererseits — dies steht bei den genannten Ansätzen und 
Konzepten noch aus!* —, am Normalarbeitsverhältnis selbst diejenigen Leitmerkmale 
zu problematisieren und zurückzudrängen, die eine relative Zuweisung sozialer Un- 
sicherheit enthalten, indem sie »abweichende« Beschäftigungsformen ausgrenzen. 
Beide Konsequenzen gehen nämlich nicht von selbst miteinander einher. Regelung 
von Teilzeitarbeit setzt nicht sozialversicherungsrechtliche Schwellenwerte außer 
Kraft. Die Verstetigung unstetiger Arbeit beseitigt nicht die selektive Bedeutung des 
Senioritätsprinzips etwa bei der Sozialauswahl im Kündigungsschutzprozeß. Eine 
»Gleichberechtigung« vom Normalarbeitsverhältnis abweichender Beschäftigungs- 
formen im Hinblick auf Sozialverträglichkeit setzt darüber hinaus eine bewußte 
Relativierung der selektiven Merkmale des Normalarbeitsverhältnis voraus. 
Gewiß ist man miteiner solchen Forderung schnell an »heißen Eisen« gewerkschaft- 
lichen Arbeits- und Selbstverständnisses: an der Infragestellung der Erwerbsarbeits- 
zentrierung, des Leistungsprinzips in der Arbeitspolitik, des Äquivalenzprinzips in 
der Sozialversicherung. Denn in der Konsequenz dieser Forderung liegt eine Ausge- 
staltung von Arbeitsverhältnissen, die stärker der Logik sozialen Schutzbedarfs als 
derjenigen von über Seniorität vermittelter Marktmacht folgt. Das bedeutet die Aus- 
weitung erwerbsarbeitsunabhängiger Einkommensquellen — angefangen vom Zu- 
wachs beitragsloser Zeiten in der Sozialversicherung über Sockelungen in den be- 
stehenden Sicherungssystemen (Mindestrente, Mindestarbeitslosenhilfe) bis mög- 
licherweise staatlich garantiertem Grundeinkommen bei bestimmten gesellschaftlich 
nützlichen, aber nicht-erwerblichen Tätigkeiten oder einem sogar. davon entkoppel- 
ten Einkommen (vgl. Mückenbeıger /Offe/Ostner 1989). 
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Daß dieses Konzept Solidaritätsfragen in der Arbeitnehmerschaft und den Gewerk- 
schaften (zwar nicht völlig neu, aber) aufeinem sichtlich veränderten qualitativen Ni- 
veau stellt, ist absehbar. Die Bemühungen gegen Diskriminierung von der Normali- 
tätsfiktion abweichender Beschäftigungsverhältnisse werden vielleicht Ähnlichkei- 
ten ausweisen wie diejenigen gegen Frauendiskriminierung am Arbeitsmarkt. So wie 
eine Frauenquote (unter Bedingungen nicht beliebig ausdehnbaren Arbeitsplatzan- 
gebots) auch zulasten von Männern gehen wird, so wird (unter Bedingungen allen- 
falls begrenzt durchsetzbarer Umverteilung zulasten des Kapitals) die Aufwertung 
von der »Normalität« abweichender Beschäftigung und Nicht-Erwerbsarbeit eine 
Chancenumverteilung zulasten des Normalarbeitsverhältnis implizieren. Sozialpoli- 
tisch scheint keineswegs festzustehen, wo Solidaritätsgrenzen definitiv liegen — wie 
manches am schwedischen Modell zeigt (vgl. Heseler 1989, S. 223 ff). Sie vor dem 
praktischen Test zu beschwören, ist riskant. Es kann sie nämlich - als self-fulfilling 
prophecy — gerade herbeiführen. 


»Verteidigung des Normalarbeitsverhältnisses« und neue soziale Bedürfnisse 


Als Einstieg zur Diskussion von Zielperspektiven eignen sich — aus der Fülle neuer 
Literatur zum sog. »Wertewandel« — die Ergebnisse der traditionell angelegten 
INFAS-Studie »Wandel des politischen Bewußseins von Arbeitnehmern«, die von der 
Hans-Böckler-Stiftung mitgefördert wurde. 

Herausragend finde ich in unserem Zusammenhang vier Ergebnisbereiche: 

a) An der Spitze sämtlicher Zukunftspräferenzen von Arbeitnehmern steht heute of- 
fenbar ein Kollektivgut: der »Schutz der natürlichen Umwelt« (mit 71 % der Nennun- 
gen) (II, S. 65; IV, S. 136). Diese Präferenz steigert sich mit dem Bildungsniveau. 
b) Es gibt im gewerkschaftsnahen Bereich offenbar zwei unterscheidbare, annähernd 
gleichgewichtige »Reformflügel«: die »Sozialreformer« und die »Gesellschaftsre- 
former« (II, S. 96 ff.). 

-Die Zielpräferenzen der Sozialreformer liegen bei Arbeitsplatz, Einkommen und 
Familie und einer eher »instrumentellen« Berufsorientierung. Sie sind in betriebli- 
chen und gesellschaftlichen Auseinandersetzungen weniger Kooperations- als kon- 
fliktbereit. Sie trauen den Geweıkschaften die relativ höchste Kompetenz in Zu- 
kunftsfragen zu (IH, S. 91). 

-Die Zielpräferenzen der Gesellschaftsreformer liegen einerseits im »Verlangen nach 
Selbstverwirklichung in persönlicher Freiheit und durch befriedigende Arbeit« (II, 
S. 100), andererseits im politisch definierten Schutz kollektiver Güter (Umwelt, Frie- 
den, Dritte Welt). Diese Gruppe ist in der betrieblichen wie gesellschaftlichen Aus- 
einandersetzung sowohl kooperations- als auch konfliktbereich, dies allerdings in 
anderen Formen als die erstgenannte (III, S. 107/8). Sie traut den »neuen sozialen 
Bewegungen« wesentlich höhere Kompetenz in Zukunftsfragen zu als etwa den 
Gewerkschaften (III, S. 91). 

Bei der Zuordnung von Arbeitnehmern zu den beiden Flügeln gibt es eine geradezu 
lineare Beziehung mit dem Niveau des allgemeinen oder Berufsbildungsabschlusses: 
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je höher dieser Abschluß, um so eher die Zuordnung zum Flügel der Gesellschafts- 
reformer (III, S. 99). Leider läßt die Studie die Umbrüche in der Frauenfrage fast 
völlig unbelichtet (S. III, S. 60; VI, S. 122 ff.). Die wenigen ermittelten Indizien 
deuten darauf hin, daß bei Frauen stärkere Präferenzen bei Umwelt, Frieden und 
Gesundheit liegen, daß der Stellenwert von Erwerbsarbeit demgegenüber etwas 
geringer gewertet ist. 

c) Interessant erscheint die Gruppe der »Beitrittsbereiten«, die immerhin 1/5 aller 
nicht-organisierten Arbeitnehmer ausmacht (I, S. 41; IL, S. 133 — 5). Diese optiert 
offenbar deutlich niedriger für traditionelle tarif- und sozialpolitische gewerkschaft- 
liche Aufgaben, aber überproportional für Umweltschutz und gesellschaftliche Re- 
formen (s. a. IV, S. 130 ff.). Sie weist auch sonst Übereinstimmungen mit dem Flügel 
der »Gesellschaftsreformer« auf. 

d) Die Studie verzeichnet einen erheblichen Zuwachs individualisierter!'* Werthal- 
tungen und Konfliktlösungsmuster von Arbeitnehmern (z.B. II, S.186; III, S. 128 ff.; 
IV, S. 149 ff.). Ebensowenig aber wie mit Individualisierung generelle Konfliktunfä- 
higkeit einhergeht (s. oben b), ebensowenig ist mit ihr eine notwendige Nähe zum 
(Neo-)Konservatismus verbunden. Sie ist offenbar insofern ambivalent, als sie in 
Verschmelzung mit konservativen Grundströmungen gefährlich, im Kontext per- 
spektivreicher gewerkschaftlicher Modernisierungsprogramme aber überaus pro- 
duktiv für Gewerkschaften werden kann. 

Wie valide die Ergebnisse der INFAS-Studie sein mögen, sie weıfen für unseren Zu- 
sammenhang sozusagen eine große Forschungshypothese auf. Die vorrangige ge- 
werkschafts- und rechtspolitische Orientierung am Normalarbeitsverhältnis dürfte 
ziemlich genau den Orientierungen und Ansprüchen des geschilderten »sozialrefor- 
merischen« Flügels entsprechen. Ebenso genau scheint sie aber Orientierungen und 
Ansprüche der »Gesellschaftsreformer«, der Beitrittsbereiten zu verfehlen und die in 
der Individualisierung liegende Ambivalenz zu verspielen. Wenn die Befunde der 
Studie zutreffen, dann müßte die Diskusion um die Neuordnung von Arbeitsverhält- 
nissen unter der Perspektive geführt werden, wie sie Gewerkschaften für Gruppierun- 
gen attraktiv machen Kann, 

— die Interessen an Kollektivgütern favorisieren, 

— die Bedeutung der Erwerbsarbeit zugunsten von individueller Freiheit, zugunsten 
eines partnerschaftlichen Verhältnisses zwischen den Geschlechtern in Beruf, Fami- 
lie und Gesellschaft und zugunsten gesellschaftlichen Nutzens relativieren, 

— die Kollektivität nicht mehr in Gestalt eines fraglosen »Lagers« akzeptieren, 
sondern nur soweitsie inkommunikativer Überzeugungsprozessen hergestellt wurde 
(daher auch widerruflich ist). 


Umrisse für die Konzipierung sozial wünschenswerter Arbeitsverhältnisse 


Die Pluralisierung innerhalb der Gewerkschaften und im gewerkschaftsnahen 
Umgebung, die schon vor der INFAS-Studie belegt war, ist der tiefere Grund meines 
— unter 1. gewählten - Ansatzpunktes bei einer Vielfalt sozialverträglich auszugestal- 
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tender Arbeitsverhältnisformen und nicht »dem« Arbeitsverhältnis, gar dein Norma- 
larbeitsverhältnis. Sie ist der tiefere Grund dafür, daß man heute ersteinmal seriös den 
wirklichen Optionen arbeitender Menschen in bezug auf Arbeitsverhältnisgestaltun- 
gen nachgehen müßte, ehe man vorab eine (nicht nur fiktive, sondern offensichtlich 
auch gespaltene) Normalität fixiert und sich dadurch seinen Such- und Ausgestal- 
tungsraster vorgeben läßt. 

Insofern bin ich auch zurückhaltend bei Empfehlungen zur »Zielsetzung« und »kon- 
kreten Utopie« sozial wünschenswerter Arbeitsverhältnisse. Gewiß scheinen mir 
allein folgende allgemeinste Eckpunkte (vgl. Mückenberger 1988): 

1. Eine rechtliche Struktur, die die Chance einer »Lockerung« von Erwerbsbiogra- 
phien eröffnet. Sie müßte die reale Möglichkeit bieten, die Erwerbsarbeitszentrierung 
zurückzudrängen und mehr Zeit für gesellschaftlich sinnvolle Nicht-Erwerbsarbeit 
zu nutzen. Hier scheint generelle Arbeitszeitverkürzung zwar ein notwendiger, aber 
nicht unbedingt hinreichender Weg. 

2. Eröffnung einer Vielzahl von individuellen Optionen 

a) hinsichtlich des Grades und der Art der Erwerbsteilnahme und der Arbeitszeiten, 
b) hinsichtlich des Grades und der Art der Nicht-Teilnahme am Erwerbsleben zugun- 
sten anderer gesellschaftlicher Tätigkeiten. Ziel wäre, eine optimale Entsprechung 
mit der Phase des Lebenszyklus, der gewählten Lebensform und den individuellen 
und gesellschaftlichen Prioritäen zu erlauben. An dieser Stelle hilft das lineare Ar- 
beitszeitverkürzungsmodell — selbst in der utopiehaltigsten Form des 6-Stunden- 
Tages - nicht viel weiter. Denn (von Realisierbarkeits- und Durchsetzungsgesichts- 
punkten sehe ich hier, wie ja auch in meinen eigenen Überlegungen, ersteinmal völlig 
ab) es unterstellt unweigerlich eine standardisierbare und standardisierte Rolle der 
Erwerbsarbeit in der individuellen und kollektiven Biographie, von der aber eben 
keine Rede mehr sein kann. 

Die Öffnung individueller Optionen weist — neben Problemen, die bereits in der 
Diskussion sind — zwei Grundprobleme auf, für deren Lösung noch nicht einmal 
Umrisse vorliegen: 

— im Rahmen bestehender Arbeitsverhältnisse läßt sich Optionalität in Gestalt qua- 
litativer und quantitativer Arbeitszeitpolitik zumindest gedanklich leicht realisie- 
ren!’. Wenn Optionalität aber auch den Wechsel zwischen Erwerbs- und Nicht-Er- 
werbstätigkeit außerhalb eines bestehenden Arbeitsverhältnisses einschließen soll 
(z.B. Selbständigkeit), bedarf es neuartiger Zugangs- oder Wiederzugangsgarantien 
zu Arbeitsplätzen; 

— Wenn man Erwerbstätigkeit jenseits abhängiger Beschäftigung gewerkschaftlich 
nicht einfach ignorieren oder zurückdrängen, sondern gestalten und fördern möchte, 
wäre auch an die Ausweitung nicht-arbeitsverhältnisgebundener Schutzstandards 
und womöglich sogar Vertretungsprozeduren zu denken’®. 

Beide Probleme (wie überhaupt mein Ansatz zum Normalarbeitsverhältnis und die 
meisten meiner Forschungsanregungen) legen nahe, die Perspektivüberlegungen kei- 
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nesfalls auf arbeitsrechtliches und tarifvertragliches Gebiet zu beschränken, sondern 
auf andere gesellschaftspolitische Gestaltungsfelder (Sozial-, Familien-, Strukturpo- 
litik) zu erstrecken. 

3. Lockerung von Erwerbsbiographien und Optionalität drohen, geschlechtsspezifi- 
sche Benachteiligung zu vertiefen, zumindest unangetastet zu lassen, wenn sie nicht 
von einer Politik der Gleichverteilung von Erwerbs- und Nicht-Erwerbsarbeit zwi- 
schen den Geschlechtern begleitet werden. Ich unterstelle hier einerseits begrenzte, 
jedenfalls nur begrenzt ausweitbare Arbeitsplätze, andererseits einen Mangel an Zeit- 
kontingenten im Bereich der nicht-erwerblichen Arbeit. Dann folgt aus dem Gleich- 
verteilungsgedanken das Erfordernis, Zeitkontingente von Männern auf nicht-er- 
werbliche Tätigkeiten, solche von Frauen auf Erwerbsarbeit umzuleiten. Der Gedan- 
ke von Quoten und positiven Fördermaßnahmen ist hier zwar wegweisend. Man muß 
ihn aber aus der Verknüpfung mit dem Leitbild des Normalarbeitsverhältnis lösen (bei 
der die Gleichverteilungsforderung mit dem Postulat der Universalisierung des Nor- 
malarbeitsverhältnis auf alle Frauen gleichgesetzt würde). Er müßte vielmehr auch in 
umgekehrter Richtung durchdacht werden: wie kann man Männer an Teilzeitarbeit!’ 
(geschlechtsspezifische Quotierung der Teilzeitarbeitsmärkte?) und zeitweiser 
Nicht-Erwerbsarbeit zugunsten von häuslicher Arbeit gleich beteiligen? (Inanspruch- 
nahme von Elternschaftsurlaub und -geld nur quotal?) 

4. Chancen zur Einbeziehung in Kommunikations- und kollektive Beteiligungspro- 
zesse müßten eröffnet werden, die einerseits Anschluß haben an betriebliche, tarifli- 
che und sonstige Vertretungsstrukturen, die andererseits abernicht allein vom betrieb- 
lichen Sozialzusammenhang und dem juristischen Band des Arbeitsverhältnisses 
abhängen (siehe schon oben 2). Rudimente davon gibt es in traditionell prekären Fel- 
dern. Eine derartige gesellschaftliche »Vertretungs«struktur neuer Prägung (aller- 
dings meist ohne direktes Mandat, daher auch ohne Druckpotential) deutet sich in 
dem - den skandinavischen Ombudsleuten nachgeprägten — betrieblichen und über- 
betrieblichen »Beauftragten« für bestimmte gesellschaftliche Zwecke an (vgl. Mük- 
kenberger/Hoffmann 1988). Effektivität und Perspektiven solcher Ansätze wären 
m.E. darauf zu überprüfen, inwieweit sie die veränderten Topographie der Arbeit 
(Müller-Jentsch) entsprechende kollektive Beteiligungs- und Schutzstrukturen bil- 
den könnten. 

5, Immer drängender wird. der Gedanke einer nicht nur vom Normalarbeitsverhältnis, 
sondern vom Arbeitsverhältnis entkoppelten Basisabsicherung. Ich unterstelle hier, 
einerseits daß das skizzierte System der Koppelung von Reproduktionssicherung und 
Erwerbsarbeit nicht tragfähig bleibt und zunehmende Legitimationsdefizite aufweist, 
andererseits daß über das Bisherige hinausgehende Grundsicherungen rechnerisch 
(unter Einschluß von Umverteilungsprozessen) und rechtlich realisierbar sind bzw. — 
nach derzeitiger Begutachtung — werden können (vgl. Mückenberger/Offe/Ostner 
1989). Grundsicherung kann viele Formen haben, aber allemal partiell mit einem 
auch höher verdienende Arbeitnehmer negativ betreffenden Umverteilungsprozeß 
von Einkommen verbunden sein: durch Transfers von Erwerbseinkommen auf Men- 
schen, die gering entlohnten Erwerbs- oder nicht-erwerblichen gesellschaftlich not- 
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wendigen Tätigkeiten nachgegangen sind. Gewerkschaftlich wird dies ein Problem 
der Solidaritätsgrenzen, es sei denn ein neuer, an gesellschaftlichem Nutzen orientier- 
ter Arbeitswert- und damit Gerechtigkeitsmaßstab gewönne an Boden. Bleibt Er- 
werbsarbeit Wertmaßstab und Nicht-Erwerbsarbeit Wertlosigkeitsmaßstab, scheitern 
Grundsicherungsmodelle an aus Leistungsdenken und Versicherungslogik resultie- 
renden Solidaritätsgrenzen. Ich vermute allerdings - nicht erst aufgrund der INFAS- 
Studie —, daß die Gerechtigkeitsmaßstäbe undmitihnen die Solidaritätsbereitschaften 
in unserer Gesellschaft gleichfalls in einem epochalen Umbruch sind. Grund genug 
zumindest, sie unter den geschilderten Bedingungen genauer zu ermitteln. 


Anmerkungen 


1 Vgl. als Beispiele Anträge 207 (Teilzeitarbeit) und 210 (Leiharbeit) des Gewerkschaftstages 1980 der 
IG Druck und Papier und die Modifikation in Sachen Teilzeitarbeit in Antrag 186 des Gewerkschafts- 
tages 1986. 

2 Gemäß dem 15. ord. Gewerkschaftstag verfolgt die Gewerkschaft heute das doppelte Ziel, zwar »Teil- 
zeitarbeit soweit wie möglich einzugrenzen«, aber nunmehr gleichzeitig die »konkreten Bedingungen 
so gut wie möglich zu gestalten« (IG Metall (Hg.) 1988, S. 5 und 39). 

3 Vgl. etwa »Auflösung des Normalarbeitsverhältnisses«, Gespräche der List-Gesellschaft (1988) so- 
wie: Birk (1987), Heinze (1987, S. 222 und S. 229), Mückenberger/Deakin (1989). 

4 Siehe: Protokoll des Soziologentages Hamburg 1986; ferner zahlreiche Analysen in den Zeitschriften 
Soziale Welt und Zeitschrift für Sozialreform seit 1986; zuletzt Symposium des Wissenschaftskollegs 
zu Berlin »Ethische Grundlagen der Sozialpolitik«, vgl. Bericht in FAZ v. 26.4.1989. 

5 Die Broschüre der GHK (1988) »Beschäftigungsförderungsgesetz und ungeschützte Beschäftigung« 
z.B. wählt zwar den Zugang über den Begriff des Normalarbeitsverhältnisses (vgl. S. 21), beschäf- 
tigt sich aber praktisch in erster Linie mit dem Schutzbedarf bei ungeschützten Beschäftigungsver- 
hältnissen. 

6 Vgl. etwa die Veränderung in der Position zu AB-Maßnahmen zwischen den Gewerkschaftstagen 
1980 und 1988. Eine prinzipiellere Begründung des Zusammenhang zwischen diesem Zugang und 
dem Prozeß der Individualisierung findet sich bei Wulf-Matthies (1989, S. 306). Sie schlägt sich auch 
in der seit 1987 geführten Kampagne der ÖTV »Zukunft durch öffentliche Dienste« nieder (Veröf- 
fentlichung des ersten Bandes demnächst im Bund-Verlag). Siehe die Leitlinien der ÖTV Hessen zur 
Teilzeitarbeit, die nicht mehr von dem Bedürfnis ausgehen, Teilzeitarbeit zurückzudrängen. 

7 Der Teilzeit-Tarifvertrag der chemischen Industrie vom 13. April 1987 verfolgt nicht das Ziel, Teil- 
zeitarbeit zu verhindern oder zu erschweren. Auch die neueren Schutzkonzepte für Teilzeitarbeit der 
NGG und des DGB (hier in gewissem Widerspruch zum Sozialpolitischen Programmentwurf; wollen 
eine volle Option zum Übergang in Teilzeit eröffnen, gehen insofern von der alleinigen Präferenz für 
»das« Normalarbeitsverhältnis ab. Details bei Zachert 1989, S. 95-97. 

8  Vegl.nurdie Stellungnahmen von R. Droge, G. Hamacher, K. Zwickel und Ch. Müller-Wichmann, in: 
Müller-Wichmann 1987; vgl. auch die Position von Kurz-Scherf 1988, S. 126. 

9 Hier wäre anzuknüpfen bei den besonders von Piore/Sabel (1985) und Kern/Schumann (1984) kon- 
statierten Wandlungen von inflexibler Massenfertigung zu flexiblen Produktionslinien. 

10 Gemeint ist damit, daß Chancenzuweisung relativ zur Dauer der Betriebszugehörigkeit erfolgt. Die- 
ses Kriterium gilt nicht ungebrochen in den deutschen industriellen Beziehungen. Daß es aber auch 
in der BRD maßgebliches Kriterium der Beschäftigungssituation ist und strukturell mit Diskriminie- 
rung, gerade von Frauen, einhergeht, ist aus arbeitsökonomischer Sicht besonders von Bellmann und 
Schasse (1988a, 1988b, 1989, S. 91) nachgewiesen worden. 

11 Der macht- und durchsetzungspolitische Gesichtspunkt, den die Verteidiger des Normalarbeitsver- 
hältnis dessen Kritikern oft entgegenhalten, spricht somit mittelfristig gerade für eine Öffnung und 
Neuorientierung. 
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12 Daraus erklärt sich die Eingrenzung der Arbeit von Zachert auf das Mittel des Tarifvertrages. Die fol- 
genden rechtspolitischen Überlegungen gehen über diese Eingrenzung bewußt hinaus. 

13 Die meisten werden in den instruktiven Beiträgen von Hoffinann-Novotny (1988) und Schäfer (1989) 
in der Zeitschrift für Sozialreform 1988, S. 659 ff. und 1989, S. 28 ff. sowie in den bereits zitierten 
Arbeiten von Zapf, Rürup, Albach und Scharpf diskutiert. 

14 Dies erklärt sich daraus, daß sie sich bewußt auf das tarifliche Regelungsinstrument beschränken — 
während das Normalarbeitsverhältnis sich aus arbeits- und sozial- (darüber hinaus noch familien- und 
gesellschaftspolitischen) Maßnahmen und Instrumentarien zusammensetzt. 

15 6 Bände, Frankfurt/New York 1989; ı. folg. wird zitiert als I: Gewerkschaften vor den Herausforde- 
rungen der Neunziger Jahre; als IJ: Arbeitsmarktkrise und Arbeitnehmerbewußtsein; als III: Sozialer 
Wandel und Einheitsgewerkschaft; als IV: Arbeitnehmerbewußtsein im Wandel; Wandel der Indu- 
striegesellschaft und Arbeitnehmerbewußtsein als V.; Technischer und sozialer Wandel in der Ar- 
beitswelt als VL. " 

16 Der in der Studie verwendete Begriff der Individualisierung läßt allerdings jede reflektierte Ausein- 
andersetzung ınit neuerer Literatur — etwa Beck, Zapf, Hoffmann-Novotny usw. — vermissen. Schon 
der häufig gebrauchte Begriff »individualistisch« oder »Individualismus« verfehlt den wissenschaft- 
lichen Begriff der »Individualisierung« und verkleistert ihn durch eine unausgewiesene Vor-Abwer- 
tung. Zu Ehre der Autoren sei hinzugefügt, daß sie ehrlich genug sind, den pejorativ eingeführten Be- 
griff (etwa ll, S. 178) sozusagen im Verlauf der empirischen Auswertung zumodifizieren und zu diffe- 
renzieren: etwa IH, S. 134, 137. 

17 Dieser Gedanke war eines der Struktur-Prinzipien im Arbeitszeitgesetz-Entwurf der Grünen von 
1984. 

18 So ansatzweise im Recht der Arbeitnehmerüberlassung ($ 14 AUG), sogar betriebseingegliederter 
Selbständiger (Taxi-Zentralen-Entscheidung des BAG) einerseits, im Recht der arbeitnehmerähnli- 
chen Personen und der Heimarbeiter andererseits ($ 12 a TVG; $$ 17 ff. HAG). 

19 Hier haben Studien etwa Strümpels (1988) zu teilzeitarbeitenden Männern ihre auch für Gewerk- 
schaften unleugbare Pionierfunktion. 
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Birgit Mahnkopf 
Die dezentrale Unternehmensorganisation — 
(k)ein Terrain für neue »Produktionsbündnisse«?! 


Zusammenfassung: In vielen Unternehmen wird heute auf externe und interne De- 
zentralisierung gesetzt: Unter der Leitgröße »Flexibilisierung« kommen ganzheitli- 
che Logistikkonzepte, EDV-gestützte Informations- und Fertigungssysteme und kon- 
sensorientierte Beteiligungsmodelle zum Einsatz. Der folgende Beitrag geht insbe- 
sondere der Frage nach, ob diese Entwicklungen die Gewerkschaften zu »aktivem Co- 
Management« und »Produktionsbündnissen« auf der betrieblichen Ebene zwingen. 
Vertreten wird hier die These, daß organisationsinterne und Legitimationsprobleme 
der Gewerkschaften durch eine »mikropolitische Anpassung« an neuere Unterneh- 
mensstrategien nicht zu lösen sind, daß weniger ein »neuer Realismus« der Gewerk- 
schaftspolitik auf der Tagesordnung steht als eine »neue Unbescheidenheit« — das. 
Projekt einer egalitären wie moralisch vertretbaren Modernisierung! 


Die Exponenten von Arbeit und Kapital müssen ihre zukunftsgerichteten Strategien 
heute unter dem Einfluß globaler Instabilitäten und unter Bedingungen erhöhter 
Unsicherheit formulieren. Zunehmende Unsicherheit über realisierbare Profite aus 
produktiven Investitionen hat einerseits das Interesse an kurzfristigen Finanzinvesti- 
tionen gesteigert und zu einer beschleunigten, deutlich spekulativen Zirkulation von 
liquidem Kapital geführt, andererseits zu einer Dezentralisierung der Industriepro- 
duktion. Industrielle Produktion geht heute einher mit: geographischer Spezifizie- 
rung, globaler Abhängigkeit und einer anhaltenden Bewegung weg von den riesigen 
Betrieben, die kennzeichnend waren für die Blütezeittayloristisch-fordistischer Mas- 
senproduktion und -konsumtion. In Zeiten, da das Kapital »hypermobil« geworden 
ist, verschärfen sich als Folge globaler Instabilitäten von Produktion und Handel die 
inter-industrielle, inter-regionale und internationale Konkurrenz; durch die Einbin- 
dung lokaler Unternehmen in den Weltmarkt geraten die Löhne, Arbeitsbedingungen, 
Arbeitszeiten und Sozialleistungen in Schlüsselbranchen der kapitalistischen Kern- 
länder zunehmend unter Druck. Strittig ist dabei, in welchem Maße Entscheidungen 
über Produktionsstandorte heute beeinflußt werden von Maiktsignalen hinsichtlich 
kurzfristiger Kosten- und Preisfluktuationen — oder anders formuliert: Ob Produk- 
tionsentscheidungen (insbesondere die großer trans- und international operierender 
Unternehmen) heute cher von lokalen Löhnen und den Qualifikationen der verfügba- 
ren Arbeitskräfte abhängen oder von Faktoren wie der Größe und Nähe von Absatz- 
märkten, der Stabilität von Preisen, Zinsen-und Wechselkursen sowie der Stabilität 
von nationalen Politiken und institutionellen Strukturen. Eines aber scheint weithin 
unbestritten: Es sind vornehmlich die »turbulenten Umwelten« der Unternehmen, 
welche im »Zeitalter der Diskontinuität« (P.S. Drucker) die Maßstäbe für eine Re- 
strukturierung der industriellen Beziehungen vorgeben. 
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Dafür sorgen nicht allein die erwähnten ökonomischen Entwicklungen sondern 
gleichermaßen jene produktionstechnischen Neuerungen, die wirmitden Schlagwort 
»Dritte Industrielle Revolution« belegen. Auch sie üben einen »Innovationsdruck« 
auf »interne Rigiditäten« der institutionellen Organisation von nationalstaatlich regu- 
lierten Arbeitsbeziehungen aus: Durch den vermehrten Einsatz von Mikroelektronik 
in flexiblen Fertigungs- und Dienstleistungssystemen wird die betriebliche Elastizi- 
tät, die bislang durch menschliche Arbeitskraft zu garantieren war, zumindest in Teil- 
bereichen auf technische Einrichtungen verlagert. Damit verbinden sich ungeahnte 
Möglichkeiten der räumlichen und zeitlichen Entkopplung von Mensch-Mensch- und 
Mensch-Maschinen-Systemen. Techniken hoher Elastizität können heute dazu ge- 
nutzt werden, die Bindung der Produktion an starre Arbeitszeitregelungen von Ta- 
rifverträgen, Arbeitszeitordnungen und Geschäftszeiten zu lockern. Institutionelle 
Ordnungsmuster, die unter diesen Bedingungen an einem »naiven, aus der Präsenz 
am zentralisierten Arbeitsplatz abgeleiteten Arbeitszeitbegriff« festhalten, erschei- 
nen - so eine weitverbreitete Sichtweise der »Dritten Industriellen Revolution« - als 
störende »Entkopplungsgrenzen«, die einen heute schon technologisch möglichen 
Entwicklungssprung blockieren (vgl. Staudt 1987, S. 25). 

Vor dem Hintergrund dieser technologischen und ökonomischen Entwicklungen wer- 
den nationale und sektorale Gewerkschaften heutzutage vor allem danach beurteilt, 
ob sie einen konstruktiven Beitrag zur Modernisierung von Ökonomie und Arbeits- 
markt leisten — weniger danach, ob ein solcher Beitrag auch geeignet ist, Prozesse 
rechtlichen Fortschritts und sozialer Demokratisierung voranzutreiben. In allen west- 
lichen Industrieländern kreist die Diskussion um die Rolle der Gewerkschaften auf 
dem Arbeitsmarkt und weniger - in den USA fast gar nicht mehr — um ihre vermit- 
telnde Rolle im politischen System als ganzem. Dies hat einen naheliegenden Grund: 
Im Verlauf der weltweiten ökonomischen Krise ging die Initiative für eine Neugestal- 
tung der industriellen Beziehungen von den Unternehmen aus. Nicht nur in den USA, 
wo die Gewerkschaften inzwischen 20 % der Beschäftigten organisieren, sondern 
selbst in einem Land wie Schweden, in dem die große Majorität der Beschäftigten ge- 
werkschaftlich organisiert ist, stehen die Gewerkschaften unter Zwang, sich auf natio- 
naler und lokaler Ebene den globalisierenden Unternehmensstrategien anzupassen. 
Im Falle Schwedens sind im Verlauf der letzten Jahre sowohl das redistributive Steu- 
ersystem wie die »solidarische Lohnpolitik« unter Druck geraten; doch handelt es 
sich hier eher um eine Art »Gegenoffensive« zur Rückeroberung jener Macht, die den 
Unternehmen durch eine arbeitnehmerfreundliche Gesetzgebung während der frühen 
70er und 80er Jahre verloren ging( vgl. Rehn/Viklund 1987, S. 40). Demgegenüber 
geht es im Falle der USA längst nichtmehr um eine Schwächung der Gewerkschaften 
sondern um ihre dauerhafte Verdrängung, genauer: um eine »Ent-Gewerkschaft- 
lichung« der Gesellschaft (vgl. Kochan (ed.) 1985; Milton 1986). National-, bran- 
chen- und sogar unternehmensspezifische Unterschiede bestimmen die Durchgriff- 
stiefe und das Tempo gegenwärtiger Restrukturierung der industriellen Beziehungen; 
länderübergreifend aber wird von den Gewerkschaften ausschließlich eines verlangt: 
die Anpassung ihrer Programmatik, Strategie, Tarif- und Betriebpolitik an »neue 
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Unternehmensstrategien«. Aus dem Blick geraten dabei sowohl makroökonomische 
wie politische Effekte gewerkschaftlichen Handelns. 

Auch den bundesdeutschen Gewerkschaften wird heute eine angebotsorientierte Ar- 
beitsmarktpolitik als einzig zeitgemäße Antwort auf neue Unternehmensstrategien 
empfohlen. Nicht allein konservative Regierungs- und Unternehmensvertreter son- 
dern auch wohlmeinende Sozialwissenschaftler aus dem »linken« Spektrum formu- 
lieren — unter Schlagworten wie »Mikroregulierung« oder »Produktionsbündnis« — 
die These, daß eine »realistische« Gewerkschaftspolitik ohne aktives Co-Manage- 
ment nicht auskommt. Demnach sollen insbesondere betriebliche Interessenvertreter 
»Verantwortung« für die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen übernehmen (vgl. 
u.a. Müller-Jentsch 1988; Streeck 1989). Empfohlen werden den Betriebsräten 
»Bündnisse« mit dem Management in den Bereichen von Produktstrategien und 
Marketing, auf den Ebenen der betrieblichen Arbeitszeit-, Personal- und Qualifika- 
tionspolitik. Eine Dezentralisierung gewerkschaftlicher Interessenvertretung ver- 
langt von den Betriebsräten, daß sie verstärkt auf die Einrichtung von Qualitätszirkeln 
und Gruppenarbeit drängen, um so die Einführung neuer Technologien zu beschleu- 
nigen, und daß sie sich für eine Nutzung von Arbeitszeitverkürzung als Qualifika- 
tionszeit einsetzen. Von den Gewerkschaften verlangt sie, daß der Strukturwandel 
alter Industrien nicht durch Widerstandsaktionen verzögert, eine gruppenbezogene 
Organisationspolitik betrieben und im übrigen der betrieblichen Interessenvertretung 
Serviceleistungen zur Verfügung gestellt werden. Dies alles unter weitgehendem 
Verzicht auf eine bindende, vereinheitlichende und egalitäre Programmatik. Die eher 
konservativen Propagandisten einer solchen Modernisierungsempfehlung ergänzen 
an dieser Stelle noch: vom Mittel des Arbeitskampfes sei nur äußerstensfalls Ge- 
brauch zu machen. 

Das zentrale Problem, dem im Folgenden nachgegangen werden soll, läßtsich inetwa 
so zuspitzen: Haben wir zukünftig mit einer »Japanisierung« der industriellen Be- 
ziehungen zu rechnen? Oder spricht nicht mehr dafür, daß der verschärfte Konkur- 
renzdruck in und zwischen den Betrieben einen eher dürftigen Nährboden für ver- 
trauens- statt Konfliktregulierte Kooperationsformen hergibt? Werden Formen kol- 
lektiver Interessenvertretung auch hierzulande entbehrlich, weil die Einführung 
Japanischer Organisationspraktiken u.a. eine Delegation von Produktionsverantwor- 
tung und fachlichen Kompetenzen »nach unten« ermöglicht? Oder haben wir damit 
zu rechnen, daß die kognitiven Situationsdeutungen und die normativen Orientierun- 
gen von abhängig Beschäftigten selbst bei weitgehend ent-taylorisierten Arbeitsfor- 
men noch immer mit den finanz- und absatzbezogenen Strategien der Unternehmens- 
zentralen kollidieren? Oder umgekehrt: Was spricht dafür, daß das tradierte Muster 
»antagonistischer Kooperation« erhalten bleibt — und nicht eine prästabilisierte 
Interessenharmonie aller Organisationsmitglieder sich durchsetzen wird? 
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In der gesamten neueren organisationssoziologischen Debatte bleibt weithin unklar, 
wieeinzelne Gewerkschaftsverbände sich auf die neuen Unternehmensstrategien ein- 
lassen können, wenn doch die chimärenhafte Leitgröße jener Strategien, nämlich: 
»Flexibilisierung« ihrem allgemeinsten Sinn nach - d.h. als Gegenbegriff zu techno- 
logischen, institutionellen oder lohnpolitischen »Rigiditäten« - zunächst nichts ande- 
res meint als die Fähigkeit zur Anpassung an beschleunigte Wandlungsprozesse? Der 
Begriff Flexibilisierung steht ja für so Verschiedenes wie: Anpassungen an Zinsbewe- 
gungen; die Anpassungsfähigkeit der Produktionsorganisation an veränderte Absatz- 
bedingungen via Technikwahl und arbeitsorganisatorische Maßnahmen; die Fähig- 
keit und Bereitschaft der Arbeitskräfte zur Mobilität innerhalb und zwischen den 
Unternehmen; die Lockerungrechtlicher Zwänge bei Einstellung und Entlassung von 
Arbeitskräften; die Anpassungsfähigkeit der (Nominal-)Löhne an einzelwirtschaftli- 
che Rentabilitätsbedingungen; die Kürzung (oder sogar vollständige Streichung) 
indirekter Lohnbestandteile- also eine Zurückdrängung staatlicher Interventionen in 
die Leistungspolitik der Unternehmen; die Trennung von persönlicher und betriebli- 
cher Arbeitszeit; und schließlich für eine Reduzierung sozialer und rechtlicher 
Sicherheit der Beschäftigten (vgl. u.a. Boyer (ed.) 1986). 

Im Bereich produktiver Investitionen werden die Anpassungsstrategien der Unter- 
nehmen von einer Reihe intervenierender Variablen beeinflußt: von den Produktstra- 
tegien der Unternehmen, der Lage an den Beschaffungs- und Absatzmärkten, vom 
Produktspektrum, branchenspezifischen Qualifikationsstrukturen, den Personalstra- 
tegien des Managements, aber ebenso von historischen Mustern der industriellen 
Beziehungen, von nationalen und sektoralen Geweikschaftsstrukturen und -politiken 
und nicht zuletzt von den wirtschafts- und qualifikationspolitischen Interventionen 
des Staates. Ob die Anpassung an zunehmend instabile Marktverhältnisse über in- 
stitutionelle Maßnahmen (z.B. den Abbau individueller und kollektiver arbeitsrecht- 
licher Schutzbestimmungen), über technologische Flexibilisierung (die Anwendung 
spezialisierter und automatisierter Produktionsmethoden z.B.) oder lohnpolitische 
Flexibilisierung (z.B. über die Rückkehr zu einer kompetitiven Lohnbildung) erfolgt, 
scheint dabei in hohem Grade von den jeweils eingeschlagenen Produktstrategien der 
Unternehmen abzuhängen — also davon, ob sie auf spezialisierte Teilefertigung, hand- 
werkliche Fertigung, Massenfertigung oder diversifizierte und qualitätsorientierte 
Fertigung setzen (vgl. dazu Sorge/Streeck 1987). 

Um die Konsequenzen abzuschätzen, die jene Unternehmensstrategien fir eine 
Neugestaltung der industriellen Beziehungen haben, ist aber auch die Art und Weise 
des innerorganisatorischen Wandels von entscheidendem Gewicht: Innerorganisato- 
rischer Wandel kann kontinuierlich und in kleinen Schritten erfolgen oder aber als 
abrupte und radikale Transformation in der Organisationsentwicklung; er kann über 
partizipative Formen (bottom-up-Strategien) oder über Zwang (top-down-Strate- 
gien) abgewickelt werden. Mit langsamen Wandel ist am ehesten dort zurechnen, wo 
die Umweltbedingungen von Unternehmen eine gewisse Stabilität aufweisen: Unter- 
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nehmensübernahmen oder -aufkäufe, die mit Betriebsschließungen, Massenentlas- 
sungen und Neugründungen auf der »Grünen Wiese« verbunden sind, dürften 
dagegen cher mit massiven, alte Organisationsstrukturen augenblicklich verändern- 
den Wandlungsstrategien einhergehen (vgl. Dunphy/Stace 1988)? 
Für die überwiegende Mehrheit bundesrepublikanischer Unternehmen aus den ex- 
portorientierten Schlüsselbranchen kann wohl unterstellt werden, daß sie vorrangig 
das ganze Spektrum technologischer Flexibilisierungsmöglichkeiten ausschöpfen — 
einschließlich aller Formen der Flexibilisierung von Arbeitszeiten. Dies im Gegen- 
satz etwa zu vielen US-amerikanischen oder britischeı Unternehmen, die — sofern 
ihre Prioritäten nicht ohnehin bei kurzfristigen Finanzinvestitionen liegen — eher auf 
Instrumente lohnpolitischer Flexibilisierung setzen. Diese Differenz erklärt sich zu 
großen Teilen dadurch, daß das System industrieller Beziehungen in der Bundesrepu- 
blik keine gravierenden Schranken gegen die Erfordernisse technologischen Wandels 
errichtet hat: Vieles spricht dafür, daß beispielsweise in der westdeutschen Automo- 
bilindustrie »institutionelle Rigiditäten« (des internen Arbeitsmarktes etwa) die Su- 
che nach unternehmensinterner Flexibilisierung stimuliert und dabei zugleich als 
Antriebskraft für längerfristige Produktivinvestitionen gewirkt haben. Kennzeichen 
des westdeutschen Systems der industriellen Beziehungen sind: ein hoher Grad an 
innerorgansatorischer Integrationsfähigkeit der (Industrie-) Gewerkschaften, rechtli- 
che Garantien für die Beschäftigten und ihre betriebliche Interessenvertretung, das 
hinsichtlich seiner Gegenstände, Akteure und Normen flexible betriebliche Verhand- 
lungssystem, hohe und vergleichsweise gering differenzierte Löhne, dazu ein auch 
unter restriktiven politischen und ökonomischen Bedingungen noch einigermaßen 
‚ tragfähiger »sozialer Konsens« über die Grundprinzipien betrieblicher Konfliktaus- 
tragung. Alle diese Faktoren scheinen im Falle vieler westdeutscher Unternehmen der 
Automobil-, Maschinenbau-, Elektro- und Stahlindustrie mit dazu beigetragen zu 
haben, daß: erstens Rationalisierungen nach dem Muster traditioneller Massenpro- 
duktion von Konzepten verdrängt werden konnten, die auf Produktvarianz und Kun- 
denorientierte Herstellung qualitiativ hochwertiger Güter zielen; und zweitens die 
damit verknüpften Strategien interner und externer Dezentralisierung der Unterneh- 
mensorganisation eher sukzessive denn abrupt und eher in partizipativen Formen 
denn über Zwang angegangen werden. 
Selbstverständlich sind auch bundesrepublikanische Unternehmen nicht allein auf 
Instrumente technologischer Flexibilisierung angewiesen; gerade während der letz- 
ten Jahre haben Formen institutioneller Flexibilisierung (beispielsweise durch das 
Beschäftigungsförderungsgesetz?) auch bei uns an Bedeutung gewonnen. Das ist 
jedoch nicht gleichbedeutend mit einem einheitlichen und vor allem in den eigenen 
Reihen auch durchsetzungfähigen Interesse bundesdeutscher Arbeitgeber an einer 
weitgehenden »Ent-Standardisierung« von Arbeitsverhältnissen oder gar an einer 
Aufweichung des geltenden Tarifvertragssystems: Vordergründig verlieren in Zeiten 
marktbedingter »Unsicherheit« und »Vielfalt« die Vorteile überbetrieblicher Standar- 
disierung - ihre vereinheitlichen Wirkungen auf die Wettbewerbsbedingungen - zwar 
an Gewicht. Doch gibt es andererseits nach wie vor — und insbesondere im Hinblick 
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auf die bevorstehende EG-Integration — starke Arbeitgeberinteressen an überbetrieb- 
lichen (»deutschen«) Standards, die geeignet sind, Märkte gegen »Billigkonkurrenz« 
abzuschirmen. Wenn beispielsweise der Arbeitgeberverband Gesamtmetall heute für 
eine zentralistische Tarifpolitik plädiert undaufEG-Ebene hiesige Arbeitsschutzstan- 
dards verteidigt, zugleich aber eine Vorreiterrolle bei der Entstandardisierung von 
Betriebsnutzungszeiten spielt, so bedeutet dies zweierlei: Es existiert kein einheitli- 
ches und generelles Interesse der Unternehmen, die Regelungskraft des Tarifvertrags- 
systems zu schwächen; entscheidend ist vielmehr, was standardisiert wird und wo die 
Mindeststandards fixiert werden. Zum anderen scheint das Tarifvertragssystem der 
Bundesrepublik, das eine Vielzahl von Mantel-, Rahmen- und Lohntarifverträgen be- 
inhaltet, genügend Spielraum für regional und betrieblich differenzierte Auslegungen 
zentral vereinbarter Regelungen zu lassen?. Zumindest dürfte eine derartige Sichtwei- 
se für die in der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) ton- 
angebenden Großbetriebe charakteristisch sein: Nur so ist zu verstehen, daß die BDA 
— im Widerspruch zu den Empfehlungen des »Sachverständigenrates«, der seit Jah- 
ren eine marktradikale Flexibilisierung des Tarifsystems fordert und ganz entgegen 
den Erwartungen einer 1988 von der Bundesregierung eingesetzten »Deregulierungs- 
kommission« - alle Varianten einer Öffnung des Tarifvertragssystems ablehnt. Zwar 
wünschen sich westdeutsche Arbeitgebervertreter eine weitere Verlängerung von 
Maschinenlaufzeiten, längere Arbeitszeiten insbesondere für Facharbeiter und In- 
genieure und eine stärkere Ertragsorientierung bei den übertariflichen Verdienst- 
bestandteilen (beispielsweise bei den Weihnachtsgrafikationen oder ähnlichen Ein- 
malzahlungen) (vgl. Handelsblatt vom 5.6.1989); doch Einschränkungen der Allge- 
meinverbindlichkeit gültiger Tarifabschlüsse und damit mehr Lohnwettbewerb durch 
nicht tarıfgebundene Arbeitgeber liegen weniger im Interesse der BDA. 

Die Dominanz technologischer Flexibilisierungsbemühungen in der Bundesrepublik 
einmal unterstellt, bliebe noch immer die Frage offen, ob die neuartigen Konzepte der 
Unternehmensorganisation tragfähig sind für wie auch imıner geschnittene »Produk- 
tionsbündnisse« mit der betrieblichen Interessenvertretung und mit Angehörigen der 
Kermnbelegschaften. Oder: Was spricht dafür, daß Strategien externer und interner De- 
zentralisierung der Unternehmensorganisation mit einer dezentralisierten gewerk- 
schaftlichen Tarif- und Betriebspolitik beantwortet werden müßten? 

Halten wir zunächst fest: Jener Rationalisierungstypus, der allen Konzepten organi- 
satorischen Wandels in der Bundesrepublik zugrundeliegt— die sogenannte »systemi- 
sche Rationalisierung« (Altınann u.a. 1988) — zielt nicht allein auf eine Rationalisie- 
rung innerbetrieblicher Arbeitsprozesse. Da dieser Rationalisierungstyp aufs engste 
mit der Einführung neuer Informations-, Organisations- und Steuerungstechnologien 
verknüpft ist, verändert er zugleich die zwischenbetriebliche Arbeitsteilung: nicht- 
integrationsfähige betriebliche Teilprozesse werden aus- und bislang außerhalb eines 
Betriebes organisierte Prozesse werden eingegliedert. Bei diesen neuen Rationalisie- 
rungsstrategien geht es vor allem darum, die Rentabilität des eingesetzten Kapitals zu 
erhöhen — und nur in zweiter Linie um Produktivitätseffekte, die sich über weitere 
Technisierung von Produktions- und Verwaltungsabläufen und die dabei möglichen 
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Personaleinsparungen erzielen lassen: Es sollen Bestandteile des Fixkapitals besser 
genutzt, Bestandteile des Umlaufkapitals eingespart und die Geschwindigkeit des 
Kapitalumlaufs erhöht werden. Im Vordergrund steht eine Lockerung der hohen Ka- 
pitalbindung, die Steigerungen der Kapitalproduktivität so schwierig macht, wegen 
der hohen Realzinsen aber heute noch dringlicher ist als in früheren Zeiten. 

Mit den neuen technischen Anlagen lassen sich zukünftig zwar unterschiedliche Pro- 
duktvarianten wie ein standardisiertes Massenprodukt fertigen, doch entstehen dabei 
zugleich erhöhte Kapital- und enorme Stör- und Stillstandskosten. Darum zielen alle 
Varianten dezentralisierter Unternehmensorganisation auf: eine Verringerung des 
Kapitaleinsatzes pro Arbeitskraft, eine neue Zeitökonomie, die Integration aller be- 
trieblichen Produktions-, Administrations- und Distributionsprozesse und auf die 
Einführung arbeitsorganisatorischer Rationalisierungskonzepte. Neuere arbeitsorga- 
nisatorische Konzepte haben dabei den sich verändernden Relationen von produk- 
tionsvorbereitender und ausführender Arbeit Rechnung zu tragen. Denn mit der pro- 
duktiven Nutzung von Informationstechnologien wird einfache, »direkte« Produk- 
tionsarbeit durch Maschinen ersetzt, es wächst zugleich der Bedarf an »indirekten« 
Arbeiten der Steuerung und Pflege der Anlagen, und es werden direkte und indirekte 
Arbeiten zunehmend vermischt (vgl. u.a. Coriat 1987). Mit der Übertragung von Tä- 
tigkeiten wie Qualitätssicherung, Reparatıu' und Materialdisposition an die Fertigung 
geht aber immer häufiger eine Dezentralisierung von Betriebseinheiten, die Verklei- 
nerung von Stäben, die Verlagerung von Kompetenzen und Verantwortung an teil- 
autonome Arbeitsgruppen, Projektteams oder Qualitätszirkel einher. 

Solche Strategien betriebsinterner Dezentralisierung bedeuten eine »Umwertung« 
der (verbleibenden) menschlichen Arbeitskraft — des »variablen Bestandteils« be- 
trieblicher Kostengrößen - von einem »Kosten-« zu einem »Investitionsfaktor« (vgl. 
Drucker 1988). Demnach sichern Investitionen in das »Humankapital« die betriebli- 
che Wettbewerbsfähigkeit und verbessern die gesamtwirtschaftlichen Angebotsbe- 
dingungen: Wenn der Anteil der direkten Lohnkosten an den gesamten Herstellungs- 
kosten insbesondere in den high-tech-Bereichen der westdeutschen Schlüsselindu- 
strien (Automobil- und Maschinenbau, elektrotechnische und chemische Industrie) 
sinkt und wenn diese Industrien ihre langfristige Konkurrenzfähigkeit eher auf qua- 
litäts- und weniger auf preiskompetitiven Produktmärkten sichern müssen, so macht 
es aus der Sicht vieler Unternehmen mehr Sinn, erst einmal die »Unterausnutzung« 
qualifizierter Arbeitskräfte zu beseitigen. 

Selbstverständlich gibt es nach wie vor gute Gründe für ein Unternehmen, »down- 
grading«-Strategien zu verfolgen: Gering qualifizierte Beschäftigtelassen sich besser 
durchs Management kontrollieren, sind leichter zu ersetzen und müssen mitniedrigen 
Löhnen vorlieb nehmen. »Upgrading«-Strategien dagegen kosten das Unternehmen 
mehr Geld und erhöhen seine Abhängigkeit von den Kompetenzen und der Koope- 
rationsbereitschaft schwerer ersetzbarer Arbeitskräfte. Dennoch aber setzt sich heute 
in vielen westlichen Industrieländern die Einsicht durch, daß »Upgrading«-Strate- 
gien sehr wohl rentabel wären (vgl. für die USA die Sondernummer über »Human 
Capital« in: Business Week vom 19.9.1988 oder für Großbritannien die unter dem 
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Schwerpunktthema »Education, Training and Economic Performance« versammel- 
ten Beiträge in: Oxford Review of Economic Policy No. 3 [1988]). Diese Einsicht 
stützt sich auf Überlegungen der Managementlehre, nach der Konzepte der Mitarbei- 
terbeteiligung, Beschäftigungssicherheit für Kernbelegschaften und eine enge Koo- 
peration von betrieblicher Interessenvertretung und Management Elemente von 
»people politics« sind, die eine Implementation fortgeschrittener Fertigungstechni- 
ken begünstigen und die Anpassung der Unternehmen an ihre »turbulenten Umwel- 
ten« (vgl. Walton/Susman 1987) erleichtern. 


u. 


Die Herstellung und Distribution differenzierter und qualitativ hochwertiger Produk- 
te, von denen die Zukunft hiesiger Industrien auf dem Weltmarkt abhängt, verlangen 
eine flexible und soziotechnisch »intelligente« Arbeitsorganisation. Da die Leistun- 
gen qualifizierter Facharbeit sich zugleich schwerer als früher über Vorgabezeiten in 
enggegliederten Arbeitsvollzügen kontrollieren lassen, liegt es betriebswirtschaftlich 
nahe, auf extrafunktionale Elemente freiwilliger Kooperation bei den Beschäftigten 
und auf Anreize zur»Selbstregulierung« der Arbeitsgruppen zu setzen — beispielswei- 
se auf ergebnisbezogene Entlohnungsformen. Nicht anderes beabsichtigen im Kern 
alle neuen Konzepte der Personalführung. Es handelt sich dabei um Konzepte, die von 
Unternehmensberatern, aber auch von vielen Organisationssoziologen gern mithoch- 
trabenden Schlagworten wie »Unternehmenskultur« und »konsensuelles Manage- 
ment« belegt werden; ehrlicherweise müßten sie als das gekennzeichnet werden, was 
sie sind was aber eher negative Assoziationen auslöst—: eine semantisch verkleidete 
Neuauflage einer Ideologie der »Firmengemeinschaft«. 

Von einem Kompetenzzuwachs der betrieblichen Regelungsinstanzen -des Manage- 
ments und der betrieblichen Interessenvertretung - ist im Zusammenhang mit Strate- 
gien interner Dezentralisierung die Rede. Gelegentlich wird mit diesen Strategien 
sogar die Vision verbunden, die von Arbeitgebern angebotenen Mitspracherechte für 
Teilgruppen qualifizierter Beschäftigter könnten die Unternehmung in eine »Vertrau- 
ensorgansation« verwandeln. Zu den Strategien externer und interner Dezentralisie- 
rung der Unternehmensorganisation gehören erstens neuere Logistikkonzepte, zwei- 
tens computergestützte Fertigungskonzepte und drittens unternehmerische Beteili- 
gungskonzepte. 

Bei den ganzheitlichen Logistikkonzepten, die inzwischen nicht nur in der Automo- 
bilindustrie sondern auch im Maschinenbau, in der elektronischen, der holz- und 
kunststoffverarbeitenden und der Stahlindustrie erprobt werden, steht nicht mehr die 
Optimierung und Rationalisierung einzelner Produktions- und Arbeitsschritte im 
Zentrum. Durch die Einbeziehung von Zulieferern und Abnehmern in die Produk- 
tionsabläufe eines Unternehmens oder Produktionsverbundes sollen zugleich die 
Kosten für Transport, Umschlag und Lagerhaltung gesenkt werden. Angestrebt wird 
ein beschleunigter Umschlag des eingesetzten Kapitals — durch eine Gesamtoptimie- 
rung der logistischen Kette Einkauf, Produktion und Verkauf. Voraussetzung für eine 
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umfassende Steuerung aller komplexen Logistiksysteme ist eine völlige informa- 
tionstechnische Durchdringung sämtlicher angeschlossener Bereiche; Ziel dieser 
flußorientierten Organisationskonzepte ist die »gläserne Fabrik«, in der alle Arbeits- 
abläufe einschließlich der sie flankierenden Informations- und Materialflüsse, aller 
Arbeits- und Betriebsmittel einer umfassenden Kontrolle unterworfen sind (vgl. dazu 
Altmann/Sauer (Hg.) 1989). 

Im Falle der derzeit am weitesten entwickelten Logistikkonzepte, der just-in-time- 
Steuerung und just-in-time-Qualitätskontrolle (praktiziert vor allem in der Automo- 
bilindustrie) bedeutet auftragsbezogene flexible Produktion zugleich eine Verringe- 
rung der Fertigungstiefe durch Auslagerung von zumeist lohnintensiven und wenig 
technologisierten Arbeiten. Im Fortgang der aktuellen Bestrebungen zur Verlänge- 
rung von Betriebsnutzungszeiten ist allerdings damit zu rechnen, daß mittelfristig 
auch kapitalintensive Bereiche (in der Automobilindustrie etwa der Werkzeugbau, die 
Motoren- und Getriebefertigung oder die Preßwerke) unter erhöhten Kostendruck 
geraten und zum Operationsfeld für Strategien logistischer Optimierung werden. Lo- 
gistikkonzepte wie just-in-time-Systeme, make-or-buy-Entscheidungen (Eigenferti- 
gung oder Fremdbezug) oder Datenfernübertragungssysteme (wie Btx, datex-Leitun- 
gen später ISDN) haben gravierende Auswirkungen auf: die Produktgestaltung, die 
Hersteller-Liefer-Beziehungen, die Standortwahl und nicht zuletzt auf die bisherigen 
Abgrenzungen zwischen einzelnen Branchen. Innerbetrieblich verschärfen solche 
Strategien externer Dezentralisierung den Kostendruck und eröffnen eine »neue Are- 
na betriebswirtschaftlicher Argumentation und Auseinandersetzung« (Jürgens/Reut- 
ter 1989): Soll beispielsweise die Verlagerung einer Teilefertigung zu Fremdfirmen 
oder in andere (in- oder ausländische) Werke eines Konzerns verhindert werden, müs- 
sen betriebliche Interessenvertretungen die Wirtschaftlichkeit der Eigenfertigung 
nachweisen können — etwa dadurch, daß sie einzelne Posten der Gemeinkostenana- 
lysen selbst nachprüfen. Denn nicht selten geschieht es, daß Fremdfirmen die Auf- 
träge für eine Teilefertigung nur durch Kampfpreise erhalten, bei erster sich bietender 
Gelegenheit aber Preisaufschläge vornehmen, die im Nachhinein die Fremdvergabe 
dieser Teile unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten nicht mehr rechtfertigen wür- 
den (ebenda). 

In dieser Frage kommt es schon heute zu neuartigen Interessenkoalitionen von be- 
trieblichem Management und Interessenvertretungen der Beschäftigten. Indes han- 
delt es sich bei den Vorgaben zur Kostensenkung durchweg um Entscheidungen auf 
Konzernebene. Unter den Bedingungen internationaler Warentransaktionen geben 
bei den weltweiten Preis- und Qualitätsvergleichen, die in den Konzernzentralen vor- 
genommen werden, nicht zuletzt auch Kostengrößen den Ausschlag, die von Schwan- 
kungen der Wechselkurse herrühren. In die Bestimmung des Wechselkurses gehen 
abernicht allein diekonkreten Produktionsbedingungen und die Preisbildung des ein- 
zelnen Produzenten ein, sondern die gesamte komparative ökonomische Potenz von 
Produzenten- und Käuferland. Mit anderen Worten: Wir haben es hier mit Entschei- 
dungsparameter zu tun, die von betrieblichen »Produktionsbündnissen« zur Kosten- 
reduzierung wenn überhaupt, dann nur marginal zu beeinflussen sind. 
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Darüber hinaus ist eine rigide just-in-time-Steuerung von Produktionsprozessen mit 
der Sicherung des »sozialen Friedens« in den Betrieben nicht sonderlich verträglich: 
Den Beschäftigten wird zwar mehr Qualitäts- und Kostenverantwortung aufgebürdet 
als in einem traditionellen »Kommando-und-Kontroll-Betrieb«. Doch zugleich be- 
schneidet die just-in-time-Steuerung von Produktionsprozessen sowohl individuelle 
Freiheiten bei der Gestaltung einzelner Arbeitsschritte als auch die Autonomie von 
Arbeitsgruppen. Denn durch den Wegfall von Puffern und durch die Mehrmaschi- 
nenbedienung bleibt weniger Zeit für die Erledigung vertikaler Arbeitsaufgaben, 
müssen sämtliche Aktivitäten — und sei es die zeitliche Planung von Kaffepausen — 
mit den Arbeitsverrichtungen anderer Teams koordiniert werden (vgl. Klein 1989 
sowie Turnbull 1988). 

Aus gewerkschaftlicher Sicht sprechen allerdings noch andere Gründe gegen allzu 
»realistische« Beschränkungen auf eine »Mikroregulierung« von industriellen Be- 
ziehungen: Schon heute arbeiten in der Bundesrepublik in Betrieben mit bis zu 100 
Beschäftigten etwa doppelt so viele Arbeitnehmer wie in Betrieben mit 1000 Beschäf- 
tigten und mehr; nur in 20 % der Kleinbetriebe gibt es Betriebsräte; der gewerkschaft- 
liche Organisationsgrad liegt hier bei ca 30 %. Selbst dort, wo Betriebsräte existieren, 
fehlen die in Großbetrieben gegebenen Voraussetzungen für eine professionelle In- 
teressenvertretung — auf deren Strukturen das Betriebsverfassungsgesetz aufbaut. 
Kommt es zu einer Dezentralisierung gewerkschaftlicher Tarifpolitk - d.h. zu »Tarif- 
verträgen A la carte«, die ja erst auf betriebs- und branchenspezifische Bedingungen 
zugeschnitten werden müssen — so steht zu befürchten, daß auf der Arbeitnehmersei- 
te die Kompetenzen nicht ausreichen, um Tarifverträge (beispielsweise solche, die 
qualifikationsfördernde Normen enthalten) auch sachgemäß betrieblich umzusetzen; 
und in den Verwaltungsstellen der Einzelgewerkschaften dürfte es schlichtweg an 
Personal mangeln, um die in der Region verstreuten Betriebsräten der Kleinbetriebe 
intensiv zu beraten. Zum Spektrum neuerer logistischer Rationalisierungskonzepte 
gehören aber auch die on-line-Anschlüsse von Außenstellen (mit Hilfe neuer Infor- 
mations- und Kontrolltechnologien); in diesem Falle fördert externe Dezentralisie- 
rung die Entstehung kleiner, nicht-betriebsratfähiger Einheiten. Zu diesen Strategien 
gehört schließlich die Verlagerung von Tätigkeiten an informationstechnisch ausge- 
stattete, mobile Außendienstkräfte oder die Ausdehnung von Tele-Heimarbeit; in 
beiden Fällen sind Arbeits-, Entgelt- und Vertragsbedingungen der Beschäftigten dem 
Einfluß von Betriebsräten weitgehend entzogen. Diese Varianten von Dezentrali- 
sierung unterhöhlen nicht nur essentielle Voraussetzungen für eine »Vertrieblichung« 
geweıkschaftlicher Tarifpolitik; sie bedeuten eine schrittweise Aushöhlung des »Be- 
triebes als sozialer Einheit«. Denn die Betriebe, in denen durch zwischenbetriebliche 
Computernetze das Arbeitsvolumen verringert und umverteilt wird, sind nicht auto- 
nom in ihren Entscheidungen über die Gestaltung dieser Systeme und folglich können 
diese Entscheidungen durch die betriebliche Interessenvertretung auch nicht wirksam 
beeinflußt werden« (Kubicek 1988, S. 665). 

Angesichts der negativen Beschäftigungseffekte neuer Logistikstrategien und ihrer 
langfristig unabsehbaren Folgen für rechtliche und soziale Mindeststandards, von 
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denen nicht nur die Handlungsfähigkeit der Gewerkschaften sondern ebensosehr die 
der Betriebsräte bedroht wird, bleibt jedes noch so »produktive« Bündnis zwischen 
»aufgeklärtem Management« und »tealistischer Interessenvertretung« eine kurzsich- 
tige strategische Option. Angemessener dürften hier Überlegungen sein, die für eine 
technik- und finanzierungsbezogene Auslegung des Konzernbegriffs plädieren, für 
die Etablierung eines neuen Typus von Konzernbetriebsräten und »flexiblen« Aus- 
schüssen auf regionaler Ebene. Nötig wären mithin Formen überbetrieblicher Mitbe- 
stimmung, die mit den Strukturen der Entscheidung über Technikgestaltung korre- 
spondieren und auch Arbeitnehmer, die eben »nur« technisch von den Entscheidun- 
gen eines beherrschenden Konzerns abhängig sind, die Möglichkeit zur Bildung eines 
Konzernbetriebsrats böten. Derartige »Mitbestimmungsinstitutionen« müßten aller- 
dings nicht nur die Grenze des Einzelunternehmens und Konzerns sondern sogar den 
Organisationsbereich von tarifschließenden Gewerkschaften überschreiten (vgl. 
Däubler 1988). 

Bei der Einführung rechnergestützter Informations- und Fertigungssysteme, der 
flexiblen Automatisierung und ganzheitlichen Planung und Steuerung von Produk- 
tionsabläufen geht es in erster Linie um die optimale Nutzung betrieblicher Anlagen. 
Oder anders formuliert: Es sind noch allemal technische Zusammenhänge, die im 
Zentrum dieses Konzeptes interner Dezentralisierung stehen, weniger die sozialorga- 
nisatorischen Strukturen selbst. Dort wo die Vernetzung über CIM oder CAD bereits 
ein Stück weiter realisiert wurde — in Betrieben des Maschinenbaus, der Automobil- 
und Elektroindustrie —, kann allerdings von strategisch vorausschauendem Denken, 
Planen und Handeln in Systemen derzeit noch keine Rede sein. Allzu häufig kaufen 
die Betriebe hard- und software-Komponenten auf dem unübersichtlichen Markt der 
Systemhersteller ein und stülpen diese dann der bestehenden Organisationsstruktur 
über; die aberistdurch vorausgegangene Rationalisierungsschritte relativ zentral und 
streng hierarchisch aufgebaut. Jedenfalls haben Fragen der zukünftigen Personal- und 
Qualifizierungspolitik bei der Einführung rechnergestützter Informations- und Ferti- 
gungsprozesse lediglich nachgeordnete Bedeutung. Weil aber andererseits das Stör- 
risiko bei automatisierten Fertigungsanlagen sehr viel größer ist als bei herkömmli- 
cher Werkstattfertigung, läßt sich — zumindest der Tendenz nach — davon ausgehen, 
daß die Einführung rechnergestützter Fertigung auch positive sozialorganisatorische 
Möglichkeiten eröffnet, beispielsweise: Funktionsintegration statt Funktionsteilung, 
Abbau von hierachischen Stufen, prozeßbezogene Arbeitsaufgaben, Gruppenarbeit 
und die Rückverlagerung von Kompetenzen an Werkstattbereiche. 

Damit aber können EDV-gestützte Produktionssysteme auch jene »Ungewißheitszo- 
ne« wieder erweitern, die der Taylorismus mehr oder weniger erfolgreich verengt 
hatte. Wenn es allerdings um die Nutzung jener »Ungewißheitszone« im Interesse der 
Beschäftigten geht, greifen Vorschläge zu einer stärkeren »Verbetrieblichung« von 
gewerkschaftlicher Tarifpolitik viel zu kurz: Denn es findet die schrittweise Imple- 
mentation »systemischer Rationalisierung« häufig ohne Beteiligung der betriebli- 
chen Interessenvertretung statt; außerdem verfügen Betriebsräte und Vertrauensleu- 
te in der Regel weder über die nötigen fachlichen Kompetenzen noch über hinreichen- 
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de zeitliche Kapazitäten, um die komplexen langfristigen Folgen datentechnischer 
Vernetzung für Arbeitsplatzgestaltung, Qualifikations- und Personalentwicklung ab- 
schätzen zu können. Um sozialorganisatorisch erwünschte Möglichkeiten von CIM 
oder CAD: im Interesse der Beschäftigten zu realisieren, bleibt die betriebliche Inter- 
essenvertretung aufeine intensive gewerkschaftliche Schulung und Beratung verwie- 
sen; nurdurch eine dichtere Verkopplung von Geweirkschafts- und Betriebspolitik las- 
sen sich Rahmenvereinbahrungen zustandebringen. Dafür sind Schulungsprogram- 
me, die Gestaltung von Misch- und Gruppenarbeit, cas Verbot von Leistungs- und 
Verhaltenskontrollen, Formen dezentraler Systemgestaltung, Abgruppierungs- 
schutz, die Begrenzung von Schichtarbeit und nicht zuletzt Weiterbildungsmöglich- 
keiten (auch für Niedrigqualifizierte) notwendig. 

Gegenüber neuen Formen dezentralisierter Arbeitsorganisation insbesondere was die 
Bildung von Qualitätszirkeln anbelangt, haben inzwischen viele Betriebsräte ihre 
früheren Vorbehalte abgebaut. Das aber muß nicht unbedingt der erste Schritt hin zu 
einer entsolidarisierenden, gruppenegoistischen oder gar vertrauens- statt konfliktre- 
gulierten Interessenvertretung sein. Denn unternehmerische Beteilungsmodelle, die 
partizipative Arbeitsformen und die Delegation von Verantwortung an weisungsge- 
bundene Organisationseinheiten vorsehen, können zwar eine De-Politisierung be- 
trieblicher Herrschaftsverhältnisse bewirken; dasie aber zugleich miteinem Zuwachs 
an Leistungs- und Verhaltenskontrollen einhergehen, bleibt auch die Re-Politisierung 
neuer Formen des Arbeitseinsatzes im Bereich des Möglichen?. 

Unter arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten aber istnoch nicht einmal der Aspekt 
neustrukturierter Unternehmensorganisation völlig unproblematisch, der noch am 
ehesten mit gewerkschaftlichen Perspektiven einer Humanisierung von Arbeitsver- 
hältnissen harmonisiert: die Einführung von partizipativen Arbeitsformen für Teil- 
gruppen von Beschäftigten. Flächendeckend realisierte Formen von Gruppenarbeit 
werden Produktivitätseffekte nach sich ziehen, die bei fehlender oder stagnierender 
Nachfrage Arbeitsplätze kosten. Und für Forderungen nach Finanzierung von Ersatz- 
arbeitsplätzen im Rahmen einer abgestimmten regionalen Wirtschafts- und Struk- 
turpolitik bedarf es zwar »starker Betriebsräte«; mehr aber bedarf es dazu durch- 
setzungsfähiger Gewerkschaften, die nicht durch »ihre« starken Betriebsräte daran 
gehindert werden, eine egalitäre Politik der Umverteilung von sozialen Kosten eines 
allzu flexibel sich gebärenden Kapitalismus zu verfolgen. 


I. 


Auch neuere Beteiligungskonzepte wie Qualitätszirkel, Projektgruppen oder Analy- 
seteams sind kein Ersatz für kollektive gewerkschaftliche und betriebliche Interes- 
senvertretung — wegen ihrer inhaltlichen Beschränkung, ihrer Begrenzung auf be- 
stimmte Beschäftigungsgruppen und wegen ihres ungeklärten Verhältnisses zu neuen 
Formen der Leistungs- und Verhaltenskontrolle. Tayloristische Methoden des Ar- 
beitseinsatzes und hierarchisch-bürokratische Organisationsformen erweisen sich 
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vor allem in den Hochtechnologie-Bereichen von Unternehmen, die mehr und mehr 
zu auftragsbezogener flexibler Produktion gezwungen sind, als durchaus ernstzuneh- 
mende Hindernisse betrieblicher Anpassungsbemühungen; Motivations- und Quali- 
fikationsdefizite von Beschäftigten, die an teuren und z.T. sehr störanfälligen Anlagen 
arbeiten, können sich diese Unternehmen nicht leisten. Ein alternatives Organisa- 
tionskonzept »verantwortlicher Autonomie« aber macht aus unternehmerischer Sicht 
nur Sinn, wenn es selektiv angewandt wird: Nur ein bestimmter Typus von Entschei- 
dungen kann und soll »nach unten« delegiert werden und nur bestimmte Gruppen von 
Beschäftigten sind aus Unternehmenssicht strategisch relevant für die Übernahme 
von »Produktionsverantwortung«. 

Bei der Delegation von Verantwortung an ausführende Arbeitseinheiten und der Ein- 
führung von Beteiligungsmodellen wie Qualitäts- oder Werkstattzirkeln, Problem- 
lösungsgruppen oder Lernstätten geht es in erster Linie um eine Erhöhung der Anla- 
genverfügbarkeit, um Steigerungen von Arbeitseffektivität und Qualitätssicherung. 
Nur insoweit Kostenverantwortung zum Aufgabenbereich des Managements gehört, 
läßt sich bei derartigen Beteiligungsmodellen von einem Schritt hin zum »innerbe- 
trieblichen Unternehmertum« (intrapreneurship) sprechen: Die Umwidmung von 
Arbeitsbereichen in cost-center soll die Kostentransparenz erhöhen und das Kosten- 
bewußtsein der Beschäftigten stimulieren. Entscheidungen über und Planungen von 
längerfristigen Produkt-, Marketing- oder gar Finanzierungsstrategien der Unterneh- 
men hingegen bleiben auch dort, wo solche Beteiligungsmodelle eingeführt wurden 
(beispielsweise in 58 der 100 umsatzstärksten Unternehmen der Bundesrepublik) 
nach wie vor alleiniges Privileg der Geschäftsleitung. Und wie wir wissen, sind es 
nicht zuletzt strategische Entscheidungen gerade dieser Art, von denen Arbeitsplatz- 
sicherheit und Lohnentwicklung letztlich abhängen. Mit anderen Worten: Ein pflegli- 
cher Umgang mit dem sogenannten Humankapital mag die Effektivität und Rentabi- 
lität des eingesetzten konstanten Kapitals erhöhen; vieles spricht dafür, daß selbstre- 
gulierte Arbeitsgruppen, die Kosten- und Qualitätsverantwortung übernehmen, auf 
längere Frist die internationale Konkurrenzfähigkeit der Unternehmen verbessern 
helfen. Für die Beschäftigten aber gibtes keine Garantie, daß ihr » Vertrauen« in sozia- 
le Austauschbeziehungen durch Beschäftigungssicherheit, hohe Löhne, interessante 
Arbeitsaufgaben und eine sozialverträgliche Arbeitszeitgestaltung »belohnt« wird. 
Genaugenommen geht es bei der Delegation von Kosten- und Qualitätsverantwor- 
tung, wie sie insbesondere innovationsfreudige Unternehmen praktizieren, die aufge- 
wandelte Marktanforderungen mit einer stärkeren Hochtechnologie-Orientierung 
reagieren, vor allem darum, marktgenerierte Preismechanismen in den organisatori- 
schen Entscheidungsprozeß zu internalisieren: Durch die Zersplitterung des Unter- 
nehmens in eine Reihe von quasi-autonomen Einheiten, die mit anderen Einheiten 
desselben oder eines fremden Unternehmens konkurrieren, werden die Autorität des 
Managements und die des Marktes bis zu einem gewissen Grade substituierbar. Ver- 
mitteltüber die Kostenvergleiche funktionieren internalisierte Marktzwänge als Kon- 
trollmechanismus-undersetzen auf diese Weise die direkte und strikte Überwachung 
von relativ selbständigen Arbeitseinheiten. Dadurch verflüssigt sich die Grenze 
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zwischen Markt und Unternehmen, es werden entpersonalisierte Marktzwänge an die 
Stelle personaler Herrschaft gesetzt. Wesentliche Voraussetzung für »internal market 
agreements« (Whally 1986) sind freilich Möglichkeiten der Identifikation breiterer 
Beschäftigungsgruppen mit den betrieblichen Zielen. Denn nur wenn das Prinzip der 
Marktallokation — und heute bedeutet dies vor allem: das Prinzip »internationaler 
Konkurrenzfähigkeit« - grundsätzlich »akzeptiert« ist, kann das Management auf die 
direkte Beherrschung der Arbeitsprozesse verzichten und muß die bekannten kontra- 
produktiven Effekte »teamartiger Kooperation« (vgl. Bahrdt 1957 sowie Frieling- 
haus/Hillmann u.a. 1963) nicht länger fürchten. 

Uin Identifikationsmöglichkeiten breiter Beschäftigungsgruppen mit den Unterneh- 
menszielen aber steht es hierzulande — anders als in Japan — bei weitem nicht so gut, 
wie die aktuelle Debatte über »Betriebssyndikalismus« und »Mikroregulierung« 
suggeriert. Denn Verantwortungsdelegation und »konsensorientiertes Management« 
setzen nicht allein eine Begrenzung der inhaltlichen Reichweite von Beteiligungs- 
und Entscheidungschancen voraus; sie sind v.a. auch selektiv imHinblick aufdie Zahl 
derjenigen Beschäftigten, die eingeschlossen werden in ein »mikro-korporatistisches 
Bündnis«, das relative Beschäftigungssicherheit und Partizipation im Austausch 
gegen den flexiblen Einsatz ihrer Arbeitskraft verspricht. 

Alle neueren Untersuchungen zur Qualifikationsentwicklung gehen davon aus, daß 
die Beschäftigungschancen für Un- und Angelernte durch Automatisierung und Me- 
chanisierung einfacher Montage-, Transport- und Beschickungsarbeiten deutlich ge- 
ringer werden: Bei Annahme einer mittleren Wachstumsrate des Bruttosozialpro- 
dukts von 2,5 % jährlich »wird sich die Gesamtzahl der Arbeitsplätze per saldo um rd. 
280000 bis zum Jahre 2000 verringern. Von diesem generellen Arbeitsplatzabbau 
werden vor allem Personen ohne formale Ausbildung (- 690000), aber auch Absol- 
venten einer betrieblichen Lehre oder Berufsfachschule (- 180000) betroffen sein. 
Fach- und insbesondere Hochschulabsolventen können demgegenüber selbst unter 
Konstanzannahmen mit einem Zuwachs »ihrer« Arbeitsplätze rechnen (+ 100000 
bzw. 490000)« (Tessaring 1988, S. 160). Eine berufsfachliche Erstausbildung, die 
maschinen-, anlagen- und informationstechnische Grundqualifikationen einschließt, 
dürfte zunehmend zur Voraussetzung für den Einstieg inmehr oder weniger stabile in- 
dustrielle Beschäftigungsverhältnisse werden. Im Gegensatz zu früher kann sie je- 
doch den auch qualifikationsadäquaten Arbeitseinsatz nicht mehr garantieren. Weder 
die formalisierte Erstausbildung noch das Prinzip der Qualifizierung in der Arbeit 
selbst, das bislang älteren angelernten und Facharbeitskräften betriebsinterne Auf- 
stiegswege eröffnete, entscheiden zukünftig über langfristige Beschäftigungsmög- 
lichkeiten. Wachsende Bedeutung gewinnt demgegenüber das Kriterium dauerhafter 
Qualifikationsbereitschaft und -fähigkeit. 

Neue Qualifikationsanforderungen entstehen insbesondere bei den inner- und außer- 
betrieblichen Servicefunktionen. Bei einem Großteil der den Facharbeitsplätzen in 
den direkt produktiven Bereichen angelagerten Qualifikationsanforderungen dürfte 
es sich vor allem um passive Überwachungs- und rechnergestützte Aufgaben der 
Störbeseitigung nicht um Planungs- und Steuerungskompetenzen handeln, die fun- 
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dierte Verfahrenskenntnisse und Abstraktionsvermögen verlangen. Das Personal für 
verfahrenstechnisch qualifizierte Systembetreuung aber beschaffen sich die Betriebe 
heute wie gestern über Prozesse selektiver Rekrutierung. Gezielte und systematische 
Maßnahmen zur betrieblichen Weiterbildung setzt das Management dabei noch 
immer als betriebliches Belohnungsinstrument ein — wodurch soziale Ungleichheit 
nicht etwa abgebaut sondern eher noch verstärkt wird. Für die breite Masse der Be- 
schäftigten findet das zum herausragenden Wettbewerbsfaktor erhobene »lebenslan- 
ge Lernen« heute so ebensowenig statt wie gestern (vgl. dazu Mahnkopf 1989). 
Die normative Funktion unternehmerischer Beteiligungskonzepte — nämlich: teilau- 
tonome Arbeitsgruppen auf »extern« vorgegebene und zentral (von der Unterneh- 
mensleitung) definierte Ziele zu verpflichten - erstreckt sich demzufolge in erster 
Linie auf diejenigen Beschäftigtengruppen, deren Beteiligung unter betriebswirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten sinnvoll erscheint. Darüber hinaus handelt es sich bei 
solchen Konzepten um generelle und einzelfallbezogene Regelungen -nicht aber um 
personale und einklagbare Rechte der Beschäftigten®. Sie belohnen eine zeitlich und 
inhaltlich unbestimmte Verfügbarkeit der Arbeitskräfte und sind jederzeit widerruf- 
bar — weil sie auf dem Direktionsrecht des Arbeitgebers beruhen. Steht mit Blick auf 
solche Partizipationsmodelle also tatsächlich eine »ideologische Subsumtion« der 
Arbeit unter das Kapital« zu befürchten und muß damit gerechnet werden, daß das 
Management an den Gewerkschaften und Betriebsräten »vorbei agiert und mögli- 
cherweise den Kampf um die Köpfe der Stammbeschäftigten gewinnt« (Müller- 
Jentsch 1988, S. 22 £.)? 

Gegen diese häufig geäußerte Einschätzung der normativen Integrationskraft unter- 
nehmerischer Partizipationsangebote ließe sich entgegenhalten, daß die Chancen für 
eine interessenbezogene Politisierung neuer Formen des Arbeitseinsatzes möglicher- 
weise selbst bei den sogenannten »modernen Arbeitnehmern« nicht so schlecht 
stehen, wie der pessimistische Zeitgeist uns weissagt. Auf der Qualifikationsebene 
der »neuen Produktionsfacharbeiter« und bei den Qualifikationstypen, die oberhalb 
der Facharbeiter in der direkten Produktion angesiedeltsind-- also bei Technikern und 
Ingenieuren — geht die arbeitsorganisatorische Delegation von Kosten- und Qualitäts- 
verantwortung und die Erprobung neuer Formen von Gruppenarbeit ja zugleich mit 
einem Leistungs- und Verhaltensdruck einher, der gegenüber früheren Zeiten weniger 
klar definiert ist. Viele müssen befürchten, daß die neuen technischen Mittel der In- 
formationsgewinnung und -verarbeitung längerfristig auch dazu eingesetzt werden, 
Arbeits- und Kommunikationsprozesse sowie Lohn- und Leistungsdaten zu vernet- 
zen und die betriebliche Personalplanung zu einem qualitativ neuen Kontroll- und 
Sanktionsinstrument auszubauen. »Sicherlich begünstigt der Wandel der Organisa- 
tionsphilosophie die Einführung teilautonomer Fertigungsteams, Qualitätszirkeletc., 
mithin also einen Abbau hierarchischer Kontrolle. Aber unter verschärften zentralen 
Effizienzparametern schlägt Enthierarchisierung regelmäßig um in Teamkontrolle 
und Gruppendruck. Und die Ideenproduktion der Qualitätszirkel kehrt als arbeitsspa- 
rende und leistungsverdichtende Innovation in die Fertigung zurück« (Malsch 1985, 
S.26f.). 
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Im Verlauf der Durchsetzung zentralisierter Totalüberwachung von dezentral organi- 
sierten Arbeitseinheiten können auch heute noch relativ »privilegierte« Arbeitneh- 
mergruppen, die freiwillig Mehrarbeit leisten und eine hohe Weiterbildungsbereit- 
schaft an den Tag legen, ihr Interesse an geregelten Formen von Lohnsicherung und 
Leistungsbegrenzung entdecken. Nicht-monetäre Abgeltungen von erbrachten Lei- 
stungen und Entgeltregelungen, die unter dem Sclılagwort vom »Mittragen des Risi- 
kos« die Bezüge vom wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens abhängig machen, 
dürften insbesondere für ältere, leistungsgeminderte und weniger weiterbildungs- 
bereite Arbeitnehmergruppen keine sinnvolle Alternative zu einer »solidarischen« 
Entgeltpolitik sein (vgl. dazu Duncan 1988). Auch Gruppen mit relativ privilegierten 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen haben ein längerfristiges Interesse an be- 
rechenbarer Lohnentwickluug und an gesundheits- und sozialverträglichen Lei- 
stungsanforderungen. Der Einsatz von IuK-Technologien erhöht aber eher die Unbe- 
rechenbarkeit betrieblicher Lohn- und Leistungsgestaltung. Ein gemeinsamer Ent- 
gelttarifvertrag für Arbeiter und Angestellte, wie ihn die IG Metall für Mitte der 90er 
Jahre anstrebt, könnte insofern durchaus ein geeignetes Mittel sein, um die traditio- 
nellen Qualifikations- und Entlohnungsgrenzen zwischen »blue«- und »white-col- 
lar«-Beschäftigten schrittweise aufzuweichen - und Formen kollektiver Interessen- 
vertretung auch für den »modernen Arbeitnehmertypus« (H. Kern) attraktiv zu 
machen. 

Im übrigen aber sollten die »Vertrauensseligkeit« jener »neuen Arbeiterelite« (Gorz 
1989) nicht über-, ihre kognitive Kritik- und ihre moralische Sensibilisierungsfähig- 
keit niclıt unterschätzt werden. Den angesprochenen Managementstrategien ist eine 
gewisse Ambivalenz zueigen. Keineswegs ist ausgemacht, ob diese sich im Sog eines 
gesellschaftsweiten »ökologischen Diskurses« und unter den von der internationalen 
Arbeitsteilung ausgehenden Zwängen in die Richtung neuer, möglicherweise klas- 
sen- und schichtübergreifender Solidaritäten auflöst oder aber eher zur Individuali- 
sierung von Interessenlagen und zur »sozialen Schließung« von »Firmengemein- 
schaften« (und von Gewerkschaften) gegenüber den »Randgruppen« des Arbeits- 
marktes führt. Erweiterte Partizipationsmöglichkeiten für qualifizierte ArbeiterInnen 
und Angestellte im Bereich der direkten Produktion sind zunächst einmal nicht 
anderes als zeitgemäße Organisationsformen rechnergestützter Arbeitsvollzüge; sie 
müssen hierzulande keineswegs der erste Schritt hin zu dem japanischen Organisa- 
tionstypus der »corporate culture« sein. Anders als tayloristische Formen der Arbeits- 
organisation zielen die neueren Beteiligungskonzepte zwar nicht darauf ab, Initiative 
und Verantwortung des Einzelnen zu brechen. Ganz im Gegenteil: »Konsensorien- 
tiertes Management« reagiert ja auch auf eine säkulare gesellschaftliche Tendenz zur 
Individualisierung und Differenzierung von Lebens- und Arbeitsformen. Mit »Unter- 
nehmenskultur«-Konzepten wird versucht, die knappe »Humanressource Gemein- 
sinn« durch eine Aufwertung des Betriebes als Sozialisationsinstanz zu vermehren. 
Doch wenig spricht dafür, daß westliche Unternehmen ihre Beschäftigten demnächst 
durch »corporate identity« resozialisieren werden — auch wenn dies einige namhafte 
Sozialwissenschaftlern als ein zukunftsträchtiges Projekt ansehen (vgl. Sainsaulieu/ 
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Segrestin 1986). Anders als in Japan kann in westlichen Industriegesellschaften ein 
normativer Konsens der Beschäftigten mit den Unternehmenszielen und ihre kom- 
munikative Einbettung in familienähnliche Kooperationsbezüge nicht vorausgesetzt 
werden (vgl. Deutschmann 1989). Bei den Partizipationsangeboten, die unter dem 
Etikett »Unternehmenskultur« in hiesige Unternehmen Einzug halten, gehtes um ein 
betriebswirtschaftliches Projekt, das rationale Eigeninteressen der Beschäftigten und 
die Leistungsreserven gruppenbezogener Kooperation für relativ durchsichtige 
Anpassungs- und Modernisierungsprozesse ökonomischen Handelns instrumentali- 
siert. Durch symbolische Re-Vergemeinschaftung aber läßt sich dem säkularen Trend 
zur Individualisierung von Interessenlagen schwerlich entgegensteuern: Die Bindun- 
gen, die derartige Sozialisationsversuche zustandebringen, bleiben allemal Bindun- 
gen, die durch Risiken und Zumutungen erzwungen wurden — und haben nicht die 
Qualität moralisch verpflichtender (Verantwortungs-)Normen.’ 

Dennoch wäre es verfehlt, die neuen unternehmerischen Beteiligungskonzepte als 
krude »public-relation«-Maßnahmen zu unterschätzen: In vielen Betrieben der west- 
deutschen Schlüsselbranchen sind sie aufs engste verknüpft mit Initiativen zur Aus- 
weitung der betrieblichen Weiterbildung für ausgewählte (qualifizierte) Beschäfti- 
gungsgruppen — und die in der Regel betrieblich organisierte Weiterbildung wird zu- 
künftig mehr als bisher schon über die Verteilung von sozialem Status, Einkommen, 
gesellschaftlichen Privilegien und sozialer Anerkennung entscheiden. Dadurch aber 
verliert die öffentlich kontrollierte Erstausbildung ihre prägende Funktion für die 
Berufsbiographie der Subjekte. Es wird die aufökonomischen und sozialen Zwängen 
basierende betriebliche Weiterbildung für viele Beschäftigte zu einer indirekten Ver- 
pflichtung, der sie mehr oder weniger freiwillig nachkommen müssen, um drohenden 
Arbeitplatzverlust, eine dequalifizierende Umsetzung in- und außerhalb des Betrie- 
bes oder Lohnrückstufungen anzuwenden. Für andere Beschäftigte erlangt betriebli- 
che Weiterbildung die Qualität eines Belohnungsinstruments für bereits erbrachte 
oder zukünftig von ihnen erwartbare Leistungen (vgl. dazu ausführlicher Mahnkopf 
1989). Mit einem Satz: In der Kombination mit Maßnahmen zur selektiven betriebli- 
chen Weiterbildung haben neue Beteiligungsmodelle nicht zu unterschätzende Wir- 
kungen für eine Befestigung sozialer Ungleichheit. 


IV. 


Aus der Perspektive der Gewerkschaften betrachtet, sind alle Aspekte externer und 
interner Dezentralisierung der Unternehmensorganisation problematisch. Aber müs- 
sen sie sich deshalb »auf die gegenwärtigen Tendenzen zur Dezentralisierung, 
Differenzierung und Flexibilisierung einlassen«, können sie »co-managerielle Funk- 
tionen« übernehmen (Müller-Jentsch 1988, S. 22 f.) und dürfen sie auf den internen 
»ideologischen Konsens« und die Herstellung »kultureller Hegemonie« verzichten 
(vgl. Offe 1989)? 

Was wir gemeinhin mit dem Schlagwort »neue Unternehmensstrategien« belegen, ist 
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ja gerade kein gradliniger und widerspruchsloser Prozeß von Unternehmensplanung 
und -entscheidung. Es handelt sich vielmehr um eine Vielzahl von trial-und error- 
Entscheidungen, die nur mit einer gewissen Übertreibung als »Strategien« zu be- 
zeichnen sind. Weil dies aber so ist, werden die gewerkschaftlichen Antworten darauf 
— zumindest in mittlerer Frist — wohl kaum gradlinig und widerspruchsfrei sein. 
Zugespitzt heißt das: In dem Maße, in dem die Gewerkschaften ihre strategischen 
Optionen eng an der Produkt-, Marketing- und Qualifikationsplanung einzelner Un- 
ternehmen ausrichten, machen sie nicht nur jene Unsicherheitsbedingungen der Geld- 
‚ Kredit- Warenmarkt- und Technikentwicklung, unter denen die Unternehmen heute 
operieren, zu ihren eigenen unsicheren Handlungsvoraussetzungen; sie gefährden 
darüber langfristig sogar die Voraussetzungen ihrer »sozialen Mächtigkeit«: Aufdem 
Spiel steht dabei nicht allein die Repräsentativität gewerkschaftlicher Interessenver- 
tretung sondern mehr noch die Demokratisierungsfunktion, die diese intermediären 
Organisationen in der Nachkriegsgeschichte aller kapitalistischen Kernländer inne- 
hatten. Durch eine bloße Anpassung gewerkschaftlicher Tarif- und Betriebspolitik an 
die lohnpolitischen, technologischen und institutionellen Flexibilisierungsbestre- 
bungen der Unternehmen würde der Beitrag, den Gewerkschaften zur Modernisie- 
rung von Ökonomie und Arbeitsmarkt leisten könne, in letzter Konsequenz von ihrem 
nach wie vor unverzichtbaren politischen Beitrag für soziale und Rechtsfortschritte 
entkoppelt. Weil die Fähigkeit der Gewerkschaften zur Beschaffung formalisierter 
Unterstützungsverpflichtung, die Legitimation ihrer Politik im Verhältnis von Orga- 
nisation und Mitglieder und ihre Rolle im Verhältnis zu Staat und Gesellschaft 
gleichermaßen unter Druck geraten sind, hängt letztlich von ihrer Umbildung zu einer 
quasi-politischen Institution ab, ob sie auch morgen noch ein Träger sozialer und 
rechtlicher Reform sein werden. Dabei wird eine Gratwanderung zwischen Kontinui- 
tät und Wandel gar nicht zu vermeiden sein: Organisatorische Stabilität ist Vorausset- 
zung dafür, daß auf der Makroebene des Arbeitsmarktes mit den Gewerkschaften als 
relevantem Faktor überhaupt gerechnet werden muß; programmatische Identität die 
Voraussetzung dafür, daß die Gewerkschaften ihre Rolle im Prozeß gesellschaftswei- 
ter Demokratisierung auch morgen noch spielen können; organisatorischer Wandel 
aber Bedingung dafür, daß strategisch relevante Beschäftigtengruppen ihre arbeitsbe- 
zogenen Interessen nicht außerhalb und gegen die Gewerkschaften durchsetzen; 
organisatorische Anpassung an gewandelte Unternehmensstrategien schließlich auch 
Bedingung dafür, daß sektoral und national durchgesetzte Regelungsverfahren und 
rechtliche Standards nicht auf der transnationalen Ebene unterlaufen werden. Es geht 
also darum, welche Eingriffsinstrumente, Regelungsverfahren, rechtliche und soziale 
Standards auf jeden Fall »konserviert« und welche unbedingt modifiziert oder auch: 
»modernisiert« werden müssen. 

Feststeht zumindest soviel: Einerseits müssen die Gewerkschaften mitihrer Program- 
matik, Strategie, Tarif- und Betriebspolitik einen beschäftigungspolitischen Beitrag 
leisten. Unter der dominanten Ideologie des Neomerkantilismus, welche die Leitidee 
»internationaler Konkurrenzfähigkeit« über die der Vollbeschäftigung setzt, erzwingt 
dies vermutlich eine konstruktive Kooperation der Gewerkschaften und ihrer Ver- 
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treter mit dem »aufgeklärten« Management. Doch im Hinblick auf wachsende Welt- 
marktverflechtung, zukünftige Auseinandersetzungen um regionale Industriean- 
siedlungen oder die Erhaltung industrieller Arbeitsplätze und nicht zuletzt auch in 
Vorbereitung auf die bevorstehende EG-Integration ist von allen westeuropäischen 
(insbesondere von den westdeutschen) Gewerkschaften aber eher anderes verlangt — 
nämlich: Initiativen zur Koordination ihrer beschäftigungs- und tarifpolitischen Stra- 
tegien aufder Ebene transnationaler Konzerne. Gleichzeitig aber müssen die Gewerk- 
schaften ihren Anspruch auf soziale Trägerschaft gesellschaftlichen und rechtlichen 
Fortschritt beibehalten, um sowohl ihre Souveränität wie ihre Identität verteidigen zu 
können. Unter diesem Gesichtspunkt wären die neuartigen Spaltungs- und Differen- 
zierungsprozesse auf dem Arbeitsmarkt eher dahingehend zu diskutieren, daß sie den 
Druck erhöhen, an »älteren« und bislang noch immer nicht eingelösten Forderungen 
der Arbeiterbewegung — nach sozialer Gerechtigkeit beispielsweise — festzuhalten 
und sie mit den von neuen sozialen Bewegungen artikulierten Forderungen — nach 
ökologischer Verantwortung oder individueller Emanzipation beispielsweise — in 
Einklang zu bringen. 

Auf der einen Seite bleibt es die Aufgabe von Gewerkschaften, allgemeine, kodifi- 
zierte gesellschaftliche Bedingungen des Arbeitens und Lebens zu schaffen. Dabei 
geht es - ungeachtet aller säkularen Tendenzen zur Individualisierung und Differen- 
zierung von Interessenlagen und Lebensformen —noch immer darum, die materiellen 
Voraussetzungen individueller Entfaltung (für Erziehung, Bildung, Arbeitsplatzsi- 
cherheit, Einkommen und sozialer Sicherung) gleich zu gestalten, geschlechtsspezi- 
fische und ethnische Benachteiligungen zu beseitigen und ökonomisch begründete 
Machtasymmetrien abzubauen. Um diese Ziele zu erreichen, führt wohl kein Weg 
vorbei an stärker formalisierten, mehr oder weniger rechtsförmigen und generalisier- 
ten Regeln gewerkschaftlicher Tarif- und Betriebspolitik. Gleichzeitig müssen die 
Gewerkschaften sich aber auch damit auseinandersetzen, daß wachsende Teile der 
Bevölkerung und der Organisationsklientel damit begonnen haben, die »funktionale 
Spezialisierung« des »Subsystem Wirtschaft« und die Rolle der Gewerkschaften in 
der Arbeitsgesellschaft kritisch zu hinterfragen: Die Zukunft der Industriearbeit und 
die Art unseres Wirtschaftens wird heute mit Fragen vermengt, die im strikten Sinne 
»außerökonomischen« Charakters sind — und dies längst nicht mehr in nur kleinräu- 
migen Dimensionen. Zusammengenommen bedeutet dies für die Gewerkschaften ein 
schwer lösbares Dilemma: Um ihre Rolle als Arbeitsmarktpartei auch weiterhin spie- 
len zukönnen, müßten sie die Anpassungs- und Modernisierungsstrategien der Unter- . 
nehmen — die auf eine Steigerung einzelwirtschaftlicher Effizienz zielen — (durch 
»Produktionsbündnisse«) nach besten Kräften unterstützen. Um jedoch ihre Rolle als 
Träger rechtlichen und sozialen Fortschritts zu verteidigen, ist heute von ihnen ver- 
langt, daß sie zweifelhafte Formen ökonomischen und technologischen Fortschritts 
bremsen — Sand ins Getriebe des Akkumulationsgeschehens werfen (vgl. Offe 1989). 
Durch diesen doppelten und widersprüchlichen Modernisierungszwang werden die 
Gewerkschaften zu einer Politisierung getrieben — zur Ausweitung ihrer Regulie- 
rungsansprüche über das Feld traditioneller Tarifpolitik hinaus. Nicht ein »neuer 
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Realismus« der Gewerkschaftspolitik steht auf der Tägesordnung sondern eher eine 
»neue Unbescheidenheit«. Denn die organisationsinternen und die Legitimationspro- 
bleme, die von Gewerkschaften zukünftig bearbeitet werden müssen, sind durch eine 
»mikropolitische« Anpassung an die Unternehmensstrategien nicht zu lösen. Es 
schrumpft die traditionelle Klientel der Gewerkschaften; die potentielle neue Klientel 
der qualifizierten » Arbeiterelite« wird durch Partizipationsangebote des Manage- 
ments in die Richtung individualisierter Interessenartikulation gedrängt; Arbeitneh- 
mer können die von den Gewerkschaften angebotenen Serviceleistungen auch an- 
derweitig beziehen; die Dezentralisierungskonzepte der Unternehmen unterlaufen 
traditionelle Regelungsinhalte und -formen; und der Staat versucht, die Reichweite 
gesetzlicher Regelungen der Arbeitsverhältnisse einzugrenzen. Alle diese Tendenzen 
sprechen dafür, daß die Chancen gewerkschaftlicher Einflußnahme auf Prozesse 
einer Demokratisierung von Betrieb, Unternehmen und Gesellschaft entscheidend 
davon abhängen, ob die Massenorganisationen ihre Spezialisierung auf sozial und 
thematisch scharf begrenzte Ausschnitte im System der gesellschaftlichen Arbeitstei- 
lung aufgeben; und ob sie sich auf ein Prinzip der Einmischung in Konflikte um- 
orientieren, die vordergründig lohnarbeitsexterne sind. In einer Zeit, da die gewerk- 
schaftlichen Bindungen an die sozialdemokratische Partei(en) — von welcher Seite 
auch immer — gelockert und Bündnisoptionen in die Richtung neuer sozialer Bewe- 
gungen nicht mehr unmöglich sind, bedeutet dies zugleich, daß die Gewerkschaften 
sich wohl oder übel in eine politische Oppositionsrolle gegen die neokonservative 
Programmatik einer Zwei-Drittel-Gesellschaft einüben müssen. Dieser Aspekt des 
»Modernisierungsdrucks« aber kaıın sie zu ganz anderen Bündnissen zwingen als 
gerade solchen mit dem »aufgeklärten« Management - zu Bündnissen mitregionalen 
und kommunalen Bürgervertretungen, Umweltverbänden oder Verbraucherinitiati- 
ven. Derartige Bündnisse aber können das Interessenvertretungsmonopol der beiden 
Tarifparteien wenn auch nicht gleich sprengen, so doch empfindlich beeinträchtigen. 
Dennoch: Nur bei gleichzeitiger Verfolgung auch dieses Modernisierungsimperativs 
besteht Aussicht, daß sie als intermediäre Organisationen des Arbeitsmarktes und im 
politischen System überlebensfähig sind. 

Freilich ist auch für die Zukunft damit zu rechnen, daß gewerkschaftliche Program- 
matik und betriebliche Praxis — wie in der Vergangenheit schon - auseinanderklaffen. 
Daraus aber läßt sich nicht die Empfehlung ableiten, die Gewerkschaften sollten doch 
besser »Abschied von der Ideologie«, von der »Fiktion ihrer systemkritischen Rolle« 
nehmen und in »realistische Partnerschaft» sich üben (vgl. Wiesenthal 1987). Denn 
eine zeitgemäße Verbandsideologie ist kaum weniger wichtig wie tarifpolitische Er- 
folge der Gewerkschaften: Sie wirkt identitätsstiftend nach innen, meldet deutlich 
Regulierungsansprüche nach außen an-und sichert aufdiese Weise die Vermittlungs- 
funktion der Gewerkschaften als intermediäre Organisation im politischen System. 
Freilich muß eine (neue) gewerkschaftliche Verbandsideologie auch wirklich zeitge- 
mäß sein. Die offizielle Gewerkschaftsideologie der 70er Jahre war in diesem Sinne 
schief, wurde doch der programmatische Gegensatz der Fundamentalinteressen von 
Lohnarbeit und Kapital durch den keynesianischen Klassenkompromiß wiederholt 
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dementiert. Eine »rot-grüne« Gewerkschaftsprogrammatik hingegen dürfte dem An- 
spruch des Zeitgemäßen eher gerecht werden; sie Kann sich auf einen gesellschafts- 
weiten Bewußtseinswandel berufen und mit großer Resonanz zumindest bei den — 
nicht nur organisationspolitisch relevanten sondern auch im Rahmen neuer Unter- 
nehmenskonzepte strategisch wichtigen — »Rationalisierungsgewinner« rechnen. 
Selbstverständlich sind beispielsweise Umweltschutzinteressen, die in Konflikt gera- 
ten mit Interessen an der Sicherheit von Arbeitsplätzen ungleich antagonistischer als 
Beschäftigungsinteressen, die auf Einkommen und Arbeitszeitverkürzung gerichtet 
sind. Der Nachweis einer Unvereinbarkeit beider Typen von Interessen aber steht bis 
heute aus. Auch wenn sich absehen läßt, daß eine Politisierung der Gewerkschaften 
in die Richtung eines »dialogischen Musters kollektiven Handelns« (vgl. Offe/Wie- 
senthal 1980) Probleme für die innerorganisatorische Demokratie mit sich bringt, so 
können die Gewerkschaften doch nur um den Preis des Verlustes ihres politischen 
Einflusses den bequemeren Weg einer Beschränkung auf quantifizierbare Arbeitneh- 
merinteressen gehen. 

Träger eines solchen Projektes egalitärer wie moralisch vertretbarer Modernisierung 
aber können die Gewerkschaften nur werden, wenn weder sie noch die betrieblichen 
Interessenvertreter sich mit der Rolle eines Juniorpartners des Managements beschei- 
den — gleich ob diese Rolle ihnen eine sektorale und nationale Anpassung der Löhne 
an die wesentlich monetär vermittelten Weltmarktzwänge abverlangt oder ob eine 
Stabilisierung des Lohnniveaus durch ein produktionspolitisches Bündnis erkauft 
wird, das auf die Ausschöpfung aller technologischen Flexibilisierungsmöglichkei- 
ten setzt. Diese in der aktuellen Diskussion zweifellos dominierende Auslegung von 
gewerkschaftlichen Modernisierungsanforderungen wirft nämlich mehr Fragen auf, 
als daß sie plausible Antworten auf die Bedrohungen gewerkschaftlicher Organisa- 
tions- und Legitimationsmacht enthielte. Gewerkschaften und Betriebsräte, die — wie 
hier gefordert — » Verantwortung für die internationale Wettbewerbsfähigkeit« (vgl. 
Streeck 1988) eines Unternelimens oder sogar einer Branche übernehmen, werden in 
erster Linie ander Kostenverantwortung beteiligt. Daß ihnen im Austausch dafür aber 
auch die Verantwortung — im Sinne einer Kontrolle- von Investitionsentscheidungen, 
sozial- und umweltverträglichem Technologieeinsatz, Produktentwicklung und -ver- 
marktung oder gar von Absatz- und Finanzierungsstrategien übertragen würde, daß 
behaupten nicht einmal die Verfechter einer solchen Modernisierungsperspektive. 
Dafür sind aber andere Effekte einer offensiv betriebenen »Verbetrieblichung« der In- 
teressenvertretung um so deutlicher erkennbar: Eine verstärkte Kooptation der Be- 
triebsräte durch das Management lockert den operativen Zusammenhalt zwischen 
Betriebsräten und Gewerkschaften, unterhöhlt die Regelungsfunktionen des Tarif- 
vertrages und kann den Rückzug der Gewerkschaften von einer branchenübergreifen- 
den Umverteilungspolitk einleiten. Wenn solche Zugeständnisse beim ökonomischen 
Verteilungskampf dann nicht — wie im Falle Schwedens — durch erweiterte politische 
Spielräume kompensiert werden, schwächt eine Begrenzung auf betriebliche Vertei- 
lungsspielräume letztlich nur die ohnehin schon reichlich angeschlagene Rolle der 
Gewerkschaft im »politischen Tausch«. Die Folge wäre, daß dabei »kKonservative« 
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Schutzfunktionen der Gewerkschaften auf der Strecke blieben, daß die Lohnschere 
sich weiter öffnet, daß für eine Sicherung von arbeitszeitlichen, rechtlichen und sozia- 
len Mindestnormen — gerade für die Bereiche, wo die »Verlierer« im internationalen 
Verdrängungswettbewerb zu finden sind — das gewerkschaftliche Droh- und Durch- 
setzungspotential nicht mehr ausreicht. Jene Modernisierung, die ein neuartiger »Be- 
schäftigungspakt« von qualifizierten Beschäftigungsgruppen in exportorientierten 
Schlüsselbranchen, betrieblicher Interessenvertretung und Management zustande 
brächte, wäre nichts anderes als eine Form exkludenter, also ausschließender Moder- 
nisierung. Es wäre eine Form der Modernisierung industrieller Beziehungen, deren 
Beitrag für eine Demokratisierung von Wirtschaft und Gesellschaft äußerst fragwür- 
dig ist. Eine bloße Anpassung der Gewerkschaften an diese Art Modernisierungs- 
zwang setzt ihre Rolle als Träger sozialen und rechtlichen Fortschritts aufs Spiel. 


Anmerkungen 


l Überarbeitete und erweiterte Fassung eines Textes, der unter dem Titel »Die neue Unternehmensorga- 
nisation — Herausforderung für Gewerkschaften und betriebliche Interessenvertretung« erscheint in: 
Dabrowski, H./Jacobi, O./Schudlich, E./Teschner, E. (Hg.), Tarifpolitische Interessen der Arbeitge- 
ber und neue Managementstrategien; Bd. 3 des Forschungsprojektes: Rahmentarifpolitik im Struktur- 
wandel, Düsseldorf 1989, Graue Reihe der Hans-Böckler-Stiftung 

2 Wie Ch. Scherrer am Beispiel der us-amerikanischen Stahl- und Automobilindustrie gezeigt hat, 
reicht das Spektrum der »Produktionskonzepte« von Strategien der »Erschöpfung des Kapitalstocks« 
(beispielsweise im Stahlkonzeın USX) über Produktionskonzepte »rigider Spezialisierung« (in den 
kleineren Stahlwerken) und den Typus »extreiner Automatisierung« (in einigen Werken von General 
Motors und manchen integrierten Hüttenwerken) bis hin zu Konzepten »maßvoller Automatisierung« 
mit betriebsübergreifender Integration des gesamten Produktionsprozesses (bei NUMMI, dem Ge- 
meinschaftswerk von General Motors und Toyota oder in anderen, gemeinsam von japanischen und 
amerikanischen Managern geleiteten Werken der Firmen Mazda und Mitsubishi). Mit diesen unter- 
schiedlichen Produktionskonzepten verknüpft sind höchst unterschiedliche »Regulationsformen des 
Lohnverhältnisses«. Ihr Spektrum reicht von einer autoritären Aufkündigung bisheriger gewerk- 
schaftlicher Schutzrechte ohne neue Formen des Arbeitskräfteeinsatzes (beim Stahlkonzern USX) 
über den flexiblen Personaleinsatz innerhalb tayloristisch definierter Arbeitsverhältnisse (in den 
Mini-Mills) bis hin zu Teamkonzepten; wobei letztere noch einmal hinsichtlich der den Gewerkschaf- 
ten gewährten Mitspracherechte variieren: Während Gewerkschaften und Belegschaftsangehörige im 
Saturn-Werk von GM über teamorientierte Arbeitseinsatzkonzepte partizipativ eingebunden wurden, 
fielen die Zugeständnisse an die Gewerkschaften im NUMMI-Weık von GM eher bescheiden aus 
(vgl. Scherrer 1989, S. 122 £f.). 

3 Allerdings weist eine gerade abgeschlossene Studie von Ch. Büchtemann (1989) nach, daß jene Be- 
triebe, die in verstärktem Maße zum Mittel der Befristung von Arbeitsverhältnissen greifen, dies zu- 
meist auf der Grundlage älterer rechtlicher Regelungen tun, mithin die durch das Beschäftigungsför- 
derungsgesetz erweiterten Befristungsmöglichkeiten keineswegs voll ausschöpfen. 

4 Im Jahr 1985 waren in der Bundesrepublik insgesamt 6 800 Tarifverträge registriert! Vgl. Arminglon 
1988, S. 215. 

5 Hinweise darauf liefert beispielsweise die »New Directions«-Bewegung innerhalb der US-amerika- 
nischen Automobilarbeitergewerkschaft, vgl. dazu: »The UAW Rebels Teaming Up Against Team- 
work«, in: Business Week vom 27. März 1989 

6 Daß selbst hochqualifizierte Technikern und Ingenieure in der US-amerikanischen high-tech-Indu- 
strie mit bloß informellen Einflußmöglichkeiten auf Entscheidungsprozesse im Untemehmen unzu- 
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frieden sind und stärker formalisierte Partizipationsformen wünschen, belegen in einer anregenden 
Studie: R. Hodson und J. Hagan (1988). 

7 Das ließe sich für die Bundesrepublik exemplarisch an der Debatte über Sonntagsarbeit zeigen: 
Anders als in Japan, wo die (männlichen) Mitglieder der Stammbelegschaften, die über »corporate 
identity« auch normativ ins Unternehmen integriert sind, Ansprüche auf eine strikte Trennung von Ar- 
beitszeit und Freizeit bislang nicht formulieren, kann der unternehmerische Angriff auf das »freie 
Wochenende« bei uns einen gesellschaftsweiten Konflikt provozieren, der unterschiedlichste Inter- 
essen bündelt (an der Familie, der Freizeitgestaltung, der »sozialen Kultur«) und neuartige Bündnisse 
(zwischen Gewerkschaften, Kirchen, neuen sozialen Bewegungen) stiftet. 
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Sighard Neckel 
Individualisierung und Theorie der Klassen. 
Zwischenbemerkungen im Paradigmastreit 


Zusammenfassung: Die mit dem Namen Ulrich Becks verbundene soziologische 
Zeitdiagnose der »Individualisierung« sozialer Lagen und Bewußtseinsformen hat 
neben einer weiten Publizität auch starke Kritik erfahren, vor allem vonmarxistischer 
Seite. Sighard Neckel skizziert die Grundlinien und Probleme der Beck’schen Argu- 
mentation und prüft die Einwände, die die Individualisierungsthese bisher gefunden 
hat, um schließlich eine Perspektive zu benennen, in der die Arbeiten von Beck und 
anderen an eine Theorie kollektiver Akteure anschlußfähig wären. 


Eigentlich begann alles in Bamberg. Dort veranstaltete im Jahre 1982 die Deutsche 
Gesellschaft für Soziologie unter dem Titel »Krise der Arbeitsgesellschaft« ihren 21. 
Ständetag, auf dem die Stichworte gegeben wurden, die dann bis zum Ende dieses 
Jahrzehntes die sozialwissenschaftlichen Debatten erheblich bestimmen sollten. Die 
Arbeit, so hieß es, stelle nicht länger mehr das Zentrum der individuellen Existenz der 
Menschen in kapitalistischen Gesellschaften dar, Gesellschaft überhaupt lasse sich 
von den Bedingungen und Folgen der materiellen Produktion nicht mehr hinreichend 
begreifen. Wo viele nicht mehr können und andere nicht wollen, wo Arbeit sich zeit- 
lich zur biographischen Nebentätigkeit reduziere, die Pflege des eigenen Ichs zur 
Hauptbeschäftigung werde, Eigen- und Beziehungsarbeit sich so zeitraubend wie 
identitätsstiftend und mitunter auch ruinös gestalte wie ehedem die Erwerbsarbeit, 
dort - alles in allem genommen - sei die Arbeitsgesellschaft am Ende, ohne daß man 
aber schon wüßte, was eigentlich nach ihr kommt. Einer zentralen Kategorie irgend- 
wie verlustig gegangen, kreiste von nun an das Begriffskarussell der Gesellschafts- 
analyse schneller denn je: die Postmoderne wie der Wertewandel waren zwar schon 
längst erfunden worden, jetzt aber schien sich auch in den Gesellschaftswissenschaf- 
ten eine Wende von den großen Synthesen hin zum soziologischen Patchwork anzu- 
bahnen. »Kontinuitätsbrüche« wurden ausgemacht, »Pluralisierungen« konstatiert, 
die »neue Unübersichtlichkeit« bedacht, mal die »Risiko-«, mal die »Kulturgesell- 
schaft« ausgerufen. Ob »Postfordismus« oder »Entstrukturierung«, »Deregulation« 
oder »Flexibilisierung« - irgendetwas schien mittlerweile in Fluß gekommen zu sein, 
weshalb man erst einmal versuchte, über Begriffe jener Sache habhaft zu werden, die 
selbst man noch nicht genau kannte. Wiederum war es das fränkische Bamberg, aus 
dem das entscheidende Losungswort kam: hier nämlich forscht Ulrich Beck, und der 
hatte sich Anfang der achtziger Jahre einmal hingesetzt, seine umfangreichen empi- 
rischen Analysen zur Berufs- und Arbeitsmarktsituation zu systematisieren und mit 
den Ergebnissen anderer sozialwissenschaftlicher Teildisziplinen sowie der neueren 
Sozialgeschichte zu kombinieren. Heraus kam dabei ein so umstrittenes wie unbe- 
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stritten faszinierendes Panorama der Entwicklung der deutschen Gesellschaft vom 
Kaiserreich zur (zweiten) Republik, das mit heftigem Strich und kräftigen Farben das 
Bild der Gesellschaft ganz neu entwarf. Titel: »Individualisierung«, Untertitel: »Jen- 
seits von Stand und Klasse«. Zwar hatten vorher schon andere begonnen, die alten 
Schinken zu übermalen, niemand aber lockte derartig viele Betrachter in sein Atelier 
wie eben Ulrich Beck. Schnell stellte sich dabei eine Situation ein, die vom Kunst- 
markt zur Genüge bekannt ist: ein Trend wird entdeckt, der unzählige Nacheiferer 
findet, die allesamt die Qualität des Meisters nicht erreichen; Plagiate tauchen auf, 
geschwätzige Kommentatoren, die Preise steigen, der künstlerische Wert sinkt, und 
bald sind auch jene zur Stelle, die von sich behaupten, schon immer gesagt zu haben, 
daß diese neue Richtung da in Wirklichkeit doch nur was furchtbar Altes, Verbrauch- 
tes, längst schon oft Widerlegtes präsentiere. Setzen wir also besser zu einer Bildbe- 
trachtung des Originals an: was ist zu sehen, wie ist es gemacht? 

»Individualisierung« istein in der Soziologie höchst schillernder Begriff, von Simmel 
bis Adorno mit dem Vorgang identifiziert, Autonomie über die Art seiner Lebensge- 
staltung zu erlangen. Davon hält Beck, wie überhaupt zu allen »großen« Theorien der 
Gesellschaftsanalyse, zunächst einen gehörigen Abstand. Gehtes ihm doch vor allem 
um eine zupackende Zeitdiagnose, die sich von allen sozialphilosophischen Vorent- 
scheidungen freihalten möchte. Der »epochale Individualisierungsschub«, den er der 
— wohlgemerkt — westdeutschen Gesellschaft seit Ende der Nachkriegszeit attestiert, 
bezieht sich daher auch nicht auf jenen Vorgang der Entwicklung vernünftiger Per- 
sönlichkeiten, den Adorno schon zu Beginn der fünfziger Jalıre abgeschlossen fand 
(»Das Ende des Individuums«). Vielmehr benennt er einen in sich widersprüchlichen 
Prozess der Herauslösung der Subjekte aus ihren vorgefundenen und angestammten 
Herkunftsbedingungen, der nun die Art, wie jemand im Alltag seine Individualität 
leben kann, gegenüber früheren Epochen der Moderne entscheidend verändert. In- 
dividualisierung meint in diesem Zusammenhang die Freisetzung der Individuen 
aus den selbst schon wieder zur Tradition der kapitalistischen Gesellschaft geworde- 
nen sozialen Bezügen, wie sie durch Klassen, Familienformen und Berufsbindun- 
gen, durch regionale und soziale Milieus bereitgestellt werden können und dies — so 
Beck mit Verweis auf die Forschungen der neueren Sozialgeschichte — historisch in 
Deutschland auch bereitgestellt worden sind. Die 60er Jahre markieren den Umbruch. 
In ihnen beginnt eine Entwicklung zu kulminieren, die nicht zuletzt durch Faschis- 
mus, Krieg und »Wirtschaftswunder« schon angelegt war, jetzt aber eine für jeden 
deutliche Gestalt annimmt. Individualisierung ist — so könnte man Becks Analyse 
beschreiben - ein ungewollter, nichtintendierter Kulminationseffekt ganz disparater 
gesellschaftlicher Veränderungen, die irgendwann derart zusammenschießen, daß 
sich aus der Steigerung bloßer Quantitäten plötzlich eine ganz andersartige Qualität 
von Gesellschaft ergibt, für die es — weil niemand es so gewollt hat und keine ein- 
deutigen Interessen verantwortlich gemacht werden können — zunächst noch keinen 
Namen gibt. Tatsächlich sind die Akteure des Wandels so gegensätzlich wie dessen 
Effekte. Zunächst ist es - und Beck ist meilenweit davon entfernt, dies zu bestrei- 
ten — die Arbeiterbewegung, der es in zähen Kämpfen gelungen ist, im Nachkriegs- 


Individualisierung und Theorie der Klassen e 53 


deutschland zentrale Forderungen und Bedürfnisse der real existierenden Klasse ein 
Stück weit zu verwirklichen. Die Arbeiterklasse nimmt »Abschied von der Proleta- 
rität« (Mooser 1984), die ihre Existenz von Beginn an geprägt hatte. Die unbestreitbar 
immense Steigerung der Haushaltseinkommen steht hier an erster Stelle, gefolgt von 
der langsamen, aber stetigen Umschichtung, die sich im Verhältnis von Lebenszeit 
und Erwerbsarbeitszeit ergeben hat. Existentielle Unsicherheit — als »Lebensschick- 
sal des Proletariats« in den Untersuchungen zur »sozialen Frage« immer wieder 
beschrieben - hört mit den erkämpften sozialstaatlichen Rechten auf, Dauergast der 
Arbeiterfamilie zu sein; Konsumchancen eröffnen sich, die das Versorgungs- und 
Ausstattungsniveau des durchschnittlichen Arbeitnehmerhaushaltes in kürzester Zeit 
auf eine Stufe heben, die noch in den Fünfziger Jahren Privileg der höheren An- 
gestellten war. Für viele entsteht damit überhaupt zum ersten Mal die Gelegenheit, 
über einen gewissen Spielraum in der Ausgabe ihrer materiellen Ressourcen zu 
verfügen, die Sparquote steigt ebenso wie die individuellen Entscheidungsfreiheiten 
zunehmen, jeder dritte Lohnabhängige verfügt bald über Haus- oder Wohnungseigen- 
tum. Der »kollektive Aufstieg zur Respektabilität« (Mooser 1984: 227) beginnt. Am 
Ende der 60er Jahre kommt der Bildungsboom hinzu, der den Besuch qualifizierender 
Schulen und Ausbildungswege sozial vergleichsweise erheblich verbreitert. Damit 
eröffnen sich für Gruppen und Klassen, die zuvor ihren Platz eher alternativlos zu- 
gewiesen bekamen und sich den Luxus von Bildungserlebnissen und kulturellen Er- 
fahrungsprozessen früher nicht leisten konnten, Chancen sowohl der Berufswahl wie 
der persönlichen Reflexion und »Selbstfindung«. Vor allem der ungemein ausgebaute 
öffentliche Dienst bietet Aufstiegschancen gerade für jene, deren Eltern immer nur die 
Fabrik kannten - übrigens auch eine Erklärung dafür, weshalb die SPD zugleich eine 
Partei des öffentlichen Dienstes werden wie der Arbeiterschaft bleiben konnte. Die 
Kette der Aufzählung sich wechselseitig beeinflußender Wandlungsprozesse kann 
beinahe endlos fortgeführt werden: die Städte, durch die riesigen Wanderungsbewe- 
gungen nach dem Kriege sozial und kulturell sowieso schon hochgradig durchmischt, 
werden noch einmal umgewälzt, alte Viertel planiert und bestehende Kontaktnetze 
zerrissen, der Standard der Sozialbauwohnung entsteht, man fährt Auto (auch zum 
Reisen) und siehtam Abend fern. Die wohlfahrtsstaatliche Modernisierung paart sich 
miteiner kulturellen: Geschlechtsrollenstereotypen verflüssigen sich, alte Abhängig- 
keiten treten zurück, neue hinzu, und dabei ist es vor allem die gefräßige Instanz des 
Arbeitsmarktes, die schließlich (was in der Tradition auch des deutschen Kapitalis- 
mus beileibe keine Selbstverständlichkeit war) den allermeisten und in einem fast 
schon total zu nennenden Sinne die Lebenschancen zuweist. Regionale und soziale 
Mobilitätserfahrungen stellen sich ein, die im Verein mit neuen Ansprüchen auf »ein 
Stück eigenes Leben« (Beck-Gernsheim 1983) schließlich auch die Art des Zusam- 
menlebens nicht unberührt lassen. Wer verheiratet ist, der oder die bleibt dies immer 
häufiger immer weniger lang, sofern er oder sie nicht sowieso anderen intimen 
Selbstexperimenten nachgehen. Im Resultat all dessen - so Beck - verselbstverstän- 
digen sich die Lebenswege und Lebenslagen der Individuen gegenüber den traditio- 
nellen Herkunftsbedingungen und Alltagspraktiken. Die Optionen des individuellen 
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Verhaltens wachsen in dem Maße, wie die Prägekraft fester sozialer Zugehörigkeiten 
abnimmt. Ein Riß zwischen den Generationen entsteht, deren Erfahrungen immer 
weniger untereinander anschlußfähig sind. Die Kette kultureller Tradierungen inner- 
halb homogener Sozialmilieus reißt ab, weil nunmehr die Bedingungen fehlen, unter 
denen stabile Deutungsmuster und Lebensformen noch ausgebildet werden könnten. 
Darin liegt der Kern dessen, was Beck unter »Individualisierung« versteht: völlig 
durch den Markt vergesellschaftet, auf dem sich jede(r) zu bewähren hat, findet der 
einzelne jene nun erodierenden soziokulturellen Bindungen nicht mehr vor, die in der 
Geschichte des Kapitalismus das Marktprinzip immer auch begrenzt haben. Die 
»innere Landnahme« (Lutz 1984) des siegreichen Kapitalverhältnisses führt im 
Triumphe die es immer begleitenden Traditionen gleich mit und schafft sich zum 
ersten Mal eine Kultur, die auch zu ihr paßt. Ein »Kapitalismus ohne Klassen« (Beck 
1986: 117) zieht herauf, was nicht meint, daß sich die Verfügung über Ressourcen 
gesellschaftlich nicht mehr teilte, sondern daß sich die historische Symbiose von 
Klasse und Stand, von typischer Lebenslage und typischer Lebensform in dem Maße 
auflöst, wie die Lebenswege der Menschen sozialstrukturell mobilisiert und durch- 
wirbelt werden. Damit wird auch das gesellschaftliche Schicksal jedes einzelnen zur 
»Eigenrealität«, die nicht umstandslos mehr mit dem Schicksal einer ganzen Klasse 
identifiziert werden kann. Die klassentypischen Lebensverläufe werden durch die je 
besonderen Umstände von Alter, Geschlecht, Gesundheit, Berufsgruppe, Familiensi- 
tuation, Region so weitgehend modifiziert, daß sie als je individuelles Schicksal nicht 
nur erscheinen, sondern es auch sind. Treten nun persönliche Krisen und Gefährdun- 
gen auf, ist jeder für sich (und dem Sozialamt) allein. Individualisierung ist-und Beck 
hat dies vor allen in der »Risikogesellschaft« breit ausgeführt — ein äußerst prekäres 
Verhältnis, das man zu sich und den gesellschaftlichen Bedingungen haben kann, 
denen man seine soziale Existenz verdankt. Dies tritt in aller Deutlichkeit zu Beginn 
der Achtziger Jahre hervor, wo Massenarbeitslosigkeit, neue Armut, Deklassierungen 
das Gesicht der vermeintlichen Wohlstandsrepublik prägen. Bis dahin befand sich 
Becks berühmt gewordener Formel zufolge die Gesellschaft mehr oder minder kol- 
lektiv im Fahrstuhl nach oben, mit dem Effekt, daß das höhere Gesamtniveau der ma- 
teriellen und symbolischen Versorgung in der Anschauung jedes einzelnen die Wahr- 
nehmung der tatsächlich sogar noch wachsenden sozialen Ungleichheit dominieren 
konnte. Vor dem Hintergrund dessen, woher man selber kam und wohin man jetzt 
gelangt war, verblaßte die Tatsache fortdauernder Ungleichverteilung des gesell- 
schaftlichen Reichtums und der durch Bildung erwerbbaren Lebenschancen. In den 
Achtziger Jahren nun greifen zwei Bewegungen ineinander: die Verschärfung sozia- 
ler Ungleichheit geht mit ihrer Individualisierung einher, weil die Risiken der kapi- 
talistischen Modernisierung durch Klassenkulturen und Klassensolidarität weder 
hinlänglich bekämpft noch gemildert werden können. Über die Fährnisse des Arbeits- 
marktes und der sozialen Konkurrenz auf die Wahrnehmung seiner je eigenen Chan- 
cen konditioniert, wird das Fehlen von Bindungen und Traditionen in dem Moment 
schmerzhaft bewußt, wo diese Rückschläge, Niederlagen, Kränkungen und Not 
hätten abfedern können. Dies meint Beck, wenn er von der »neuen Unmittelbarkeit 
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von Individuum und Gesellschaft, von Krise und Krankheit« (1986: 118) spricht. Der 
einzelne mag wohl ein typisches Klassenschicksal erleiden, er muß es an sich aber 
erst einmal wieder entdecken, und dies in einer Situation, wo die Klasse ihm lebens- 
praktisch nichts zur Verfügung stellt, wodurch Kämpfe zu führen, Erklärungen und 
auch Trost zu finden wären. Staat und Markt dagegen - die Moloche der sozialen 
Existenz — schlagen jeden in ihren Bann. Am Ende steht er — hatte er Glück und gute 
Verwertungschancen - einigermaßen passabel da auf dem schwankenden Boden sei- 
ner privaten Akkumulation. Wenn’s schiefgeht, muß er sich eingestehen, worauf 
andere sich gerade etwas einbilden: es liegt an einem selbst. 

Soweit das Gemälde, in eher heiteren Farben, je mehr man auf den Hintergrund 
schaut, zunehmend düster, wo die Gestalten ins soziale Jetzt treten. Kommen wir also 
zu den anderen Interpretationen, die dieses Gesellschaftsbild bisher schon finden 
konnte, kommen wir zu den Einwänden, die gegen Inhalt und Technik der Beckschen 
Malkunst gerichtet wurden — und befassen wir uns ehrlicherweise mit jenen der ei- 
genen Schule, die allerdings - so wird sich zeigen - immer nur knapp an dem Verdikt 
vorbeikommen, schlichtweg das Thema des Bildes nicht erkannt, es also in der Kritik 
am Dargestellten einfach verfehlt zu haben. 

Wenn etwa marxistische Klassentheoretiker sich in Reaktion auf das Individualisie- 
rungstheorem veranlaßt sehen, abermalig den Nachweis anzutreten, daß schließlich 
in der kapitalistischen Bundesrepublik das Wertgesetz noch gelte, so rennen sie nur 
Türen ein, die bei Beck weit offen stehen. Es sei denn, jemand möchte behaupten, ein 
bestimmter ökonomischer Reproduktionsmodus, wie etwa das Wertgesetz, verbürge 
für sich schon die Existenz bestimmter sozialer Formationen, die man gelassen Klas- 
sen nennen Könnte, ohne sich noch darum zu scheren, ob diese auch eine gesellschaft- 
liche Realitäthaben. Daß Marx im dritten Band hierzu nichtmehr gekommen ist, kann 
nicht füralleZeitals Ausrede dienen. Und wenn es denn so ist, daß Max Webers Unter- 
scheidung von (»objektiver«) Erwerbsklasse und (»lebensweltlicher«) sozialer Klas- 
se, auf die alle Theoretiker der Individualisierung immer wieder zurückgreifen, der 
Analyse bessere Kategorien bereitstellt, so istnichteinzusehen, warum entlang dieser 
Unterscheidung nicht auch eine Untersuchung versucht werden kann, die gerade die 
Auflösung sozialer Klassen in das Zentrum stellt. Daß man — wenn schon nicht mit 
Marx, dann aber mit Weber —den Klassenbegriff fast automatisch wieder im Sack ei- 
ner Theorie der Gesellschafthätte, wie man aus Frankfurt hören konnte (Ritsert 1987), 
istjedenfalls solange nicht ausgemacht, wie man nicht auf dem Felde wirklich antritt, 
das die Individualisierungstheoretiker für sich bestellt haben: dem der empirischen 
Realität kapitalistischer Vergesellschaftung. Hier allerdings sieht es auf marxistischer 
Seite eher mager aus. Eine soziographische Leistung, wie sie etwa Josef Mooser mit 
seinem Buch über das Arbeiterleben in Deutschland erbracht hat, wäre jedenfalls von 
Seiten der Kritiker des Individualisierungstheorems erst einmal zu erstellen. Andern- 
falls unterbietet man permanent das empirische Niveau der Diskussion und gebärdet 
sich als prinzipienfester, aber wenig informierter Besserwisser, der andauernd bewei- 
sen will, was auf der anderen Seite doch niemand bestreitet. Daß die objektive Ver- 
teilung des gesellschaftlichen Reichtums hart entlang der Klassenlinie verläuft, wird 
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ebenso wenig geleugnet wie die Tatsache, daß sich die arbeitsmarktabhängige Loh- 
narbeiterexistenz derart verbreitert hat, daß unter den Gesichtspunkten der Verfügung 
über materielle und immaterielle Ressourcen die statistische Gestalt von Klassen, und 
zwar sowohl der Arbeiter- wie der modernen Unternehmerklasse, sich »verdeutlicht« 
hat. Entscheidend ist etwas anderes. Auch die marxistische Klassentheorie, die sich 
oft genug nur im Nachweis der objektiven Gegebenheit sozialer Lagen erschöpft, 
steht vor dem Problem, die Bedingungen angeben zu müssen, unter denen Klassen- 
lagen noch das Bewußtsein und das Handeln kollektiver Akteure beeinflußen können. 
Auch hier dürfte zu einer allzu großen Selbstüberschätzung keine Veranlassung 
bestehen (so auch David Lockwood in PROKLA 53), hat es die Klassentheorie auch 
in ihren avanciertesten Versionen (Bourdieu) doch bisher nur zur Konstatierung von 
Strukturhomologien (vulgo: Analogien) zwischen Klasse und Lebensform gebracht, 
die sich allein der theoretischen Konstruktion verdanken, in die Kiste des »Habitus« 
all das zu packen, was an sozialer Vermittlung ansonsten im Dunkeln bleibt. Und ist 
nicht die Konjunktur »rationalistischer Handlungstheorien« innerhalb des Marxis- 
mus als Zeichen dessen zu werten, was Beck als Enttraditionalisierung der gesell- 
schaftlichen Handlungsorientierungen beschreibt? 

Die Prozesse der sozialen Vermittlung zwischen ökonomischer Position und indivi- 
duellem Handeln sind es, die im Kern die Zeitdiagnose der Individualisierung zu be- 
schreiben versucht. Beck und andere nehmen damit übrigens ein Thema auf, das in 
der Tradition der marxistischen Theorie einen guten Platz hätte. Schließlich ist es spä- 
testens seit Lukacs, Reich und der frühen Kritischen Theorie ein oftformuliertes, doch 
gleichwohl ungelöstes Problem, wie sich die Klassenposition in Klassenhandeln 
transformiert. Beck hat hier zumindest eine These, die das Ausbleiben eines solchen 
erklären will: jene des »Bedeutungsverlustes« sozialer Ungleichheit vor dem Hinter- 
grund eigener Aufstiegserfahrungen, welche aufgrund der mit ihnen verbundenen 
Erosionen von Klassenkulturen eine »Rückkehr« zum Klassenbewußtsein selbst 
dann versperren, wenn man die volle Härte Kapitalistischer Konkurrenz am eigenen 
Leibe verspürt. Lage, Lebensform und Bewußtsein treten auseinander, und genau die- 
ses »Auseinandertreten« ist es, was den Marxismus seit den 20er Jahren umtrieben 
hat. Die Individualisierungstheorie hat dabei gegenüber früheren Versuchen der Er- 
klärung dieses Risses den Vorteil, eine »dritte« Ebene zwischen Ökonomie und Be- 
wußtsein in den Blick zu bekommen. Noch die frühe Kritische Theorie hat auf der 
Grundlage einer orthodoxen Kapitalismusanalyse allein die psychischen Strukturen 
der Subjekte zum Gegenstand gehabt, und in ihnen das Unterpfand der kapitalisti- 
schen Disziplinierung und Beeinflußung ausgemacht. Der Eıfahrungsgehalt alltägli- 
cher Vergesellschaftung in jeweils normativ integrierten Gruppen und Klassen, die 
Strukturen der Lebenswelt konnten so kaum zum Problem werden, weshalb man sich 
darauf beschränken mußte, die Agenturen der Herrschaft und der Manipulation theo- 
retisch zu denunzieren, Das war nicht wenig, reicht aber heute nicht mehr hin, die Mo- 
tive und realen Erfahrungen der Subjekte selbst zu beschreiben. Die Individualisie- 
rungstheoretiker bieten zumindest umfassendes Material dar, diese alten Fragen unter 
veränderten Bedingungen wieder neu aufzunehmen, auch wenn sie schließlich zu 
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dem Resultat kommen, daß die soziale Vermittlung paradoxer- oder (wie man will) 
konsequenterweise diejenige der »Individualisierung« ist, also eine Form angenom- 
men hat, die soziale Formationen real und in den Köpfen und Herzen der Menschen 
gerade auflöst. 

Nun soll hier nicht behauptet werden, daß alles, was die Individualisierungstheorie 
formuliert hat, überzeugend ist, und sich die Kritiker derselben nur fortwährend 
blamieren. Es kommt eben darauf an. Gar nicht mal so linke Sozialwissenschaftler 
verweisen beispielsweise anhand »harter« empirischer Fakten immer wieder darauf, 
daß manches eben doch nicht so durcheinander geht, wie viele das schon glauben 
wollen. Soziale Herkunft ist weiterhin — und zwar auch vor den Merkmalen etwa des 
Geschlechts oder der Nationalität — das entscheidende Kriterium für die Erlangung 
sozialer Positionen, die Heiratsmärkte bleiben geschlossen und immer noch äußerst 
selten führt eine Kauffrau den ungelernten Arbeiter zum Altar. Das Individunalisie- 
rungstheorem, so heißt es denn auch, schildere im Prinzip nur jene Situation, dieman 
doch vom Fernsehen kennt: jeder guckt für sich allein genau dasselbe wie zur gleichen 
Zeit der andere auch. In seiner grenzenlosen Eitelkeitmöge sich der Mensch wohlein- 
bilden, einzigartig, unvergleichbar, individuell zu sein, tatsächlich jedoch folge er wie 
ehedem nur den vorgestanzten Mustern seiner jeweiligen Klassenlage, auch wenn 
diese Muster erheblich »moderner« geworden sind. Die Theorie der Individualisie- 
rung hat hier große Schwierigkeiten zu erwidern. Zwar meint sie, den Aspekt der Ver- 
einheitlichung von Verhaltensmustern dadurch in den Griff zu bekommen, daß sie 
selbst von »kollektiven Individualisierungen« spricht und die durch den Markt be- 
wirkte »Standardisierung der Lebenslagen« betont. Diese Aussagen beißen sich je- 
doch sofort mit der gleichzeitig vehement vertretenen These, daß die Optionen des 
individuellen Verhaltens entschieden zugenommen haben, weshalb in dieser Dimen- 
sion von einer »Standardisierung« nun eigentlich überhaupt nicht die Rede sein kann. 
Die Widersprüche, in die sich vor allem Beck hier verwickelt und die zu vielen Miß- 
verständnissen seiner Analysen Anlaß gegeben haben, liegen darin begründet, unter 
dem einen Begriff der »Individualisierung« Entwicklungen zusammengefaßt zu ha- 
ben, die ihrerseits nun völlig unterschiedliche Ursachen und Folgen haben (vgl. Hon- 
neth 1988), so daß die materiellen Erweiterungen der individuellen Entscheidungs- 
spielräume auf einer Ebene mit den atomisierenden Wirkungen des Arbeitsmarktes 
und den kulturellen Lern- und Reflexionsprozessen einer höhergradig entwickelten 
Subjektivität verhandelt werden. Was »Freiheit von« und »Freiheit zu« in ihrer bei 
Marx noch so starken Doppeldeutigkeit heute meint, verschwimmt mitunter daher 
völlig. Dies ist auch der Grund, weshalb sich aus der Theorie der Individualisierung 
jeder aussuchen kann, was ihm gerade in den Kram paßt, wobei allerdings auch dies- 
mal die traditionsfesten Marxisten nicht gerade zurückstehen, munter Francois Lyo- 
tard, Daniel Bell und Ulrich Beck in einen Cocktail mixen, um sich dann zu be- 
schweren, daß dieses Zeug einfach widerwärtig schmecke. Oder man »positiviert« 
die Becksche Analyse einfach, beraubt sie aller gewissermaßen tragischen Aspekte, 
die sie ja zur Genüge aufweist, um dann festzustellen, daß hier im besten Falle eine 
absurde Hypostasierung singulärer Erscheinungen, im schlechtesten Fall eine üble 
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Apologie vorliege. Andere haben damit überhaupt keine Probleme und nehmen die 
»Individualisierungen« zum Anlaß, fröhlich die »gestiegene Wahlfreiheit«, die »re- 
duzierte soziale Kontrolle« inmitten einer »mobilen Wohlstandsgesellschaft« zu fei- 
eın (Zapf u.a. 1987), wo ich aufgrund einer Pluralisierung der Lebensstile tagsüber 
»aufstiegsorientiert«, abends »links-alternativ« und am Wochenende ein hedonisti- 
sches Ungeheuer bin. Die Pluralisierung der Lebensstile für sich gesehen ist zweifel- 
los kaum bestreitbar. Die Sozialstruktur aber plötzlich hierin aufgehen zu lassen und 
dann noch so zu tun, als ob jeder beständig hin- und herwechseln und immer alles 
»wählen« könnte, verfällt demselben propositionalen Selbstdementi, das auch der 
Werbung einer japanischen Autofirma eigen ist: »Nichts ist unmöglich: Toyota«. 
Stimmte der Satz vor dem Doppelpunkt, wäre die Entscheidung dahinter zumindest 
unüberlegt. Ist diese Entscheidung aber irgendwie festgelegt, stimmte die erste Be- 
hauptung nicht mehr. »Wählen« ist und bleibt limitiert, auch wenn das Ausmaß des 
Wählbaren jedenfalls für diejenigen eindeutig zugenommen hat, die in den berühmten 
Beckschen Fahrstuhl sich noch hineindrängeln konnten und nicht von vorneherein im 
basement steckenbleiben. 

Der älteste Vorwurf ist immer der, daß etwas nicht »neu« sei. Dies widerfährt auch der 
Theorie der Individualisierung, die allerdings auch hieran nicht ganz unschuldig ist. 
Einerseits wird von Beck überhaupt nicht bestritten, was ihm die linken arm chair-So- 
ziologen sogleich vorgehalten haben: daß der Kapitalismus schon immer eine Gesell- 
schaft der »Freisetzung« sei, in der »alles Ständische verdampft« (Marx). Im Gegen- 
teil spricht Beck von einem »abermaligen Individualisierungsschub«, der »neu« nur 
sei — und hierauf allerdings besteht er — hinsichtlich der Konsequenzen. Vormalige 
Freisetzungsprozesse seien immer wieder durch Prozesse der Klassen- (Marx) und 
Gruppenbildung (Weber) aufgefangen worden, dieser jedoch nicht, weshalb nunmehr 
der einzelne allein »zur lebensweltlichen Reproduktionseinheit des Sozialen« (Beck 
1986: 119) werde. Doch anstatt nun in der Kritik an dieser Sichtweise nach dem Prin- 
zip Hoffnung zu verfahren — »das kann sich alles ändern, wenn nur die Widersprüche 
sich verschärfen« — scheint es angemessener zu sein, historische Grundlage wie Per- 
spektive dieser Diagnose zu prüfen. Steht sie doch in der Gefahr, eine lebensweltli- 
che Einheitlichkeit der Arbeiterklasse zu postulieren, die so in der Geschichte über- 
haupt nicht vorfindbar war. Allerdings haben dies einige Vertreter der Individualisie- 
rungsthese selbst schon entdeckt. Peter A. Berger (1987) etwa vermutet, daß auf der 
Grundlage des empirischen Wissens, das wir heute von unserer Gesellschaft haben, 
auch etwa die Spätzeit des Kaiserreiches schon als »individualisierte« Gesellschaft 
beschreibbar gewesen wäre, was immerhin der historischen Revolutionsforschung 
einiges zu denken geben könnte. Gleichwohl sollte der Individualisierungsdiskurs 
aus der bloßen Verfallssemantik befreit werden, will er sich die Perspektive auf die 
Entwicklung unserer Gegenwart von Vorurteilen freihalten. Denn es ist überhaupt 
nicht ausgemacht, im Gegenteil eher wahrscheinlich und auch tatsächlich beobacht- 
bar, daß neue Gruppenbildungsprozesse in der Gesellschaft stattfinden, die man in 
Ermangelung besserer Begriffe »posttraditionale Vergemeinschaftungen« genannt 
hat. Die Ausbildung kollektiver Identitäten prinzipiell an den Bestand traditionsfester 
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Kulturen zu binden, ist eine durch und durch konservative Weltsicht, die überdies den 
Realitäten in keiner Weise gerecht wird und nur denunzieren kann, wo die Analyse 
nicht weiterkommt. So sehnen sich bisweilen aus Ekel vor dem Narzißmus wohl- 
fahrtsstaatlich verwöhnter Anspruchsmentalitäten auch FAZ-Kommentatoren in die 
Zeiten ordentlicher Klassengesellschaften zurück, wo jeder noch wußte, was ihm und 
seiner Gruppe zukam. Erkennbar nämlich sind »Neuformierungsprozesse« innerhalb 
und außerhalb dessen, was man bisher als Klassen beschrieb, um politische Themen, 
soziale Gefährdungen, handfeste Interessen, »Subkulturen« und informelle Netzwer- 
ke herum, die zwar »flüssiger« und daher politisch — in jede Richtung! — schwerer 
kalkulierbar sind, gleichwohl aber anzeigen, daß kollektive Vergesellschaftungen 
— welcher Artauch immer -eben dochnicht an ein Ende gekommen sind. Der Ehrlich- 
keit halber muß gesagt werden, daß Beck diesen Ausgang der Individualisierung an 
manchen Stellen seines Buches dann doch wieder offen läßt, was übrigens nicht un- 
bedingt immer schon eine beruhigende Perspektive abgibt. Denn, in Marxens Namen, 
so wenig schrecklich es wäre, gäbe es diese Individualisierung im Sinne einer zuneh- 
menden Wahlfreiheit tatsächlich, so wenig sicher ist es, daß die neuen Vergemein- 
schaftungen uns immer auch gefallen können. Wenn es unten diffus wird, Kann von 
oben um so besser Einheit gestiftet werden. Auch so könnte die Geschichte der In- 
dividualisierung ausgehen, nicht zum ersten Mal. 
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Georg Vobruba 
Individualisierung und Solidarität” 


Zusammenfassung: Voranschreitende Individualisierungsprozesse führen zu zu- 
nehmenden Solidarisierungsproblemen. Kollektiv-einheitliche Interessenvertretung, 
»Stellvertreterpolitik«, erweist sich als ein Übergangsphänomen. Die sich differen- 
zierenden Bedürfnislagen sind im Rahmen der gegenwärtig existierenden politischen 
Institutionen nur unzureichend berücksichtigbar und absicherbar. Interessenverfol- 
gung an den Institutionen vorbei aber istvom Risiko der Vereinzelung bedroht. Auf die 
Behebung dieses Dilemmas zielen verschiedene politische Vorschläge. Sie laufen 
darauf hinaus, kollektive Rahmenbedingungen zu schaffen, die es den Einzelnen er- 
möglichen, ihre Interessen wirkungsvoll individuell zu verfolgen. Damit freilich wird 
die Frage der solidarischen Herstellung und Absicherung solcher Rahmenbedingun- 
gen zum Problem. 


Individualisierung 


Individualisierung ‚Ergebnis des Wandels der Gesellschaft und des Denkens_ 
über Gesellschaft im Übergang zur Moderne, Ich notiere vorweg kurz einige Aspekte 
dieses Wandels. 

Optimistische Deutungen betonen die Freisetzung der Subjekte aus Zwängen der 
Tradition, Sie begreifen Gesellschaft nun als Synthese aus dem Agieren ihrer Teile mit 
der Perspektive auf die Gestaltbarkeit von Gesellschaft. Sie feiern das freigesetzte 
Subjekt als Träger von Interessen. »Das Interesse, indem es den Mittelpunkt der Le- 
benstätigkeit jedes Einzelnen in Beziehung auf jeden Anderen, mithin der ganzen ge- 
sellschaftlichen Bewegung abgibt, ist daher das Prinzip der Gesellschaft« (von Stein 
1850: XLD. 

Pessimistischere Interpretationen dagegen weisen aufdie Folgen aus den Zusammen- 
brüchen traditionaler Schutzzusammenhänge. Sie betonen, daß das Wissen um die 
prinzipielle Gestaltbarkeit von Gesellschaft von einem umfassenden Imperativ zur 
Systemerhaltung in Pflicht genommen und der individualisierte Einzelne hilflos vor 
mächtige gesellschaftliche Aggregate gestellt ist. »Der unermeßliche Druck der Herr- 
schaft hat die Massen so dissoziiert, daß noch die negative Einheit des Unterdrückt- 
seins zerrissen wird, die im neunzehnten Jahrhundert sie zur Klasse macht« (Adorno 
1979: 375 £.). ; 

DerProzeß der Individualisierung birgt also Ambivalenzen. Zu einer solchen Diagno- 
se könnte man die konträren Einschätzungen komprimieren. Aber das Diagnostizie- 


* erscheint zugleich in: Georg Vobruba, Arbeiten und Essen. Politik an den Grenzen des Arbeitsmarkts. 
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ren von Ambivalenzen, begnügt man sich damit, ist ein steriles Unternehmen. 
Interessant werden die aufgelisteten Entgegensetzungen erst dann, wenn man sie als 
alternative Möglichkeiten auffaßt und nach den sozialen Realisierungsbedingungen 
der besseren Möglichkeiten fragt. Im folgenden verwende ich »Individualisierung« 
jenseits ihrer Ambivalenzen, als Inbegriff dieser ihrer besseren Möglichkeiten, Ihr 
Gegenteil ist »Vereinzelung«. 
Ich will in drei Thesen andeuten, wie die Frage nach den sozialen Realisierungsbe- 
dingungen von Individualisierung anzulegen ist und anschließend Möglichkeiten und 
Schwierigkeiten von Solidarität angesichts fortgeschrittener Individualisierung erör- 
tern. 
Erste These: Ich sehe in den gegenwärtig allerorts beobachtbaren Individualisie- 
rungs] prozessen n die beginnende) Realisierung der in der r Moderne angelegte 
den Theor jeversuchen zur Moderne hervorgehobenen Möglicl 
Daraus folgt die zweite These: Ich halte die historische Periode zwischen j jener Zeit, 
seit der man Konsequenzen der Moderne denken konnte, und der Gegenwart für eine 
Phase des Übergangs. Zugespitzt: Was von den Diagnostikern einer »Postmoderne« 
für die Moderne gehalten wird, ist ihre Anlauf- und Latenzphase. Und mit »Postmo- 
derne« wird tatsächlich eine spezielle Realisierungsform von Moderne ins Auge ge- 
faßt — eine problematische Realisierungsform allerdings. 
Das führt unmittelbar zur dritten These: Aus der langen Latenzphase der Moderne er- 
gab sich ein Mangel an Anpassungsdruck auf die gesellschaftlichen Institutionen mit 
der. Folge, daß sie heute überwiegend nur schlechte Realisationen von Moderne zulas- 
‚sen. Mitanderen Worten: Die lange Latenzphase der Moderne hat zur Ausbildung sol- 
cher Institutionen geführt, in denen Prozesse der Individualisierung schlecht aufge- 
hoben sind. Das Ausschlagen der Ambivalenz von Individualisierungsprozessen zu 
ihrem negativen Pol: Vereinzelung hin hat seine Ursache in den gesellschaftlichen 
Verhältnissen, in denen die Individuen sich einrichten müssen. 
Mit diesen Thesen ziele ich auf keine Beteiligung an der Diskussion, ob ein post- 
modernes Stadium — was immer das sein mag — denkmöglich ist (vgl. Berger 1988). 
Sie dienen mir vielmehr als Einstieg in den Fragenkomplex, wie das, was mit der 
Moderne denkbar geworden war, gesellschaftlich zu verwirklichen ist. Wenn zutrifft, 
daß die schlechte Realisierung von Individualisierung: Vereinzelung an den ihr in- 
adäquaten Institutionen liegt, dann muß man die Frage nach besseren Möglichkeiten 
als Frage nach institutionellen Änderungen stellen. Für Individualisierungsprozesse 
von besonderem Belang sind die Regelungen und Institutionen des Systems sozialer_ 
Sicherung. Ich versuche nun, das Verhältnis von Individualisierung und sozialer 
Sicherheit entlang der drei Thesen kurz zu spezifizieren. 
Zur ersten These: Eine Vielzahl empirischer Erhebungen (vgl. Zapf u. a. 1987) der, 
jüngsten Zeit führt zum Befund einer zunehmenden Vielfalt der Arbeits- und Lebens; 
wünsche sowie der Arbeits- und Lebensformen innerhalb der Gesellschaft und inner- Inner- 
halb halb der einzelnen Biographien. Daraus folgt eine zunehmende Pluralisierung der 
Interessenprofile und die Erosion traditioneller Kollektive und Kollektivbegriffe. 
Damit könnte sich jene gesellschaftliche Konstellation, diees erlaubte, mit dem Klas- 
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senbegriff im Marx’schen Sinne zugleich ein Strukturprinzip und empirische Lebens- 
lagen im Kapitalismus zu erfassen, als historisches Übergangsphänomen erweisen. 
Ihren theoretischen Niederschlag finden diese Entwicklungen in einer prononciert 
vorgetragenen Kritik an einem (zuvor vorsorglich) empiristisch reduzierten Klassen- 
begriff (vgl. Luhmann 1986) einerseits, in Zweifeln daran, ob der Klassenbegriff je ° 
so ohne weiteres als empirische Kategorie anzusehen war (vgl. Przeworski, Sprague 
1986) andererseits. Eben daher rührt das neuerdings stark gestiegene Interesse am 
Konzept der sozialen Schließung (vgl. Weber 1972: 210, Parkin 1983), das den 
Mechanismus der Ausbildung von Interessengegensätzen innerhalb von und quer zu 
Klassengrenzen erklären will. Nicht immer wird dabei gesehen, daß die Prozesse 
sozialer Schließung, die sich mit Weber beschreiben lassen, ihre Dynamik aus der 
Wirksamkeit gesellschaftlicher Strukturen erhalten, die Marx analysiert hat. 

In der Praxis kommt es jedenfalls zu Wünschen und Problemlagen, die zum einen 
zunehmend heterogen werden und deren Unterscheidung zum anderen zunehmend 
schwer fällt: Eine immer größer werdende Anzahl von Lebenslagen befindet sich in 
einer Grauzone zwischen »freiwillig gewählt« und »der Not gehorchend«, zwischen 
Individualisierung und Vereinzelung. Ob die von den geläufigen Normalitätsstan- 
dards abweichenden Formen abhängiger Erwerbstätigkeit freiwillig oder der Not 
gehorchend gewählt werden, ist nicht einmal für die Betroffenen selbst in allen Fällen 
leicht zu unterscheiden. Erst recht ist für den soziologischen Beobachter dabei Vor- 

‚sicht angebracht. 


Zur zweiten These: Vor dem Hintergrund der Pluralisierung von Interessenprofilen 
und Problemlagen erweist sich die Kollektivierung der Interessen über die Gemein- 


samkeit ihrer Inhalte und der Modus politischer Interessenvertretung für andere als 
Übergangsphänomen. D Die ie Organ hisations probleme einschlägi spezialisierter Institu-_ 


tionen und die Effektivitätsprobleme Einschlägig zuständi, iger gesellschaftlicher Steu- 
erungsinstanzen signalisieren den Anfang vom Ende der »Stellvertreterpolitik«. Die- 


sen Trend nehmen die auf Stellvertreterpolitik spezialisierten Großorganisationen als 
zunehmende Probleme zwischen Organisationsspitze und Mitgliederbasis wahr — 
insbesondere als verbandliche Legitimationsprobleme, die durch mitgliederferne En- 
gagements der Organisationsspitzen inneokorporatistischen Arrangements noch ver- 
schärft werden (vgl. Vobruba 1983: 171). Die Übiquität der Klage über den Verlust des 
Stammkunden, Stammwählers, zeigt, wie allgemein dieser Trend ist. »Das Ende der 
Stellvertreterpolitik« - in einer solchen Formel läßt sich jedenfalls die Überzeugung 
fassen, die einigen gegenwärtig zirkulierenden Konzepten zur Reformulierung poli- 
tischer Steuerung zugrunde liegt. Ihnen gemeinsam ist der Verzicht auf inhaltliche 
Vertretung und Steuerung im Detail zugunsten der Konzentration auf das Setzen von 
»geeigneten« und »starken« kollektiv abgesicherten Rahmenbedingungen für indivi- 
duelle Interessenverfolgung. Diese Konzepte folgen der, nur auf den ersten Blick 
paradox anmutenden, Einsicht, daß die gesellschaftliche Gemeinsamkeit zunehmend 
darin besteht, daß jede/r etwas anderes will. 

Zur dritten These: Probleme © der Gegenwart und der nächsten Zukunft ergeben sich 


aus der wachsenden Inkon; n Inkongruenz der Nc ' Normalitätsannahmen, die in das gegebene 
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System sozialer Sicherung und in die Institutionen kollektiver Interessenverfolgung 


eingegossen sind, und der sozialen Realität — insbesondere der Realität im Beschäf- 
tigungssystem (vgl. Vobruba 1989). Deutlich wird dies an der Anzahl sozialpolitisch 
Unter- und Unversorgter, die nicht aufgrund von staatlichem Handeln — »Sozialab- 
bau« —, sondern aufgrund von staatlichem Nichthandeln — dem kontrafaktischen Auf- 
rechterhalten überholter Normalitätsannahmen - zunimmt. Dies wird ebenso deutlich 
an jenen Versionen zeitgenössischer Gesellschaftskritik, die die Aufrechterhaltung 
des Status quo der gesellschaftlichen Verfaßtheit von Arbeit nicht um ihrer selbst wil- 
len, sondern um die Stabilisierung der daran knüpfenden Konsequenzen willen for- 
dern: »Normalarbeit« als Instrument des Zugangs zu sozialstaatlichen Leistungen, als 
Instrument der Erhaltung kollektiver Interessenvertretung. Solche Verkehrungen von 
Zielen und Mitteln lassen sich als der interessante Versuch einer Prolongation der La- 
tenzphase der Moderne lesen: 

»Das Normalarbeitsverhältnis verteidigen!« Die holprige Parole steht vor der Ein- 
sicht, daß die zunehmenden Probleme selektiver sozialpolitischer Absicherung nicht 
an den abweichenden Beschäftigungsverhältnissen per se, sondern an der zunehmen- 
den Inkongruenz zwischen den abweichenden Beschäftigungsverhältnissen und den 
in das lohnarbeitszentrierte System sozialer Sicherung eingelassenen Normalitätsan- 
nahmen liegen. Die Wiederanpassung der Beschäftigungsverhältnisse an restriktive 
Normalitätsannahmen im System sozialer Sicherung und die Anpassung (das heißt 
Erweiterung) der Normalitätsannahmen an veränderte Beschäftigungsverhältnisse 
sind somit systematisch gleichwertige Möglichkeiten. Welche der beiden Möglich- 
keiten politisch ergriffen werden soll, wäre in Debatten über die politische Verfügbar- 
keit von Individualisierungswünschen von Arbeitskräften und Vereinzelungsprozes- 
sen auf dem Arbeitsmarkt zu klären. 

Allerdings lassen sich die neueren gewerkschaftspolitischen Überlegungen, wie an- 
gesichts voranschreitender Individualisierung und Interessendifferenzierung Solida- 
yität noch hergestellt werden kann, als Hinweis dafür nehmen, daß die Chancen, die 
traditionellen Arbeitsverhältnissebis in die weitere Zukunft zu erhalten, von Gewerk- . 
schaftsseite selbst als nicht sehr hoch eingeschätzt werden. 


Solidarität 


Ich halte mich an ein prominentes Beispiel. Kein Begriff wurde auf dem großen 
Zukunftskongreß der IG Metall im Herbst 1988 so viel verwendet wie dieser: Soli- 
darität. Sie habe nicht nur unter den Gewerkschaftsmitgliedern zu gelten, sondern 
müsse auch die an den Gesellschaftsrand abgedrängten Gruppen und auch die Ar- 
beitnehmer anderer Staaten einschließen. »Nicht jeder Arbeitsplatz kann und darf in 
der Bundesrepublik erhalten bleiben. Es ist ein Gebot der internationalen Solidarität, 
die Arbeitslosigkeit auch in anderen Ländern abzubauen und sie nicht dorthin zu ex- 
portieren, wo sie schon am höchsten ist.« (Steinkühler 1988: 14). Es fällt nichtschwer, 
diesen Satz in seinem strategischen Sinn zu interpretieren: Angesichts der bevorste- 
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henden EG-Integration handelt es sich um die Zusicherung an schlechter sozial ab- 
gesicherte Arbeitnehmerschaften in wettbewerbsschwächeren Nationen, daß die IG 
Metall jedenfalls keine nationale Konkurrenz um Arbeitsplätze um jeden Preis wün- 
sche; und daß sie eine solche darum auch nicht mit einem ersten Schritt in Richtung 
auf»Sozialdumping aus der Position des Stärkeren« beginnen werde. Ein solches Sig- 
nal folgt konsequent der —- mehr oder weniger bewußten — Einsicht, daß sich die na- 
tionalen Arbeitnelimerschaften im Hinblick auf die Verteilung von Arbeitsplätzenund 
die arbeitsplatzbezogenen sozialen Rechte in der Spielsituation eines Gefangenendi- 
lemrnas befinden: Zwar ist es für die Arbeitnehmerschaft eines einzelnen Staates 
rational, zwecks Erhöhung der Zahl von Arbeitsplätzen auf die eine oder andere sozia- 
le Errungenschaft zu verzichten, im Ergebnis solcher Strategien aller um Industrie- 
ansiedlungen und Arbeitsplätze konkurrierender Arbeitnehmerschaften aber ver- 
schlechtert sich die Situation aller. »Wir werden alle unter die Räder kommen, wenn 
jeder dem nationalen Egoismus frönt« (Steinkühler 1988: 10). 

Insbesondere für einen starken »Spieler«, also eine große Geweikschaftsorganisation 
mit vergleichsweise sozial sehr gut abgesicherten Mitgliedern, ist es in einer solchen 
Situation rational, in einem ersten Zug Kooperation zu üben (vgl. Axelrod 1987). Das 
Argument einer solchen überlegenen Rationalität die sich insbesondere mit langfri- 
stigen Vorteilen belegen läßt — gibt freilich noch kein hinreichend tragfähiges Motiv 
dafür ab, daß die Gewerkschaftsbasis einer solchen Strategie folgt. Dieses Problem 
wird von den zuständigen politischen Akteuren durchaus gesehen: »Der Vorstand der 
IG Metall kann nicht eine Politik vertreten, die nicht von der Mehrheit unserer Mit- 
glieder geteilt und getragen wird« (Steinkühler 1988: 17). 

Die Überbrückung einer drohenden Differenz zwischen individuellen Mitgliederin- 
teressen und rationaler Verbandsstrategie soll durch Solidarität zuwege gebracht wer- 
den. Aus der Perspektive der Verbandsspitze wird Solidarität damit zu einer Organisa- 
tionsressource, die es herzustellen gilt, um die Integrationsfähigkeit nach »innen« und 
die Handlungsfähigkeit nach »außen« zu erhalten..Dem üblichen Verständnis nach 
handelt es sich bei Solidarität um einen »Wert«, eine Norm, die von den Mitgliedern 
der »Solidaritätsgemeinschaft« einzuhalten sei. Wahrgenommene Solidaritätsdefizi- 
te lösen in diesem Verständnis entweder verstärkte Bemühungen aus, Solidarität zu 
lehren und Solidarverhalten zu fordern, oder sie führen zu Ankündigungen, Solida- 
rität zu erzwingen: »Wer mehr hat als die anderen, wem es besser geht, der muß auch 
zur Solidarität gegenüber den Schlechtergestellten gezwungen werden können.« 
(Steinkühler 1988: 18). 

Den Fall, daß es gelingt, derartigen Zwang zu institutionalisieren, will ich hier nicht 
weiterverfolgen. Er ist im Falle von Organisationen, bei denen die Mitgliedschaft auf 
Freiwilligkeit beruht, auch weniger interessant. Schließt man den Fall von Zwang 
aber aus, so stellt sich sogleich die Frage: Was motiviert die Bessergestellten, für die 
Schlechtergestellten einzutreten? 

Mit einem moralisch aufgeladenen Solidaritätsverständnis kommt man in dieser Fra- 
ge nicht weiter. Gefragt werden muß vielmehr: Warum sollen die Leute eigentlich so- 
lidarisch sein? Welches Interesse an Solidarität können sie haben? Es geht in der Tat 
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hier darum, einen hehren »Wert« in die Niederungen von Interessenkonflikten zu 
holen. Es geht darum, Solidarität zu entzaubern, sie für alltägliche Interessenkalküle 
anschlußfähig zu machen. 

Ich sehe vier Möglichkeiten der Verknüpfung von Interesse und Solidarität: 

(1.) Solidarität als additive Interessenverfolgung: Die Lebenslagen verändern sich so, 
daß die aus ihnen entstehenden Interessen in abnehmendem Maße rivalisieren und 
sich daraus Möglichkeiten gleichgerichteter Interessenverfolgung ergeben. Die Or- 
ganisationsleistung bestünde dann nicht mehr in der Transformation von individuel- 
ler Konkurrenz in Solidarität, sondern nur noch in der Addition der Interessen. Diese 
Denkvariante ist in ihren politischen Konsequenzen sehr einfach, in ihren sozialen 
Voraussetzungen dagegen höchst kompliziert. 

(2.) Solidarität als langfristige Interessenverfolgung: Man engagiert sich für die Ver- 
besserung der Lebenslagen Schlechtergestellter und verzichtet auf die Realisierung 
kurzfristig erzielbarer Vorteile, weil man erwartet, in Zukunft selbst in die Lage des 
Schlechtergestellten geraten zu können. Es geht also um die Verbesserung von Posi- 
tionen, in denen sich zwar andere befinden, in die man jedoch selbst geraten kann. Sol- 
che Kalküle leiten in erster Linie das Engagement für die Verteidigung von Freiheits- 
und Bürgerrechten an, in deren Gebrauch zwar andere aktuell gehindert werden, derer 
man jedoch selbst potentiell bedarf. 

(3.) Solidarität als umwegige Interessenverfolsung: Man engagieit sich für die Ver- 
besserung der Lebenslagen Schlechtergestellter, weil deren Besserstellung Voraus- 
setzung für die gelingende Verfolgung der eigenen Interessen ist. Das Engagement für 
die Verbesserung der hygienischen Verhältnisse der Ärmsten aus Sorge vor Anstek- 
kungsgefahr (vgl. Webb, Webb 1912: 10) oder für die sozialpolitische Verbesserung 
der Lage der Arbeitslosen zwecks Milderung des Funktionsmechanismus der indu- 
striellen Reservearmee (vgl. Nissen 1988) ist von der Rationalität umwegiger In- 
teressenverfolgung geleitet (vgl. Ganßmann 1989). 

(4.) Solidarität als Altruismus: Man engagiert sich für die Verbesserung der Lebens- 
lagen Schlechtergestellter, weil der Nutzen, den diese daraus ziehen, Bestandteil der 
eigenen Nutzfunktion ist. »Meinem Wohlgefühl schadet mein — nicht verdrängba- 
res - Wissen darum, daß es anderen schlecht geht« (Vobruba 1989 a). Für derart ge- 
lagerte Interessen ist Altruismus rational. 

Soweit es um Verteilungsfragen — und damit um Knappheitsprobleme — geht, bleibt 
es freilich bei der Rivalität der individuellen Interessen und damit bei dem Problem 
ihrer Transformation in solidarische Interessenverfolgung (vgl. Vobruba 1983: 71). 
Mehr noch: Die organisatorische Bewältigung des Problems wird in dem Maße 
schwieriger, in dem die Zusammenhänge zwischen solidarisch-kollektiver politi- 
scher Strategie und individuell zurechenbarem Vorteil als Resultat dieser Strategie 
unübersichtlich werden. Eben dies aber ist in der Folge voranschreitender Differen- 
zierungs- und Individualisierungsprozesse der Fall. Was Solidarität den »Besser- 
gestellten« bringt, merken diese spätestens dann, wenn sie mit den »Schlechterge- 
stellten« in Konkurrenz geraten. Konkreter: Wenn der Qualifikationsvorsprung der 
Arbeitnehmer der Bundesrepublik nicht mehr ausreicht, um die Lohnkostenvorteile 


66 Georg Vobruba 


der portugiesischen Arbeitnehmer wettzumachen, dann zeigt sich, daß die Förderung 
sozialer Mindeststandards in der gesamten EG -— der sogenannte »europäische So- 
zialraum« — nicht aus moralischen Gründen, sondern aus wohlverstandenem Interes- 
se der »Bessergestellten« Sinn macht. Man sieht: Das Problem der Stärkeren mit den 
Schwächeren muß in der Gegenwart gelöst werden, weil sonst das Problem der Soli- 
darität der Schwächeren mit den Stärkeren in der Zukunft unlösbar wird. Solidarität 
mit den Schwächeren heute ist eine Investition in deren Solidaritätsmöglichkeit 
morgen (vgl. Vobruba 1983: 72 f.). 

Es ist immer wieder dasselbe Muster: Solidarität wird um so schwieriger, je stärker 
der Druck von außen jenen, die die »Solidargemeinschaft« bilden sollten, Konkuirenz 
untereinander aufzwingt. Aber wenn sich das erst einmal in der Praxis herausgestellt 
hat, ist es zu spät. In einer Situation zunehmenden Drucks von außen lernen die Mit- 
glieder einer »Solidargemeinschaft«, nicht mehr Solidarität zu üben, sondern sich — ° 
je nach Kräften - individuell durchzusetzen. Im Ergebnis droht Vereinzelung. Be- 
trachtet man Solidarität also nicht als »Rohstoff«, den Gewerkschaftsorganisationen 
per moralischem Appell abrufen und als Organisationsressource nützen können, son- 
den selbst bereits als das Produkt gewerkschafts- und sozialpolitischer Gestaltung 
(vgl. Nissen 1988), dann kann man leicht einsehen, daß ein präventiver Regelungs- 
bedarf für die Voraussetzungen von Solidarität besteht: Die politischen Rahmenbe- 
dingungen für Solidarität lassen sich dann am leichtesten herstellen, wenn der Vertei- 
lungsspielraum relativ weit und von »außen« unangefochten ist — genau dann also, 
wenn Solidarität relativ am wenigsten benötigt wird; genau dann also, wenn die Not- 
wendigkeit von Solidarität am schwierigsten einzusehen ist. Dies ist, wenn ich recht 
sehe, ein wichtiger Spezialfall eines allgemeinen Dilemmas im Stadium der sich 
durchsetzenden Moderne. ; 


Politische Konzepte 


Man muß sich individualistische Formen der Lebensführung »leisten« können, Das 
heißt: Solche Formen der Lebensführung müssen von Institutionen dadurch ermög- 
licht werden, daß sie von »überdurchschnittlichen« sozialen Risiken entlastet werden, 
Zum Beispiel gibtes empirische Anhaltspunkte dafür, daß eine Vielzahl von Arbeits- 
zeitwünschen nicht verwirklicht - ja Kaum artikuliert — werden, weil bei Abweichun- 
gen vom Normalarbeitstag Verluste an sozialstaatlichen Sicherheiten drohen, da das 
lohnarbeitszentrierte System sozialer Sicherung (vgl. Vobruba 1989) an Normalar- 
beitszeit, als einem wesentlichen Merkmal des Normalarbeitsverhältnisses, anknüpft. 
Daraus ergeben sich Festlegungen auf Arbeitszeiten und -formen, deren Folgen in die 
gesamte individuelle Lebensführung ausstrahlen und von traditionell-standardisier- 
ten Mustern abweichende Lebensführung — betreffend Erwerbsverhalten, Geschlech- 
terbeziehungen, Kindererziehung, politisches Engagement — außerordentlich er- 
schweren. 

Was also sind politisch-institutionelle Realisierungsbedingungen der positiven Mög- 
lichkeiten der Moderne? 
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Auf der Ebene konzeptioneller Überlegungen finden sich mittlerweile zahlreiche 
Reaktionen auf die Problemkonstellation. Dazu zählen: das Konzept des reflexiven 
Rechts (vgl. Teubner, Wilke 1984), die Idee einer optionalen Arbeitszeitpolitik (vgl. 
Wiesenthal 1985), Vorschläge zur Reform des Konsumentenschutzrechts (vgl. Reich 
1984), diverse Konzepte zur Erleichterung des Zugangs zu sozialstaatlichen Leistun- 
gen (vgl. zusammenfassend Nissen 1989) und einzelne Argumentationen für ein ga- 
rantiertes Grundeinkommen (vgl. Vobruba 1989b, van Parijs 1989). 
Das Gemeinsame all dieser Konzepte läßtsich am leichtesten erkennen, wenn man sie 
in eine Abfolge von Stadien politischer Steuerung stellt (vgl. Traxler, Vobruba 1987). 
Diese Stadien lassen sich folgendermaßen beschreiben: 
(1.) Politik beschränkt sich darauf, formale Rahmenbedingungen zu Rechts- 
garantien sind hier Garant staatsfreier Räume. Die Eigenlogik gesellschaftlicher Sub- 
systeme führt zu sozialen Ergebnissen nach Maßgabe »naturwüchsiger« Machtver- 
hältnisse. 
(2.) Politik gerät in inhaltliche Verantwortlichkeiten und greift darum regulierend in. 
esellschaftliche Subsysteme ein. Sie versucht Veränderungen der sozialen Ergebnis- 
se'im direkten Zugriff auf sie zu bewirken. 
(3.) Politik versucht diversen gesellschaftlichen Subsystemen gestaltende Rahmen- 
bedingungen der Art zu setzen, daß sie als Impulse i indie ei igenlogischen Prozesse.der.. 
Subsysteme e eingehen ı u 
Ein solches drittes Stadiu r Idee des »refle- 
xiven Rechts« anvisiert. Der Grundgedanke: »Recht wird von unmittelbarer Regulie- 
rung der Sozialbereiche entlastet, dafür aber mit der aktiven Steuerung selbstregula- 
torischer Prozesse belastet« (Teubner 1985: 334). Die selbstregulatorischen Prozesse 
in verschiedenen gesellschaftlichen Subsystemen werden dadurch - indirekt — ge- 
steuert, daß ihnen mittels Recht starke, impulsgebende Rahmenbedingungen gesetzt 
werden. Die Idee reflexiven Rechts ist nicht als Reaktion auf Individualisierungs- 
prozesse, sondern zur Bewältigung von Schwierigkeiten des Interventionsstaats, die 
als Probleme direkter politischer Steuerung (zweite Phase) interpretiert wurden, ent- 
wickelt worden. Dennoch paßt die Idee zu unserem Kontext. Denn zum einen kKönn- 
ten Probleme direkter politischer Steuerung als Folge voranschreitender Individuali- 
sierungsprozesse verstanden werden. Trifft dies zu, dann ist reflexives Recht schon 
von seinem eigenen Anspruch her thematisch einschlägig. Aber auch wenn man nicht 
bereit ist, einen solchen Kausalzusammenhang zwischen Individualisierungsprozes- 
sen und politischen Steuerungsproblemen anzunehmen, ist reflexives Recht ein 
aussichtsreicher Kandidat für die politisch-institutionelle Absicherung von Indivi- 
dualisierung, da es diese quasi als nicht-intendierten Effekt leisten könnte. Und zum 
anderen teilt die Idee reflexiven Rechts mit anderen Konzepten, die direkte politische 
Steuerung zwecks Erweiterung individueller, Selbststeuerung ermöglichender Hand- 
lungsspielräume abbauen wollen, eine Schwierigkeit: Die Verabschiedung direkter 
Steuerung und ihrer Institutionen ist riskant. Denn zwischen dem ersten und dem 
dritten Stadium bestehen ganz offensichtlich Ähnlichkeiten. Daß darin ein theore- 
tisch und politisch brisantes Problem steckt, wird sowohl von den Protagonisten des 
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dritten Stadiums als auch von den Verteidigern des zweiten gesehen, jedoch wird das 
Problem bedauerlicherweise überwiegend durch Bekenntnisse zu bewältigen ver- 
sucht: Sie würden etwas ganz anderes als einen Rückfall in ein liberal-kapitalistisches 
Rechts- und Staatsverständnis wollen, beteuern die Proponenten des »reflexiven 
Rechts« (vgl. Teuber, Willke 1984). Sie wollen es doch, und das ist schlimm! So hallt 
es zurück (vgl. Noll, Dimmel 1988). 
Tatsächlich hat die anspruchsvolle Denkfigur indirekter Gesellschaftssteuerung 
durch politische Setzung starker Rahmenbedingungen in der Entwicklung der Idee 
eines »reflexiven Rechts« am deutlichsten Gestalt angenommen. Dies unbestreitbare 
Verdienst hat zur Folge, daß diese Denkfigur mit der Idee reflexiven Rechts weitest- 
gehend identifiziert wird. Dadurch ist der Raum für die Frage verstellt, wie tauglich 
Recht als indirektes Steuerungsmedium überhaupt ist; ob die Schwierigkeiten, die 
Wahrscheinlichkeit nicht-regressiver Realisationen von reflexivem Recht sozial- 
wissenschaftlich — das heißt: ohne Bekenntnisse! - plausibel zu machen, Indiz für die 
Fragwürdigkeit der Idee indirekter Gesellschaftssteuerung im allgemeinen oder de- 
ren Ausbuchstabierung im Medium Geld im besonderen sind. Ich vermute, daß sich 
solche Fragen fruchtbar diskutieren lassen, wenn man die Leistungsfähigkeit von 
»Recht« und »Geld« für die Herstellung »starker Rahmenbedingungen« als Voraus- 
setzung indirekter Gesellschaftssteuerung vergleicht. Das würde bedeuten, »reflexi- 
ves Recht« und »garantiertes Grundeinkommen« im Hinblick auf die jeweilige Steu- 
erungsleistungsfähigkeit und als Realisierungsbedingungen von Individualisierung 
zu untersuchen. Die Idee, die Erstausstattungen von Arbeitskraftanbietern durch ein 
garantiertes Grundeinkommen so zu verbessern, daß sie auf dem Arbeitsmarkt tat- 
sächlich marktentsprechend agieren können (vgl. Vobruba 1989b), und die Idee, die 
Rechtsausstattung der Bürger zwecks Erhöhung ihrer individuellen Durchsetzungs- 
chancen zu verbessern, verwenden unterschiedliche Medien, bedienen sich aber der- 
selben Denkfigur. 
Man kann nun nach politischen Verwirklichungsbedingungen für solche Konzepte 
fragen. Ich gehe nicht davon aus, daß sich eine »wohlmeinende« politische Instanz 
solcher Konzepte »um ihrer selbst willen« annimmt. Damit stellt sich die Frage, wie 
im Zeichen voranschreitender Individualisierung Solidarisierungsprozesse initiier- 
bar sind, die Interessen an der Verwirklichung solcher Konzepte in politisch folgen- 
reicher Weise anmelden können. 
Individualisierung und Solidarität als Gegenbegriffe zu nehmen, hieße, diese Frage 
unstellbar zumachen. Aber zu einer derartigen Begriffsstrategie besteht keinerlei An- 
laß. Solidarität, verstanden als Modus kollektiver Interessenverfolgung, bedeutete 
immer schon individuelle Interessen aufzunehmen und in kollektive zu tr, ansformie- 
ür Solidarisierungsprozesse dieser Art ist das abwägende Kalkül zwischen dem 
gehe kurzfristigindividuell realisierbaren Vorteil, und dem »großen«, längerfit- 
stig kollektiv realisierbaren Vorteil — samt normativen Überhöhungen des Solidarität- 
spostulats — konstitutiv. Im positiven Fall finden sich die individuellen Interessen- 
inhalte im solidarisch erzielten Erfolg aufgehoben. 
Auch Solidarisierungsprozesse, die sich auf die politische Herstellung von gemein- 
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samen Rahmenbedingungen für individuelle Interessenverfolgung richten, müssen 
auf einem solchen Transformationsvorgang beruhen. Dieser wird freilich in dem 
Maße komplizierter, in dem die Antizipation der möglichen zukünftigen Interessen- 
verfolgung schwieriger wird. Solidarisierungsschwierigkeiten sind vor allem deshalb 
zu erwarten, weil das Ziel dieser Solidarisierungsprozesse in höherem Maße abstrakt 
ist: Mögliche Erfolge von Solidarität »sind« nicht im individuellen Interesse, sondern 
sind Voraussetzungen verbesserter Chancen individueller Interessenverfolgung. 
Ich sehe gegenwärtig keine »Patentlösung« für die Solidarisierungs- und Durchset- 
zungsprobleme. Mit solchen Zweifeln an der Strategiefähigkeit aber geraten politi- 
sche Mehrdeutigkeiten aller Konzepte, die auf die Herstellungkollektiver Vorausset- 
zungen für individuelle Interessenverfolgung hinauslaufen, ans Tageslicht. Ob ein 
»Aufstieg« in das dritte Stadium tatsächlich gelingt, oder ob es zu einem »Rückfall« 
in das erste Stadium kommt, ist auf der konzeptionellen Ebene letztlich unentscheid- 
bar. Dies übersehen sowohl die hoffnungsvollen Protagonisten der einschlägigen 
Konzepte als auch ihre fundamentalistischen Kritiker. Ob Individualisierung ermög- 
licht oder Vereinzelung erzwungen wird, hängt von der Stärke der Rahmenbedingun- 
gen ab. Dies aber ist ein graduelles Problem, das selbstnach Maßgabe von Machtver- 
hältnissen praktisch gelöst wird. An ihnen kann das Projekt derpolitisch-institutionel- 
len Realisierung der Moderne immer wieder, muß aber nicht, scheitern. 
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John Bellamy Foster 
Fordismus als Fetisch * 


Zusammenfassung: Unter der Bezeichnung »Fordismus« wird in der sozialwissen- 
schaftlichen Literatur die Verbindung von Massenproduktion mit durch hohe Löhne 
möglich gewordener Massenkonsumtion bezeichnet, als deren Vorreiter Henry Ford 
gilt. Der Artikel bemüht sich dieses Bild von Ford zu korrigieren: die in Fords PR- 
Abteilung produzierte Ideologie werde mit der Realität verwechselt. Darüber hinaus 
werden die Widersprüche aufgezeigt, die eine Analyse des Nachkriegskapitalismus 
mit dem Konzept »Fordismus« mit sich bringt. 


Es mag seltsam klingen, daß Henry Ford, ein 1947 verstorbener Autofabrikant der 
ersten Dekaden des zwanzigsten Jahrhunderts, plötzlich zum Springpunkt von Aus- 
einandersetzungen werden sollte unter Leuten, die an der Analyse der gegenwärtigen 
Krise der US-Ökonomie interessiert sind. Tatsächlich aber sind die Legenden um 
Ford in den letzten Jahren stark gewuchert. Besonders Denker, die zur Linken zählen, 
haben eine gänzlich neue Mythologie des »Fordismus« ausgetüftelt, welche die po- 
litische, ökonomische und kulturelle Entwicklung des Monopolkapitalismus im 
zwanzigsten Jahrhundert fassen soll. Nirgends tritt diese Fetischisierung Fords und 
des Ismus, der seinem Namen jetzt angehängt wird, deutlicher zutage als in Michael 
Harringtons jüngstem Buch, The Next Left (1986). Kurz vor dem ersten Weltkrieg, so 
Harrington, 


»(hat) Henry Ford John Maynard Keynes vorweggenommen. Vielleicht hat er auch Karl Marx beliehen, 
der mit manchen seiner Einsichten Keynes zuvorkam. Massenproduktion, meinte Ford, erfordert Massen- 
konsum, und dies heißt höhere Löhne. Zu spät — tatsächlich erst, nachdem die Familien von Arbeitern, die 
gegen sein Unternehmen gestreikt hatten, massakriert worden waren — stimmte John D. Rockefeller dem 
zu. Diese eigenartige Geschichte ist in der Tat so wichtig, daß ... ich die ökonomischen, sozialen und politi- 
schen Umwälzungen der dreißiger und vierziger Jahre als »Fordismus< bezeichne« (S. 13). 


»Denn der alte Henry Ford hatte etwas Grundlegendes erkannt und die Great Prosperity hatte ihn weise 
gemacht, wenn auch gegen seinen Willen und ohne daß er allzu genau wußte, was er tat. Er verdient es, 
daß ein Zeitalter nach ihm benannt wird, denn er, weniger Keynes oder Marx, hat vorausgesagt, was ge- 
schehen ist: Es gab nicht nur höhere Löhne und ein Minimum an Würde für die Arbeiter, sondern all das 
diente dazu, die Macht des unternehmerischen Amerika auszudehnen« (S. 6). 

Kurz, Harrington möchte uns glauben machen, daß Henry Ford — trotz seiner be- 
kannten Gewerkschaftsgegnerschaft, seines Widerstands gegen den New Deal usw. 
— der Version eines neuen, korporatistischen Zeitalters anhing, mit hohen Löhnen, 
hohem Konsum, billigem Kredit und einem hochproduktiven Kapitalismus, auf der 
festen Grundlage der Massenproduktion am Fließband. 


* Der Aufsatz erschien erstmals in Monthly Review, March 1988.Wir danken für die Übersetzung. 
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Weiterhin solle die umfassende Durchsetzung des so charakterisierten »Fordismus« 
in den dreißiger und vierziger Jahren als Reaktion auf die Great Depression, dessen 
weitere Ausbreitung in den fünfziger und sechziger Jalıren während der »Great Pros- 
perity« und sein schließlicher Niedergang im »langsamen 1929« der siebziger und 
achtziger Jahre die Erklärung liefern für mindestens die gesamte Geschichte des 
letzten halben Jahrhunderts. 

Nicht daß Harrington mit solchen Ansichten allein wäre. Ähnliche Argumente werden 
in dem wichtigen neuen Buch von Mike Davis (1986) vorgetragen, ebenso in den 
Schriften der gesamten »Regulationschule« der französischen politischen Ökonomie, 
die mit den Namen von Theoretikern wie Michel Aglietta und Alain Lipietz verknüpft 
ist.' In dieser Sichtweise sind derart zentrale Merkmale der heutigen politischen Öko- 
nomie wie wissenschaftliches Management, das moderne Arsenal an Regualtionsin- 
strumenten, Keynesianismus und der »Wohlfahrtsstaat« zusammengenommen Teil- 
erscheinungen einer umfassenderen institutionellen Struktur namens »Fordismus«, 
die aus einem »historischen Kompromiß« zwischen den kämpfenden Klassen in den 
fortgeschrittenen kapitalistischen Gesellschaften entstanden sein soll. 

Die Entstehungsbedingungen der gegenwärtigen ökonomischen Stagnation, die auf 
die frühen siebziger Jahre zurückgehen, sind nun tatsächlich in den Augen dieser 
Theoretiker weitgehend der Ausdruck eines Zusammenbruchs des fordistischen 
Kompromisses. Diesen Zusammenbruch habe der Umstand bewirkt, daß der Fordis- 
mus die »bescheidene Humanität des Kapitalismus« (so Harrington), innerhalb der 
von fordistischen Institutionen selbst gesteckten Grenzen, bis zum Bruchpunkt über- 
beansprucht hat. Daher war der Aufstieg Reagans und der Reagonomics ein natürli- 
ches Resultat der Überdehnung fordistischer Prinzipien. Doch auch die Reagonomics 
werden abgelöst, argumentieren die radikalen Theoretiker des Fordismus, da die Welt 
in das »neofordistische«, »postfordistische« oder das Zeitalter des »globalen Fordis- 
mus« eintrete. 

Bevor wir diesen Gedankengang weiter untersuchen, ist es notwendig, zu den histo- 
rischen Wurzeln dieser Ideen zurückzugehen und zu fragen, ob Henry Ford wirklich, 
wie Harrington behauptet, »der Mann war, der diejenigen Prinzipien ökonomischer 
und sozialer Organisation als erster erkannte, die ein halbes Jahrhundert lang das 
Leben der Nation beherrschen sollten« (S. 21). Der erste Henry Ford (nicht zu ver- 
wechseln mit seinem Enkel, Henry Ford ID) ist natürlich am besten dafür bekannt, daß 
er die in den Kinderschuhen steckende Automobilindustrie in ein System der Massen- 
produktion verwandelt hat, darauf getrimmt, ständig höhere Stückzahlen des Stan- 
dardmodells »T« auszustoßen. Fords Basisinnovation auf der Ebene der Produktion 
bestand darin, jene systematische Dequalifizierung der Arbeit durch Monopolisie- 
rung der Planung (im Gegensatz zur Ausführung) im Bereich des Managements ein- 
zuführen, die sonst eher mit dem Namen Frederick Winslow Taylor verbunden ist, 
dem ersten Champion des wissenschaftlichen Managements (Taylorismus). Weiter- 
hin übernahm Ford die Montagebandtechniken, die in der Chicagoer Fleischverpak- 
kungsindustrie schon entwickelt worden waren und wandte sie auf erweiterter Stu- 
fenleiter in der Automobilproduktion an.? Innerhalb von drei Monaten nach der 
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Einführung der Endlos — Band— Montage in Fords Highland-Park-Niederlassung im 
Jahr 1914 war die notwendige Produktionszeit für ein Model T auf ein Zehntel ge- 
schrumpft. 

Die zunehmende Degradierung der Arbeit und das enorme Produktivitäts- und Pro- 
fitwachstum, das mit diesen Innovationen einherging, schufen sowohl eine Krise des 
Arbeitsangebots für die frühe Ford Motor Co. wie die geeigneten Mittel, diese Krise 
zu lösen. An dieser Stelle ist es nützlich, sich einen Abschnitt aus Keith Swards Buch 
The Legend of Henry Ford (1986) vor Augen zu führen. Hier wird die Situation be- 
schrieben, in der sich Ford befand, kurz nachdem er das Fließband in seinen Model- 
T-Fabriken eingeführt hatte: 


»Fords Leute begannen ihn schon 1910 in großer Zahl zu verlassen. Mit der Einführung des Fließbands 
lichteten sich ihre Reihen fast sprichwörtlich; die Firma sah sich bald fast nicht mehr dazu in der Lage, 
die Belegschaft zusammenzuhalten, geschweige denn sie zu vergrößern. Offenbar war die Ford Motor Co. 
nun im Besitz einer großartigen Fabrik, aber ohne genügend Arbeiter, um sie am Laufen zu halten. Ford 
gab später zu, daß seine überraschenden Neuerungen in der Fabrik zum schlimmsten Arbeitskräftemangel 
seiner Laufbahn geführt hatten. Der Umschlag seiner Belegschaft war, wie er notierte, auf 390 % allein 
im Jahr 1913 gestiegen. Die Abneigung der Arbeiter gegen das neue Maschinensystem war so groß, daß 
es gegen Ende des Jahres 1913 notwendig war, 963 Arbeiter einzustellen, wenn die Firma die Belegschaft 
um 100 Leute erweitern wollte« (Sward 1968, S. 48 f.). 


Fords Antwort auf die Krise des Arbeitskräfteangebots war seine berühmte Einfüh- 
rung des Fünf-Dollar-Tags. Harry Braverman faßt zusammen: 


»Die Krise, mit der sich Ford konfrontiert sah, wurde verschärft durch die gewerkschaftlichen Organisa- 
tionskampagnen der Industrial Workers.of the World, die im Sommer 1913 unter den Ford-Arbeitern ge- 
startet wurden. Fords Antwort auf die doppelte Bedrohung durch gewerkschaftliche Organisation und die 
Flucht der Arbeiter aus seinen Fabriken war der 1914 mit großem Trara angekündigte Fünf-Dollar-Tag. 
Obwohl diese dramatische Lohnerhöhung nicht so strikt durchgehalten wurde, wie Ford der Öffentlich- 
keit zu Anfang glauben machen wollte, stiegen die Löhne bei Ford so sehr über das herrschende Lohn- 
niveau im Umkreis, daß beide Bedrohungen zunächst abgewehrt werden konnten. Die Lohnerhöhung 
brachte der Firma ein großes Reservoir an Arbeitern aus dem sie wählen konnte, und eröffnete neue Mög- 
lichkeiten zur Intensivierung der Arbeit in den Fabriken, wo die Arbeiter nun erpicht darauf waren, ihre 
Jobs zu behalten. >Fünf Dollar für einen Achtstundentag zu bezahlen«, schrieb Ford später in seiner Auto- 
biographie, »war eine der wirksamsten kostensenkenden Maßnahmen, die wir je eingeführt haben« (Bra- 
verman 1954, S. 149 f.). 


Nachdem er diese Maßnahmen aus Notwendigkeit eingeführt hatte, begann Ford sie 
mit dem Begriff einer neuen industriellen Ordnung zu rationalisieren. Sward weist 
uns nun allerdings auf deren realen Gehalt hin, indem er einen zeitgenössischen 
Bericht in The Nation zitiert, wonach »sich 1923 zwei große Spekulanten an der Wall 
Street über dieses industrielle Theater unterhalten haben. >Ford redet wie ein Sozia- 
list«, sagte einer. »Ja, aber er handelt wie einer von uns,< gab der andere leise zurück, 
‚und er kommt damit durch«« (Sward 1968, S. 55). 

Obwohl Fords Praxis durch seine Öffentlichkeitsabteilung als die eines großen Freun- 
des der Arbeiterklasse ideologisch verpackt wurde, spiegelte sie einfach die Realität 
wider, die schon in Taylors Principles ofScientific Management (1911) angesprochen 
wird. Demnach muß »das Management die banale Tatsache anerkennen, daß Arbeits- 
kräfte sich keiner ...rigideren Standardisierung unterwerfen und nicht noch härter ar- 
beiten werden, solange sie dafür nicht mehr Lohn bekommen« (Taylor 1911, S. 83)°. 
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Eine »allgemeine Tatsache, die allerdings an Gewicht verliert, sobald die neuen Me- 
thoden zur gängigen Praxis in der gesamten Industrie werden, wenn die traditionel- 
len Fähigkeiten zerfallen sind, Facharbeit durch minder anspruchsvolle Arbeit ersetzt 
ist und der gesamte Prozeß die Reservearmee an Arbeitslosen vergrößert, die um die 
begrenzte Zahl an Arbeitsplätzen konkurrieren und damit die Löhne niedrig halten. 
Ford erkannte sofort, daß er mit der Einführung des Fünf-Dollar-Tags im Kampf mit 
den Arbeitern nun am längeren Hebel saß. Einige Tage, nachdem er die neue Lohn- 
skala eingeführt hatte, feuerte er zwischen 800 und 900 griechische und russische 
Immigranten, weil sie an einem in den Staaten nicht offiziell begangenen Feiertag 
nicht zur Arbeit gekommen waren. (Zufällig handelte es sich um Weihnachten nach 
dein julianischen Kalender der griechischen und russisch-orthodoxen Kirchen.) 
Zur selben Zeit schuf Ford seine berühmte »Soziologische Abteilung«, um mit eini- 
gen Probleinen des Fünf-Dollar-Tags zurechtzukommen. Gemäß der neuen Lohnpla- 
nung, die als Arrangement zur »Profitteilhabe« verkauft wurde, aber in Wirklichkeit 
keineswegs mit der Profitrate verknüpft, sondern nur eine Form der Lohnerhöhung 
war, sollten die Arbeiter einen Basisstundenlohn (34 Cent) und zusätzlich eine »Pro- 
fitanteilsrate« (28,5 Cent/Stunde) erhalten. Diesen »Profitanteil« erhielten die Arbei- 
ter allerdings nicht automatisch, sondern nur, wenn sie gewisse Bedingungen erfüll- 
ten. Dazu gehörten, neben der Bedingung, ein zufriedenstellender Arbeiter am Fließ- 
band zu sein, folgende Forderungen: Sparsam zu sein; eine Wohnung zu haben, die 
eines Fordarbeiters würdig war; in seinem Haus keine Zimmer an Kostgänger zu ver- 
mieten; keinerlei sonstige Geschäfte zu betreiben; seine Kinder nicht mit den falschen 
Leuten zusammenzubringem und entsprechende Freundschaften zu verbieten; sich 
nicht in ein Zimmer zu begeben und dort aufzulıalten, in dem andere schliefen; Sau- 
berkeit; »good manhood«; »good citizenship«; eine Ehe nachweisen zu können; nicht 
übermäßig zu trinken oder zu rauchen; (bei männlichen Arbeitskräften:) seiner Frau 
zu verbieten, außerhalb des Hauses zu arbeiten; Fortschritte beim Erlernen des Eng- 
lischen nachzuweisen; usw.. Um sicherzustellen, daß diesen Anforderungen Genüge 
getan wurde, errichtete Ford die Soziologische Abteilung, die zunächst aus etwa 200 
»Forschern« bestand (die Zahl fiel später auf 50), deren Job es war, die Arbeiter in ih- 
ren Wohnungen zu besuchen (sowie deren Nachbarn und Bekanntschaften), um her- 
auszufinden, ob sie ihres » Anteils am Profit« würdig waren. Falls Arbeiter sich zu An- 
fang nicht »qualifizierten«, wurden ihre »Profite« dennoch auf dem Lohnzettel sum- 
miert und konnten im Falle der »Qualifizierung« rückwirkend ausbezahlt werden. 
Während der ersten beiden Jahre wurden 28 % der Arbeiter aus diesem oder jenem 
Grund »disqualifiziert«. Einige, weil sie ihr Geld zu freizügig ausgegeben hätten, an- 
dere, weil sie angeblich gelogen oder nicht kooperiert hätten, weil sie keinen Ehe- 
nachweis beibringen konnten, manche wegen »privater Probleme«, weil die Ehefrau 
arbeiten ging, usw. Zu Beginn des Programms wurden alle Frauen automatisch aus- 
geschlossen (was später allerdings zurückgenommen wurde). So wurde der legendäre 
Fünf-Dollar-Tag, der Ford zum Nationalhelden gemachıt hatte, zu einem Mittel des 
»human engineering«. Der Unternehmer war damit in der Lage, nicht nur die Pro- 
duktionsbedingungen in der Fabrik bis ins kleinste Detail zu bestimmen, sondern 
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auch die Bedingungen, unter der die Arbeitskraft sich zu Hause reproduzierte. Ein 
Fordarbeiter erzählte später: »Sie gingen in meine Wohnung. Meine Frau erzählte 
ihnen alles. Man konnte nichts vor ihnen verbergen. Natürlich gab es viel Kritik daran. 
Das war doch eine irgendwie komische Idee, in einem freien Land« (Vgl. Meyer 1981, 
S. 85; Brandes 1976). 

Das Experiment der Ford Motor Company mit dem, was manche als »Wohlfahrtska- 
pitalismus« bezeichnen, wurde allmählich unterminiert durch zunehmende Konkur- 
renz anderer Produzenten in Detroit, durch wachsende Unruhe unter den Arbeitern 
und durch eine Ökonomie, die nach dem ersten Weltkrieg Symptome erhöhter An- 
fälligkeit aufwies. Während des ersten Weltkriegs wurde die Soziologische Abteilung 
bei Ford die unternehmensinterne Operationsbasis für das nationale Spionagenetz 
der American Protective League (APL). Dies war eine patriotische »Bürgervereini- 
gung«, die sich zum Ziel gesetzt hatte, geweırkschaftliche (TWW) und sozialistische 
Gegner des Kriegsengagements zu entdecken und die gegen Spionage und Aufwiege- 
lung erlassenen Gesetze der Bundesregierung durchzusetzen. Inspektoren der Sozio- 
logischen Abteilung von Ford, die für die APL arbeiteten, überprüften die Akten zum 
Privatleben der Fordarbeiter auf Hinweise für Illoyalität und benutzten sie, um »zwie- 
lichtige Elemente« zu erpressen oder für deren Entlassung zu sorgen. 

Während der Nachkriegsdepression 1920/21 wurde die Ford Motor Co. besonders 
hart getroffen. Die Verkaufszahlen für Fahrzeuge insgesamt fielen von 998029 im 
Jahre 1919 auf 530780 im Jahr 1920. Während der darauffolgenden einschneidenden 
Reorganisation, mitmassiven Entlassungen und einer enormen Steigerung der Band- 
geschwindigkeit, wechselte die Strategie des Unternehmens vom »Wohlfahrtskapi- 
talismus« zu rüderen Formen der Ausbeutung. Einer der Direktoren bei Ford erläutert 
die Atmosphäre jener Zeit so: »Wir haben sie getrieben, klar. Damals haben wir sie 
gehetzt ...Ford war einer der schlimmsten Läden um Leute zu schinden.« Im Zuge 
dieser Reorganisation wurde die Soziologische Abteilung 1921 aufgelöst. Allerdings 
bekamen jene, die die eher repressiven Funktionen dieser Abteilung ausgeführt hatten 
— Leo Huberman nannte sie einmal eine »Bande von Arbeitsspionen« — eine neue 
Heimat im berüchtigten Service Department, das zum Hauptquartier für Fords Kampf 
gegen die Gewerkschaften während der zwanziger und dreißiger Jahre wurde. 
Nichtsdestotrotz verfestigte sich der Volksmythos von Ford als aufgeklärtem Unter- 
nehmer, der sich um allgemeinen Wohlstand durch hohe Löhne und hohen Konsum 
bemühte, in der ökonomischen Literatur während der legendären »Neuen Ära« der 
zwanziger Jahre. Dieser Hang, Ford als den »besten Freund des Arbeiters« zu sehen, 
wurde noch um einiges genährt durch die Einführung der Fünftagewoche in seiner 
Firma im Jahre 1926. Dieser Schritt wurde bezahlt mit mehr Entlassungen, einer 
nochmaligen Erhöhung der Bandgeschwindigkeit und durch die Senkung der Wo- 
chenlöhne. Die Fünftagewoche war, wie Ford später zugab, eine »kalte wirtschaftli- 
che Überlegung.« »Beim Kauf der Arbeitskraft muß man, wie bei jeder anderen Ware, 
sichergehen, daß man den Gegenwert für sein Geld kriegt« (zit.n. Sward 1968, S. 178; 
vgl. auch Nevins/Hill 1957, S. 526-28). 

Dennoch wurde diese Realität hinter den neuerlich rationalisierten Managementver- 
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fahren zu jener Zeit kaum verstanden. So ist es nicht überraschend, daß Ökonomen 
der »neuen Ära« — besonders im Umkreis der »institutionalistischen« Tradition — zu 
der Auffassung gelangten, der US-Kapitalismus sei ein qualitativ neues, reguliertes 
System, in dem es der Unternehmerseite endlich gelungen sei, durch höhere Löhne 
für die Arbeiter die Grundlage eines fast permanenten Wohlstands zu schaffen. Solche 
Ansichten wurden nicht nur von einflußreichen ökonomischen Publizisten wie Rex- 
ford Tuxwell, dem Autor von /ndustry’s Coming of Age (1927), verbreitet, sondern 
auch von Denkern wie Wesley Mitchell, einem der angesehensten amerikanischen 
Ökonomen seiner Generation, der die treibende Kraft hinter dem National Bureau of 
Economic Research war. In seinem abschließenden Artikel zum Bericht Recent Eco- 
nomic Changes in the United States (1929), der vom Präsidenten (Herbert Hoover) 
geleiteten Conference on Unemployment, erklärte Mitchell, daß »der Glaube an die 
Ökonomie der hohen Löhne unter den fähigeren Wirtschaftsmanagern vorherrschend 
geworden ist, ähnlich wie der Glaube an steigende Produktivität unter den fähigeren 
Gewerkschaftsrepräsentanten.« »Intelligentes Management« hätte viel dazu beige- 
tragen, die Ökonomie zu stabilisieren. Indem sie nicht nur auf die Steigerung der Pro- 
duktion, sondern auch des Konsums orientiert seien, könnten weitsichtige ökonomi- 
sche Entscheidungsträger dazu in der Lage sein, die schlimmsten Aspekte des Wirt- 
schaftszyklus »auszubügeln« und dauerhaften Wohlstand zu sichern. 

Sechs Monate später, im Oktober 1929, kam es zum Börsenkrach, der in die Große 
Depression der dreißiger Jahre führte. Nach einer ersten Phase der Überraschung leg- 
ten institutionalistische Theoretikernoch einen Gang zu und betonten, eine zu geringe 
Konsumnachfrage und die zunehmende Monopolisierung seien die intemen desta- 
bilisierenden Faktoren hinter der Krise. Währenddessen nahmen die orthodoxeren 
Theoretiker, die die ökonomische Zunft beherrschten, Rache an den Institutionali- 
sten der Neuen Ära. Sie behaupteten während der ganzen Depression — sogar nach- 
dem die keynesianische Theorie in den späten dreißiger Jahren die USA erreicht hat- 
te — die Hauptquellen der andauernden ökonomischen Krise seien: (a) finanzielles 
Mismanagement, (b) »unflexible Löhne«, und (c) unstatthafte Interventionen der Re- 
gierung (Mitchell 1929, S. 866, Stoneman 1979). 

Fords eigene Antwort auf den Crash bestand in einem dramatischen Stück Schauspie- 
lerei, das die Aufmerksamkeit von seinen wirklichen Motiven abzog. Präsident Hoo- 
ver hatte ihn zusammen mit anderen führenden Industriellen am 22. November 1929 
ins Weiße Haus gerufen, um die für die Neue Ära charakteristische Forderung an die 
Unternehmer zu stellen, die Löhne nicht zu senken. Ford antwortete mit der Ankün- 
digung, er werde die Löhne für ungelernte Arbeiter in seiner Firma tatsächlich auf sie- 
ben Dollar pro Tag erhöhen — was ihn auf die Titelseite jeder Zeitung des Landes 
brachte. Die Realität hinter dem neuen Lohnsatz, der bei Ford für die darauffolgenden 
zwei Jahre in Kraft blieb, war allerdings ein gutes Stück prosaischer. Kurz vor und 
nach der Einführung dieses »Depressionskillerlohns« feuerte Ford 25000 bis 30000 
Arbeiter. Die Abteilungen der Ford — Niederlassung in Baton Rouge, zuständig für 
Bremsen, Hinterachsen, Stoßdämpfer und Differentialgehäuse, wurden geschlossen 
und deren Produktion an Subunternehmer mit Billiglohnklitschen abgegeben. Die 
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Zahl der Subunternehmer, die Ford gebraucht hat, stieg von 2200 im Jahr 1929 auf 
5500 im Jahr 1931. Unterdessen wurde den verbliebenen Arbeitern bei Ford für die 
mit dem Sieben-Dollar-Tag verbundene siebzehnprozentige Lohnerhöhung eine um 
47 % höhere Produktionsquote abverlangt (Schlesinger 1957, S. 178, 475 f., 1958, 
S. 117). 

Während des berühmten »Ford — Hungermarschs« im März 1932 trat das »Service- 
Department« von Ford unter Führung des berüchtigten Harry Bennett zusammen mit 
der Polizei von Dearborn, Michigan (deren Chef ein früherer Detektiv bei Ford war), 
den Arbeitern entgegen und schoß aus nächster Nähe mit Pistolen und Maschinenge- 
wehren auf sie. Drei Marschierer wurden erschossen und 50 verwundet; ein Fotograf 
der New York Times bekam eine Kugel in den Kopf. So begann Ford seine Antwort 
auf die große Revolte von unten während der dreißiger Jahre. Seine Gegenreaktion 
sollte erstmitder Kapitulation vor der industriellen Gewerkschaftsbewegung und den 
United Auto Workers im Verlauf des Sitzstreiks von 1941 enden, der sich gegen seine 
letzte Bastion des »open shop« in der Automobilindustrie richtete. 

Tatsächlich bekämpfte Ford nicht nur auf Schritt und Tritt die Geweıkschaften, er 
wehrte sich auch gegen jede Form externer Regulierung der kapitalistischen Wirt- 
schaft und war ein virulenter Gegner von Roosevelts New Deal. Als Ford sich wei- 
gerte, den Kodex der National Recovery Administration (NRA) mitzutragen, weil er 
im Prinzip die kollektive Verhandlungsführung anerkannte, schrieb er 1933 in sein 
Notizbuch: »Unsere Konkurrenten stecken hinter allen Steuervorhaben und NRA — 
Plänen, zusammen mit der Internationale der Banker, und sie haben sämtliche Re- 
gierungen der Welt in der Hand.« Die Regierung sollte nach Ford »sich auf die ei- 
gentliche Funktion des Regierens beschränken. Dieser Job ist anspruchsvoll genug. 
Sorgen wir dafür, daß sie die Wirtschaft in Ruhe läßt.« Nicht Roosevelt, sondern Hoo- 
ver, der erste politische Repräsentant der Neuen Ära, war Fords Präsidentschaftskan- 
didat für die Wahl 1932. (1936 unterstützte er Alf Landon.) Als aber Mitglieder von 
Hoovers Kabinett während der Bankenkrise vom Februar 1933, den letzten Stunden 
von Hoovers Präsidentschaft, um Hilfe beim »ökonomischen Helden der Neuen Ära« 
nachsuchten, antwortete Ford nichtsdestotrotz: »Laßt den Crash kommen.« 

Unter diesen Umständen konnte die Legende Fords inden USA nicht völlig unbescha- 
det überdauern. In Europa allerdings lasen die social commentators begierig die drei 
Bücher, die Crowther für Ford zusammengeschrieben hatte: My Life and Work, 
(1922), Today and Tomorrow (1926) und Moving Forward (1930). Die Geschichte 
Fords wurde hier weniger als die einer Ein-Mann-Show und der Triebkraft eines 
Unternehmens gesehen, sondern als der Beginn eines völlig neuen Regimes der herr- 
schenden Klasse, das unter dem Namen »Fordismus« bekannt werden sollte. So wur- 
de die mit Fords Namen verknüpfte Ideologie zum isolierten Gegenstand theoreti- 
scher Forschung erhoben, fernab vom Individuym Ford und seinen Handlungen 
(denen für Europa keine Bedeutung beigemessen wurde)? 

Die eindringlichste Analyse der neuen Ideologie des »Fordismus« stammt aus der 
Feder von Antonio Gramsci. Während der Gefangenschaft in einem von Mussolinis 
Gefängnissen schrieb Gramsci in den Jahren 1929 und 1930 eine Studie über »Ame- 
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rikanismus und Fordismus« in seine Gefängnishefte, in der er versuchte, die zu Tage 
tretende Dialektik des Systems der Massenproduktion und der anscheinend neuen 
hegemonialen Ideologie zu klären. Gramsci untersuchte sowohl Taylors System des 
wissenschaftlichen Managements wie die sozialen Beziehungen, mit denen die Ein- 
führung der Massenproduktion am Fließband in den Fabriken Fords umrahmt war. 
Er versuchte das Ausmaß zu begreifen, in dem der »Fordismus« eine grundlegende 
Restrukturierung nicht nur der Produktion, sondern der Bedingungen nach sich zog, 
unter denen die Hegemonie bestimmter Klassen in der Moderne aufrechterhalten 
werden konnte. Seiner Ansicht nach warf das Phänomen des »Amerikanismus und 
Fordismus« umfassende Fragen auf über die Auswirkungen der feudalen Vergangen- 
heit Europas auf seine künftige Entwicklung, über die Bedingungen, die zum Aufstieg 
des Faschismus in Italien geführt hatten, über die Grenzen, innerhalb derer die »de- 
mokratische Diktatur des Proletariats« in der Sowjetunion ausgeübt werden müßte. 
Zum Fordismus in seinem amerikanischen Kontext bemerkt Gramsci:»Hegemonie 
entsteht hier in der Fabrik und erfordert zu ihrer Ausübung nur ein Minimum an pro- 
fessionellen und politischen Vermittlern.« Amerika (und der Amerikanismus) ist so- 
mit eine »rationalisierte« Gesellschaft, in der die »Basis< die Überbauten unmittelba- 
rer beherrscht und in der auch letztere »rationalisiert< (vereinfacht und in der Anzahl 
reduziert) sind.« Weiterhin hatte die zunehmende »Rationalisierung« des Kapitalis- 
: mus in den Vereinigten Staaten das Bedürfnis nach einem »neuen Menschentyp« her- 
vorgebracht: Dies war Taylors Idee des »dressierten Gorilla«. In seinen Überlegungen 
zu jener Degradierung der Arbeit, die später Braverman in seiner Analyse so ver- 
blüffen sollte, schreibt Gramsci (1971, S. 279-318): 

»Taylor drückt in der Tat mit brutalem Zynismus den Zweck der amerikanischen Gesellschaft aus — im 
Arbeiter die automatischen und mechanischen Fertigkeiten aufs äußerste zu entwickeln, den überkomme- 
nen psychophysischen Nexus qualifizierter Berufsarbeit aufzubrechen, die eine gewisse’aktive Beteili- 


gung von Intelligenz, Phantasie und Initiative seitens des Arbeiters erfordert, und die produktiven Ope- 
rationen ausschließlich auf ihren mechanischen, physischen Aspekt zu reduzieren«. 


Für Granisci war es wichtig, zu begreifen, daß Ford, indem er versuchte, die sexuellen 
Verhaltensweisen und Trinkgewohnheiten seiner Arbeiter zu kontrollieren, zwar vor- 
geblich »puritanische« Werte verkündete, tatsächlich aber den Anforderungen eines 
»rationalisierten« Produktionssystems nachkam. Dies war natürlich kein völlig be- 
wußtes Konzept. Daher nimmt Gramsci Bezug auf Vicos »Schliche der Vorsehung« 
(ungefähr dasselbe wie Hegels »List der Vernunft« in der Geschichte), womit der Um- 
stand gemeint ist, daß der historische Prozeß sich oft verdeckt durch die Individuen 
hindurch vollzieht, deren Handlungen ihren eigenen Willen nur schwach widerspie- 
geln. Die Versuche Fords, mittels seiner Armee an Inspektoren aus der Soziologischen 
Abteilung in die Wohnungen der Arbeiter einzudringen und die Bedingungen festzu- 
legen, unter denen die Arbeitskraft sich reproduzierte, zeigten somit, daß 

»die amerikanischen Industriellen darum bemüht sind, die Kontinuität der physischen und nervlich- 
muskulären Effizienz der Arbeiter aufrechtzuerhalten. In ihrem Interesse ist eine stabile, fähige Beleg- 
schaft, ein auf Dauer gut angepaßter Komplex, denn der menschliche Zusammenhang (der kollektive Ar- 


beiter) eines Unternehmens ist auch eine Maschine, die nicht ohne beträchtliche Verluste allzu oft in ihre 
Teile zerlegt werden und mit einzelnen Teilen erneuert werden kann.« 
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In Gramscis Sicht war dies die Wurzel dessen, was er als die »sogenannten hohen Löh- 
ne« des Fordismus bezeichnete. Dazu machte er drei wichtige Beobachtungen. Zu- 
nächst seien »sogenannte hohe Löhne eine transitorische Form der Entlohnung«, die 
einhergeht mitden kurzfristigen Monopolprofiten, die den ersten Firmen zufallen, die 
eine neue Produktionsmethode einführen. Sind die neuen Methoden einmal verallge- 
meinert, würde die Prämie für die Arbeiter sich verringern (wie dies in den Fabriken 
Fords tatsächlich der Fall war). Zweitens seien die sogenannten hohen Löhne »not- 
wendig mit einer Arbeiteraristokratie verknüpft und werden nicht allen amerikani- 
schen Arbeitern gewährt.« Drittens, und am wichtigsten, gingen die »sogenannten ho- 
hen Löhne« einher mit andauernden Problemen des Umschlags der Arbeitskraft, die 
für Gramsci deutlich machten, daß 


»...die industrielle Produktion von Ford eine Diskriminierung verlangt: Noch im Gegensatz zu anderen 
Industrien wird den Arbeitern eine neue Form der Qualifikation abverlangt, eine Form der Konsumtion 
und ein Quantum des Konsums an Arbeitskraft irn zeitlichen Durchschnitt, welches zwar numerisch so 
hoch ist wie andernorts, aber für die Arbeiter ermüdender und erschöpfender. Dies können die Löhne unter 
den gegebenen Bedingungen der Gesellschaft nicht ausgleichen und entschädigen.« 


Daher waren die »sogenannten hohen Löhne« für Gramsci höchstens eine notwendi- 
ge Form, die Arbeiter zu »überreden«, von denen eine besonders monotone, degradie- 
rende und abtötende Arbeit verlangt wurde. In seinem Denken findet sich nirgends 
eine Spur, wonach dies allein eine neue Form des »Hochkonsum - Kapitalismus« 
konstituieren solle. Vielmehr liegt die Bedeutung des Fordismus in Gramscis Analyse 
nicht in dem, was er den Arbeitern gab, sondern in dem, was er ihnen wegnahm. 
Obwohl sie vorgeblich in einem Verständnis der Praxis Henry Fords und in Gramscis 
brillanter Analyse der »in der Fabrik geborenen« Hegemonie wurzeln, trifftdieser An- 
spruch für die modernen Debatten des »Fordismus« weder in der einen noch in der 
andern Hinsicht zu. Vielmehr wird an einer neuen Mythologie gebaut. In der Tat am 
erstaunlichsten ist, im Blick auf das aufpolierte Image des »Fordismus«, das jetzt von 
Harrington und anderen auf der Linken progagiert wird, daß die verlogene Ideologie, 
welche die PR - Abteilung von Ford (v.a. Crowther) im nachhinein zusammenbastel- 
te, um seine Handlungsweise zu rationalisieren, oft für Realität gehalten wird. So 
lautet Harringtons eigene Version der historischen Rolle Fords — eine, die Ideen den 
Vorrang vor materiellen Ereignissen gibt — folgendermaßen: 


» »Wenn wir den Leuten zu wenig bezahlen« sagte Ford, »bereiten wir den Boden für unterernährte Kinder, 
die physisch und moralisch ausgehungeıt sein werden; wir werden es mit einer Generation von Arbeitern 
zu tun haben, die schwach an Körper und Geist ist und deshalb nicht leistungsfähig, wenn sie in die Fabrik 
kommt. Es wird die Industrie sein, die die Rechnung bezahlt.< Aber Ford tat mehr als nur über die Not- 
wendigkeit anständiger Löhne zu reden. In seinen eigenen Fabriken bezahlte er fünf Dollar pro Tag und 
wurde dafür von manchen seiner kapitalistischen Gefährten als »Sozialist« angegriffen« (Harrington 1986, 
S. 21). 


Natürlich können die Tatsachen in diesem Fall, trotz solcher Draperien, nicht völlig 
verleugnet werden. Daher wird von Autoren in dieser Tradition hin und wieder zuge- 
standen, daß Ford selbst sich mit aller Gewalt gegen Gewerkschaften, Staatsinterven- 
tion und »wohlfahrtsstaatliche« Ausgaben gewandt hat und daß die Selbstverpflich- 
tung der Großindustrie zu sogenannten »hohen Löhnen« und »hohem Konsum« in 
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den zwanziger Jahren mehr eine Sache der Worte denn der Taten war. Tatsächlich 
stimmen die Theoretiker des Fordismus darin überein, daß die Krise der dreißiger Jah- 
re eine »Unterkonsumtionskrise« war. Dennoch werden solche Fakten im heroischen 
Versuch, die fordistische Charakterisierung der kapitalistischen Institutionen des 
zwanzigsten Jahrhunderts zu verteidigen, weitgehend bemäntelt. So soll etwa die 
Große Depression nur bewiesen haben, daß die fordistischen Methoden der Massen- 
konsumtion noch nicht bis zu dem Punkt entwickelt waren, an dem sie den fordisti- 
schen Methoden der Massenproduktion entsprechen konnten. Die Lösung dieses 
Problems, so wird behauptet, sei erst allmählich als Resultat des New Deal und des 
Keynesianismus ausgearbeitet worden. Der Fordismus als relativ stabiles ökonomi- 
sches Regime existiere daher erst seit 1945 (Ford erlebte ihn noch zwei Jahre lang) 
und seine abschließende »Verwirklichung« stützte sich, wie man uns erklärt, auf die 
beiden Säulen erstens eines »Gesellschaftsvertrags« mit der organisierten Arbeiterbe- 
wegung, welcher den Ertrag der gesteigerten Produktivität aufteilte, zweitens auf ein 
System »kollektiven Konsums« auf der Basis des modernen »Wohlfahrtstaates«. 
Diese beiden imaginären Welten bildeten nun zusammen die Grundlage für den Vor- 
marsch des sogenannten »sozialen Lohns«. Ein Weg, auf dem dieser stattgefunden ha- 
ben soll, sei ein Arrangement zwischen Kapital und Arbeit. »Zwischen 1940 und den 
späten Sechzigern«, so Harrington, »waren kollektive Verhandlungen eines der wich- 
tigsten Mittel, die Löhne der amerikanischen Arbeiter zu soztalisieren.« Es wurden 
nicht nur Zusatzvergünstigungen in die Verträge mit den Gewerkschaften eingebaut. 
In bestimmten Schlüsselindustrien wurden auch Lohnerhöhungen mit Produktivitäts- 
fortschritten verknüpft, angefangen mit dem berühmten Übereinkommen der UAW 
mit General Motors im Jahr 1948. Obwohl es in der Tat »keinen ernsthaften Vorschlag 
gab, die Natur des Lohnsystems im Kapitalismus zu verändern,« schreibt Harrington, 
sei es doch »genau dies,...was dabei herausgekommen ist.« Nach dem Zweiten Welt- 
krieg sei der Kapitalismus in eine neue Ära eingetreten, in der »der Lohn einer Person 
in der westlichen Welt nicht mehr nur aus dem Geldbetrag bestand, den sie in der 
Lohntüte bekam. Er enthielt nun eine ganze Reihe finanzieller Ansprüche an die Re- 
gierung und bestand aus weiterem Einkommen, lange nachdem eine Person aufgehört 
hatte zu arbeiten.« 

Als Analyse der Funktionsweise des US-Kapitalismus der Nachkriegsära ist dies ein- 
fach falsch. Sicher gabes Arrangements wie den oben erwähnten UAW - Vertrag wäh- 
rend der von Harrington so getauften »Großen Prosperität«. Sie bildeten allerdings 
keinen neuen »Sozialvertrag«. Einfach gesagt, fanden es kapitalistische Firmen in 
Zeiten des Wohlstands allgemein in ihrem eigenen Interesse, einen kleinen Teil ihres 
großen Kuches mit den Arbeitern in Form von wachsenden Reallöhnen zu teilen. Aber 
mit dem Reichtum schwindet auch die Bereitschaft, Konzessionen an die Arbeiter zu 
machen, und damit verschwindet auch der implizite »Sozialvertrag«. Was die Lohn- 
tüten betrifft, könnte man — im Gegenzug zu Harrington — argumentieren, daß nach 
dem Zweiten Weltkrieg die Geldsumme, die ein Arbeiter erhielt, nicht mehr so hoch 
war wie der Betrag, der auf seinem Lohnzettel aufgelistet war. Der enthielt nun eine 
ganze Reihe finanzieller Ansprüche seitens der Regierung, die ständig von seinem 
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Einkommen abgezogen wurden, bis er aufgehört hatte, zu arbeiten, und einen Teil 
dessen beziehen konnte, was er schon einbezahlt hatte. 

Es ist wirklich leicht, in Bezug auf amerikanische Verhältnisse die Rolle des »Wohl- 
fahrtsstaates« überzubetonen. Bei den meisten Ausgaben für wohlfahrtsstaatliche 
Programme und »Anrechte« inden USA war keine bedeutende Umverteilung an Ein- 
kommenundReichtumg von der Kapitalseite zur Arbeitim Spiel. Vielmehr bestanden 
sie im wesentlichen aus Transferzahlungen zwischen verschiedenen Teilen der Ar- 
beiterklasse und waren gegen das, was Harrington in seinem Buch als »Gespenst der 
Unterkonsumtion« bezeichnet, nur begrenzt wirksam. Schließlich werden die Gren- 
zen des sogenannten Wohlfahrtsstaates in den Vereinigten Staaten noch deutlicher, 
wenn man den von Harrington als »sekundär« bezeichneten Faktor der Militärausga- 
ben betrachtet. Während die Vereinigten Staaten von 1965-1975 etwa 6 Milliarden 
Dollar für den öffentlichen Wohnungsbau ausgaben, waren es im selben Zeitraum fast 
600 Milliarden Dollar für das Militär. Tatsache ist, daß von den im Bundeshaushalt 
1986 für Güter und Dienstleistungen vorgesehenen 367.2 Milliarden Dollar 278.4 
Milliarden direkt der »nationalen Verteidigung« gewidmet waren, so daß 88,8 Mil- 
liarden für alles andere übrigblieben, einschließlich Bildung, Straßen — und Woh- 
nungsbau, Krankenhäuser, »Justizwesen«, Verwaltung usw. Folgt man Davis, gehört 
zu den »überraschendsten Lücken« der fordistischen Theorie in der durch ihren füh- 
renden Proponenten, Michel Aglietta, entwickelten Form, die Unfähigkeit, dem Fak- 
tum Rechnung zu tragen, daß » 1.6 Billiarden Dollar seit 1946 in die (permanente) Rü- 
stungsindustrie geflossen sind.« Daher, so Davis, liefere Aglietta »keine Theorie des 
Zusammenhangs zwischen den Wachstumsschüben des privaten Fixkapitals (1947- 
48, 1953-57 und 1960-65) und dem jeweiligen »militärisch- inflationären« Druck, der 
sie offenbar ausgelöst hat.« Stattdessen soll das goldene Zeitalter des Fordismus vor 
allem auf dicken Lohntüten, Zusatzvergütungen, niedrigen Kreditzinsen und dem 
Wohlfahrtsstaat beruht haben (Harrington 1986, S. 30, 39 f.; Heilbronner 1980, S. 
288; Davis 1978, S. 249-52, Economic Report of the President, 1987, S. 337), 
Aber die »Große Prosperität« der fünfziger und sechziger Jahre istnicht das Ende der 
Geschichte. Notwendig ist auch, zu verstehen, warum das schnelle Wachstum, das 
angeblich von den fordistischen Institutionen herrührte, in den frühen Siebzigern ab- 
flaute. Radikale fordistische Theoretiker sind schnell mit der Antwort bei der Hand, 
daß der Fordismus sich einfach als eine zu gute Sache herausgestellt habe. Obwohl 
in der Nachkriegszeit die Abteilung II nach dem Marxschen Reproduktionsschema 
(der Konsumtionsgütersektor) allmählich aufgebaut wurde, um das enorme Wachs- 
tum von Abteilung I (Investitionsgüter) »auszubalancieren«, deren intensive Ent- 
wicklung ein zentrales Merkmal der fordistischen Massenproduktion war, sei dieser 
Prozeß schließlich zu weit gegangen. Der Fordismus habe sich einfach übernom- 
men. Davis hat die Krise in Begriffen der »relativen Sättigung der Märkte für haltbare 
Konsumgüter« unter dem Fordismus und durch den darauffolgenden Aufstieg einer 
Yuppie-Ökonomie des »Überkonsums« erklärt. Lipietz folgt bestimmten radikalen 
US-Ökonomen und macht den Erklärungsvorschlag, das Kapital sei »zu schwach« 
geworden im Verhältnis zur amerikanischen Arbeiterschaft, die zu stark sei, während 
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Harrington behauptet, einer der Hauptfaktoren, der zum Ende der fordistischen Pros- 
perität in den USA geführt hätte, sei »ein Fall der Ausbeutungsrate aufgrund der re- 
lativ starken Verhandlungsposition der Gewerkschaften in den späten sechziger 
Jahren.« Kurz, nach diesen Theoretikern ist die ausschlaggebende Ursache für den 
Niedergang des Fordismus dieselbe, in der sein einstiger Erfolg wurzelte: Eine Öko- 
nomie, die getrimmt war auf hohe Löhne, hohen Beschäftigungsgrad, Hochkonsum 
und hohe Ausgaben für den Wohlfahrtsstaat (Davis 1986, S. 196, 206-21; Lipietz 
1986, S. 13; Harrington 1985, S. 139; d. 1986, S. 86-88). Der Fordismus, so sagtman 
uns, verursachte seinen eigenen Fall, indem er die Kosten auf der Angebotsseite auf 
bisher unvorstellbare Höhen trieb und zugleich unfähig dazu war, die Märkte zu re- 
volutionieren. 

Analytiker des Fordismus beziehen sich auch auf eine tieferliegende Ebene weitrei- 
chender Veränderungen in der Struktur der Ökonomie, die dem technischen Wandel 
geschuldet sind und die heutige Tendenz zu verlangsamtem Wachstum verstärkt ha- 
ben sollen. Der Fordismus habe die Arbeit in nie gesehenem Maß dequalifiziert und 
beider Masse der Lohnabhängigen zu Unzufriedenheit geführt (was die Produktivität 
bedroht), die durch höhere Löhne kompensiert werden mußte. Das Ergebnis sei ein 
zweiseitiger Angriff auf die ökonomische Basis des »Akkumulationsregimes«. Dies 
habe, Aglietta zufolge, den Übergang zu einem neuen »Organisationsprinzip« be- 
schleunigt: dem »Neofordismus« oder einer Ökonomie der Information/Automation. 
Abzuwarten bliebe allerdings, ob ein solches technologisches Arrangement dem Ka- 
pitalismus ökonomisch zum Überleben verhelfe, d.h. »ob die durch die Einführung 
der automatischen Produktionskontrolle ermöglichten Veränderungen in der Organi- 
sation der Arbeit den Klassenkampf in Bahnen führen können, die mitdem Akkumu- 
lationsgesetz vereinbar sind.« 

Aglietta und andere Autoren dieser Schule prophezeien, daß die neue Technologie 
des »Neofordismus« einen völlig anderen, »flexibleren« Arbeitsprozeß eıforderlich 
macht, der von »semi-autonomen Einheiten« ausgeführt wird. Notwendig seien wei- 
terhin erweiterte Formen »kollektiver Konsumtion« und eine noch gesteigerte Verge- 
sellschaftung der Lohnkosten. Nach Harrington wird die fordistische Technologie der 
Massenproduktion gegenwärtig durch eine »neue, viel flexiblere Technologie und 
durch den Bedarf an spezailisierten Produkten ersetzt.« Dieser Prozeß erfordert eine 
requalifizierte Belegschaft, die an die Stelle der älteren dequalifizierten Arbeiter der 
fordistischen Ära tritt (Aglietta 1987, S. 11-30; Harrington 1986, S. 74-81). 

Es fällt schwer, die Schlußfolgerung zu vermeiden, daß dieser Analyse ein gewisser 
technologischer und institutionalistischer Determinismus zugrundeliegt. Ein neues 
»Organisationsprinzip« wird eingeführt, welches zu seiner Verwirklichung ein neues 
Konsumtionsprinzip sowie eine andere »Kanalisierung« des Klassenkampfs erfor- 
dert. In solchen Beschreibungen fehlt jede direkte historische Erörterung der Kapi- 
talakkumulation. Die fordistischen Theoretiker scheinen an diesem Punkt tatsächlich 
einige Fehler der alten institutionalistischen Ökonomie der Neuen Ära übernommen 
zu haben, die ihre Analysen sowohl auf dem Mythos einer neuen technologischen 
Ordnung wie auf einem impliziten »unterkonsumtionstheoretischen« Bezugsrahmen 
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aufbauten, ohne die Problematik der Investitionen direkt anzugehen. Der Fehler der 
Ansätze, die die Wertrealisierungskrise (oder das Problem der effektiven Nachfrage) 
nur über den Konsum und die Sparquote angegangen sind, ist in der Tat erst deutlich 
geworden, nachdem Keynes und Kalecki in der Antwort auf die Große Depression 
gezeigthatten, daß die Investitionsquote in fortgeschrittenen kapitalistischen Ökono- 
mien nicht nur ein einfaches Nebenprodukt des Verhältnisses von Sparquote und Kon- 
sum ist, sondern die zentrale unmittelbare Determinate des ökonomischen Wachs- 
tums. Ein umfassendes Verständnis der Bewegungsgesetze des fortgeschrittenen 
Kapitalismus fordert nicht nur, daß man sich mit der Art und Weise beschäftigt, wie 
das Mehrprodukt einer Gesellschaft zustandekommt, sondern auch mit dem Maß, in 
dem es wirklich dazu verwandt wird, durch neue Kapitalbildung den grundlegenden 
Charakter des Systems zu reproduzieren und zu erweitern. 
Aus dieser Sicht wird deutlich, daß wir die säkularen Tendenzen des fortgeschrittenen 
Monopolkapitalismus in den Vereinigten Staaten nicht mittels eines angeblichen 
Wechsels von Bedingungen der »Unterkonsumtion« zu jenen der »Überkonsumtion« 
erklären können; ebensowenig durch einen Übergang von fordistischer zu neofordi- 
stischer Technologie. Auch istnicht wahr (wie Lipietz behauptet), daß das Kapital »zu 
schwach« und die Arbeit zu stark sei. Das wirkliche Geheimnis des gegenwärtigen 
Dilemmas des Kapitalismus ist die langfristige Stagnation der Investitionen, die aus 
der beständigen Tendenz des Systems zur Überakkumulation des Kapitals im Verhält- 
nis zur Endnachfrage resultiert. Solange die Bewegungsgesetzte des Monopolkapi- 
talismus beherrschend bleiben, wird es tatsächlich eine unablässige Tendenz geben, 
mehr potentielle Profite zu schaffen (gemessen am Output auf Vollbeschäftigungs- 
niveau) als das System profitabel absorbieren kann. Daher ist dem Faktum nicht zu 
entrinnen, daß die innere Logik des Kapitalismus jene Disproportionalitäten hervor- 
treibt, die verknüpft sind mit einer Kapitalistenklasse, die »zu stark« und einer Ar- 
beiterklasse, die »zu schwach« ist. »(Die) Notwendigkeit allgemeiner politischer Ak- 
tion«, schreibt Marx in Lohn, Preis und Profit, »liefert den Beweis, daß in seiner rein 
ökonomischen Aktion das Kapital der stärkere Teil ist« (MEW 16, S. 149). 
Für Marxisten ist »das Wahre das Ganze«. Die Magie der fordistischen Theorie besteht 
darin, daß sie eine Totalsicht zu bieten scheint, in der alle Elemente des kapitalisti- 
schen Universums vereint sind. Doch bleibt dies ein illusionäres Ganzes — eine zu- 
sammengeschusterte Lösung der Probleme, die ein wirkliches Unverständnis der 
kapitalistischen Entwicklung aufwirft. In diesem Sinne ist fordistische Theorie nichts 
als liberale institutionalistische Ökonomie, die für anspruchsvollere Maßstäbe um- 
geschrieben ist. Um sich die Mühen zu ersparen, die verbunden sind mit der Unter- 
suchung derkapitalistischen Bewegungsgesetze, wie sie in der wirklichen Geschichte 
erscheinen, nimmt der eilige Analytiker Zuflucht zum deus ex machina des Fordis- 
mus, Aber die Einheit, die so hergestellt wird, ist nur Schein. Mehr noch, da hiermit 
. die Aufmerksamkeit vom Problem der Kapitalakkumulation abgezogen wird, neigen 
Beobachter dazu, solch entscheidende Punkte wie die wachsende Konzentration von 
Einkommen und Reichtum und die Stagnation der Investitionen als genuine Probleme 
aus den Augen zu verlieren. Die wesentlichen Widersprüche, die zur gegenwärtigen 
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Krise des Kapitalismus geführt haben, sagen uns diese Theoretiker (und die hert- 
schende Ideologie), seien zu hoher Konsum, zu geringe Arbeitsproduktivität und ver- 
änderte technologische Imperative. Marx’ Ansatz lautet anders und direkter: »Die 
wahre Schranke der kapitalistischen Produktion«, schreibt er, »ist das Kapital selbst« 
(MEW 25, S. 260). 

Wie paßt der alte Henry Ford in all das hinein? Ford wurde im Zeitalter von Coolidge 
reich und nahm für Hoover gegen Roosevelt Partei. Er war ein erklärter Gegner von 
Gewerkschaften, Staatsaufgaben und des Bolschewismus; unter seiner Führung un- 
ternahm es die Ford Motor Co., sogar die Reproduktion der Arbeitskraft zu »rationa- 
lisieren«, indem sie bürgerliche Familienmoral zu erzwingen suchte, Wofür er wäh- 
rend seines Lebens stand, wird heute am besten durch Ronald Reagan und Konsorten 
vertreten. Wenn überhaupt irgendwo, dann liegt hier die eigentliche historische Be- 
deutung dessen, was zurecht Fordismus genannt werden kann. 


Übersetzung: Klaus Fritz 


Anmerkungen 


l  Angemerkt sollte werden, daß nicht alle Denker in dieser Tradition einen derartigen Kult um Ford 
betreiben wie Harrington. Aglietta (1987) erwähnt in seinem Buch Ford als Individuum nicht, obwohl 
sein Buch vollgestopft ist mit Referenzen auf den Fordismus. 

2 Fords Erfolg, so führt John Kenneth Galbraith (1960) aus, beruht weniger auf seinem eigenen 
»Genius« denn auf jenem von James Couzens (der weitgehend verantwortlich war für alle frühen 
Innovationen Fords bei den Produktions- und Vertriebstechniken) und von Samuel Crowther (der 
»Mitarbeiter«, der Fords Bücher schrieb). Crowther war, wie ein Fordbiograph ironisch bemerkte, 
»ein »Sekretär<, ausgestattet mit sprachlicher Finesse, die es ihm erlaubte, ab und zu eine recht gute 
Imitation von Fords Denk- und Redeweise zurechtzumodeln« (Burlingame 1954, S. 104 f.). 

3 Taylor hatte schon 1909 wissenschaftliches Management in der Packard-Fabrik in Detroit gelehrt. 
Dies war zu einer Zeit, als das erst ein Jahr zuvor eingeführte Model T noch von einer Gruppe aus- 
gebildeter Mechaniker an einem Ort produziert wurde (Nevins 1954, S. 468; Braverman, 1954, S. 
146-77). 

4 Die Ideen des »Taylorismus« und »Fordismus« wirkten besonders anziehend auf europäische Libe- 
rale, technokratische Radikale und Faschisten während der zwanziger Jahre, die alle in der einen oder 
andern Form glaubten, daß Europas feudale Vergangenheit durch eine neue, »rationalisierte« Gesell- 
schaft hinweggefegt werden sollte. Aber für einige »enthielt der Taylorismus mit seiner Betonung des 
Technokraten ein beunruhigendes subversives Potential; dagegen möbelte der Fordismus eindeutig 
den Unternelimer auf« und stimmte daher eher mit den Bedürfnissen des bürgerlichen Konservatis- 
mus (und Faschismus) überein (vgl. Maier 1970, S. 27-66). 
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Thomas von Freyberg 
Flexibilität — Zur Geschichte eines Schlagworts 


Zusammenfassung: Das Schlagwort »Flexibilität« wird nicht selten in Zusammen- 
hang mit optimistischen Prognosen über die qualitative Entwicklung der Industrie- 
arbeit und der Arbeit überhaupt gebraucht. Nicht weniger als eine neoindustrielle 
Entwicklungsphase wird angekündigt, mit der neue arbeitspolitische Konzepte ein- 
hergehen, die die Arbeitskräfte von der »Taylorei« befreie. Vergessen wird dabei, daß 
solche arbeitspolitischen Konzepte namentlich in der heutigen Bundesrepublik über 
geschichtliche Wurzeln verfügen. Anhand einer Analyse der Weimarer Rationalisie- 
rungsstrategien wird gezeigt, daß die heutigen neuen Technologien den Charakter 
der Rationalisierungsprozesse zwar tiefgreifend ändern, aber die Debatten um Fle- 
xibilisierung eine starke Kontinuität zu den zwanziger Jahren aufweisen. 


I 


Flexibilität ist zum modernen Schlagwort geworden, das das geschichtlich Spezifi- 
sche und Neue der gegenwärtigen Rationalisierungsphase markieren soll. Zugleich 
istes Brlösungs- und Zauberwort in der Krise. Flexibilitätist die geheimnisvolle Kraft 
der neuen Computertechnologien. Ihr sei zu verdanken, daß der alte Zielkonflikt zwi- 
sche Automatisierung und Kontinuisierung der Produktionsprozesse zum einen und 
hoher Elastizität und Anpassungsfähigkeit der Betriebe zum anderen sich aufzulösen 
beginne. Die flexible Automatisierung mit Hilfe jener neuen Produktions-, Organisa- 
tions-, Informations- und Kommunikationstechnologien versöhne Marktökonomie 
und Zeitökonomie und erlöse die kapitalistische Produktionsweise von einem alten, 
krisenerzeugenden Übel: vom produktionsökonomisch generierten Zwang zu Über- 
Kapazitäten. Flexibilität verwandle alle bisherigen Produktionskonzepte und erschaf- 
fe einen neuen Typus von Arbeitspolitik. Der Einsatz multifunktionaler Informations- 
und Kommunikationssysteme bringe mit sich, daß die dem Menschen vorbehaltene 
Arbeit ganzheitlicher, umfassender, vielseitiger, komplexer und mental anspruchs- 
voller werde (Wexlberger 1987, S. 176). Der radikale Bruch mit den herkömmlichen 
tayloristischen Gestaltungsprinzipien stehe auf der Tagesordnung; die Trennung von 
Kopf- und Handarbeit und die Zerstückelung von sinnvollen Gesamtaufgaben seien 
historisch veraltet. Das Ende der Arbeitsteilung sei nahe herbeigekommen, die Axt 
schon gelegt an die uralten Wurzeln kapitalistischer Arbeitsentfremdung. Heute 
bedingten Automatisierung und Humanisierung einander, mehr noch: Automatisie- 
rung bedeute die Befreiung des Menschen — vom Maschinenbediener zum Maschi- 
nenbeherrscher (Spur 1985). Flexibilität löse endlich jenes uralte Versprechen ein, der 
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technische Fortschritt werde Herrschaft und Kontrolle von Menschen über Menschen 
beseitigen. Denn die meisten der auch bei fortgeschrittener Automatisierung noch 
verbleibenden menschlichen Interventionen in die Fertigungsprozesse sind durch 
die neuen Technologien für die betriebliche Arbeitsgestaltung hochgradig disponi- 
bel geworden; und je höher die Anforderungen an Flexibilität und »Innovativität« 
seien, desto mehr liege es im Interesse der Unternehmen, diesen arbeitsorganisatori- 
schen Gestaltungsspielraum zu nutzen (Lutz 1987 b, S. 284). Die Rückverlagerung 
wesentlicher Kornpetenzen aus der Fertigungsvorbereitung und anderen zentralisier- 
ten technischen Dienststellen in die Fertigung sei mehr oder weniger zwingend. Die 
gruppentechnologische Umrüstung der Betriebe, zum Beispiel in Form flexibler Fer- 
tigungszellen, Kombiniert miteinersich weitgehend selbst steuernden Gruppenarbeit, 
löse alte hierarchische Strukturen auf (Drinkuth 1987, S. 501). Ähnliches gelte für die 
Büroautomatisierung, wo die neuen Informations- und Kommunikationstechniken 
erhebliche Möglichkeiten für mehr Entscheidungsdelegation, Partizipation und de- 
zentrale Informationsversorgung eröffnen. Die Hierarchie werde flacher, Kontroll- 
spannen werden geringer, die Basis bekomme mehr Macht als die Mitte (Picot 1987, 
S. 155). Flexibilität befreie die industriellen Beziehungen zwischen Kapital und 
Arbeit von ihren feindseligen, antagonistischen Elementen (Schmid 1987, S. 432). 
Denn die größeren Handlungspielräume, vor allem aber die hohe Eigenverantwort- 
lichkeit der Mitarbeiter beziehungsweise der Arbeitsgruppen, erfordern eine geringe- 
re funktionale Einflußnahme der Führungskräfte (Wexlberger 1987, S. 177). Zuftie- 
denheit der Arbeitnehmer und Wille zur Zusammenarbeit im Betrieb seien unabding- 
bare Voraussetzungen für den Unternehmenserfolg im Bereich der modernen Tech- 
nologien. Es genüge nicht, das Gehalt der Angestellten zu erhöhen, um einen allge- 
mein hohen Motivationsgrad zu erreichen und auf längere Frist zu erhalten. Vielmehr 
werde die Beziehung zwischen Kapitalgeber und Arbeitnehmer von Grund auf um- ° 
zugestalten sein, um erfreuliche und stabile Arbeitsplatzbedingungen zu schaffen. 
Und so verwandeln die neuen flexiblen Automationstechnologien die betrieblichen 
Führungskräfte in Menschenführer, die den Mitarbeiter nicht nur als rationales, son- 
dern auch als emotionales und soziales Wesen begreifen, die sein Suchen nach Sicher- 
heit, Geborgenheit, nach Gerechtigkeit und nach Achtung und Anerkennung ernst 
nehmen, weil sie wissen, daß gerade diese Elemente das Arbeitsverhalten des Men- 
schen auf Dauer mehr beeinflussen als ein noch so hohes Einkommen (Wexlberger 
19837, S. 179). Flexibilisierung verheißt die Versöhnung mit dem technisch-wissen- 
schaftlichen Wandel, will den erschütterten Glauben an die Einheit von technischem 
und gesellschaftlichem Fortschritt erneut aufrichten. Das Fortschrittsbündnis aller 
gesellschaftlichen Kräfte soll neu geschmiedet werden, und das mitten in der Krise. 
Flexibilisierung ist ein mächtiges Zauberwort, das die Krise verwandelt in eine hoff- 
nungsvolle Umbruchphase, das ihre Erscheinungen deutet als die Geburtswehen des 
kommenden Heils. 

Wo sich das Schlagwort »Flexibilität« mit einer günstigen Prognose verbindet, wird 
es zum Erlösungswort. Nun lebt jede Prognose — offen oder geheim — vom Blick in 
die Vergangenheit; herrscht eine Krise und soll die Prognose Heil versprechen, dann 
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muß dieser Blick zurück den historischen Bruch identifizieren. Nicht die Fortsetzung 
des Herkömmlichen, sondern sein Ende läßt hoffen, nicht Kontinuität, sondern Dis- 
Kontinuität muß behauptet werden. Das, was der krisenhafte Umbruch bringt, muß 
das ganz Andere, ganz Neue sein. Die dritte industrielle Revolution ist das Mindeste. 
So wird von einer grundlegend gewandelten Rationalisierungssituation gesprochen. 
Eine an die Substanz gehende Neufassung des Begriffs kapitalistischer Rationalisie- 
rung sei angesichts des komplexen Umbruchs der Industriestruktur angesagt; ja, 
gewaltige technische und organisatorische Neuerungen erlauben es, im Hinblick auf 
die gegenwärtige Entwicklungsphase von Neoindustrialisierung zu sprechen (Kern/ 
Schumann 1984, 1985). Und Geschichte wird neu gedeutet, vor allem neu geordnet, 
denn alle diese »Versuche einer Vorhersage« basieren auf einem spezifischen Ver- 
ständnis vergangener kapitalistischer Rationalisierung: »Weil die menschliche Ar- 
beit«, so Michael Schumann jüngst, »als unkalkulierbare Größe in der Produktion und 
als potentieller Störfaktor galt, orientierte sich kapitalistische Rationalisierung bisher 
an der hinlänglich bekannten arbeitspolitischen Leitlinie: durch möglichst strikte Ar- 
beitsgestaltung die Kontrolle über die Arbeiter sichern, deren Spielräume einschrän- 
ken, Qualifikationen auf ein Minimum reduzieren, Zentralisierung des Produktions- 
wissens jenseits der Werkstatt.« (Schumann 1986, S. 53). Heute aber sei »Flexibili- 
sierung« die Basisanforderung an den technisch-organisatorischen Wandel, weshalb 
dieses klassische (tayloristische) Grundkonzept einer »neuen Gestalt« kapitalisti- 
scher Rationalisierung zu weichen beginne. 

An einem durchaus typischen Beispiel soll kurz der Argumentationsweg skizziert 
werden, der zur günstigen Prognose führt. Es stammt von Professor Dr.-Ing. Dr. h. c. 
Günter Spur, von 1965 bis 1976 Direktor des Instituts für Werkzeugmaschinen und 
Fertigungstechnik an der Technischen Universität Berlin und seit 1976 Leiter des 
Fraunhofer-Instituts für Produktionsanlagen und Konstruktionstechnik (IPK) in Ber- 
lin. Der erste Schritt reorganisiert die Geschichte in deutlich abgrenzbare Phasen: 
»Ein geschichtlicher Rückblick auf die Entwicklung der Produktionstechnik zeigt, daß nach der zunächst 
dominierenden Energietechnik mit Erfindung der Kraftmaschinen und dem dann folgenden Aufschwung 


der Materialtechnik mit Ausbreitung der Arbeitsmaschinen nunmehr die Informationstechnik mit Ent- 
wicklung der Informationsmaschinen den technologischen Fortschritt entscheidend beienflußt.« 


Der zweite Schrittskizziert nüchtern, fast kritisch, das Alte, dem Untergang Geweihte 
— immer mit Blick auf das Argumentationsziel: 


»Es war die Phase der starren Automatisierung, die wegen des hohen zeitlichen und technischen Aufwan- 
des beim Einrichten und Umrüsten der Maschinen aus wirtschaftlichen Gründen an hohe Stückzahlen ge- 
bunden war ... Verkettungen von Maschinenfließreihen, Transferstraßen und Spezialmaschinen mit weit- 
gehender Arbeitsteilung führten zu Einzwecksystemen mit kurzen Stückzeiten und niedrigen Fertigungs- 
kosten ... Die Fabrik wurde durchorganisiert, Arbeitsteilung und Fließfertigung eingeführt und mit Taylor 
das »Scientific Management« begründet ... Eine neue Arbeitswelt entwickelte sich, der Mensch hatte sich 
der Maschine beizuordnen. Er mußte leınen, im Takt der Maschine zu arbeiten. Der Mensch bediente die 
als Schrittmacher wirkende Maschine, er mußte fürchten, ein Teil der Maschine zu werden.« 


Vor diesem eher düsteren Hintergrund wird schließlich in einem dritten Schritt das 
Bild des Neuen gezeichnet — das Bild einer rechnergeführten, flexiblen automatisier- 
ten Fertigung, in der Automatisierung nicht mehr eine Frage der großen Stückzahlen 
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ist, sondern auch für kleine Produktionsmengen und in kleineren Betrieben eingeführt 
werden kann. 

»Durch die Verknüpfung von Energiefluß, Materialfluß und Informationsfluß entsteht gewissermaßen als 
konzertierte Aktion eine neue Produktionsstruktur, die aus einzelnen Produktionszellen zusammenge- 
wachsen als maschineller Organismus mit programmierter und damit gespeicherter Intelligenz zu auto- 
matischer Gütererzeugung fähig ist ... In einer solchen Fabrik arbeiten die Menschen entkoppelt von der 
unmittelbaren Prozeßführungsfunktion. Bedienungsfunktionen wandeln sich in Programmier- und Über- 
wachungsfunktionen ... Automatisierung bedeutet die Befreiung des Menschen von der Bindung an den 
Arbeitstakt der Maschinen. Dies ist der Wandel vom Maschinenbediener zum Maschinenbehertscher ... 
Technologische Virtuosen werden gebraucht, sie bestimmen den Leistungsgrad im Orchester dieser hoch- 
wertigen Arbeitsmaschinen« (Spur 1985). 


Versuche, durch günstige Prognosen den erschütterten Fortschrittsglauben wieder 
aufzurichten, haben heute durchaus Konjunktur — zu verführerisch ist das Angebot, 
der real existierenden Krise durch die Antizipation einer glänzenden Zukunft zu ent- 
springen. Da aber Heilsprophetien sich auf historische Vergleiche berufen, Kann ein 
etwas differenzierterer »Rückblick« ernüchternd und entzaubernd wirken. Das ist das 
Interesse der folgenden Skizze, die auf einer Untersuchung der Rationalisierungsbe- 
wegung in der Weimarer Republik beruht (von Freyberg 1989). Die Analyse nämlich 
der Weimarer Rationalisierungsstrategien machte deutlich, daß auf Flexibilisierung 
zielende arbeitspolitische Konzeptionen namentlich in Deutschland über kräftige ge- 
schichtliche Wurzeln verfügen. Wenngleich der Einsatz moderner Computertechno- 
logien den Charakter des industriellen Rationalisierungsprozesses tiefgreifend verän- 
dert hat, stehen gerade die gegenwärtigen Flexibilisierungsstrategien in einer beson- 
deren Kontinuität der deutschen Rationalisierungsdebatte, ja sie markieren geradezu 
eine wesentliche Dimension der Affinität zwischen der damaligen und der heutigen 
Rationalisierungsbewegung. 


u 


Die Untersuchung, deren Befunde hier knapp skizziert werden sollen, konzentrierte 
sich auf die beiden Branchen, die in den Weimarer Jahren im Zentrum der Rationa- 
lisierungsbewegung standen, auf die Maschinenindustrie, und hier insbesondere auf 
den Werkzeugmaschinenbau und auf die Elektrotechnische Industrie, namentlich auf 
die Siemens-Schuckertwerke (SSW). Vier Ebenen der damaligen Rationalisierungs- 
welle wurden dabei unterschieden: die Ebene der technisch-konstruktiven Rationa- 
lisierung, wobei der Untersuchungsschwerpunkt auf der Entwicklungsgeschichte der 
Werkzeugmaschinen lag; die Ebene der technisch-organisatorischen Rationalisie- 
rung, wobei die Reorganisation der Fertigungsprozesse nach Kriterien der »wissen- 
schaftlichen Betriebsführung« im Zentrum der Analyse stand; die Ebene der tech- 
nisch-sozialen Rationalisierung, wo es um die Anpassung betrieblicher Sozialpolitik 
an die Erfordernisse der Rationalisierungsstrategien ging; und die Ebene der tech- 
nisch-gesellschaftlichen Rationalisierung, wobei sich die Untersuchung auf die Ver- 
mittlung von industrieller und gesellschaftlicher Modernisierung konzentrierte. 
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Umes vorweg zu sagen: Aufallen diesen vier Ebenen der Rationalisierungsbewegung 
konnte die Analyse so etwas wie systematisch aufgenötigte Lernprozesse identifizie- 
ren. Ihren Ausgang nahmen diese »Lernschritte« bei Zielmodellen, die in der Regel 
aus den USA importiert worden waren. In einer oft recht kurzen Experimentierpha- 
se wurden diese Konzeptionen pragmatisch den besonderen deutschen Rationalisie- 
rungsbedingungen angepaßt, und schließlich bildeten sich deutlich eigenständige 
Entwicklungslinien industrieller Rationalisierung heraus. Im Zentrum dieser Lern- 
prozesse aber stand das in Deutschland damals wichtige Thema der Balance zwischen 
Automatisierung und Flexibilisierung. 

Auf der Ebene der technisch-konstruktiven Rationalisierung war die moderne automa- 
tische Sondermaschine amerikanischen Vorbilds die »ideale« Zielvorstellung auch 
des deutschen Werkzeugmaschinenbaus. Die Rationalisierungsbedingungen der deut- 
schen Maschinenanwender erlaubten aber nur in Ausnahmefällen die Massenferti- 
gung und den Einsatz solcher Automaten. Die technisch-konstruktive Entwicklung 
der Werkzeugmaschinen war dementsprechend in den Weimarer Jahren dadurch be- 
stimmt, daß nebenden eher »traditionellen« Anforderungen an die Werkzeugmaschine 
— wie wachsende Bearbeitungsgenauigkeit und Leistungsfähigkeit — und neben den 
eher »neuzeitlichen« Anforderungen — wie wachsende Taktgenauigkeit, Bedienungs- 
freundlichkeit und Selbsttätigkeit — die Forderung nach Werkzeugmaschinen, die den 
Anwendern einen sukzessiven Übergang zur Automatisierung erlaubten, zunehmend 
an Bedeutung gewann. Diese Anforderung an die technisch-konstruktive Gestaltung 
der Werkzeugmaschinen, ein Höchstmaß an Selbsttätigkeitimiteinem unverzichtbaren 
Mindestmaß an Vielseitigkeit, Einsatzbreite und Umrüstbarkeit zu verbinden, war der 
Ausdruck des in der deutschen Metallbearbeitung, insbesondere im deutschen Maschi- 
nenbau so dringlichen Problems, wie die zeit- und produktionsökonomischen Impera- 
tive moderner Fertigungsmethoden mit den marktökonomischen Imperativen von 
hoher Flexibilität und Anpassungsfähigkeit gegenüber engen und schwankenden 
Absatzmärkten ausbalanciert werden könnten. An dieser Problematik orientierte sich 
die Typologie der Werkzeugmaschinen, die zu Beginn der Weimarer Rationalisie- 
rungsbewegung im Ausschuß für wirtschaftliche Fertigung (AwF), einem Organ des 
Reichskuratoriums für Wirtschaftlichkeit (RKW), aufgestellt wurde. Diese Typologie 
wollte Hersteller und Anwender darauf aufmerksam machen, »daß es zwischen den 
bisher in Deutschland für gewisse Zwecke benutzten Universalmaschinen und den uns 
aus amerikanischen Autofabriken bekanntgewordenen Mehrfachsondermaschinen 
jede Zwischenstufe gibt, und zwar Zwischenstufen, die offensichtlich den deutschen 
Wirtschaftsbedürfnissen entgegenkommen« (Kienzle/Le Vrang 1926, S. 149 f£.; von 
Freyberg 1989, S. 69 ff.). Was sie damit meinten, erläuterten die Rationalisierungsex- 
perten durch den Vergleich einer amerikanischen und einer deutschen Sonderschleif- 
maschine für Kugellagerringe: Die amerikanische Sondermaschine sei nur mit sehr 
großer Mühe und großem Zeitaufwand auf verschiedene Werkstückgrößen umstellbar; 
sie sei für deutsche Verhältnisse »nicht wirtschaftlich genug, weil einerseits für Dauer- 
fertigung keine genügend großen Mengen vorliegen, und weil andererseits eben diese 
Variationsmöglichkeit fehlt und der Umbau zu große Arbeitspausen verursacht«. Die 
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deutsche Schleifmaschine dagegen habe die Variationsmöglichkeit der Werkstückgrö- 
Be »bewußt entwickelt« und gestatte die Umstellung auf andere Ringgrößen »inner- 
halb weniger Sekunden«. 

Die technisch-konstruktive Weiterentwicklung der Werkzeugmaschinen war also in 
den Weimarer Jahren stark auf das Ziel hin orientiert, das Mittelfeld zwischen Uni- 
versalwerkzeugmaschinen und Sonderwerkzeugmaschinen auszubauen und zu be- 
setzen. Dabei kam der Entwicklung der Antriebs- und Steuerungssysteme ganz be- 
sondere Bedeutung zu (von Freyberg 1989, S. 83 ff.). Die spezifisch deutschen 
Fertigungsbedingungen in der Metallverarbeitung erlaubten eben nur sehr begrenzt 
Massenfabrikation und gaben deshalb der Elastizität dertechnisch-organisatorischen 
Fertigungsstrukturen eine hohe Bedeutung. In den zwanziger Jahren wurde der deut- 
sche Werzeugmaschinenbau ım Bereich der elektrischen Steuerung führend, denn 
hier vor allem bot sich die Möglichkeiteiner »flexiblen« Automatisierung. 1929 heißt 
es in einer wichtigen Fachzeitschrift zu diesem Thema: 


»Mit Rücksicht auf die Möglichkeit einer schnellen Einreihung der Maschinen in die Arbeitsgruppe bei 
notwendigen Umstellungen infolge des Wechsels in der Fertigung, auf Betriebswirtschaftlichkeit und 
-bereitschaft wird die Umstellung der Antriebsweise auf elektrischen Einzelantrieb unter Verkürzung der 
Kraftübertragungswege von der Kraftquelle bis zur Antriebsstelle und Ausschaltung aller überflüssigen, 
kraftverbrauchenden Zwischenorgane zur zwingenden Notwendigkeit. Wo keine Abhängigkeit zwischen 
Haupt- und Vorschubbewegung vorhanden zu sein braucht, ist die Nutzbarmachung des elektrischen An- 
triebes zur unabhängigen Erzeugung beider Bewegungen von hohem bearbeitungstechnischem und wirt- 
schaftlichem Wert. In Verbindung mit verstellbaren Anschlägen läßt sich diese getrennte Arbeitsweise in 
vielseitigster Weise zur selbsttätigen Steuerung von Werkstück- bzw. Werkzeugbewegungen derart aus- 
nutzen, daß alle toten Bewegungen beim Anstellen des Werkzeuges relativ zum Werkstück beim Über- 
springen nicht zu bearbeitender Stellen, beim Zurückführen des Werkzeuges bzw. Werkstückes in die 
Ausgangsstellung nach beendetem Schnitt hochbeschleunigt ausgeführt werden. In Verbindung mit 
Druckknopfsteuerungen ermöglicht der elektrische Einzelantrieb die Verstellung der Werkzeuge bzw. 
Werkstücke um beliebig lange oder kurze Strecken nach beiden Richtungen beim Einrichten der Maschi- 
nen, die Änderung der Vorschubgeschwindigkeiten zwecks Anpassens an die veränderliche Härte des 
Werkstoffes während der Bearbeitung, die Einschaltung, Stillsetzung und Umsteuerung der Bewegungen 
an jeder beliebigen Stelle des Hubes« (Maschinenkonstrukteur 1929, S. 98 £.). 


Recht unterschiedliche Entwicklungspfade der elastischen Automatisierung der 
Werkzeugmaschinen wurden in den Weimarer Jahren getestet; so zum Beispiel die 
zunehmende Ausrüstung von Universalwerkzeugmaschinen mit Vorrichtungen, 
Einrichtungen und sonstigen »Zutaten« oder die Ergänzung von selbsttätigen (Ein- 
zweck-)Werkzeugmaschinen durch Sonderausstattungen; so auch die Entwicklung 
kombinierter Werkzeugmaschinen, wodurch die Leistungsfähigkeit und Arbeitsge- 
nauigkeit von Spezialmaschinen mit der besonderen Einsatzbreite der »Zutatenma- 
schinen« verbunden wurde, oder die Konstruktion von Fließarbeitswerkzeugmaschi- 
nen, die der doppelten Anforderung der Anwender genügten, das zeitökonomische 
Prinzip des einheitlichen Taktzeitmaßes zu sichern und dies mit Rücksicht auf die 
marktökonomischen Restriktionen in Deutschland zu tun. 

Die technisch-konstruktive Entwicklung der deutschen Werkzeugmaschinen war 
immer schon derart eindeutig durch die Rationalisierungsanforderungen ihrer An- 
wender bestimmt gewesen, daß die Berücksichtigung von zeit- und produktionsöko- 
nomischen Interessen der Werkzeugmaschinenbhersteller bei der konstruktiven Ent- 
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wicklungsarbeit lange Zeit nicht einmal zum Thema werden konnte. Mit der Idee des 
Baukastenprinzips aber fanden etwa Mitte der zwanziger Jahre die Rationalisierungs- 
anforderungen der Werkzeugmaschinenanwender und die der Werkzeugmaschinen- 
hersteller einen ersten gemeinsamen Nenner. Die Interessen der Werkzeugmaschi- 
nenanwender, alte Werkzeugmaschinen auf elektrischen Antrieb umzurüsten; durch 
Vorrichtungen Teilfunktionen der Werkzeugmaschinen zu automatisieren oder durch 
»Zutaten« deren Einsatzbereiche zu erweitern; durch Bereitstellen zahlreicher zu- 
sätzlicher Arbeitseinheiten die Verwendungsmöglichkeiten automatischer Werk- 
zeugmaschinen zu vervielfachen - alle diese Interessen legten den Gedanken nahe, 
wichtige Bauteile der Werkzeugmaschinen konstruktiv so zu gestalten, daß sie — je 
nach Kundenwunsch und Einsatzbereich - auswechselbar waren. Dem Werkzeugma- 
schinenbau seinerseits eröffnete das Baukastenprinzip die Möglichkeit, die engen 
Grenzen der Einzel- und Kleinserienfertigung zu überschreiten, das heißt ein vielsei- 
tiges Produktangebot mit einer »Typung« von Bauteilen unterhalb des Endproduktes 
zu verbinden und so wenigstens in Teilbereichen der Fertigung und Montage die Ra- 
tionalisierungspotentiale der Reihenfertigung zu realisieren. Einigen führenden 
Werkzeugmaschinenherstellern gelang es in den zwanziger Jahren, ihr umfangrei- 
ches Fabrikationsprogramm so weitgehend zu »typisieren«, daß ein Großteil der Bau- 
elemente, Bauteile und Baugruppen der unterschiedlichsten Werkzeugmaschinen 
gleich oder ähnlich waren. In einem Berichtüber die Maschinen- und Werkzeugfabrik 
Fritz Werner AG in Berlin-Marienfelde hieß es: 

»So kann sich eine Fabrik, die Maschinen in kleinen Reihen oder gar gelegentlich in Einzelfertigung her- 
zustellen genötigt ist, trotzdem Fabrikationseinrichtungen größeren Stils, Vorrichtungen, Sonderwerk- 
zeuge und Sondermaschinen mit wirtschaftlichem Erfolge anschaffen, weil sie einen großen Teil ihrer Fa- 


brikation tatsächlich in Massen- und großer Reihenfertigung erzeugt« (Heymann 1928, S. 143, von Frey- 
berg 1989, S. 112 ff.). 


Auch diese für die folgenden Jahrzehnte so bedeutsame technisch-konstruktive Ent- 
wicklung des Baukastensystems verdankte sich also in besonderer Weise jenem 
Zwang, Zeit- und Marktökonomie auszubalancieren, genauer: einen Kompromiß 
zwischen Automatisierung und Flexibilität zu finden — und zwar bei den Herstellern 
und den Anwendern von Werkzeugmaschinen. 

Auf der Ebene der technisch-organisatorischen Rationalisierung war das hochinte- 
grierte, mechanisch-verkettete Fließsystem der Fordschen Fabrikationsweise das 
große Vorbild der Weimarer Rationalisierungsbewegung. Die restriktiven Marktbe- 
dingungen aber in Deutschland erzwangen die pragmatische Abkehr von diesem 
Ideal. Die zeitökonomische Integration der Produktionsprozesse war im Maschinen- 
bau wie in der Elektroindustrie nur in dem Maße realisierbar, als durch sie nicht die 
notwendige Elastizität der Produktion geopfert werden mußte. Dieses marktökono- 
mische Handicap aber wurde zur Quelle eigener technisch-organisatorischer Ent- 
wicklungspfade, die ein hohes Maß sowohl an Integration und Kontrolle als auch an 
Flexibilitätund Umrüstbarkeit aufwiesen. Der systematische Ausbau und die sorgfäl- 
tige Pflege von technischen, organisatorischen und menschlichen Elastizitätspoten- 
tialen kennzeichnet die Rationalisierungsphase. Die technisch-organisatorische Ra- 
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tionalisierung der Fertigungsprozesse war in den zwanziger Jahren der Schwerpunkt 
der Rationalisierungspolitik in der Metallverarbeitung. Da vor dem Ersten Weltkrieg 
nur die wenigen Großbetriebe mit Massenfertigung sich an der aus den USA stam- 
menden »wissenschaftlichen Betriebsführung« orientieren konnten, für die übergro- 
Be Mehrzahl der Firmen des deutschen Maschinen- und Aparatebaus aber der Prozeß 
der Verwissenschaftlichung der Technik an den Grenzen der Werkstätten haltmachte, 
waren die Ausgangspositionen zu Beginn der Weimarer Rationalisierungsbewegung 
höchst unterschiedlich. Die Rationalisierungspolitik in den kleinen und mittleren 
Firmen des Maschinenbaus, namentlich des Werkzeugmaschinenbaus, war in den 
zwanziger Jahren von dem Ziel geprägt, die Methoden wissenschaftlicher Betriebs- 
führung den spezifischen Bedingungen der Einzel- und Kleinserienfertigung anzu- 
passen. Wichtigste dieser Bedingungen aber war ein hohes Maß an Flexibilität der 
Produktionsprozesse den ebenso spezifischen wie rasch sich wandelnden »Kunden- 
wünschen« gegenüber. Der technisch-organisatorische Wandel sollte also die zeit- 
ökonomische Integration der gesamten Fertigung vorantreiben, ohne dabei Elastizi- 
tät der Fertigung zu opfern. Diese Balanceanforderung prägte insbesondere die Art 
und Weise, wie im Werkzeugmaschinenbau das Transportwesen reorganisiert wurde. 
Ähnlich wie in den Bereichen der Massenfertigung, wurde auch in Betrieben mit stark 
wechselnder Fertigung das Förderwesen zum wichtigsten Hebel der technisch-orga- 
nisatorischen Rationalisierung der Werkstätten; im Unterschied aber zur Massen- 
fabrikation war das oberste und wichtigste Kriterium des Förderwesens hier seine 
Flexibilität: 

»Ganz im Gegensatz zur Massenfertigung oder gar zur Fließarbeit, wo alle wesentlichen Einflüsse be- 
kannt und unveränderlich sind, muß das Förderwesen bei gemischter und wechselnder Fertigung von ei- 
ner niemals im Stiche lassenden Beweglichkeit sein. Da die Fördermengen, die Förderzeiten, die Förder- 
wege je nach den in Arbeit befindlichen Erzeugnissen unaufhörlich und niemals voraussehbar wechseln, 
müssen sowohl die mechanischen wie die geistigen Hilfsmittel unseres Förderwesens (Fördermittel und 
Organisation) so schmiegsam, vielfach verwendbar und leicht lenkbar sein, daß sie ohne den Ballast einer 


übermäßig schwerfälligen Überwachung ihrer stets wechselnden Aufgabe gerecht werden können« 
(Brasch 1926). 


Diese Flexibilitätsanforderung entscheidet über die Fördermittel und -wege sowie 
über die Organisation des Transportwesens. Nicht starre, »ortsfeste« Förderanlagen, 
Hängebahnen oder Förderbänder wie bei der Massenfertigung seien hier sinnvoll; 
die wechselnde Fertigung sei vielmehr auf »ortsbewegliche« Fördermittel angewie- 
sen. Und anders als in der fließenden Massenfertigung müssen »bei gemischtem Be- 
trieb« gewünschte Kontrolle und notwendige Flexibilität ausbalanciert werden. »Die 
Schwierigkeit einer guten Förderorganisation bei gemischtem Betrieb liegt in der 
Verbindung der unbedingt nötigen Beweglichkeit des gesamten Betriebes mit der 
ebenso dringenden Straffheit der Leitung« (Brasch 1926, S. 574), 

Die Einführung der Fließarbeit in der metallverarbeitenden Industrie war seit 1925 
das zentrale Thema der WeimarerRationalisierungsbewegung; kein Wunder also, daß 
sich die Auseinandersetzung mit dem amerikanischen »Vorbild« bei der Frage der 
Fließfertigung zuspitzte. Schulz-Mehrin, Leiter der betriebswirtschaftlichen Abtei- 
lung im Verein Deutscher Maschinenbau-Anstalten (VDMA), wies schon 1926 auf 
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die entscheidende Differenz zu den USA hin: die Gefahren der Fehlrationalisierung 
lagen in Deutschland auf der Hand, die unsicheren und ungünstigen Absatzbedingun- 
gen bedrohen die Rationalisierungsvorteile der fließenden Fertigung. 

»Die Verminderung des umlaufenden Kapitals durch die Fließfertigung kann aufgehoben, ja in das Ge- 
genteil verkehrt werden, wenn die Erzeugung nicht laufend Absatz findet, so daß die fertige Ware, in der 
Ja Kapital für Rohstoffe, Löhne und Unkosten gebunden ist, gelagert werden muß. Dies ist für Fließarbeit 
nachteiliger als für Reihenfertigung ... Auch ist es sehr viel schwieriger, eine laufende Fließarbeit zu ver- 
langsamen als eine Reihenfertigung. Infolgedessen steigt bei Absatzstockung das in fertigen Erzeugnis- 


sen gebundene Kapital bei Fließarbeit verhältnismäßig schneller als bei Reihenfertigung« (Schulz- 
Mehrin 1926, $. 266 f.). 


Diese gelte, so Schulz-Mehrin, insbesondere für den deutschen Maschinenbau mit 
seiner chronisch niedrigen Kapazitätsauslastung. Fließende Fertigung Konnte hier 
also nur schrittweise realisiert werden, und die deutsche Maschinenindustrie mußte 
ihre eigenen, angepaßten und elastischen Formen der Fließfabrikation entwickeln; 
zentraler Maßstab dabei aber war der Grad von Elastizität. 1928 stellte der General- 
direktor der Siemens-Schuckertwerke fest, man habe in den vergangenen Jahren in 
der deutschen Industrie — »in einem gewissen Gegensatz zu Amerika« -nach Wegen 
gesucht, »sich die Vorteile der fließenden Fertigung auch für geringere Mengen zu 
erhalten und in dieser Richtung viel Nützliches geschaffen«. (Köttgen 1928). Das von 
H. Häneke formulierte Postulat war und blieb der Horizont, an dem sich die Ent- 
wicklungswege orientierten: 

»Unter den deutschen Verhältnissen wird es stets richtig sein, auf eine genügende Elastizität des in Fließ- 
arbeit arbeitenden Betriebes zu achten, sei es, um Änderungen der Konstruktion des herzustellenden Tei- 


les zu ermöglichen, sei es, um die herzustellende Stückzahl dem Bedarf anzupassen« (Häneke 1927, S. 
158; von Freyberg 1989, S. 150). 


Vor allem mit Hilfe technisch-organisatorischer Maßnahmen wurde in den Weimarer 
Jahren die Elastizität von Fließsystemen erhöht und so deren Einsatzfeld unterhalb 
der Massenfertigung erweitert: partikulare Einrichtungen von Fließlinien (Inseln), 
Mischsysteme von Reihen- und Fließfertigung und eingebaute Mechanismen zur 
schnellen Umrüstung. 


»Wir dürfen unsere Betriebe nicht in einer bestimmten Mengenleistung erstarren lassen, auch bei Fließ- 
arbeit nicht, und wir brauchen es auch nicht. Fließarbeit muß in ihrer technischen Einrichtung elastisch 
bleiben. Nichts ist falscher, als anzunehmen, daß einmal eingerichtete Fließreihen stets dieselbe Menge 
ergeben müssen. ... Einführung von Fließarbeit soll hier nie, auch sonst nirgends in der Praxis, bedeuten, 
daß sie für alle Erzeugnisse oder für alle Werkstätten eines Unternehmens angewandt wird. Es genügt, 
wenn der Kern der Fabrikation in Fließarbeit organisiert ist. Sein Gleichtakt klingt unhörbar durch alle 
Werkstätten durch und erfüllt sie mit dem Gesetz der Regelmäßigkeit; das aber ändert unser ganzes Den- 
ken und unsere Tätigkeit im Betrieb« (Kienzle 1927, S. 156 £.). 


In den zwanziger Jahren fanden breite Fabrikationsbereiche der Siemens-Schuckett- 
werke den Übergang zur »neuzeitlichen Massenfertigung«. Die Politik dertechnisch- 
organisatorischen Rationalisierung orientierte sich dabei an einer doppelten, zuneh- 
mend als widersprüchlich erkannten Zielsetzung. Die eine war deutlich vom ameri- 
kanischen Vorbild geprägt: Durch den Aufbau von Fließsystemen im Transport- und 
Lagerwesen, in der mechanischen Fertigung und in der Montage wurde der Prozeß 
der zeitökonomischen Integration vorangetrieben mit dem Ziel der umfassenden Ma- 
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nagementkontrolle durch die ausnahmslose Unterwerfung aller Teilbereiche der Pro- 
duktion unter das Diktat eines einheitlichen Zeitmaßes. 

Die andere Zielvorstellung aber spiegelt die spezifisch deutschen Marktbedingungen 
wider: Durch den Einbau technischer und organisatorischer und damit auch zeitlicher 
Variationsmöglichkeiten in und zwischen die Fließlinien wurde ein hohes Maß an 
Flexibilität gesichert mit dem Ziel, die Unabhängigkeit des Unternehmens von den 
externen Bedingungen auf den Märkten und von den nicht kontrollierbaren Entwick- 
lungen des technisch-wissenschaftlichen Fortschritts zu vergrößern. Daß hier ein 
Zielkonflikt vorlag, war den Rationalisierungsexperten bei Siemens schon relativ 
früh bewußt. Vor allem mit Hilfe von zwei Strategien wurde versucht, die Spielräume 
für jene »Balance« zwischen Marktökonomie und Zeitökonomie zu erweitern: durch 
die Ausdehnung von Kontrolle über die Märkte und durch die Flexibilisierung der 
Fließfertigung. So sah man bei Siemens schon früh, daß alle Rationalisierungsvorteile 
der Fließfabrikation bedroht waren, wenn es nicht gelang, die Beschaffungs- und 
Absatzmärkte mit den zeitökonomischen Erfordernissen der Produktion abzustim- 
men. Die »Rationalisierungskrise« aber von 1925/26 hatte deutlich gezeigt, daß auch 
ein marktbeherrschendes Großunternehmen wie Siemens den »fließenden Absatz« 
seiner Produkte nicht sicherstellen konnte. Wilhelm Drescher, Betriebsleiter des 
Elektromotoren-Werks der SSW und Obmann des 1925 gegründeten Ausschusses für 
Arbeitsvorbereitung beim RKW, sah vorrangig zwei zwingende Gründe für die Fle- 
xibilisierung der Fließfertigung: die Elastizität des Unternehmens gegenüber dem 
Absatzmarkt und gegenüber dem technischen Fortschritt. »Je nach Marktverhältnis- 
sen«, so Drescher auf einer betriebstechnischen Konferenz der SSW ım Jahr 1926, 
solle »die Größe der Fertiglager schwanken«. Erstrebenswert sei eine Organisation, 
die die Stillegung einer Abteilung ermöglicht, sobald die Höhe der betreffenden Fer- 
tiglagervorräte ein gewisses Maß übersteigt.« Der Grundsatz, »in der Fließfertigung 
für die einzelnen Erzeugnisse getrennte Fließgruppen, unter Umständen sogar ge- 
trennte Werkstätten« einzurichten, eröffnet ein weiteres Flexibilitätspotential: »die 
Möglichkeit wechelseitiger Stillsetzung einzelner Reihen und verstärkte Leistungen 
mit freigewordenem Personal auf den übrigen Fließreihen.« Schon bei der Planung 
und Vorbereitung von Fließarbeit müsse man »Rückschläge im Absatz der Fließar- 
beitsprodukte und damit den Fehlschlag der gesamten Sondereinrichtung mit in die 
Wirtschaftlichkeitsrechnung« einbeziehen; das heißt »der Fertigungsingenieur muß 
immer damit rechnen, daß eine Umstellung auf einen anderen ähnlichen Artikel in 
absehbarer Zeit ohne Verlust des Ganzen durchführbar sein muß« (SAA 64/Le 511, 
126). Außerdem dürfe die Fließorganisation kein »starres und unveränderliches Gan- 
zes bilden«, denn »Fließarbeit darf niemals Stillstand der Entwicklung eines Erzeug- 
nisses bedeuten«, und »durch den Fortschritt der Technik bedingte Verbesserungen 
müssen jederzeit berücksichtigt werden können« (SAA 11/Lf 135 und 136, 1925). 
Dieser Zielkonflikt von zeitökonomischer Integration und marktökonomischer Fle- 
xibilität verlieh der Rationalisierungspolitik in den SSW der zwanziger Jahre ihre 
innere Spannung und Dynamik. Mit dem Fließprinzip nämlich verband das betrieb- 
liche Management die Erwartung, daß die neuen Fließsysteme — einmal installiert — 
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gleichsam »selbsttätig« und »zwangsläufig« die Ökonomisierung des Faktoreinsat- 
zes vorantreiben, die Kontrolle der Betriebsführung über die Kosten und Zeiten 
versachlichen und perfektionieren, die Integration der Produktionsprozesse verdich- 
ten und so letztlich die Klassischen industriellen Konflikte im Betrieb auf technische 
und technisch lösbare Sachfragen reduzieren würden. Die Erfahrung aber der fortbe- 
stehenden, eher noch zunehmenden Widersprüchlichkeit von zeit- und marktökono- 
mischen Anforderungen erzwang wachsende Aufmerksamkeit gegenüber dem Pro- 
blem der betrieblichen Flexibilität und damit gegenüber dem wichtigsten Träger von 
Flexibilität: der lebendigen Arbeitskraft. Die technokratische Utopie der technisch- 
organisatorischen Rationalisierung fand in den SSW ihre pragmatische Ergänzung 
und Korrektur in der Wiederbelebung und im Aufbau betrieblicher Strategien der 
sozialen Rationalisierung. 

Auf der Ebene der technisch-sozialen Rationalisierung wurde das Spezifische der 
Weimarer Modernisierungsbewegung vielleicht am deutlichsten sichtbar. Der indu- 
strielle Rationalisierungsprozeß, so versprach es »Fords Evangelium von der tech- 
nisch-sozialen Dienstleistung« (Zimmermann 1924; von Freyberg 1989, S. 312 ff.), 
setze zwangsläufig die Prosperitätsspirale von Massenproduktion und Massenkon- 
sum in Gang, löse so gleichsam automatisch den alten Verteilungskonflikt zwischen 
Kapital und Arbeit und mache letztlich jede soziale Rationalisierung überflüssig. 
Voraussetzung dieser Befreiung des Menschen als Konsument war allerdings seine 
radikale (Selbst)unterwerfung als Produzent unter rigide Arbeitszerlegung und Auto- 
matisierung, strikte Arbeitskontrolle und Dequalifizierung (Ford 1923, S. 107). Für 
die deutsche metallverarbeitende Industrie, namentlich für den Maschinenbau war 
dies aber keine konkrete Utopie, und das gilt insbesondere für die Stellung der qua- 
lifizierten Arbeit im Produktionsprozeß. Die restriktiven Bedingungen des Absatz- 
marktes - verstärkt durch die kurzen Innovationsraten in der Produktionstechnologie 
— zwangen nämlich die Firmenleitungen aus zwei Gründen zur besonderen Aufmerk- 
samkeit gegenüber den spezifischen Arbeitsqualifikationen ihrer Facharbeiterschaft; 
zum einen, weil der geringe Mechanisierungsgrad die traditionell wichtige Rolle der 
Facharbeit im Produktionsprozeß noch aufrechterhielt; zum anderen, weil nur durch 
neue Formen der qualitativen, eher »ganzheitlichen« Nutzung der Facharbeit auch im 
Maschinenbau der Rationalisierungsprozeß vorangetrieben werden konnte - auf der 
Grundlage der Flexibilitätspotentiale menschlicher Arbeit. Häufig war die Einfüh- 
rung von Zeitstudien im Maschinenbau nur in Kooperation mit Betriebsrat und Be- 
legschaft möglich; und beim Aufbau eines elastischen Transport- und Förderwesens 
mußten die Betriebsleitungen im Maschinenbau auf ein Stück Kontrolle der Arbeits- 
kräfte verzichten, wollten sie deren Flexibilität nutzen. Vor allem aber legten die da- 
mals entstandenen elastischen Varianten der Fließfertigung im Maschinenbau — 
Gruppenfabrikation, wechselnde Fließfertigung und gemischte Fertigung — einen 
sorgfältigen Umgang mit »der Ware Arbeitskraft« nahe. Die zeitökonomische Inte- 
gration der Fabrikation hing in den Weimarer Jahren noch in einer ganz spezifischen 
Weise von der dauernden Intervention der lebendigen Arbeit ab, und zwar auf allen 
Ebenen der Betriebshierarchie. Kooperation und Subordination müssen hier noch 
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ausbalanciert werden. In der besonderen Abhängigkeit des Maschinenbaus von der 
lebendigen Arbeit findet das Prinzip der Zeitökonomie seine Grenze, aber auch seine 
Chance: Muß die fließende Fertigung alle Blemente der Produktion dem »Gesetz der 
Regelmäßigkeit« unterwerfen, so auch die lebendige Arbeit. Zugleich aber sichert 
gerade die lebendige Arbeit mit ihren kreativen, flexiblen, das heißt nicht unterwor- 
fenen oder verworfenen Potentialen eine wesentliche Existenzbedingung von Fließ- 
arbeit, ihre Flexibilität. Dies ist der Grund, weshalb in den Weimarer Jahren in be- 
wußter Distanz zum Fordschen Fließsystem gefordert wurde, es müsse an die Stelle 
des mechanischen Bandes, das heißt an die Stelle der technischen Integration der 
Teilarbeiten »ein geistiges oder gedachtes« Band treten (Sachsenberg 1924; Gottwein 
1925); und mit diesem »geistigen Band« war die organisatorische Zusammenfassung 
von Arbeitskräften in flexible, sich selbst kontrollierende und betriebliche Rationa- 
lisierungsstrategien mittragende Gruppen gemeint. In der Kritik am Taylorsystem 
meldete sich damals eine Dimension unternehmerischer Personal- und Sozialpolitik 
zu Wort, die immer in Phasen forcierter Rationalisierung (vorübergehend) an Gewicht 
gewinnt, eine Dimension, welche die radikale Arbeitszerlegung, Dequalifizierung 
und Arbeitsintensivierung im »Taylorsystem« ablehnt und auf eine qualitativ orien- 
tierte Nutzung der Arbeitskraft zielt. Exemplarisch für diese Tendenz sind die Aus- 
führungen von Obeıregierungsrat Selter im »Praktischen Maschinenkonstrukteur«, 
in denen er die Arbeitsprozesse der kleineren Maschinenbaubetriebe, und zwar des 
Werkstattbetriebs, im Auge hat. Wenn in Deutschland, so Selter, die wissenschaftli- 
che Betriebsführung angewendet werden solle, dann müsse vor allem »das Ziel, wel- 
ches die Taylorianer trotz aller beschönigenden Reden auch heute noch in Amerika 
erreichen wollen, nämlich »Erzielung von Höchstleistungen seitens der Arbeiter, bei 
uns gänzlich fallen« gelassen werden: 

»Jeder gründliche Kenner des Werkstattbetriebes wird mir bestätigen, daß in den meisten Fällen ein hand- 
werksmäßig gut ausgebildeter Arbeiter selbst aus Maschinen, welche für gewöhnlich von ungelernten 
oder angelernten Arbeitern bedient werden, mehr herausholt als letztere, und daß solche Maschinenarbeit 


trotz des höheren Lohnes des gelernten Arbeiters von diesem billiger geleistet wird als von den unge- 
lernten« (Selter 1925, S. 57). 


Und wenn Selter dann fordert, daß das Hauptziel »unserer deutschen wissenschaft- 
lichen Betriebsführung« nur die »Wiedererweckung und Stärkung der Arbeitsfreu- 
digkeit« sein dürfe, wenn er postuliert, daß »diesem hohen Ziel« sich alle Forderun- 
gen Taylors, wie Arbeitsteilung, Zeit- und Bewegungsstudien, Auslese der Arbeiter 
und so weiter unterordnen müssen, so verbirgt sich hinter diesem Jargon doch ein 
offenkundiges Wissen um die Kosten tayloristischer Arbeitszerlegung. Weiter noch 
ging beispielsweise C.A. Burberg, der 1928 zur Gründung einer »Arbeitsgemein- 
schaft für Industriereform« aufrief und eine Modernisierung der »Menschenwiirt- 
schaft« forderte sowie die grandiose Verschwendung menschlicher Arbeitskraft im 
Fordschen Fließsystem kritisierte. Die Nutzung der Arbeitskräfte nach Prinzipien 
Taylorscher Arbeitszerlegung sei etwa so verschwenderisch und unrationell wie die 
Verwendung einer hochkomplexen Universalwerkzeugmaschine für ausschließlich 
eine Arbeitsfunktion. Der entgegengesetzte Weg müsse eingeschlagen werden, die 
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Handlungs- und Entscheidungsspielräume der qualifizierten Arbeitskräfte müsse 
ausgebaut werden. Die Reprofessionalisierung der Facharbeit, die Entkopplung von 
Fließ- und Arbeitstakten und die Installation von Inseln handwerklicher Fertigung in 
den Fließlinien sind Elemente einer Strategie der Flexibilisierung von Fließprozessen 
durch eine umfassende, ganzheitliche Nutzung der Qualifikation menschlicher Ar- 
beitskraft. Daß eine derartige Revision Fordscher Arbeitspolitik zugleich neue Au- 
tomatisierungspotentiale freisetze — die automatische Beschickung des handwerkli- 
chen Arbeitsplatzes zum Beispiel (Burberg 1928) — zeigt, daß es sich hier nicht um 
alternative Produktionskonzepte, sondern vielmehr um sich ergänzende handelt. 
Strategien der sozialen Rationalisierung hatten sich in den Großbetrieben der Elek- 
troindustrie und des Maschinenbaus schon im 19. Jahrhundert entwickelt (Sachse 
1987, S. 72 ff.). Die arbeitspolitische Rationalisierungspolitik der SSW in den zwan- 
ziger Jahren verfuhr dann gleichsam zweigleisig: Substitution menschlicher Arbeits- 
kraft als potentieller Störfaktor durch Maschinerie und Qualifizierung, Erziehung und 
Pflege der lebendigen Arbeitskraft als flexibler und innovativer Faktor des Rationa- 
lisierungsprozesses. Der technisch-organisatorische Wandel der zwanziger Jahre, die 
Kontinuisierung der Produktion in Fließsystemen, die fortschreitende Zerlegung von 
Hand- und Kopfarbeit und die so ermöglichte breite Mechanisierung und Teilautoma- 
tisierung zielten als Komplexe Rationalisierungsstrategie zwar auf die automatische, 
das heißt menschenleere Fabrik. Die Verfolgung aber dieser Rationalisierungspolitik 
brachte mit sich, daß bei der Betriebsführung ein Bewußtsein der besonderen Be- 
deutung menschlicher Arbeitsleistung und eine neue Wertschätzung der spezifischen 
Qualitäten lebendiger Arbeit entstand. Ansatzpunkt dafür war, daß jeder Automatisie- 
rungsfortschritt damals fast zwangsläufig eine Reduktion an Flexibilität mit sich 
brachte, daß die lebendige, insbesondere die qualifizierte Arbeitskraft noch immer 
das wichtigste Elastizitätspotential im Produktionsprozeß war — als Individuen wie 
als Kollektiv. Hinzu kam die Erfahrung, daß die menschliche Arbeitskraft - motiviert 
und loyal — die zeitökonomische Integration der Produktion auch dort noch voranzu- 
treiben vermag, wo sie aus Flexibilitätsgründen mit technisch-organisatorischen 
Mitteln nicht gesichert werden Kann. Die soziale Rationalisierung, die diese Potentia- 
le menschlicher Arbeitskraft für das Unternehmen mobilisiert, vollendet gleichsam, 
so Carl Friedrich von Siemens 1926, die unternehmerischen Rationalisierungsstrate- 
gien: 

»Wir studieren heute die Rationalisierungsmaßnahmen Amerikas. Dazu gehört aber in starkem Maße das 
hochentwickelte Bestreben unter allen in einem Unternehmen beschäftigten Personen, vom Leiter ange- 


fangen bis zum Laufbuischen, einen Korpsgeist zu entwickeln und das Gedeihen der Firma als etwas Per- 
sönliches zu empfinden. Das ist Rationalisierung in höchstem Maße« (Siemens 1926, S. 10 f.). 


Die betriebliche Sozialpolitik bei Siemens begann in den zwanziger Jahren sich zu- 
nehmend an den Erfordernissen der Rationalisierungspolitik des Unternehmens zu 
orientieren, wobei sich Ansätze einer »gruppenspezifischen« Sozialpolitik zeigten — 
für die Ungelernten, die Angelernten und für den qualifizierten Facharbeiterstamm. 
Die Erfahrung der technischen und sozialpolitischen Betriebsführer in den Jahren der 
Weimarer Rationalisierungsbewegung umfaßten beides: daß die menschliche Ar- 
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beitskraft mehr ist und bleibt, als was eine »rücksichtslose Instrumentalisierung« von 
ihr übriglassen will, und daß der Gebrauchswert der menschlichen Arbeit für das Ma- 
nagement mehr ist und sein könnte als das, was eine derartige reduktionistische Sub- 
sumtion unter das Kapital zuläßt. So entdeckte das Management mit jenem bedroh- 
lichen, nicht ausrottbaren und nichtkontrollierbaren »irrationalen« Rest zugleich eine 
Dimension lebendiger Arbeitskraft, die zu nutzen es lohnte. Erste tastende Versuche 
einer solchen arbeitspolitischen Nutzung der lebendigen Arbeitskraft konnten bei Sie- 
mens identifiziert werden. Es war weniger eine Neuentdeckung als eine Wiederent- 
deckung jener Potenzen der lebendigen Arbeit, die im handwerklichen Arbeitsprozeß 
die zentrale Produktivkraft waren (von Freyberg 1989, S. 258). Triebfeder aber dieser 
»Entdeckung« war das virulente Flexibilisierungsinteresse der damaligen Moderni- 
sierungswelle. 

Auf der Ebene der technisch-gesellschaftlichen Rationalisierung schließlich — und 
hier geht es um die technokratische Utopie der damaligen Rationalisierungsbewe- 
gung - implizierte das Fordsche Zukunftsmodell eine radikale Spaltung der Gesell- 
schaft. Im Reich der Arbeit herrschten Sachzwänge industrieller Massenproduktion 
—das Modell war die vollautomatische Fabrik -, im Reich der Freiheit aber herrschten 
die Bedürfnisse - das Modell war die individuelle Aneignung von Waren. Der als all- 
gemeines Wohl verstandene Endzustand sollte sich quasi von selbst aus dem industri- 
ellen Rationalisierungsprozeß heraus herstellen; insofern wurde hier technischer 
Fortschritt und gesellschaftliche Befreiung in engster Beziehung zueinander gesehen. 
Diese technokratische Utopie wurde in der Weimarer Rationalisierungsbewegung 
durch die stets drängende Flexibilisierungsproblematik in spezifischer Weise modi- 
fiziert. Nicht die rationalisierte, das heißt nach dem Fließprinzip durchorganisierte 
und mechanisch-starr integrierte Großproduktion, sondern der bewegliche, anpas- 
sungsfähige und flexible Rationalisierungsprozeß selbst wurde in den Weimarer Jah- 
ren zum Modell, an dem sich die technokratische Konzeptionen orientierten. Im Bild 
der Gesellschaft als ganzheitlichem, wachsendem, sich selbst steuerndem und anpas- 
sungsfähigem Organismus sind die beiden diskrepanten, für die Weimarer Ratio- 
nalisierungswelle so bedeutsamen Zielkonzeptionen zusammengefaßt: das techno- 
kratische Programm der sukzessiven Substitution von Politik durch Technik und 
Wissenschaft und das politisch-praktische Programm der flexiblen Modernisierung 
durch die »politische« Steuerung der Rationalisierungsprozesse. 

Die industrielle Rationalisierungswelle der Weimarer Jahre war eingebettet in eine 
umfassende Rationalisierungsbewegung. Rationalisierung wurde damals zum 
»Schlüsselbegriff modernen Gesellschaftsverständnisses«, und das Streben nach 
technischer Effizienz wurde zu einem »universellen kulturellen Muster der Epoche« 
(Vahrenkamp 1980). Rationalisierung wurde in den zwanziger Jahren zum Schlag- 
wort, zur Heilsbotschaft, die Lösung aller sozialen und politischen Konflikte durch 
technisch-wissenschaftlichen Fortschritt versprach. Rationalisierung galt als der Mo- 
tor, der den Fortschrittsprozeß vorantreiben und den industriellen Fortschritt in den 
gesellschaftlichen überführen sollte. Es war die verblüffende Leistung der Rationali- 
sierungsbewegung, daß sie den verschiedensten Interessengruppen die Möglichkeit 
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bot, sich unter dem gemeinsamen Dach einer generellen Legitimation zu versammeln 
und ihre diversen, partikularen Interessen in eine gemeinsame Konsens- und Frie- 
densformel einzutragen. Der Kern dieser Friedensformel war das Versprechen, daß 
der fortschreitende Rationalisierungsprozeß zwangsläufig den sukzessiven Abbau 
von Macht und Herrschaft mit sich bringe, in den industriellen Beziehungen wie in 
den gesellschaftlichen: Rationalisierung statt Klassenkampf (Hinnenthal 1927; von 
Freyberg 1989, S. 306 ff.). 

Zugleich steht aber die Weimarer Rationalisierungsbewegung für eine allgegenwär- 
tige Präsenz des »Politischen«. Die tiefe Affinität des technisch-organisatorischen 
Wandels mit der Dimension gesellschaftlicher Herrschaft, ökonomischer Macht und 
politischer Praxis kennzeichnete nicht nur die Entstehungsgeschichte der damaligen 
Rationalisierungsbewegung, offenbarte sich nicht nur im Machtkampf zwischen 
Schwerindustrie und metallverarbeitender Industrie und im verhängnisvollen Bünd- 
nis zwischen Industrie und der staatlichen Außenpolitik; diese Affinität war vor allem 
zentrales Merkmal der industriellen Rationalisierungsprozesse selbst. Flexibilisie- 
rungsstrategien waren in den Weimarer Jahren auf allen Ebenen des Rationalisie- 
rungsprozesses aufgezwungene Korrekturen, Antworten auf das klassische Problem 
kapitalistischer Anarchie in der Gestalt des Konflikts zwischen Marktökonomie und 
Zeitökonomie. Funktion dieser Flexibilisierungsstrategien war, auf allen Dimensio- 
nen des kapitalistischen Produktionsprozesses Spielräume für Interventionen einzu- 
bauen, um so die Bedingungen der Balance zwischen markt- und produktionsökono- 
‘ mischen Anforderungen zu verbessern. Flexibilitätspotentiale sind Eingriffsstellen 
für das Krisenmanagement. Insofern war die unternehmerische Flexibilitätspolitik 
die (praktische) Widerlegung der technokratischen Basisutopie der Weimarer Ratio- 
nalisierungsbewegung, nach der der technisch-wissenschaftliche Fortschritt auto- 
nom sei und gleichsam aus sich heraus den gesellschaftlichen Fortschritt hervorbrin- 
ge. Deshalb begriff sich die Rationalisierungsbewegung als »Gemeinschaftsarbeit«, 
deshalb spielten Begriffe wie Dienst und Opfer, Selbstaufgabe und Selbstkontrolle in 
ihr eine so wichtige Rolle, deshalb aber auch bekam die Rationalisierung des Faktors 
»Mensch« zunehmende Bedeutung; des Menschen nicht als Herr der Maschine und 
schon gar nicht als Herr des Fortschritts, wohl aber als noch immer unentbehrlicher 
Diener mit exquisiten Fähigkeiten. 

Indem die unternehmerische Rationalisierungspolitik die Produktionsmittel »flexibi- 
lisierte«, die Fertigungsstrukturen elastisch gestaltete, die besonderen Flexibilitäts- 
potentiale bestimmter Beschäftigungsgruppen nutzte und schließlich eine zwischen- 
und überbetriebliche Infrastruktur der Rationalisierung aufbaute, war sie in umfas- 
sendem Sinn das, was heute Politik der Technologiegestaltung genannt wird. Diese 
politisch-gesellschaftliche Dimension der damaligen Rationalisierungsbewegung 
wurde offenkundig, als sich nach 1929 zeigte, wie leicht die Fordsche Prosperitäts- 
spirale von Massenproduktion und Massenkonsum in eine Depressionsspirale um- 
kippen kann. Die große Krise entzog der technokratischen Utopie der zwanziger Jah- 
re, derzufolge die wissenschaftlich-technische Durchdringung der Gesellschaft poli- 
tisch-praktisches Handeln substituieren werde, jegliche Überzeugungskraft und de- 
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struierte diese Vision der täterlosen Gesellschaft. Sie wurde zur Krise der Rationali- 
sierungsbewegung und ihres Fortschrittsglaubens. Bereits am Ende der Weimarer Ra- 
tionalisierungsbewegung hatte sich gezeigt, daß die technokratische Liquidierung 
von Politik krisenhaft die Repolitisierung des technisch-wissenschaftlichen Prozes- 
ses erzwang. Wenugleich die nationalsozialistische Herrschaft sicherlich nicht die 
einzige mögliche Antwort auf diese Krise war, so hat sie doch das Dilemma des tech- 
nokratischen Fortschrittskonzeptes für längere Zeit »gelöst«: Die Rüstungskonjunk- 
tur bei gleichzeitiger Zerstörung autonomer Interessenvertretungen der abhängig Be- 
schäftigten ermöglichte eine erneute Rationalisierungswelle; ihre Konsequenz und 
ihr Ende fand diese Rationalisierungswelle in den Zerstörungen des Zweiten Welt- 
krieges, die wiederum die Voraussetzung für die dritte deutsche Rationalisierungs- 
welle und für die Wiederbelebung des alten Fortschrittsmodells schufen. 


HI 


Diese Befunde köunen und sollen nicht das qualitativ Neue der gegenwärtigen Ratio- 
nalisierungsbewegung leugnen. Wohl aber sind sie dazu angetan, Skepsis anzumel- 
den, wo allzu schnell »das ganz Neue« identifiziert wird. »Die politische Hoffnung 
auf eine gesellschaftliche Aufwertung von Arbeit«, so Rudi Schmiede (1987,58. 182), 
»wurde immer wieder mit der Weiterentwicklung von Technik und Arbeitsorganisa- 
tion ... verbunden« — eine nicht unwichtige Quelle des Fortschrittsglaubens. Heute 
aber hat die Entwicklung einen Punkt erreicht, an dem sich die Grundannahme, auf 
der das klassische Fortschrittsmodell beruht, in zweierlei Hinsicht als Fiktion erweist: 
Die damalige Rationalisierungsbewegung wollte die fordistische Produktions-Kon- 
sum-Spirale auf Dauer stellen. Kern der Fortschrittsdynamik war die technisch-wis- 
senschaftlich vorangetriebene Entfaltung der Produktivkräfte. Die Annahme unend- 
licher, grenzenloser Ressourcen und ebenso unendlicher Bedürfnisse war Funktions- 
prinzip. Genau diese Annahme erweist sich heute als Fiktion; die Erde ist begrenzt, 
mit ihr die natürlichen Ressourcen, und auch die menschlichen Bedürfnisse sind nur 
begrenzt durch Waren zu befriedigen. Je schneller sich die fordistische Produktions- 
Konsum-Spirale drehte, desto drastischer wurde die Erfahrung von Zerstörung durch 
Produktion und von »Armut durch Warenfülle«., 

Die damalige Rationalisierungsbewegung versprach, durch technisch-wissenschaft- 
lichen Fortschritt sukzessive alle sozialen Konflikte aufzuheben. Heute ist dieses Pro- 
jekt sowohl dringender als auch hoffnungsloser geworden. Allenthalben wird heute 
sichtbar, daß jeder Versuch soziale Konfliktfelder durch technische Problemlösungen 
zu befriedigen, gleichsam neue Quellen von Kontingenzen auf breiter Front produ- 
ziert. Die soziale Substitutionsleistung des technisch-wissenschaftlichen Progresses 
wird zum politisch-sozialen Konfliktfeld par excellence. 

»Ein zweihundert Jahre altes Drama« (Schiller 1984, S. 39) spitzte sich am Ende der 
Weimarer Rationalisierungsbewegung zu — und wiederholt sich gegenwärtig welt- 
weit und um vieles bedrohlicher; immer wieder mündet das Projekt der Humanisie- 
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rung der Gesellschaft durch technischen Fortschritt in neuen, dichteren Abhängigkei- 
ten und Machtzusammenballungen. Was damals erst andeutungsweise zur Entschei- 
dung anstand und auf entsetzliche Weise auch entschieden wurde, ist auch heute 
wieder unter gewandelten Bedingungen und offenkundiger die Alternative: Entweder 
beginnt eine informierte und diskutierende Öffentlichkeit zusammen mit den ihr die- 
nenden Experten, die politische Kontrolle über den technisch-wissenschaftlichen 
Fortschritt auszuüben — und das muß prinzipiell alles einschließen: wo was wie weit 
und wie lange fortschreiten soll und wo nicht — oder der technische Progreß und die 
gesellschaftliche Modernisierung bleiben weiterhin in der Verfügungsgewalt von 
Machteliten und der ihnen dienenden Expeıten mit wachsenden globalen Kosten und 
Risiken. »Technik hat«, so Burkart Lutz (1987 a, S. 39), »ihre gesellschaftliche Un- 
schuld verloren. Sie ist zum hochrangigen Gegenstand von Politik geworden.« 

Es gibt wenig Anlaß, optimistische Zukunftsbilder an die gewiß beträchtlichen Fle- 
xibilitätspotentiale der Computertechnologien zu heften. Immer schon war Technik 
gestaltbar, und immer schon kam es darauf an, wer mit welchen Interessen den tech- 
nisch-wissenschaftlichen Fortschritt gestaltet; und daß mit der Durchsetzung der 
Informations- und Kommunikationstechnologien die Konzentration ökonomischer 
Macht sich demokratisiere, ist kaum zu hoffen. Eher zeichnet sich das Gegenteil ab: 
Mit der dichter werdenen Einheit von technisch-wissenschaftlichem und gesell- 
schaftlichem Progreß entfalten sich zugleich die destruktiven Potenzen des Fort- 
schritts. Der Glaube an die emanzipative Kraft von Technik und Wissenschaft wird 
zunehmend suspektund »Fortschritt heute« kann, wie Adorno schon Anfang der sech- 
ziger Jahre anmerkte, nur noch heißen: 


»,.. aus dem Bann heraustreten, auch aus dem des Fortschritts, der selber Natur ist, indem die Menschheit 
ihrer eigenen Naturwürdigkeit innewird und der Herrschaft Einhalt gebietet, die sie über Natur ausübt und 
durch welche die der Natur sich fortsetzt« (Adorno 1969, S. 37). 
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Götz Rohwer 
»Kritik der ökonomischen Vernunft« 
Anmerkungen zu einem Buch von Andre Gorz 


Zusammenfassung: Der Aufsatz beschäftigt sich mit Andre Gorz’ neuem Buch 
»Kritik der ökonomischen Vernunft. Sinnfragen am Ende der Arbeitsgesellschafte«. 
Gorz’ These eines langfristigen Rückgangs in der Nachfrage nach Arbeit wird kri- 
tisiert. Weiterhin erfolgt eine Auseinandersetzung mit Gorz’ Überlegungen, daß es 
Grenzen »ökonomischer Rationalisierung«, d.h. der Verwandlung menschlichen Le- 
bens in kapitalistisch organisierte Lohnarbeit und Konsum kapitalistisch produzier- 
ter Güter und Dienstleistungen, gibt. Es wird dargelegt, daß es wichtig ist, analytische 
und normative Behauptungen über Grenzen »ökonomischer Rationalisierung« zu 
unterscheiden. 


I. Einleitung 


»Mit einem Wort: es geht um den Übergang von einer produktivistischen oder Ar- 
beitsgesellschaft zu einer Gesellschaft der befreiten Zeit, in der Kultur und Gesell- 
schaftlichkeit das Ökonomische überwiegen.« In dieser neuen Gesellschaft »wird die 
fortschreitende Verringerung der ökonomisch zweckbestimmten Arbeit ein Überge- 
wicht der autonomen Tätigkeiten möglich gemacht haben.« — In seinem neuen Buch 
»Kritik der ökonomischen Vernunft. Sinnfragen am Ende der Arbeitsgesellschaft«! 
hat sich Andre Gorz vorgenommen, diese Auffassung erneut darzulegen und ihr eine 
umfassende Begründung zu geben. Das Buch enthält zunächst eine Kritik an der mar- 
xistischen Theorietradition und der in ihr begründeten Sozialismuskonzeption. Mit 
dieser Kritik versucht Gorz zu zeigen, daß die in dieser Tradition entwickelte Vor- 
stellung einer umfassenden (ökonomischen) Rationalisierung der gesellschaftlichen 
Lebensverhältnisse aufgegeben werden sollte zugunsten eines neuen Ideals einer 
»Befreiung von der Arbeit«, d.h. von ihrer ökonomischen Zweckbestimmtheit. Zur 
weiteren Begründung dieser Auffassung bemüht sich Gorz dann vor allem darum, 
Grenzen ökonomischer Rationalität aufzuzeigen. Die hierfür zentrale Argumenta- 
tionsstrategie des Buches besteht darin, Krisenphänomene, wie sie in der gegenwär- 
tigen ökonomischen und gesellschaftlichen Entwicklung sichtbar werden, als Aus- 
druck bzw. Folge von Grenzen der Möglichkeit einer fortgesetzten ökonomischen 
Rationalisierung der gesellschaftlichen L.ebensverhältnisse zu interpretieren. Diese 
Interpretation begründet schließlich Gorz’ Vorschlag einer langfristig konzipierten 
Arbeitszeitverkürzung, verbunden mit Maßnahmen zur Umverteilung von Arbeitund 
durch Arbeitsverpflichtungen zu sichernden Einkommensgarantien. 

Die Argumentationsstrategie beruht wesentlich auf einem Begriff »ökonomischer 
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Rationalität«. Vielleicht deshalb wird dieser Begriff von Gorz nirgendwo zusammen- 
hängend definiert. Gemeint ist damit ungefähr folgendes: daß Lebenstätigkeiten der 
Menschen einem ökonomischen, d.h. einem monetär vermittelten Kosten-Nutzen- 
Kalkül unterworfen werden mit dem Ziel, ein möglichst optimales Kosten-Nutzen- 
Verhältnis zu erreichen. Die Entwicklung des Kapitalismus ist für Gorz, wobei er 
gelegentlich explizit an Max Weber anknüpft, im wesentlichen gleichbedeutend mit 
einem Prozeß der Durchsetzung ökonomischer Rationalität, kurz gesagt: mit öko- 
nomischer Rationalisierung. »Der Kapitalismus wurde zum Ausdruck der endlich 
von allen Fesseln befreiten ökonomischen Rationalität.« (S. 176) Damit ist vor allem 
gemeint, daß die Entwicklung einer kapitalistischen Ökonomie als ein fortgesetzter 
Prozeß der Verwandlung menschlichen Lebens in kapitalistisch organisierte Lohnar- 
beit und Konsum kapitalistisch produzierter Güter und Dienstleistungen betrachtet 
werden soll. Mit dem Begriff »ökonomische Rationalisierung« soll auf diesen Prozeß 
verwiesen werden. Diese Betrachtungsweise führt nun sogleich zu einer der Haupt- 
fragen des Buches: Gibt es Grenzen ökonomischer Rationalisierung? Oder in etwas 
anderer Formulierung: Gibt es Grenzen einer kapitalistischen Ökonomie? Gorz will 
zeigen, daß es solche Grenzen gibt, »das es ontologische, existentielle Grenzen der 
Rationalisierung gibt und daß diese Grenzen nur von vernunftwidrigen Pseudo- 
Rationalisierungen übertreten werden können, in denen sich die Rationalisierung in 
ihr Gegenteil verkehrt. In der Eingrenzung der Sphäre dessen, was rationalisierbar ist, 
liegt eines der Hauptziele dieses Buches.« (S. 14) 

Ich will mich im folgenden vor allem mit dieser These auseinandersetzen. Denn einer- 
seits ist ihre Bedeutung offensichtlich, andererseits jedoch auch ihre Problematik. 
Gorz’ Argumentationsstrategie beruht darauf, sinnvolle und vernünftige von nicht 
sinnvollen und nicht-vernünftigen Möglichkeiten ökonomischer Rationalisierung zu 
unterscheiden. Aber wer entscheidet über diese Unterscheidung? Gorz macht Vor- 
schläge für eine solche Unterscheidung und begründet sie; insofern ist es interessant 
und wichtig, sich mit ihnen auseinanderzusetzen. Aber dabei bleibt weitgehend offen, 
wie in Wirklichkeit die Entscheidungsprozesse verfaßt sind, die die Expansion einer 
kapitalistischen Ökonomie vermitteln und dadurch zugleich fortgesetzt neue Mög- 
lichkeiten ökonomischer Rationalisierung demonstrieren. Das Problem besteht also, 
etwas anders formuliert, darin, daß Gorz im wesentlichen nur normativ — kulturkri- 
tisch moralisierend — argumentiert, daß mit einer solchen Argumentation aber über 
effektive Grenzen einer kapitalistischen Ökonomie nichts ausgesagt werden kann. 
Wobei ich betonen möchte, daß es sich hierbei um ein sehr grundlegendes Problem 
der Kapitalismuskritik handelt; nicht nur deshalb, weil es schwer ist, sich über eine 
normative Kritik zu verständigen, sondern vor allem weileine kapitalistische Ökono- 
mie gewissermaßen über die Fähigkeit verfügt, solche Kritik gegenstandslos zu ma- 
chen, indem sie die Bedingungen ihrer Formulierbarkeit — moralisch und kulturell 
geprägte Milieus und Biographien - zerstört bzw. überlebt. Gerade weil ich mit Gorz’ 
Bemühen, Grenzen ökonomischer Rationalisierung zu finden, weitgehend überein- 
stimme, finde ich es wichtig, ihn mit diesem Einwand - jedenfalls einer naheliegen- 
den Vermutung — zu konfrontieren: daß seine Kapitalismuskritik (und infolgedessen 
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auch seine Sozialismuskonzeption) unzureichend ist, weil sie gewissermaßen die so- 
ziale Maclıt — und ihre institutionelle Verfaßtheit — verfehlt, die eine kapitalistische 
Ökonomie in die Lage versetzt, Ideologie- und Kulturkritik obsolet zu machen. 


IL. Kapitalistische Ökonomie und notwendige Arbeit 


Gorz versucht, Grenzen ökonomischer Rationalisierung vor allem in zweierlei Hin- 
sicht aufzuzeigen. Erstens dadurch, daß er ökonomische Rationalisierung als einen 
Prozeß interpretiert, bei dem durch Einsatz technischen Fortschritts langfristig immer 
weniger Arbeit notwendig wird. Zweitens, indem er sich zu zeigen bemüht, daß öko- 
nomische Rationalisierung an Sinnvoraussetzungen gebunden ist, so daß zahlreiche 
Lebenstätigkeiten einem Zugriff ökonomischer Rationalität nicht unterworfen wer- 
den können. In diesem Abschnitt will ich mich mit dem ersten dieser beiden Gedan- 
kengänge beschäftigen. Er liefert zugleich einen Zugang zu Gorz’ Interpretation der 
gegenwärtigen gesellschaftlichen Entwicklung als den Beginn eines Endes der bishe- 
rigen »Arbeitsgesellschaft«, d.h. einer Gesellschaft, in der die Erwerbstätigkeit und 
das ihren Sinn vermittelnde Erwerbsstreben das gesellschaftliche Leben beherrschen. 
Die wesentliche Behauptung, die diese Interpretation begründen soll, lautet, daß die 
gegenwärtige Arbeitslosigkeit der erste sichtbare Ausdruck einer langfristig immer 
mehr abnehmenden Nachfrage nach Arbeit ist. So heißt es etwa: 

Die »Reduktion gesellschaftlich notwendiger Arbeit auf ein Minimum ist heute in vollem Gange: Die In- 
dustriegesellschaften produzieren eine wachsende Menge von Reichtümern mit abnehmenden Arbeils- 


mengen« (S. 134). »In der Industrie ebenso wie, im klassischen Dienstleistungssektor schreitet die 
Schrumpfung des Arbeitskräftebedarfs mit immer größerer Geschwindigkeit voran« ($. 313). 


Mit empirischen Hinweisen kann aber natürlich die intendierte These nicht begründet 
werden; denn es ist durchaus vorstellbar (und bekanntlich auch als ein wirtschaftspo- 
litisches Ziel formulierbar), daß die gegenwärtige Arbeitslosigkeit nur Ausdruck ei- 
ner vorübergehenden Krise ist, nicht jedoch eine Folge systematisch und dauerhaft 
wirksamer Wachstumsgrenzen.? Gorz interpretiert dagegen die anhaltende Arbeitslo- 
sigkeit als Folge eines langfristigen ökonomischen Rationalisierungsprozesses, in 
dem durch technischen Fortschritt Arbeit zunehmend weniger notwendig wird. In- 
folgedessen stellen sich zwei Fragen: Stimmtes, daß Arbeit zunehmend weniger not- 
wendig wird; was ist in diesem Zusammenhang mit »notwendig« gemeint? Und wel- 
che Rolle spielt dabei der technische Fortschritt? 

Das erste der beiden Probleme wird exemplarisch an folgender Formulierung deut- 
lich: »Was aber zu Anfang des letzten Jahrhunderts eine Utopie war, ist dies heute 
teilweise bereits nicht mehr: der gesamtgesellschaftliche Produktionsprozeß, die 
Wirtschaft benötigen immer weniger Lohnarbeit. Die Unterordnung aller anderen 
menschlichen Tätigkeiten und Ziele unter die Lohnarbeit und die ökonomischen 
Zwecke verliert damit ihre Notwendigkeit und ihren Sinn.« (S. 312 £.) Denn man muß 
sich doch sogleich fragen, wofür Lohnarbeit überhaupt »notwendig« ist; und diese 
Frage läßt sich offenbar aus ganz unterschiedlichen Perspektiven stellen und beant- 
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worten. Zunächst aus der Sicht der Erwerbstätigen könnte man sagen, daß diejenige 
Arbeit notwendig ist, mit der sie ihre jeweiligen Einkommens- bzw. Konsumansprü- 
che befriedigen können. Sodann aus der Sicht kapitalistischer Unternehmen erscheint 
ein Einsatz von Lohnarbeit sinnvoll und notwendig, wenn und insoweitdurchihn eine 
profitable Kapitalakkumulation organisiert werden kann. Und schließlich gibt es 
noch die Sichtweise des kulturkritischen Beobachters, der die Auffassung vertritt, daß 
ein Großteil dessen, was heute produziert wird bzw. in Zukunft noch produziert wer- 
den kann, keineswegs sinnvoll ist und daß deshalb auch die in dieser Produktion ein- 
gesetzte Arbeit keineswegs notwendig ist. Wenn ich Gorz richtig verstanden habe, 
nimmter die zuletzt genannte Betrachtungsweise ein. Dann aber ist es offenbar wich- 
tig, folgende Behauptungen zu unterscheiden: daß ein zunehmend großer Teil der 
gegenwärtigen und in Zukunft noch möglichen Produktion nicht sinnvoll und not- 
wendig ist; und daß es langfristig zu einer immer mehr abnehmenden Nachfrage nach 
Arbeit kommen wird. 

Ganz ähnlich verhält es sich mit der Behauptung, daß technischer Fortschritt ein we- 
sentlich arbeitsparender Prozeß ist. Denn um die Vorstellung bilden zu können, daß 
technischer Fortschritt Arbeiteinspart, muß man ein Produktionsziel voraussetzen, an 
dem der erforderliche Arbeitsaufwand gemessen werden kann. Die Frage, ob durch 
technischen Fortschritt Arbeit immer weniger »notwendig« wird, läßt sich nur will- 
kürlich von der Frage trennen, wofür und für wen Arbeit überhaupt »notwendig« ist. 
Man erkennt das etwas genauer, wenn man wiederum zwei Fragen unterscheidet: 
Erstens, welcheRolle dertechnische Fortschrittin der Dynamik einerkapitalistischen 
Ökonomie tatsächlich spielt; und zweitens, worin man einen Sinn des technischen 
Fortschritts sehen kann. Gorz bezieht seine Überlegungen hauptsächlich aus dieser 
zweiten Fragestellung, und eine seiner zentralen Behauptungen lautet dementspre- 
chend: der Sinn des technischen Foitschritts liegt darin, bisher notwendige Arbeiten 
überflüssig zu machen. So sagt er zum Beispiel: Man kann von der Technik »ver- 
langen, die Effektivität der Arbeit zu steigern und ihre Dauer, ihre Mühsal zu mindern. 
Aber man muß wissen, daß die gewachsene Macht der Technik ihren Preis hat: sie 
entzweit. die Arbeit vom Leben (...) Dieser Preis für die Technisierung wird nur in dem 
Ausmaß akzeptabel, wie diese Arbeit und Zeit einspart: Dies ist ihr erklärtes Ziel- ein 
anderes hat sie nicht. Die Technik ist dafür da, die Menschen mehr und besser mit 
weniger Anstrengung und in kürzerer Zeit produzieren zu lassen.« (S. 131) Aber dies 
ist offensichtlich eine Sinndeutung des technischen Fortschritts, über die man un- 
terschiedlicher Meinung sein kann. Denn man könnte mit zunächst gleicher Berech- 
tigung behaupten, daß der Sinn des technischen Fortschritts nicht darin liegt, ein 
vorgegebenes Spektrum an Bedürfnissen mit immer weniger Arbeitsaufwand befrie- 
digbar zu machen, sondern darin, die Menschen in die Lage zu versetzen, die vor- 
gefundene Natur in immer größerem Maße durch eine ausgedachte und konstruierte 
künstliche Welt, also durch eine menschliche im Unterschied zu einer natürlichen 
Welt, zu ersetzen, und dadurch menschlicher Selbstverwirklichung zu dienen; und 
dann wären Grenzen dafür, menschlicher Arbeit durch technischen Fortschritt einen 
Sinn geben zu Können, grundsätzlich unabsehbar. 
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Die zunächst entscheidende Frage ist jedoch gar nicht, welche Sinndeutung des tech- 
nischen Fortschritts »wir« uns zu eigen machen, sondern welche Rolle der technische 
Fortschritt in der Dynamik einer kapitalistischen Ökonomie tatsächlich spielt. Ver- 
mutlich nicht die, die wir uns wünschen. Aber daraus folgt zugleich, daß wir aus unse- 
ren Sinndeutungen des technischen Fortschritts nicht unmittelbar Schlußfolgerungen 
im Hinblick auf seine tatsächliche Bedeutung in der Entwicklung einer Kapitalisti- 
schen Ökonomie ziehen können. Sobald man jedoch versucht, die Behauptung eines 
langfristig arbeitsparenden technischen Fortschritts nicht nur als subjektive Sinndeu- 
tung zu begründen, müßte zweierlei gezeigt werden: Erstens, daß kapitalistische Un- 
ternehmen ein Interesse daran haben, möglichst wenig Arbeitskraft auszubeuten; und 
zweitens, daß daraus auch eine Tendenz des ökonomischen Gesamtsystems resultiert, 
mit möglichst wenig Arbeitseinsatz auszukommen. Beides kann aber für eine kapita- 
listische Ökonomie sicherlich nicht begründet werden. In ihrer makroökonomischen 
Dynamik ist sie ein Prozeß, iu dem fortwährend — vor allem auch durch technischen 
Fortschritt - neue Produktionsmöglichkeiten erschlossen werden und bisherige Ver- 
wendungsweisen von Arbeit obsolet werden.? Ob dieser Entwicklungsprozeß lang- 
fristig immer weniger Arbeit notwendig macht, ist dabei eine durchaus offene Frage 
und sicherlich auch davon abhängig, von welchen Sinndeutungen dieses Prozesses 
sich die beteiligten Akteure leiten lassen. Gorz stellt sich jedoch, auch in diesem Fall, 
gar nicht die Frage, wie sich seine Sinndeutung des technischen Fortschritts zu den- 
jenigen Sinndeutungen verhält, die die Eutscheidungsprozesse anleiten, in denen in 
einer kapitalistischen Ökonomie über die Entwicklung und den Einsatz technischen 
Fortschritts entschieden wird. Schon deshalb kann auf diese Weise nicht die Erwar- 
tung begründet werden, daß es zu einer langfristig sinkenden Nachfrage nach Arbeit 
kommen wird. 


III. Gibt es Grenzen einer kapitalistischen Ökonomie? 


Gorz’ Versuch, ökonomische Rationalisierung als einen arbeitsparenden Prozeß zu 
interpretieren, kann also als eine Technikphilosophie in normativer Absicht verstan- 
den werden; sie liefert jedoch keine unmittelbare Antwort auf die Frage, in welchem 
Umfang im Rahmen einer kapitalistischen Ökonomie langfristig Arbeitsplätze orga- 
nisiert werden können, wie die langfristige Arbeitsmarktentwicklung insbesondere 
auch von Ideologiebildungen abhängt, die den beteiligten Akteuren Sinnkriterien für 
ihre Entscheidungen vermitteln. Um so wichtiger erscheint deshalb ein zweiter Ge- 
dankengang, mit dem Gorz Grenzen ökonomischer Rationalisierung aufzuzeigen 
versucht. Gorz will zeigen, daß sich keineswegs alle menschlichen Tätigkeiten dafür 
eignen, einem Prozeß ökonomischer Rationalisierung unterworfen zu werden, so daß 
infolgedessen der Expansionsprozeß einer kapitalistischen Ökonomie - insofern er 
wesentlich auch darin besteht, stets neue Tätigkeiten als warenproduzierende Lohn- 
arbeiten kapitalistisch zu organisieren — auf Grenzen stoßen muß. Der Zusammen- 
hang mit der Vermutung eines beginnenden Endes der Arbeitsgesellschaft ergibt sich 
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insbesondere aus folgender Überlegung: daß der Prozeß ökonomischer Rationalisie- 
rung nur bei solchen Tätigkeiten erfolgreich durchgeführt werden kann, die sich »effi- 
zient«, mit der Zielsetzung einer Produktivitätssteigerung, organisieren lassen und 
bei denen mithin ein arbeitsparender technischer Fortschritt stattfinden kann.* 
Gorz entwickelt seinen Gedankengang so, daß er zunächst vier Kriterien formuliert 
und dann zu zeigen versucht, daß nur solche Tätigkeiten einem Prozeß ökonomischer 
Rationalisierung unterworfen werden können, die diesen Kriterien genügen. Wie er 
ausführt, muß es sich um Tätigkeiten handeln, »die a) einen Gebrauchswert schaffen; 
b) dies zum Zwecke des Erwerbs tun; c) in der öffentlichen Sphäre verrichtet werden; 
sowie d) zeitlich und im Hinblick auf größtmögliche Leistung gemessen werden kön- 
nen.«(S. 197) Under fügt hinzu: » Im Gegensatz zu einer weitverbreiteten Auffassung 
reicht also der Umstand, daß eine Tätigkeit zu Erwerbszwecken (d.h. für Bezahlung) 
ausgeübt wird, nicht aus, um diese bereits als Arbeit im ökonomischen Sinne ansehen 
zu können.« Damit soll vermutlich ausgesagt werden, daß nur »Arbeiten im ökono- 
mischen Sinne«, d.h. Arbeiten, die den genannten vier Kriterien genügen, kapitali- 
stisch organisiert werden können.’ Es stellen sich also zwei zusammenhängende 
Fragen: Erstens, was mit diesen Kriterien gemeint ist; und zweitens, ob durch sie 
wirklich notwendige Bedingungen ökonomischer Rationalisierung — insbesondere: 
einer Verwandlung menschlichen Lebens in kapitalistisch organisierte Lohnarbeit 
und Konsum kapitalistisch produzierter Güter und Dienstleistungen -formuliert wer- 
den bzw. welcher Art die Grenzen sind, die durch sie formuliert werden sollen. 

a) Setztökonomische Rationalisierung voraus, daß Gebrauchswerte geschaffen wer- 
den? Das ist sicherlich nicht strittig, wenn darunter folgendes verstanden wird: einer 
Tätigkeit muß eine monetär bewertbare Leistung zurechenbar sein, die von einer an- 
deren Person angeeignet werden kann. Diese Formulierung machtallerdings zugleich 
deutlich, daß es nicht vom »Charakter« einer Tätigkeit abhängt, ob sie einen Ge- 
brauchswert erzeugt oder nicht, daß entscheidend dafür vielmehr die Herausbildung 
eines Interesses bei denjenigen ist, die als potentielle Käufer von Arbeitskraft oder 
ihrer Produkte in Erscheinung treten und sich durch einen Kauf von Arbeitskraft zu- 
gleich ein (umstrittenes) Recht erwerben, den »Charakter« der von ihr zu leistenden 
Arbeit zu definieren. Wenn es hier eine Grenze gibt, dann kann sie jedenfalls nicht 
darin bestehen, daß einige Tätigkeiten keine Gebrauchswerte erzeugen (was selbst- 
verständlich richtig ist); sondern es müßte gezeigt werden, daß es Grenzen dafür gibt, 
aus der Verfügung über die Arbeitskraft anderer Menschen bzw. die von ihr produzier- 
ten Gebrauchswerte einen Nutzen ziehen zukönnen. Aber gibtes solche Grenzen? Ich 
stimme Gorz zu, daß solche Grenzen nur als »Sinngrenzen« thematisiert werden kön- 
nen; d.h. diese Grenzen liegen dort, wo die potentiellen Nutznießer fremder Arbeits- 
kraft bzw. ihrer Produkte darin keinen Sinn mehr sehen können. In gewisser Weise 
impliziert diese Betrachtungsweise jedoch, daß es infolgedessen keine »festen Gren- 
zen« gibt, sondern daß der Bildungsprozeß von Kriterien für den Sinn der Nutzung 
fremder Arbeitskraft bzw. ihrer Produkte als prinzipiell offen und kontingent angese- 
hen werden muß. Dies wiederum heißt zwar nicht, daß sich Sinngrenzen — oder ex- 
plizit normative Grenzen® — nicht mehr formulieren lassen; wohl aber, daß ihre For- 
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mulierung als ein grundsätzlich unsicherer, in seinem Erfolg nicht kalkulierbarer 
Versuch der Einflußnahme auf einen kontingenten Prozeß der Herausbildung von 
Sinnkriterien anzusehen ist. 

b) Setzt ökonomische Rationalisierung einen Erwerbszweck voraus? Faßt man den 
Begriff »Erwerbszweck« hinreichend allgemein, kann auch diese Frage sicherlich be- 
jaht werden; aber auch in diesem Fall folgen daraus nicht notwendigerweise Grenzen 
ökonomischer Rationalisierung. Denn man kann sich zwar vorstellen, daß in der 
Folge eines zunehmenden gesellschaftlichen Wohlstands das Erwerbsmotiv bei den- 
jenigen an Bedeutung verliert, die es nur nach Maßgabe einer von ihnen dafür ein- 
zusetzenden Arbeits- und Lebenskraft verfolgen können. Es ist jedoch schwer vor- 
stellbar, daß das Erwerbsmotiv auch dort sinnlos werden könnte, wo es durch die Aus- 
beutung fremder Arbeitskraft verfolgt werden kann. Jedenfalls bisher hat sich die von 
Sombart, Schumpeter und anderen formulierte These, daß der »Geist des Kapitalis- 
mus« langfristig seine Motivationskraft verlieren wird, nicht bestätigt. Also wäre ge- 
nauer zu überlegen, ob eine kapitalistische Ökonomie langfristig deshalb an Grenzen 
stoßen muß, weil immer weniger Menschen bereit sein werden, sich ihr als Lohnarbei- 
ter anzubieten. Gorz reflektiert diese Frage fast ausschließlich mitideologiekritischen 
Erwägungen: er kritisiert die Erwerbstätigen wegen ihrer »Arbeitsbesessenheit« und 
ihrer sich fortwährend steigernden Konsumansprüche. Aber er verfehlt damit ein we- 
sentliches Merkmal ökonomischer Rationalisierung: daß durch eine Verwandlung 
von Lebenstätigkeiten in kapitalistisch organisierte Lohnarbeit und Konsum kapita- 
listisch produzierter Güter und Dienstleistungen Lohnarbeit tatsächlich immer not- 
wendiger wird, um den gesellschaftlichen Lebensbedingungen entsprechend leben zu 
können; oder anders formuliert: daß durch den Prozeß kapitalistischer Rationalisie- 
rung menschliches Leben zunehmend tatsächlich zu einem Prozeß des Arbeitens und 
des Konsumierens wird und infolgedessen auch zunehmend aus diesen Lebensfor- 
men seinen Sinn gewinnen muß. Ich stimme Gorz zwar in der Fragestellung zu, obund 
wie alternative Lebenschancen und Lebensformen vorstellbar gemacht und realisiert 
werden können. Aber um eine Antwort finden zu können, sollte man berücksichtigen, 
daß der Erfolg kapitalistischer Rationalisierung ebenfalls darauf beruht: stets neue 
Lebenschancen und Lebensformen vorstellbar und realisierbar zu machen, wobei 
deren attraktive Vielfalt jedenfalls bisher noch auch vom Ausmaß der Ungleichheit in 
der Einkommens- und Vermögensverteilung abhängt. 

c) Verlangt ökonomische Rationalisierung, daß die von ihr organisierten Tätigkeiten 
in einer »öffentlichen Sphäre« stattfinden? Verwendet man diesen Begriff in seiner 
gewöhnlichen Bedeutung, ist das sicherlich nicht der Fall. Lohnarbeit findet vielmehr 
typischerweise in »privaten« Räumen statt (als Fabrikarbeit, als Heimarbeit usw.), in 
Räumen, die durch partikulare Interessen organisiert werden.’ Es ist jedoch nicht voll- 
ständig klar, was Gorz mit diesem Kriterium aussagen will. Eine Interpretationsmög- 
lichkeit ergibt sich vielleicht aus folgender Erläuterung: 

»Die Tatsache, daß eine Tätigkeit in der Öffentlichkeit zu Erwerbszwecken ausgeübt wird, signalisiert 


gleichzeitig, daß es sich um eine gesellschaftlich nützliche, einen Gebrauchswert schaffende und als sol- 
che anerkannte Tätigkeit handelt. Mit anderen Worten gehört diese Tätigkeit zu einem »Beruf«: sie hat ei- 
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nen Öffentlichen Preis und Sozialstatus, ich kann sie mir von einer beliebigen Anzahl von Kunden oder 
Arbeitgebern bezahlen lassen, ohne mit diesen eine persönliche oder private Beziehung pflegen zu müs- 
sen.« (S. 198) 


Auch mit dieser Beschreibung wird jedoch keine notwendige Bedingung ökonomi- 
scher Rationalisierung formuliert. Sie mag zwar in vielen Fällen angemessen sein, 
aber jeder kennt auch genügend Fälle, in denen sie nicht zutrifft, in denen ein 
(Lohn-) Arbeitsverhältnis durch persönliche und private Beziehungen geprägt wird, 
die Form eines mehr oder weniger weitgehenden Zwangsverhältnisses annimmt, und 
gleichwohl ökonomischer Rationalisierung unterworfen wird. Ich stimme also Gorz 
nicht zu, wenn er schreibt: »Wenn private Bande bestehen, schließen sich die käuf- 
lichen Beziehungen aus.« (S. 200) Man kann dies vielleicht als ein normatives Urteil 
akzeptieren: die Menschen sollten ihre privaten Beziehungen nicht auf der Grundlage 
monetär vermittelter Kosten-Nutzen-Kalküle organisieren. Aber welche ihrer Bezie- 
hungen sind »privat«? In Wirklichkeit wurden und werden die von Gorz formulierten 
Sinnvoraussetzungen bzw. Sinngrenzen ökonomischer Rationalisierung fortwährend 
durchbrochen und verändern sich dadurch zugleich auch die Grenzen und die Ver- 
faßtheit dessen, was Gorz die »privaten« Beziehungen der Menschen untereinander 
nennt. Ein besonders wichtiges Beispiel ist in diesem Zusammenhang die hauptsäch- 
lich von Frauen verrichtete Hausarbeit. Gorz bemüht sich zu zeigen, daß die in diesem 
Begriff zusammengefaßten Tätigkeiten nicht ökonomisch rationalisiert, insbesonde- 
re nicht in der Form von Lohnarbeit Kapitalistisch organisiert werden können, da sie 
andernfalls ihren herkömmlichen Sinn (und Gebrauchswert) verlieren würden. Tat- 
sächlich ist dieser Prozeß jedoch schon weit vorangeschritten, handelt es sich bei 
einem erheblichen Teil der heutigen typischen »Frauenberufe« um Tätigkeiten, die 
vorher in häuslichen Lebensgemeinschaften verrichtet wurden; und ein Ende dieses 
Prozesses ist kaum absehbar. Natürlich verändert sich infolgedessen der »Charakter« 
dieser Tätigkeiten und ändern sich auch die Formen des Zusammenlebens der Men- 
schen. Aber das beweist zunächst nur, daß aus dem »Charakter« einer Tätigkeit (und 
aus den jeweils vorhandenen Institutionen des menschlichen Zusammenlebens) Keine 
zwingenden Grenzen ihrer ökonomischen Rationalisierung resultieren, und daß also 
zu unterscheiden ist: ob ein Prozeß ökonomischer Rationalisierung stattfinden kann 
und ob und wie er stattfinden sollte.® 

d) Schließlich bleibt noch zu überlegen, ob ökonomische Rationalisierung nur statt- 
finden kann, wenn Arbeitszusammenhänge »zeitlich und im Hinblick auf größtmögli- 
che Leistung gemessen werden können«. In gewisser Weise folgt dies unmittelbar aus 
dem Begriff ökonomischer Rationalisierung, denn sie intendiert per definitionem ein 
möglichst optimales Kosten-Nutzen-Verhältnis. Auch in diesem Fall muß aber ge- 
fragt werden, ob sich daraus irgendwelche Grenzen ökonomischer Rationalisierung 
ergeben. Ich glaube nicht, daß das der Fall ist. 

Gorz scheint zu meinen, daß eine Tätigkeit nur dann als (Lohn-)Arbeit organisiertund 
ausgebeutet werden kann, wenn es möglich ist, ihr in irgendeinem Sinne des Wortes 
eine »physische Produktivität« so zuzurechnen, daß sie gesteigert werden Kann. Aber 
ich glaube, daß dieser Gedanke abstrakter gefaßt werden muß, damit er nicht irre- 
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führend wird. Ökonomische Rationalisierung impliziert das Bestreben, ein möglichst 
optimales Kosten-Nutzen-Verhältnis zu erreichen. Dies kann im allgemeinen auf 
zweierlei Weisen versucht werden. Erstens durch eine Einflußnahme auf die mo- 
netären Relationen (Kosten und Erlöse); zweitens durch Veränderungen in der tech- 
nischen und organisatorischen Verfassung der jeweiligen Arbeitsprozesse. Ob und 
inwieweit solche Veränderungen der Arbeitsprozesse mit dem Ziel, ein besseres Ko- 
sten-Nutzen-Verhältnis zu erreichen, möglich sind, hängt sicherlich zum Teil vom 
»Charakter« dieser Arbeitsprozesse ab; aber eben nur zum Teil. Denn dieser »Charak- 
ter« der Arbeitsprozesse ist keineswegs ein dem Prozeß ökonomischer Rationalisie- 
rung fest vorgegebener Sachverhalt, sondern er kann sich — gerade infolge ökonomi- 
scher Rationalisierung — sehr weitgehend verändern. Ein deutliches Beispiel dafür, 
das auch von Gorz angeführt wird, bilden die Veränderungen im »Charakter« der Be- 
handlungs- und Pflegetätigkeiten in Krankenhäusern, die eine Folge ihrer zunehmen- 
den ökonomischen Rationälisierung sind. Gorz interpretiert dieses Beispielso, daß in 
diesen Veränderungen Greuzen ökonomischer Rationalisierung sichtbar werden. Er 
beruft sich dafür auf den Sinn, den die sich verändernden Tätigkeiten »eigentlich« ha- 
ben. Das entscheidende Problem besteht jedoch darin, daß dieses Beispiel (wie viele 
andere) zeigt, daß es diese von Gorz formulierten Grenzen nicht gibt, daß es sich um 
subjektive Sinnvoraussetzungen — und in analytischer Rekonstruktion also um nor- 
mative Urteile — handelt, über die sich der Prozeß ökonomischer Rationalisierung of- 
fensichtlich hinwegsetzen kann.? 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß alle vier Kriterien, die Gorz formuliert, auf 
mögliche Sinngrenzen ökonomischer Rationalisierung verweisen, daß jedoch darin 
zugleich ihre Problematik liegt. Denn in Wirklichkeit wurden und werden die von 
Gorz formulierten Sinnvoraussetzungen bzw. Sinngrenzen ökonomischer Rationali- 
sierung fortwährend durchbrochen, so daß es irreführend ist, hier von »ontologischen, 
existentiellen Grenzen der Rationalisierung« zu sprechen, Um das Problem deutlich 
zu machen, könnte man sogar sagen, daß es zum Wesen des Prozesses ökonomischer 
Rationalisierung gehört, herkömmliche, durch Traditionen vermittelte Sinngrenzen 
zu durchbrechen, neue Nutzungsmöglichkeiten der Arbeitskraft zu erschließen und 
durch ein Angebot neuer Produkte und Dienstleistungen zugleich neue Chancen für 
subjektive Sinndeutungen - also neue Lebenschancen - anzubieten. Natürlich war 
und ist dieser Prozeß stets umstritten, sowohl im Hinblick auf seine materiellen Fol- 
gen als auch in seiner Sinnhaftigkeit; und wenn Gorz sagt, daß eine Nichtbeachtung 
der von ihm formulierten Sinngrenzen zu »vernunftwidrigen Pseudo-Rationalisie- 
rungen« führt, kann man dies insoweit als eine Stellungnahme zu solchen Auseinan- 
dersetzungen anerkennen. Aber ein besonders wichtiges Problem, um das sich Gorz 
nichtkümmert, besteht infolgedessen darin, wie eine solche Kritik ökonomischer Ra- 
tionalisierung überhaupt zur Geltung gebracht werden kann, oder anders gesagt: wie 
diese Auseinandersetzungen selbst rationalisiert werden können. 
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IV. Wie ist Kritik ökonomischer Rationalität möglich? 


Sinnvoraussetzungen bzw. Sinngrenzen ökonomischer Rationalisierung können nur 
Geltung erlangen oder bewahren, wenn die an den gesellschaftlichen Produktions- 
und Konsumtionsprozessen beteiligten Akteure sie für bzw. durch ihre Handlungs- 
weisen anerkennen, seies durch Einsicht oder durch äußerlich (rechtlich) verbindlich 
gemachte Einschränkungen ihrer Handlungsfreiheit. Die etwas irreführende Frage- 
stellung, ob es Grenzen ökonomischer Rationalisierung gibt, sollte deshalb zunächst 
so reformuliert werden: ob und wie ökonomischer Rationalisierung Grenzen gesetzt 
werden können. Um auf diese Frage eine Antwort zu finden, erscheint es vor allem 
wichtig, genauer zu verstehen, wie sich der Prozeß ökonomischer Rationalisierung 
vollzieht und durchsetzt. Diese Aufgabe wird auch von Gorz betont: daß wir »begrei- 
fen (müssen), worin die ökonomische Rationalität besteht und worin die innerste, 
motivationale Triebkraft jenes Imperialismus besteht, den sie gegenüber anderen Ra- 
tionalitätstypen an den Tag legt. Warum traf die »Kolonialisierung der Lebenswelt« 
nicht bereits früher auf stärkeren Widerstand? Warum konnte das »Muster der kapi- 
talistischen Modernisierung« Fuß fassen und eine »unaufhaltsame Eigendynamik<« der 
ökonomischen und administrativen Subsysteme entfalten? Welche motivationalen 
Grundlagen gibt es innerhalb der ökonomischen Rationalität. die es ihr erlaubt haben, 
im Leben der Individuen Platz zu greifen und spontane, affektive, solidarische Be- 
ziehungen zu verdrängen?« (S. 154 f.) 

Gorz’ Versuch, auf diese Fragen eine Antwort zu finden, ist zwar schwer nachvoll- 
ziehbar; man findet aber vielleicht einen Zugang, wenn man seine Ausführungen als 
einen Versuch ansieht, zu einem tieferen Verständnis und einer besseren Begründung 
des gängigen kulturkritischen, ideologiekritischen und funktionalistischen Geredes 
über die lebensfeindliche Maßlosigkeit des Kapitalismus zu gelangen. Das ist na- 
türlich nicht einfach, wie Gorz selbst feststellt: 

»Der Leser wird bemerkt haben, daß die Analysen bisher unaufhörlich zwischen zwei Ebenen hin und her 
gegangen sind: das Wachstum erschien bald als Bestreben der Individuen, bald als Erfordernis der Einzel- 
kapitale, bald als makro-Öökonomische Notwendigkeit für das (kapitalistische) System. Das liegt daran, 
daß die Erfordernisse auf diesen verschiedenen Ebenen eine nahezu perfekte Übereinstimmung unterein- 
ander aufweisen. Es genügt, die Quantifizierung als Bewertungsmethode und Entscheidungskriterium zu 
übernehmen, damit auf allen Ebenen das Streben nach unbegrenztem Wachstum entsteht: als Unzufrie- 
denheit, Lust und Gier auf »mehr< auf der Ebene der Individuen; als Erfordernis unbegrenzter Maximie- 
rung auf der Ebene der Einzelkapitale; als Erfordernis beständigen Wachstums auf der Ebene des Sy- 


stems; als ideologische Bewertung von Höchstleistungen (Geschwindigkeit, Maschinenkraft, Höhe der 
Gebäude, landwirtschaftlicher Ertrag usw.) auf der Ebene der Zivilisation.« (S. 174 £.) 


Wie dieses Zitat bereits andeutet, versucht Goız, zu einem tieferen Verständnis zu 
gelangen, indem er ökonomische Rationalisierung als einen Prozeß der Herrschaft 
ökonomischer Rationalität über die Menschen und ihre Ökonomie deutet. Das Wesen 
dieses Prozesses sieht er darin, daß ein Denken in monetär vermittelten Kosten- 
Nutzen-Kalkülen von den Menschen gewissermaßen Besitz ergriffen und sie dadurch 
enteignet habe. Er beschreibt deshalb dieses Denken als formal, abstrakt, rechenhaft, 
quantifizierend, als »Prototyp der verdinglichen Rationalisierung« (S. 157), kurz 
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gesagt als einen schroffen Gegensatz zu allem menschlich-lebendigen Selbstsein. 
Dadurch, daß die Menschen von der Krankheit solchen Denkens befallen und über- 
wältigt worden sind, seien sie maßlos und (deshalb?) zugleich Sklaven dieses Den- 
kens geworden, entscheiden sie nicht mehr selbst über ihre Handlungen, sondern ent- 
scheidet nun dieses Denken — die ökonomische Rationalität — über sie und ihr Leben. 
So heißt es etwa: »Die ökonomische Rationalität beginnt mit dem rechnerischen Kalkül.« (S. 156) »Ein- 
satz und Sinn der »ökonomisch rationellen< Entscheidung sind jeder Möglichkeit rationaler Überprüfung 
bereits dadurch entzogen, daß die ökonomische Rationalität selbst in Rechenverfahren und -formeln for- 
malisiert ist, die ihrerseits der Diskussion und Reflexion entzogen bleiben.« (S. 177 £.) »Der Imperialis- 
mus der >kognitiv-instrumentellen« Vernunft und insbesondere der ökonomischen Rationalität hängt - auf 
der Ebene des Subjekts - von der scheinbaren Objektivität der Urteilskriterien ab, die der mathematische 
Kalkül liefert. Dieser ist ja, wie wir sahen, eine Technik, die das Subjekt davon enthebt, der jeweiligen 
Entscheidung einen Sinn zu verleihen und sie als eigene Entscheidung zu übernehmen: Der Kalkül wird 
von selbst entscheiden.« (S. 182) Und zwar maßlose Entscheidungen, denn: »Indem sie alles quantifizier- 
te, um alles berechenbar zu machen, vernichtete die ökonomische Rationalisierung somit jedes Kriterium, 
das es ermöglichte, sich zufrieden zu geben mit dem, was man hatte, was man gemacht hatte oder sich zu 
tun vomahm.« (S. 163) Und schließlich zwingt der Kapitalismus unterschiedslos allen seine maßlose Ra- 
tionalität auf: »Es genügt, die Quantifizierung als Bewertungsmethode und Entscheidungskriterium zu 
übernehmen, damit auf allen Ebenen das Streben nach unbegrenztem Wachstum entsteht.« (S. 174) Oder 
so: »Was im »Geist des Kapitalismus< aus der Leidenschaft des Organisierens und Quantifizierens ent- 
sprang, das mußte bei den Konsumenten der »Überflußgesellschaft« aus einer »Mimesis« entspringen: d.h. 
aus dem — übrigens durch die kommerzielle Werbung methodisch inszenierten — Verlangen, all das auch 


zu haben, was »die anderen< haben, ob es nun mehr, besser oder einfach etwas anderes ist als das, was man 
selber hat.« (S. 165 £.) 


Wie in diesen und vielen ähnlichen Ausführungen seines Buches deutlich wird, ver- 
knüpft Gorz zweierlei: eine bestimmte Beschreibung ökonomischer Rationalität (die 
sich schließlich in einen abstrakten Gegensatz kalkulierender Rationalität und nicht- 
entfremdeten Lebens auflöst) mitder Annahme, daß eine solche Rationalität die Herr- 
schaft über die Menschen und ihre Ökonomie gewonnen habe. Diese Verknüpfung 
macht es ihm möglich, seine Vorstellung einer Herrschaft ökonomischer Rationalität 
dann auch zur Formulierung von Bezugsproblemen für funktionalistische und ideo- 
logie-kritische Deutungen realer Interaktionszusammenhänge zu verwenden. 

Seine funktionalistischen Deutungen folgen stets etwa diesem Muster: Weil die Men- 
schen von der Idee ökonomischer Rationalität beherrscht werden, sind sie gezwun- 
gen, dieser Idee zu gehorchen; sie haben zwar ihre gesellschaftlichen Verhältnisse 
zweckmäßig eingerichtet, aber zweckmäßig eben nur für die Zwecke der ökonomi- 
schen Vernunft selbst. Und ganz analog (und ganz. im Denkhorizont der gängigen Kul- 
turkritik) formuliert Gorz auch seine Ideologiekritik an denjenigen, die sich, wie er 
sagt, als Erwerbstätige und Konsumenten in den Dienst der ökonomischen Vernunft 
stellen. Erkritisiert die »Arbeitsbesessenheit« der Erwerbstätigen, die nicht begreifen 
wollen, daß ihre Arbeit zunehmend sinnlos wird; und er kritisiert die Konsumenten, 
die fortwährend ihre Ansprüche steigern (oder aus Gorz’scher Sicht besser formuliert: 
die nicht selbst ihre Ansprüche steigern, sondern zulassen, daß ihre Ansprüche im Na- 
men ökonomischer Rationalität stets gesteigert werden) und die dadurch zu entfrem- 
deten Funktionären des ökonomischen Wachstums- und Rationalisierungsprozesses 
werden. So sagt er zum Beispiel, »daß die Arbeits- und Verdienstbesessenheit beim 
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Arbeiter denselben Sinn hat wie die Leidenschaft des Rechenkalküls für die Entste- 
hung des Kapitalismus: Die Arbeit diszipliniert und ordnet das Leben, sie schützt das 
Individuum vor dem Ruin der normativen Gewißheiten und vor der Verpflichtung, 
sein Leben in die eigenen Hände zu nehmen.« (S. 171) Aber vor allem richtet sich die 
Gorz’sche Kritik dagegen, daß es der kapitalistischen Ökonomie gelingt, stets neue 
Konsum- und damit Lebens- und Entfaltungschancen für die Mitglieder der Gesell- 
schaft zu schaffen. »Entscheidend ist, daß der Geist des Kapitalismus< das Band zwi- 
schen Arbeit und Bedürfnis zerschnitt.« (S. 162) Denn: »In dem Maße, wie der Kon- 
sum die Grenze der tatsächlich empfundenen Bedürfnisse überschreitet, kann er in 
den Dienst der Produktion, d.h. der »Bedürfnisse< des Kapitals gestellt werden. Hier 
liegt das Geheimnis der »unaufhaltsamen Eigendynamik«, mit der das »ökonomische 
Subsystem« seinen Einflußbereich beständig ausweitet.« (S. 173) 

Wenn ich Gorz richtig verstehe, möchte er mit seinen Ausführungen erreichen, daß die 
Menschen, indem sie anerkennen, wie sie von Gorz beschrieben werden - nämlich als 
beherrscht durch ökonomische Rationalität —, dadurch zur Besinnung kommen, wie- 
der ihre eigenen Bedürfnisse, ihr eigenes Leben, sich selbst entdecken und gegen die 
Herrschaft ökonomischer Rationalität zur Geltung birngen. Man muß sich jedoch 
überlegen, ob das Ziel, ökonomischer Rationalisierung Grenzen zu setzen, auf diese 
Weise erreicht werden kann. Denn Gorz’ Kritik richtet sich, wie deutlich geworden 
sein sollte, im wesentlichen gegen die subjektive Verfassung der Menschen, die sich 
als Erwerbstätige und Konsumenten Lebenschancen zu erschließen versuchen, so 
daß ihnen im Namen dieser Kritik doch auch noch ihre Empfänglichkeit für deren 
Botschaft abgesprochen werden könnte. Oder etwas anders formuliert: Gorz verlegt 
gewissermaßen den Ort der »Herrschaft des Kapitals« in die Innerlichkeit der Be- 
heisschten, in ihr Denken, aus dem heraus dann der Prozeß ökonomischer Rationali- 
sierung seinen stets erneuten Siegeszug antreten kann. Infolgedessen wird es aber un- 
klar, was dann überhaupt noch kritisiert werden kann. Denn wenn Gorz recht hätte, 
entsprächen die durch den Prozeß ökonomischer Rationalisierung erschlossenen Le- 
benschancen, Arbeits- und Konsummöglichkeiten doch ziemlich genau den Wün- 
schen und Bedürfnissen der Akteure dieses Prozesses? 


V. Schlußbemerkungen 


Gorz’ Kritik ökonomischer Rationalitätbzw. Rationalisierung läuft darauf hinaus, die 
beteiligten Akteure zu kritisieren, weil sie sich in ihrem Arbeits- und Konsumverhal- 
ten von »falschen« Sinnkriterien leiten lassen. Solche Kritik sollte sicherlich ernstge- 
nommen werden; aber zugleich sollte auch gefragt werden, was mit ihr erreicht wer- 
den kann. Mein hauptsächlicher Einwand verdankt sich dieser Fragestellung: daß 
Gorz die Aufgaben einer Kapitalismuskritik zu einer Ideologiekritik an den beteilig- 
ten individuellen Akteuren verkürzt. Den wichtigsten Grund dafür sehe ich darin, daß 
Gorz es versäumt, sich mitdem Problem sozialer Machtkapitalistischer Unternehmen 
auseinander zu setzen. Erlegtuns ein Bildnahe, bei dem kapitalistische Unternehmen 
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gewissermaßen als durch ökonomische Rationalität, durch ein Prinzip der Profitma- 
ximierung gesteuerte Produktionsmaschinen erscheinen. Wäre dies eine zutreffende 
Beschreibung, könnte man annehmen, daß die ökonomische Entwicklung im wesent- 
lichen vom Arbeits- und Konsumverhalten ilırer Akteure — davon, welchen Gebrauch 
sie von der kapitalistischen Produktiousmaschine machen — abhängig ist. Ich möchte 
jedoch einwenden, daß es sich nicht um eine zutreffende Beschreibung handelt, daß 
eine angemessene Beschreibung kapitalistische Unternehmen vor allem auch als Or- 
ganisatoren sozialer Macht sichtbar machen müßte, d.h. als Organisationen, die durch 
ihre Entscheidungen wesentlich dazu beitragen, die von den Mitgliedern der Gesell- 
schaft individuell wahrnehmbaren Handlungschancen (Lebens-, Arbeits- und Kon- 
sumchancen) zu bestimmen, 

Die Konsequenz wäre eine weitgehend andere gesellschaftspolitische Problemsicht. 
Das wesentliche Problem bestünde dann nicht darin, das Streben nach Erwerbs- und 
Konsumchancen zu kritisieren, sondern in einem Mangel an individuellen und politi- 
schen Handlungschancen, um gegen die soziale Macht kapitalistischer Unternehmen 
— und ihren Anspruch, die gesellschaftlichen Lebensverhältnisse ihren Sinnkriterien 
entsprechend zu gestalten - eigene, alternative Sinnkriterien durchsetzen zu können. 
Das wesentliche Problem bestünde dann also in der institutionellen Verfassung der 
Ökonomie, die es den kapitalistischen Unternehmen ermöglicht, ihre soziale Macht 
weitgehend ungehindert zu entfalten und damit zugleich die Bedingungen zu bestim- 
men, unter denen die Mitglieder der Gesellschaft ihre Lebenschancen gewinnen 
müssen. 

Begründung und Implikationen einer solchen anderen Problemsicht können hier 
leider nicht näher ausgeführt werden. Es sollte jedoch deutlich geworden sein, daß es 
folgenreich ist, wie man den Prozeß ökonomischer Rationalisierung beschreibt; denn 
je nachdem kommt man zu unterschiedlichen Schlußfolgerungen im Hinblick auf die 
Aufgabe, diesem Prozeß Grenzen zu setzen. Gorz begründet seine primäre Forderung 
nach einer langfristig zunehmenden Arbeitszeitverkürzung vor allem damit, daß die 
Erwerbstätigen dadurch Zeit gewinnen können, um sich von der Herrschaft ökono- 
mischer Rationalität zu befreien. Zum Beispiel: »Die Arbeiter werden die Grenzen der 
ökonomischen Rationalität nur dann entdecken können, wenn ihr Leben nicht völlig 
durch die Arbeit besetzt und ihr Geist nicht völlig von ihr beherrscht wird.« (S. 168) 
Begreiftman dagegen ökonomische Rationalisierung auch als einen Prozeß sozialer 
Machtentfaltung kapitalistischer Unternehmen, wird zwar die Forderung nach Ar- 
beitszeitverkürzung nicht falsch, erweist sie sich aber als wesentlich unzureichend, 
um derökonomischen Rationalisierung Grenzen setzen zu können. Denn sie greift die 
soziale Macht kapitalistischer Unternehmen im Kern nicht an (insoweit ganz ähnlich 
wie die weitgehende Beschränkung gewerkschaftlicher Kämpfe auf Verteilungsaus- 
einandersetzungen). Um ökonomischer Rationalisierung Grenzen zu setzen, müßte 
man vielmehr zumindest auf einen zentralen Gedanken der sozialistischen Tradition 
zurückkommen: daß die soziale Macht kapitalistischer Unternehmen einer politi- 
schen Kontrolle durch die Mitglieder der Gesellschaft unterworfen werden muß. 
Gorz’ Vorschläge zurArbeitszeitverkürzung und zur Gewährleistung von Einkom- 
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mensansprüchen für alle Mitglieder der Gesellschaft sollten also auch daraufhin dis- 
kutiert werden, ob und wie sie zu einer Lösung dieser Aufgabe beitragen können. 


Anmerkungen 


l 


Das Buch erscheint (als Übersetzung aus dem Französischen von Otto Kallscheuer) im Rotbuch-Ver- 
lag (Berlin). Seitenangaben hinter den Zitaten aus diesem Buch beziehen sich auf die Druckfahnen; 
das eingangs angeführte Zitat: S. 257. 

Es ist deshalb etwas irreführend, wenn Gorz seine These als Formulierung einer »Tatsache« darstellt, 
es zum Beispiel eine »Tatsache« nennt, »daß die Wirtschaft die Arbeitskraft aller nicht mehr benötigt 
und immer weniger benötigen wird.« (S. 105) 

Gorz vergißt immer wieder, daß kapitalistische Unternehmen ihre Profite nicht aus der Nicht-Ver- 
wendung, sondern aus der Ausbeutung von Arbeitskraft gewinnen. Zum Beispiel: »Schließlich liegt 
der Zweck von fast foods, Haushaltsrobotern und -computern, Expressreinigungen und -frisiersalons 
nicht darin, Arbeit zu schaffen, sondern sie einzusparen.« (S. 17) Man sollte fragen, wer hierbei 
welche Zwecke verfolgt. 

Daraus allein könnte natürlich aus schon genannten Gründen eine langfristig abnehmende Nachfrage 
nach Arbeit nicht abgeleitet werden, sondern es wären zusätzlich Annahmen über Sättigungsgrenzen 
des Konsums zu treffen. 

Gorz sagt zum Beispiel:»Die Arbeit und die Arbeitsgesellschaft sind nicht deshalb in Krise, weil es 
nicht genügend zu tun gäbe, sondern weil die Arbeit in einem sehr spezifischen Sinne knapp geworden 
istund das, was zu tun ist, nur zu einem immer geringeren Teil noch zu dieser Arbeit gehört. Die Krise 
der Arbeit und der Arbeitsgesellschaft wird weder durch die Zunahme der Arbeit von Schuhputzern 
überwunden werden können, wie dies George Gilder glaubte; noch durch die wachsende Anzahl von 
Dienstboten, Hostessen und Windschutzscheiben-Putzern, wie dies Philippe Seguin behauptete; noch 
durch die Zunahme der Anzahl von Hausfrauen/männern, Prostituierten, Tagesmüttern oder -vätern, 
Reiseführern und Disneylands. Nicht weil all diese Leute nicht »arbeiteten«; was sie tun, hat nicht den- 
selben Sinn wie die Arbeit im ökonomischen Sinn und es ist nicht ungefährlich, ihre Tätigkeit jener 
gleichzustellen.« (S. 217 £.) 

Viele der von Gorz vorgetragenen Überlegungen könnten wohl am besten als Versuche verstanden 
werden, ethische Kriterien für ökonomische Rationalisierungsprozesse zu formulieren; durchaus 
auch in der Tradition der historischen Schule der Nationalökonomie, zum Beispiel Roschers (Grund- 
lagen der Nationalökonomie (23. Auflage), Stuttgart 1897, S. 2): »Güter nennen wir alles dasjenige, 
was zur mittelbaren oder unmittelbaren Befriedigung eines wahren menschlichen Bedürfnisses an- 
erkannt brauchbar ist.« Roscher fügte hinzu: »Der Zusatz »wahr« scheidet nicht allein dasjenige, was 
nur unvernünftige und unsittliche Bedürfnisse befriedigen könnte, vom Reiche der Güter aus, sondern 
vindiziert auch gleich den Grundbegriff der ganzen Volkswirtschaftslehre als einen Gegenstand eben- 
so wohl ethischer, wie psychologischer Untersuchung.« 

Gorz’ Ausführungen erinnern gelegentlich an die in der marxistischen Theorietradition häufiger ver- 
tretene Meinung, daß in einer kapitalistischen Gesellschaft eine Teilnahme am »gesellschaftlichen 
Leben« primär durch eine Mitwirkung an der gesellschaftlichen Warenproduktion, insbesondere 
durch Erwerbstätigkeit stattfindet. Diese offensichtlich empirisch falsche Auffassung wird von ihm 
schließlich normativ gewendet, um damit zu begründen, daß Einkommensansprüche durch Arbeits- 
verpflichtungen gesichert werden sollten: »Denn (...) man gehört als Mitglied zur Gesellschaft (ge- 
nauer gesagt: zur modernen demokratischen und nicht zu einer Sklavenhaltergesellschaft), man hat 
ihr gegenüber Rechte, oder ist umgekehrt aus ihr teilweise ausgeschlossen, je nachdem, ob man am 
gesamtgesellschaftlich organisierten Produktionsprozeß teilnimmt oder nicht.« (S. 292) M.E. wäre es 
erforderlich, diesen Gedanken, demokratische Rechte von Arbeit und Vermögen abhängig zu ma- 
chen, einer grundsätzlichen Kritik zu unterziehen. 

An anderer Stelle (Zur politischen Ökonomie der Hausarbeit, Leviathan 1985/2, S. 187 ff.) habe ich 
mich bemüht, die Bedeutung dieser Unterscheidung im Hinblick auf die Frage ökonomischer Ratio- 
nalisierbarkeit der Hausarbeit etwas genauer sichtbar zu machen. 
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9 An diesem Beispiel zeigt sich zugleich, warum Formulierungen, die mit (Steigerungsmöglichkeiten) 
»physischer Produktivität« argumentieren, so leicht irreführend sind. Um diesen Begriff verwenden 
zu können, ist man gezwungen, den »Charakteı« der Tätigkeiten bzw. ihrer Produkte zu definieren; 
dabei wird jedoch leicht übersehen, daß eine besonders wichtige Methode der Produktivitätssteige- 
rung darin liegt, den »Charakter« der Tätigkeiten bzw. ihrer Produkte zu verändern. Es ist deshalb häu- 
fig angemessener, davon zu sprechen, daß der »Charakter« der Arbeitsprozesse bzw. der durch sie 
produzierten Gebrauchswerte aus weitgehend beliebig konzipierbaren Methoden zur Produktivitäts- 
steigerung resultiert und insoweit nicht Voraussetzung, sondern ein Ergebnis ökonomischer Rationa- 
lisierung ist. 
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Frank Bardelle 
Jenseits des Atlantiks — Zur Kritik der eurozentrischen 
Kultur- und Kolonialgeschichtsschreibung 


»Die Wahrnehmung, die der abendländische Mensch von seiner 
Zeit und seinem Raum hat, läßt eine Struktur der Ablehnung er- 
scheinen, von der aus man eine Rede denunziert, indem man sagt, 
sie sei nicht Sprache, eine Geste denunziert, indem man sagt, 
sie sei nicht Tat und eine Gestalt denunziert, indem man sagt, 
sie habe kein Recht, in der Geschichte Platz zu nehmen.« 


Michel Foucault 


Zusammenfassung: Das »Euro-Fieber<«, das spätestens im Jahre 1992 seine höchsten 
Temperaturgrade erreichen wird, scheint Ausdruck einer Art Infektionskrankheit zu 
sein, die im 15.116. Jahrhundert ihren Ausgang nimmt und zu eigenartigen Restrik- 
tionen der Wahrnehmung führt, die der europäische Mensch in bezug auf den Rest der 
Welt und auf seine eigene Tradition und Geschichte entwickelt. So wird auch die 
Kolonisation der transatlantischen Räume von Anfang an und bis auf den Tag nahezu 
ausschließlich nach den Maßgaben einer imperial und merkantil inspirierten Ratio- 
nalität gewichtet und bewertet. Der Artikel setzt sich zum Ziel, die gängigen Perspek- 
tiven der eurozentrischen historiographischen Konstruktionen und Rekonstruktionen 
zur »Entdeckung« und »Eroberung« Amerikas ideologiekritisch zu durchleuchten und 
liefert Ansätze für eine erweiterte und adäquatere Sichtweise. 


Vorentdeckungen 


Ende November 1982 erschütterte die an offen ausgetragenen Kontroversen nicht 
arme UNO-Vollversammlung ein heftiges Wortgefecht. Sechsunddreißig Nationen, 
unter ihnen die Vereinigten Staaten in seltener Eintracht an der Seite von Kuba und 
Nicaragua, hatten gemeinsam den Antrag eingebracht, die Vereinten Nationen mögen 
für den 12. Oktober 1992 eine würdige Gedenkfeier vorbereiten. An diesem Tag 
nämlich wird sich die Landung des Christoph Columbus auf der Karibikinsel Guana- 
hani zum 500. Male jähren, ein Ereignis, das offiziell und gemeinhin als die Ent- 
deckung Amerikas gilt. Das Vorhaben der Planung und Durchführung eines solchen 
Jubiläumsaktes stieß bei den Delegationen Irlands und Islands auf entschiedenen 
. Widerspruch. In zum Teil höchst polemischen Debattenbeiträgen wetterten Vertreter 
der beiden Länder gegen die maßlose Arroganz und schnodderige Selbstverständlich- 
keit, mit der die spanischsprachige Welt und die amerikanischen Staaten die Entdek- 
kung Amerikas für Columbus beanspruchen. Die Iren führten den Heiligen Brendan 
ins Feld. Der fromme Mönch soll zusammen mit 17 Gefährten auf der Suche nach dem 
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verlorenene Paradies in einem kleinen Fischerboot von Irland aus westwärts gesegelt 
sein und nach siebenjähriger Irrfahrt seinen Fuß bereits 700 Jahre vor dem Genuesen 
in die Neue Welt gesetzt haben (vgl. O’Donaghue 1893). Die Isländer verwiesen auf 
die Expeditionen Eriks des Roten und Leif Erikssons zum nordamerikanischen Fest- 
land, Unternehmungen, die um das Jahr 1000 nach Christus datieren und zu lockeren 
Verbindungen zwischen beiden Hemisphären führten, die vermutlich bis Mitte des 
14. Jahrhunderts andauerten (vgl. Jones 1965). Der Streit in der Vollversammlung 
nahm derartig hitzige Formen an, daß sich Versammlungspräsident Imre Hollai aus 
Ungarn genötigt sah, den Tagesordnungspunkt vorerst abzusetzen, damit außerhalb 
des Plenums ein Kompromiß gefunden werden könne. 

Skizzierte Auseinandersetzung steht in einer Tradition, die bis zum erfolgreichen 
Abschluß der ersten Reise des Columbus zurückreicht. Der wagemutige Seefahrer 
thronte noch nicht einmal auf dem Sockel des Entdeckers einer »Neuen Welt«, da setz- 
ten bereits vehemente Versuche ein, ihm diesen Platz streitig zumachen. So wurde die 
Mär von dem portugiesischen Piloten Alonso Sanchez kolportiert, derangeblich 1483 
oder 1484 in Amerika gelandet ist. Auf dem Weg von Spanien nach England durch 
widrige Winde abgetrieben, segelte er wochenlang nach Westen, bis er auf mehrere 
Inseln stieß, die er Indien zurechnete. An Land begegneten Alonso und seine Leute 
nackten Menschen. Die Eingeborenen empfingen die Europäer freundlich und ver- 
sorgten sie großzügig. Lediglich Alonso und drei oder vier Matrosen fanden schließ- 
lich den Weg zurück nach Portugal. Vielen Spaniern galt nicht der Italiener Columbus, 
sondern ihr Landsmann Martin Pinzön, der 1492 Kapitän der »Pinta< war, als eigent- 
lich herausragende Figur und treibende Kraft des Entdeckungsunternehmens. Pinzön 
habe die Idee zu der Fahrt gehabt, Von Pinzön seien die maßgeblichen Informationen 
gekommen, auf die er in den Bibliotheken des Vatikan gestoßen sei (vgl. Henning 
1940: 5-19). 

Solche und ähnliche eher kleinkarierte Reklamationen und die kontroverse Diskus- 
sion ihrer aktuellen Varianten verstellen gelegentlich den Blick für den Umstand, daß 
es in Europa Kenntnisse um die Existenz von Landmassen jenseits des Atlantiks gibt, 
die über das Mittelalter bis zum Altertum dokumentiert sind. Schon in Texten der 
römischen und griechischen Antike (Seneca, Pomponius Mela, Strabo, Erastosthe- 
nes, Aristoteles) findet sich die Kugelgestalt der Erde beschrieben und die Ansicht 
vertreten, daß man mit Ostwind von Sonnenaufgang segelnd in durchaus vertretbarer 
Zeit auf weitere bewohnte bzw. bewohnbare Erdtejle stoßen wird (vgl. auch Henning 
1940: 170 ff.) Plutarch vermerkt in seinen >Maralia« u.a., daß »die Barbaren« von ei- 
nem ausgedehnten Festland in Richtung des sommerlichen Sonnenuntergangs fern im 
weiten Meer »fabeln< (vgl. Henning 1940: 171). Hier hat sich offenbar die Geographie 
mündlicher Kulturen in einer schriftlichen Struktur verfangen, die durchaus realisti- 
sche — wenn auch mitunter mythisch verschlüsselte - Beschreibungen und Angaben 
zu Unrecht als Lügenmärchen diskreditiert. Darüber hinaus bieten die schriftlichen 
Niederschläge sicher nur einen schwachen Abglanz dessen, was »die Barbaren« über 
die Kontinente und Meere der Erde tatsächlich wußten. Die schriftlichen Traditionen 
um »unbekannte« Erdteile aufder anderen Seite der Welt finden beimohamedanischen 
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und christlichen Autoren des Mittelalters (Masudi, Edrisi, St. Augustinus, Albertus 
Magnus, Roger Baco) ihre Fortsetzung. Die mündlichen Traditionen verlieren sich in 
archaischen Nebeln. 

Beobachtungen und Befunde der Archäologie, der Ethnologie und der Linguistik 
lassen heute den Schluß zu, daß wahrscheinlich bereits im Jungpaläolithikum Ver- 
bindungen zwischen Nordamerika und Westeuroasien bestanden. Strittig ist die Fra- 
ge, welcher Art diese Verbindungen waren. Die allgemein anerkannte Theorie be- 
hauptet, die Ureinwohner Amerikas seien während der letzten Eiszeit, die vor etwa 
zweihunderttausend Jahren begann und vor etwa zehntausend Jahren endete, aus 
Sibirien über die Beringstraße nach Alaska eingewandert. (Durch die in der ausge- 
dehnten Eiskappe gebundenen Wassermassen sei der Meeresspiegel so niedrig gewe- 
sen, daß in der Beringstraße eine Landbrücke beide Hemisphären verband.) Über die 
Gletscher und durch die Tundra Alaskas drangen die eiszeitlichen asiatischen Samm- 
ler und Jäger immer weiter in südlicher Richtung vor, bis sie schließlich in Gegenden 
Fuß faßten, die dann jeweils zu ihren >Stammlanden« wurden. Nach etlichen Jahrtau- 
senden fand sich so in sukzessiven Schüben der gesamte Doppelkontinent bis an die 
äußerste Spitze Südamerikas bevölkert. Hat die postulierte Landbrücke in der Bering- 
straße jemals existiert und ist sie tatsächlich beschritten worden, dann liegt die An- 
nahme von »Gegenverkehr< nicht fern, dann müssen auch Menschen und Informatio- 
nen von Amerika zurück nach Asien und von dort weiter in europäische Regionen 
gelangt sein. 

Nun hat keine der relevanten Ausgrabungen in Alaska und in Nordostasien bisher ei- 
nen einzigen überzeugenden Beweis für Wanderungen über die Beringstraße von Si- 
birien aus ans Licht gefördert (vgl. Müller 1982). Dem entspricht, daß auch keine der 
überlieferten indianischen Stammesgeschichten Anhaltspunkte bietet, die als Erin- 
nerung an einen solchen Marsch gedeutet werden könnten (vgl. Steiner 1985: 143 £.). 
Weit eher verweisen die auffindbaren Spuren auf einen gemeinsamen Ursprung der 
Altkulturen Amerikas und Eurasiens in Zentren, die um den borealen Rand des nörd- 
lichen Eismeeres zu suchen sind. Von hier aus liefen dann Wanderungswellen sowohl 
nach Süden (Amerika) wie nach Südwesten (Eurasien). In diesem Zusammenhang 
sind u.a. die sprachlichen Verbindungen zwischen dem Eskimoidiom und dem Indo- 
germanischen erwähnenswert, die selbst Skeptiker anerkennen (vgl. Müller 1982). 
Weiter giltes in der Paläoanthropologie als unumstritten, daß die ersten Sapientes, die 
ohne »Vorstufen< um 42.000 vor Christus plötzlich in Europa auftauchten (und mög- 
licherweise den Neandertaler in derartige Minderwertigkeitskomplexe trieben, daß 
er ausstarb), durch nördliche Ausstattung und Lebensweise gekennzeichet waren. 
Ferner sind boreale Herkunftsmythen beiderseits des Atlantiks manifest (vgl. Müller 
1982). 

Angesichts der skizzierten Befunde erscheint es verwunderlich, daß bis heute so 
hartnäckig an der Beringstraßen-Theorie festgehalten wird. Dieser Umstand kann 
als Ausdruck einer eurozentrischen Voreingenommenheit der gesamten Kulturge- 
schichtsschreibung gelten, die eine Evolution der menschlichen Spezies postuliert, 
die in der Alten Welt ihren Ursprung nimmt. Die nachweisbaren Altmenscharten vom 
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primitiven Pithecanthropus über den Neandertaler bis zum modernen Sapiens hat 
man in einer fortschreitenden Kausalkette miteinander verbunden und dementspre- 
chend den Schluß gezogen, daß die Frühgeschichte des Menschengeschlechts nur 
dort anzusiedeln ist, wo Überreste der Altmenschentypen festgestellt werden konn- 
ten. Da Amerika solche nicht vorzuweisen hat, muß es mithin von Eurasien aus be- 
völkert, jaregelrecht befruchtet worden sein. Im Lichteiner Reihe jüngerer Funde läßt 
sich allerdings die genetische Ableitung der Sapientes von den Altmenschen kaum 
weiter aufrecht erhalten. 

Weit angemessener sind die altsteinzeitlichen Menschenarten nicht hintereinander, 
sondern — mit entsprechenden Phasenverschiebungen — chronologisch nebeneinan- 
der zu verorten. Das Alter des Sapiens nämlich muß weit höher veranschlagt werden, 
als ursprünglich angenommen. Seine Entstehungsgeschichte, die lange in der Zeit vor 
100000 Jahren vermutet wurde, sucht man heute eher in der Zeit vor 600000 Jahren. 
Nach Anpassung der Phylogenese an die neuesten Erträge archäologischer Ausgra- 
bungen besteht kein zwingender theoretischer Grund mehr, kategorisch auszuschlie- 
ßen, daß die Frühgeschichte der Spezies Mensch auch in Amerika stattgefunden 
haben könnte, da Spuren von Altmenschentypen als notwendige Voraussetzung für 
eine solche Annahme entfallen. Mehrnoch: Es liegen durchaus Anhaltspunkte vor, die 
es gestatten, Amerika als ältesten Sapienskontinent in Betracht zu ziehen. So wurde 
im Jahre 1966 in Californien in einer Kiesschicht unter vulkanischen Tuffen, die von 
tertiären Ausbrüchen der Sierra Nevada herrühren, ein menschlicher Schädel ent- 
deckt. Die Fundumstände, die diesen ehrwürdigen Knochen als ältesten bislang auf- 
getauchten menschlichen Überrest überhaupt erscheinen lassen, erfuhren seinerzeit 
mehrfache Überprüfung, die zu Zweifeln keinen Anlaß gab. Bei einer anderen Aus- 
grabung stießen Wissenschaftler des U. S. Geological Survey in einem alten mexika- 
nischen Flußbett auf einige relativ hoch entwickelte Werkzeuge, deren Alter — nach 
den gängigen Methoden bestimmt - bei 250000 Jahren liegt (vgl. Steiner 1985: 143). 
Lediglich das Diktat der eurozentrisch geprägten Evolutionstheorie führt dazu, solche 
Resultate ernsthafter archäologischer Arbeit und Analyse für unmöglich zu erklären, 
als Schwindel zu dikreditieren oder schlicht kommentarlos zu ignorieren. Der Glaube 
an den Mythos eines »fremden<« Ursprungs des amerikanischen Menschen, der sich bis 
heute hartnäckig hält und vor allem im Feld der »Schulgeschichte< weiterhin fraglos 
und unbekümmert propagiert wird, reicht fünf Jahrhunderte zurück. Für Nachfahren 
aller möglichen Völker und Kulturen wurden die amerikanischen Ureinwohner seit 
dem 16. Jahrhundert ausgegeben, für Juden, Karthager, Phönizier, Ägypter, Babylo- 
nier, Kelten, Afrikaner, Waliser, Chinesen, Japaner und für Inder gar. Nuraus Amerika 
selbst konnten und durften sie nicht stammen. Das widersprach jeglicher vom Be- 
wußtsein abendländischer Überlegenheit durchtränkten »Entdeckermentalität«. Für 
Amerika mußte eine >europäische< Schöpfungslegende her, die in der Folge manch 
wunderliche Blüten trieb bis hin zur These grundsätzlicher Inferiorität der gesam- 
ten amerikanischen Flora und Fauna, die letztlich nur mehr oder weniger degenerier- 
te und verunglückte Kopien der europäischen zu bieten habe (vgl. Rehrmann in 
PROKLA 75). Erst durch die segensreichen Auswirkungen europäischer Ideen und 
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europäischer Technik sei Amerika überhaupt in menschenwürdiger Weise bewohnbar 
geworden. In dieser Tradition ist die Beringstraßen-Theorie zu sehen, in dieser 
Tradition steht bis auf den heutigen Tag die auf Amerika bezogene europäische Ge- 
schichtsschreibung, wie noch eingehender zu zeigen sein wird. 

Unabhängig davon aber, welche orthodoxen oder unorthodoxen Erklärungsansätze 
ıman immer auch favorisieren mag, die Fülle amphiatlantischer Gemeinsamkeiten in 
den Gerätesätzen, den »Architekturen<, den Sprachen, den Mythologien liegt auf der 
Hand und steht offensichtlich jenseits aller Zufälle. »Die beiden Kontinente passen 
bruchlos zusammen« (Müller 1982: 109). Vor skizziertem Hintergrund erscheint die 
Vermutung keineswegs abwegig, daß vor der ‚Tat des Columbus« diesseits wie jen- 
seits des Atlantiks ein Wissen um die jeweilige andere Seite vorhanden war, das bis 
an den Grund der Zeiten reicht, sich über beide Hemisphären gleichermaßen ausbrei- 
tete und trotz vielfältiger Wandlungen, Barrieren, Kolonisierungen, Um- und Neuprä- 
gungen und Enteignungen durch die Jahrtausende nie gänzlich aus dem Gedächtnis 
der Menschen verschwand. Verdichtet zu Sagen und Legenden, in mehr als rudimen- 
tären Partikeln »inkorporierter<« Teil des >kollektiven Unbewußteng, hat dieses Wissen 
zweifellos Einfluß auf die Wünsche, Hoffnungen und Sehnsüchte vieler derjenigen, 
die ab 1492 ihren Weg nach Amerika suchen. Den Geschichten, die sich in der Alten 
Welt vor 1492 (und allem Überlegenheitswahn und allen Inferioritätsphantasmen 
zum Trotz auch noch lange danach) um die Neue Welt ranken, ist vor allem eines 
gemeinsam: Sie vermitteln und nähren die Vorstellung von einem Land, in dem eine 
üppige Natur ihre Gaben im Überfluß spendet und sich Menschen ohne Fron und 
knechtisches Mühen — und ohne Staat zu machen - in autonomer Kompetenz selber 
versorgen können. 


Spekulanten und Investoren 


Im Jahre 1607 verfaßt ein gewisser George Percy einen Bericht über seine >Reisenach 
Virginia< und über die »ersten Tage< der dortigen englischen Kolonie (vgl. Billings 
1976: 22-26). Enthusiastisch schildert der Autor die beeindruckende Fülle an pflanz- 
licher und tierischer Nahrung, die das Land naturwüchsig zu bieten hat. Von Austern 
ist die Rede, die groß und köstlich sind, vom überquellenden Fischreichtum der Flüs- 
se, von allen möglichen Beerenarten, bekannten und unbekannten, >viermal besser< 
als das, was England an Vergleichbarem aufweisen kann, von Wein, der in schweren 
Trauben an vielen Bäumen wächst, von Nüssen, Kirschen, Truthähnen und Vogelei- 
ern, von guten und fruchtbaren Böden. Doch wird auch notiert, daß die Kolonisten 
knapp an Lebensmitteln waren und erschreckend viele Personen im Verlauf der ersten 
zwölf Monate vor allem an Hunger zugrunde gingen. Die Frage liegt auf der Hand, 
wie dieser — zumindest für die Engländer betrübliche - Umstand mit dem beschrie- 
benen einheimischen Nahrungsdargebot in Einklang zu bringen ist. Percys Bericht 
läßt vermuten, daß sich die Kolonisten in ihrer Mehrzahl an einem offenbar schlecht 
gewählten Ort regelrecht einigelten und sich so zu künstlicher Bewegungslosigkeit 
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verdammten, ein Verhalten, das die Nutzung der ökologischen Potentiale und Res- 
sourcen des Raumes für eine effektive Selbstversorgung hinderte. Gelegentliche Que- 
relen und Scharmützel mit den Indianern, in die bestimmte Kolonisten wiederholt und 
kaum ohne eigenes Verschulden gerieten, mögen diese »Bunkermentalität« gefördert 
haben. 

Die von Percy akribisch geführte chronologische Sterbeliste, die zum überwiegenden 
Teil auch die Berufs- bzw. Standestitel der Verblichenen verzeichnet, vermittelt den 
Eindruck, daß der Tod vorrangig die nach europäischen Maßstäben bessergestellten 
‚Herrschaften«ereilte. Ein anderes Dokument aus dem Jahre 1610 (vgl. Billings 1976: 
28 f.) berichtet, daß vor allem die »commanders« und »officers« von aus Europa mit- 
gebrachten Vorräten lebten und dabei in relativ kurzer Zeit bis zur völligen Ausrottung 
u.a. Hühner, Ziegen und Schafe verspeisten, Haustiere, die unter einer längerfristigen 
Perspektive ım Stall und auf der Weide für das leibliche Wohl aller Kolonisten weit 
nützlicher hätten sein können als in den Kochtöpfen und an den Bratspießen der Elite. 
Das »einfache< Kolonistenvolk dagegen, so ist zu lesen, ernährte sich hauptsächlich 
von (in jenen Jahren noch schadstoffreien) Wurzeln, Kräutern, Eicheln, Bucheckern, 
Walnüssen, Beeren und Fischen, eine in ernährungsphysiologischer Hinsichtmehr als 
hinreichende und keinesfalls ungesunde Komposition, deren Bestandteile - in Ver- 
bindung mit fachkundiger Lagerung und Konservierung - nicht so ohne weiteres aus- 
gehen konnten und jederzeit frei verfügbar waren. (Man wird es als Ausdruck spezi- 
fischer und typischer Vermessenheit europäischen Zuschnitts werten müssen, wenn 
solch eine »Speisekarte< — damals wie heute — als mehr oder weniger erbärmlich dis- 
kreditiert wird.) Einige Kolonisten gingen, wie Percy erzählt, in der Sorge für sich 
selbsteinen entscheidenden Schritt weiter. Sie >verschwanden« einfach, d.h. sieließen 
Siedlung Siedlung sein und wählten den Weg zu den Indianern, mit denen sie fortan 
lebten. Solche »Evasionisten« fanden bei den Stämmen offenbar freundliche, zumin- 
dest aber bereitwillige Aufnahme und häufig integrierten sie sich vollkommen in die 
indianischen Gemeinschaften. Die Vermutung ist nicht abwegig, daß die umfangrei- 
chen »Hilfslieferungen« an Brot, Korn, Fisch und Fleisch, die die unflexibleren Siedler 
schließlich von indianischer Seite erhielten, auch Initiativen weißer Überläufer zu 
danken sind und dem Eindruck, den diese Menschen auf die Indianer machten. 
Gelegentlich kehrte der eine oder andere »Aussteiger< zu seinen Landsleuten zurück 
und vemittelte Wissenswertes über indianische Sitten und Gebräuche (vgl. Billings 
1976: 26). ; 

Die Schwierigkeiten der ersten Europäer in Nordamerika, die der Bericht von George 
Percy exemplarisch benennt, fanden bereits im 17. Jahrhundert eine bis heute ge- 
bräuchliche »naturalisierte< Erklärung: die Kolonisten hätten sich in der Neuen Welt 
relativ schutz- und hilflos einer feindlichen, unbarmherzigen Wildnis ausgesetzt ge- 
sehen, die zu zähmen, zu beherrschen und rational umzugestalten in einem langwie- 
rigen, mühsamen und schmerzhaften, von zahllosen Fehl- und Rückschlägen durch- 
setzten Prozeß erst gelernt sein wollte. Doch wird ebenfalls im 17. Jahrhundert schon 
eine konträre Position formuliert: Die Versorgungsmisere ließe sich keinesfalls auf 
»Mangel und Unvollkommenheit des Landes< zurückführen (vgl. Billings 1976: 28), 
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sondern liege im »government« begründet. Selbst im Paradies, so ein Beobachter im 
Jahre 1610, wäre es den Kolonisten unter der gegebenen Führung schlecht ergangen 
(vel. Billings 1976: 28). Den für die transatlantischen englischen Kolonien offiziell 
vorgesehenen Modus der Organisation von Macht und Herrschaft, von Produktion 
und Reproduktion, verdeutlichen die Instruktionen der »London Company« an die 
ersten Siedler (vgl. Billings 1976: 19-22). Die Suche nach, der Anbau, die Herstellung 
von handelbaren Gütern, die in Europa gutes Geld bringen oder zu bringen verspre- 
chen, werden als primäre Ziele des Unternehmens definiert, denen alle anderen Ak- 
tivitäten und Operationen ausnahmslos unterzuordnen sind. Die Sorge für die Profite 
der Handelsgesellschaft muß absoluten Vorrang haben. Ihr soll sich der Großteil der 
Siedler unverzüglich und eifrig widmen. Lediglich einer kleinen Gruppe wird auf- 
getragen, Boden zur Deckung des Eigenbedarfs der Kolonie zu kultivieren. Fehlende 
Nahrungsmittel hatman von den Eingeborenen im Tausch oder sonstwie zu besorgen. 
Es gilt, die Siedler zusammenzuhalten und zu disziplinierter und fleißiger Arbeit für 
den Export anzuleiten. Zum Zwecke optimaler Kontrolle sollen Siedlungen so an- 
gelegt werden, daß von einem zentralen Punkt (Marktplatz) aus alle Straßen gut ein- 
zusehen sind. 

Skizzierte Anweisungen stehen exemplarisch für eine Fülle von Rezepturen, Projek- 
ten und Programmen, die Großhandelskaufleute im Verein mit Teilen des Adels und 
gestützt auf die Staatsmacht in den europäischen Hauptquartieren mit Blick auf den 
Kolonisationsraum Amerika entwerfen und gehören in den Kontext von »[...] Über- 
legungen und Praktiken, die sich auf das gesamte 17. Jahrhundert [...] verteilen und 
die man unter dem ziemlich approximativen Begriff »Merkantilismus< zusammen- 
faßt« (Foucault 1978: 220). 

Die Entdeckungs- und Eroberungszüge der Spanier im mittel- und südamerikani- 
schen Raum galten noch primär der Suche nach Gold und Silber. Die spanische Ko- 
lonialpolitik beschränkte sich weitgehend auf die Lösung des Problems, Ausbeutung, 
Vermünzung und Verschiffung der mexikanischen und peruanischen Edelmetallvor- 
kommen möglichst effizient zu organisieren. Im ökonomischen Denken des 16. 
Jahrhunderts war das »schöne Metall« in sich Merkmal und Ausdruck des Reichtums. 


»Sein ihm eigener Glanz zeigte zur Genüge an, daß es gleichzeitig verborgene Präsenz und sichtbare Sig- 
natur aller Reichtümer der Welt war. Aus diesem Grund hatte es seinen Preis. Aus diesem Grund maß es 
auch alle Preise. Aus diesem Grund konnte man es auch gegen alles, was einen Preis hatte, austauschen. 
Es war das Kostbare par excellence« (Foucault 1978: 220). 


Im Laufe des 17. Jahrhunderts dagegen gewinnen Spekulation und Reflexion über die 
Natur der Reichtümer eine andere Qualität. Zwar werden im Rahmen der sich ent- 
wickelnden merkantilen Formation dem Gold bzw. dem Silber die genannten drei 
Eigenschaften auch weiterhin zugewiesen, man »[...] läßt sie aber nicht mehr auf der 
ersten Eigenheit (einen Preis zu haben) sondern auf der letzten (an die Stelle dessen 
zu treten, was einen Preis hat) beruhen« (Foucault 1978: 220). Das heißt die Tausch- 
funktion wird Grundlage für die beiden Fähigkeiten, zu messen und einen Preis zu 
haben. Die Charakteristika von Geld und Reichtum erscheinen nicht länger durch den 
immanenten Wert des (gemünzten) Edelmetalls determiniert, sondern durch Handel 
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und Austausch. Der Merkantilismus läßt sich als überlegte Gliederung begreifen 
»[...] die aus dem Geld das Instrument der Repräsentation und der Analyse der Reich- 
tümer und umgekehrt aus dem Reichtümern den vom Geld repräsentierten Inhalt 
macht« (Foucault 1978: 221). Die Korrespondenzen zwischen Geld und Reichtum 
liegen in der Sphäre des Zirkulationsprozesses und ergeben sich nicht weiter aufgrund 
der Kostbarkeit des Metalls. 


»Wenn die Güter zirkulieren können (und zwar dank dem Gelde), vervielfachen sie sich und der Reichtum 
nimmı zu« (Foucault 1978: 226). 


Das ökonomische Denken des 17. Jahrhunderts setzt den Warentausch, den Handel 
als ausschlaggebendes, Werte und Reichtümer schaffendes Moınent (vgl. auch Ma- 
Iynes 1622: A 3 f.). Damit Handel möglich wird, muß an einem Ort ein Überfluß vor- 
handen sein, der an einem anderen Ort Bedürfnisse befriedigen kann (vgl. Malynes 
1622: 95). 

»Die Frucht, nach der mich hungeıt, die ich pflücke und die ich esse, ist ein Gut, das mir die Natur bietet. 
Es wird keinen Reichtum geben, wenn die Früchte auf meinem Baum nicht zahlreich genug sind, um mei- 
nen Appetit zu übersteigen. Dabei muß außer mir noch jeınand Hunger haben und nach ihnen verlangen.« 
(Foucault 1978: 242) 

Nun bringt die Natur Güter von handelbarem Zuschnitt und in handelbarem Umfang 
nur bedingt spontan hervor. Ihr muß entsprechend nachgeholfen werden. Die »Mer- 
kantilisten« konstatieren die Notwendigkeit, zur Förderung der Naturproduktion Geld 
und Arbeit in den Boden zu investieren. (Dabei ist Arbeit nicht als wertschöpfend und 
Geld nicht als allgemeines Äquivalent geronnener Arbeit erkannt. Doch obwohl im 
»Merkantilismus« die Arbeit als ökonomische Kategorie faktisch nicht existiert, im- 
pliziert die Einschätzung des Tausches als Reichtumsspender eine Steigerung ihrer 
Wertschätzung; vgl. Marx 1977: 349 u. 793; Fusfeld 1975: 29). Es sind politische Ga- 
rantien gefordert, die ein ausreichendes Angebot von Arbeitskräften zu sichern ver- 
mögen und die gewährleisten, daß Vorschüsse und Rückzahlungen im Verhältnis zum 
Boden kalkulierbar stattfinden können und daß die Einsätze lohnen. 

Damit sich die Investitionen der Kaufleute amortisieren und die anvisierten Zirkula- 
tionsgewinne realisieren, bedarf es abgesicherter und verläßlicher Handlungsketten 
über zum Teil erhebliche zeitliche und räumliche Distanzen. Die erfolgversprechende 
Planung, Installierung und Aufrechterhaltung solcher Handlungsketten ist abhängig 
von der Herausbildung zentralisierter Autoritäten, von der Schaffung einer stabilen 
Hertschaftsorganisation, d. h. hierarchisierter Koordinations- und Regulationsorga- 
ne, und auf subjektiver Ebene von einer »Anpassung desinneren Überbaus« an die den 
neuen ökonomischen Tendenzen entsprechenden gesamtgesellschaftlichen Erforder- 
nissen. 

»Das Verhalten von immer mehr Menschen muß aufeinander abgestimmt, das Gewebe der Aktionen im- 
mer genauer und straffer durchorganisiert sein, damit die einzelne Handlung darin ihre gesellschaftliche 


Funktion erfüllt. Der einzelne wird gezwungen, sein Verhalten immer differenzierter, immer gleichmäßi- 
ger und stabiler zu regulieren« (Elias 1979: 317). 


Die Bändigung der »äußeren Natur< findet ihre Entsprechung in der Bändigung der 
inneren Natur«. Die imperial-merkantile Okkupation und Nutzbarmachung der 
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Territorien läuft parallel zu einer imperial-merkantilen Okkupation und Nutzbarma- 
chung der menschlichen Körper und Gehirne. 

Die Anforderungen, die reibungsloser Fluß und Kontinuität des Handels stellen, 
führen allmählich zur Ausprägung relativ beständiger zentraler Monopolinstitute der 
Macht- und Gewaltausübung und zu einer Veränderung des Standards des gesell- 
schaftlich Geforderten und Verbotenen. Der wesentlich durch substistenzwirtschaft- 
liche Orientierungen geprägte prämerkantile Standard, der unter anderem den Zwang 
einer allzu langen Berechnung für die Zukunft und der Regelung der individuellen 
Affekte über das Maß der zur eigenen unmittelbaren Reproduktion erforderlichen 
Arbeit hinaus kaum kennt, ist für die Ambitionen und Intentionen der merkantilen 
Ökonomie hinderlich und wird bekämpft. 

Vor allem die kaufmännischen Funktionen in den Zentren der expandierenden Fern- 
handelsverflechtungen gewöhnen »[...] an eine Unterordnung der augenblicklichen 
Neigung unter die Notwendigkeit der weitreichenden Interdependenz« (Elias 1979: 
338). Im Zuge der weiteren Entwicklung geht eine Ausweitung des »effektiven Le- 
bensraumes< mit einer zunehmenden Reduktion des >beherrschten Lebensraumes« 
konform. Subjektive Kompetenzen und objektive Möglichkeiten einer autonomen 
Selbstversorgung werden freiwillig oder unter Zwang aufgegeben und geraten in Ver- 
gessenheit. Immer mehr soziale Akteure sehen sich in ihrer Daseinsfürsorge abhängig 
von zentralisierten Instituten und hierarchisch organisierten Netzen der Logistik, der 
Versorgung, der Verteilung. Immer mehr soziale Akteure auch erscheinen vom Ver- 
kauf und nicht mehr länger vom direkten Verbrauch ihrer Erzeugnisse abhängig. Das 
Handelsbürgertum forciert von Anfang an und mit zunehmend repressiven Mitteln 
eine Ausdehnung merkantilistischer Normen und Maximen der Produktion und der 
Reproduktion auf alle Schichten und Räume. 

Zur vollen Entfaltung gelangt der Merkantilismus mitder Errichtung und Ausbeutung 
eines abhängigen Kolonialsystems. Entsprechend dem Postulat merkantiler Handels- 
theorien, daß der Wert der Exporte eines Landes den seiner Importe übersteigen muß, 
damit sich nationaler Reichtum akkumulieren kann (vgl. Bruchey 1966: 46), erhalten 
die Kolonien eine doppelte Funktion zugewiesen. Sie sollen das Mutterland mit agra- 
rischen und sonstigen Rohstoffen beliefern und ihm fertige (Manufaktur-)Erzeugnis- 
se abnehmen (vgl. auch Malynes 1622: 95). Dabei versuchen die europäischen Mäch- 
te, in den von ihnen beanspruchten und besetzten auswärtigen Territorien speziell au- 
torisierte Kaufleute und Handelsgesellschaften als Monopolkäufer und -verkäufer zu 
etablieren und die Austauschbedingungen exklusiv zu bestimmen. Das geht z.B. so 
weit, daß in den Kolonien die Ausübung bestimmter Berufe und Einrichtungen 
bestimmter Produktionsstätten und Produktionszweige verboten wird, um den Aus- 
fuhrgütern des Mutterlandes keine Konkurrenz erwachsen zu lassen. Die kolonialen 
Außenhandelsmärkte entwickeln sich so mit der Zeit zu einer Art >institutionalisier- 
ter Produkte<: »sie resultieren aus politischen Anstrengungen und militärischer Ge- 
walt« (Habermas 1979: 31; vgl. auch Dobb 1970: 210). 

Die gängigen historiographischen Abhandlungen zum Prozeß der »Eroberung« Nord- 
amerikas durch die Europäer pflegen bis auf den Tag Investoren und Siedler, Ko- 
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lonisatoren und Kolonisten quasi aufeine Stufe zu stellen und wie mehr oder weniger 
gleichberechtigte, vor allem aber gleichgesinnte Partner zu behandeln. Bei (unter- 
stellter) weitgehender Übereinstimmung der Motive und Intentionen beider Gruppen, 
nämlich möglichst schnell möglichst hohen materiellen Gewinn zu erzielen, inve- 
stiert die eine ihr Geld, die andere entsprechend ihre Arbeitskraft. Dabei wird geflis- 
sentlich übersehen oder verschwiegen, daß zu Beginn des 17. Jahrhunderts die mer- 
kantil geprägte Welt- und Wirklichkeitsauffassung samt ihrer Definitionen vom Sinn 
und Nutzen wirtschaftlicher Tätigkeit den Status einer weitgehend allgemeinen Gül- 
tigkeit und Verbindlichkeit noch längst nicht erreicht hat. Viele, wenn nicht gar der 
überwiegende Teil der Menschen, die gerade in der Anfangsphase europäischer kolo- 
nialer Unternehmungen auf dem nordamerikanischen Festland freiwillig oder ge- 
zwungen ihren Weg in die Neue Welt nehmen, gehören jenen Klassen und Schichten 
der europäischen Gesellschaft an, die der beginnende Zersetzungsprozeß des Feuda- 
lismus aus der Bahn ihrer traditionellen Lebensweise wirft, ohne ihnen unmittelbar 
neue Chancen zu eröffnen. Wir haben es mit Gruppen zu tun, die sich zwar der »[...] 
Notwendigkeit eines qualvollen Anpassungsprozesses an die Bedingungen des Geld- 
kapitalismus [...]« (Borkenau 1932: 315) gegenübersehen, dieser Notwendig- 
keit aber nicht entsprechen können oder nicht entsprechen wollen. Das Denken und 
Handeln dieser Pioniere, ihr Wahrnehmungs- und Sinngebungsmodus, bleiben wei- 
terhin wesentlich von eher substistenzwirtschaftlichen Orientierungen geprägt und 
sind nicht vom Streben nach Surplus und Profit beheitscht. Zumindst aber 'sind etli- 
chen Kolonisten solche Orientierungen noch nicht so fremd, als daß sie im Kontakt 
mit den »archaischen« Vorstellungen und Praktiken der Indianer nicht schnell wieder 
auflebten. Auch auf der Ebene der Selbstdisziplinierung entspricht das Verhalten des 
»kolonialen Fußvolkes< keinesfalls den Standards der merkantilen Elite. 

Die (Weiter-)Existenz und die Virulenz subsistenzwirtschaftlicher Orientierungen 
mitallihren Implikationen und Konsequenzen (vgl. Groh 1987; Bardelle 1988) macht 
den Kolonisatoren (auch) jenseits des Atlantiks erheblich zu schaffen. Dies verdeut- 
licht z.B. die Serie strenger Vorschriften und Gesetze, die auf Betreiben der »London 
Company« im Jahre 1611 für Virginia erlassen und unter der Bezeichnung »Laws 
Divine, Moralland Martiall« bekannt wird (vgl. Billings 1976: 29-33). Kein Kolonist, 
so die eindeutige Order, darf die Siedlung ohne schriftliche Genehmigung verlassen. 
Nicht ausdrücklich von der Kolonialadministration autorisierte Beziehungen zur in- 
dianischen Bevölkerung sind unter Androhung der Todesstrafe verboten. Über Art 
und Umfang selbstbesorgter Nahrungsmittel wird genaueste Rechenschaft gefordert. 
Ähnliche Statuten ergehen auch in den anderen europäischen Kolonien in Amerika. 
All diese Regulierungsmaßnahmen laufen darauf hinaus, die Fülle und Vielfalt der 
nach den Gegebenheiten des Raumes möglichen autonomen menschlichen Lebens- 
äußerungen auf ein überschaubares und ausbeutbares Spektrum zu reduzieren. Das 
schließt den zerstörerischen Zugriff auf den Raum selber ein. Was wild wächst und 
wuchert- und zumindest tendenziell freie Reprodukion zu garantieren vermag — wird 
umgehauen oder untergepflügt. Die natürlichen, artenreichen Mischkulturen müssen 
künstlichen, anfälligen und auslaugenden Monokulturen weichen. All diese Regulie- 
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rungsmaßnahmen sind Teil der imperialen Reaktion auf zahllose Fälle von Insubor- 
dination, Gehorsamsverweigerung, Desertion und Meuterei, die immer wieder den 
Bestand fester Siedlungen, die Durchsetzung der merkantilen Ordnungs- und Aus- 
beutungskonzeption samt ihres spezifischen, tauschwertorientierten Arbeits- und 
Handelsethos, die Produktion und Aneignung von (exportierbaren) Überschüssen, 
die Realisierung kommerzielle Profite gefährden. 

In diesem Zusammenhang ist die Vermutung keinesfalls abwegig, daß die Forts, die 
überall aus dem Boden schießen, nicht primär die Funktion haben, »böse Wilde«< 
abzuwehren, sondern unzufriedene Zivilisierte am Weggehen zu hindern. 


Aussteiger und Selbstversorger 


Die traditionelle Perspektive der amerikaspezifischen Kolonialgeschichtsschreibung 
grenzt bis heute weitgehend jene Europäer aus, die in die Neue Welt nicht die Gier 
nach Gold und schnellem Reichtum trieb, sondern eher die greifbare Chance, Träume 
von einer freien, selbstbestimmten und selbstgenügsamen Existenz zu serden< und zu 
leben. Stattihre Kraft und Energie darauf zu konzentrieren, die vorgefundenen natür- 
lichen Ressourcen möglichst schnell und effektiv in private Gewinne zu verwandeln, 
tauchten zahlreiche Pioniere ein in die Ökologie des Raumes und die einer >indiani- 
schen< Lebensweise und gingen zum Teil gänzlich in ihnen auf. Schon eine der ersten 
englischen Siedlungen, die Raleigh auf der Insel Roanoke in den >Carolina Outer 
Banks« gründete, wurde im Jahre 1590 verlassen vorgefunden, ohne daß irgendein 
Anzeichen für einen gewaltsam erzwungenen Aufbruch der Kolonisten sprach. In 
einen Holzpfahl eingekerbt entdeckte man das Wort >Croatoan«, das wohl die letzte 
Gruppe bei ihrem Verschwinden zurückließ; ein Hinweis auf das mögliche Ziel des 
damals wie heute geheimnisumwitterten Exodus. Crotoan ist der Name einer ande- 
ren Insel der besagten Banks. Kein einziger der »verlorenen« Siedler tauchte jemals 
wieder auf. Zu vermuten steht, daß sie mit den Indianern zogen, da ihnen dies bessere 
Lebensperspektiven bot als das Warten auf Nachschub aus dem Mutterland und die 
Aussicht, für die Profite von Kaufleuten zu arbeiten. 

Trotz ständig ausgreifender merkantiler Okkupation und Tertitorialisierung kann 
Nordamerika bis weit ins 17. Jahrhundert hinein als Raum gelten, in dem die Ver- 
hältnisse zu einem hohen Grad dezentral und unbestimmt sind. Die europäischen 
Pioniere sehen sich einer auswegreichen Situation gegenüber, die es ihnen aufgrund 
einer Fülle offener Möglichkeiten für eine unabhängige und selbstbestimmte Repro- 
duktion lange Zeit erlaubt, einzeln oder in Gruppen die Subordination unter einen 
zentralisierenden, disziplinierenden und vereinheitlichenden Apparat und (im mer- 
kantilen Sinn) rational geplante Arbeits- und Ausbeutungsverhältnisse erfolgreich zu 
verweigern, ihre Autonomie zu wahren und für staatliche und kommerzielle Zwecke 
unverfügbar zu bleiben. 

Unausrottbar erscheint in der Literatur zum Thema der Topos, die Begegnung der 
Europäer mit Amerika im Anschluß an die erste »Indienfahrt< des Columbus sei die 
Begegnung mit einer bis dahin noch nicht erfahrenen, fremden Welt gewesen; (als 
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Beispiel aus jüngster Zeit s. Gewecke 1986: 56). Bei näherem Hinsehen offenbart 
sich, daß Flora und Fauna Nordamerikas ebenso wie der Existenzmodus und die 
Denk- und Wahrnehmungsweise der Indianer wohl graduell, keinesfalls aber prinzi- 
piell von dem unterschieden sind, was vielen der ersten Kolonisten seinerzeit aus der 
europäischen Tradition und Gegenwart vertraut ist. Damit soll nicht bestritten wer- 
den, daß die Neue Welt vor allem in klimatischer Hinsicht auch einige Überraschun- 
gen für die Töchter und Söhne der Alten Welt bereithielt. 

Zur Zeit der ersten Kontakte mit Weißen praktiziert die einheimische nordamerika- 
nische Bevölkerung ein breites Spektrum vielfältiger Methoden der Subsistenzsiche- 
rung entsprechend der Dargebote und Konditionen der jeweiligen lokalen Ökosyste- 
me. So betreiben die sogenannten Pueblo-Indianer intensiven Anbau in einer ariden 
Umgebung, die halbnomadischen Indianer der Plains ernähren sich hauptsächlich 
von wilden und teilweise von kultivierten Kornpflanzen, im Great Basin und in den 
Plateau Regions bilden Nüsse, Beeren und Wurzeln, an der Nordwest-Küste Fluß- 
und Seefische und Vögel die Basis der Ernährung. Im ausgedehnen Waldland des 
Ostens, dort, wo die Europäer zunächst Fuß fassen, leben die Indianer als Farmer, 
Jäger, Fischer und Sammler. Insgesamt ist die Ernährung weitgehend vegetarisch 
orientiert. Lediglich aufgrund eines männlichen Bias, der sich bis heute in viele For- 
schungen und Betrachtungen zur indianischen Lebensweise einschleicht, erhalten die 
Jagdaktivitäten eine herausragende Bedeutung zugewiesen (vgl. Vecsey/Venables 
1980: ix-xxv). Die Subsistenztechnologie der Indianer kennt keine Zugtiere, keine 
Pflüge und keine Räder. Doch verstehen sie es sehr wohl, durch eine Fülle von Ein- 
griffen und Manipulationen die natürlichen Erträge der Nähr- und Nutzpflanzen zu 
wahren und auch zu vermehren. Alles in allem werden über 150 Pflanzensorten für 
Nahrung, Kleidung und Heilung gehegt und kultiviert (vgl. Vecsey 1980, Jennings 
1974: 129-132; Castetter 1935; Anderson 1952). Es gibt begründete Vermutungen, 
daß im 17. Jahrhundert die Hektarerträge indianisch >»bewirtschafteten< Landes teil- 
weise höher lagen als entsprechende Erträge in Europa zur gleichen Zeit. Auch ist an- 
genommen worden, daß die Bevölkerungszahl Nordamerikas vor der »Entdeckung« 
der Westeuropas durchaus gleichkam (vgl. u. a. Jacobs 1980: 47). Unabhängig davon, 
wie man zu solchen Thesen steht, die weder eindeutig beweisbar noch eindeutig zu 
widerlegen sind (und das auch bleiben werden), giltes anzuerkennen, daß die Indianer 
über Jahrtausende aufmerksamer Beobachtung und kluger Experimente Methoden 
und Techniken entwickelt und entfaltet haben, die Millionen von Menschen keines- 
falls karg oder knapp am Leben erhielten, ohne das Land und seine Ressourcen 
nachhaltig zu schädigen. 

Auch die Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten vieler der ersten Kolonisten sind 
eher auf Garten- denn auf Ackerwirtschaft orientiert. Ihnen geht es vor allem darum, 
sich selbst in eigener Verantwortung zu versorgen. An der systematischen, energiein- 
tensiven und tendenziell zerstörerischen Produktion handelbarer, gewinnträchtiger 
agrarischer und sonstiger Güter und Überschüsse haben sie wenig Interesse. Ihre 
Auffassung vom Charakter bäuerlicher Arbeit ist noch nicht in einem Maß um Pflug 
und Axt konzentriert, als daß sie die Logik und Rationalität der indianischen Lebens- 


Jenseits des Atlantik 131 


und Wirtschaftsweise nicht schnell begriffen und für sich nutzbar machten. So sehen 
z.B. die ersten Dörfer, die von Engländern in Virginia angelegt werden, nicht aus wie 
Dörfer in England, sondern wie Dörfer der Algonkin. Die indianischen Vorstellungen 
von einer beseelten Natur sind dem europäischen Denken ebenfalls nicht fremd. 
Reflex und Pendant finden sie in der abendländischen Sagen- und Märchenwelt: Hier 
sprechen und handeln Tiere wie Menschen, Menschen können sich in Tiere verwan- 
deln und Tiere in Menschen, Pflanzen und Mineralien erscheinen »anımiert< usw. 
Auch auf dieser Ebene bewegen sich die europäischen Pioniere — die einen mehr, die 
anderen weniger — in durchaus bekannten Gefilden. Die tradierten Berichte aus der 
Frühzeit der Kolonisation erlauben den Schluß, daß die auf die vorgefundene Öko- 
logie des nordamerikanischen Raumes bezogene Adaption und Integration denjeni- 
gen europäischen Menschen am ehesten gelingt, die im »Prozeß der Zivilisation<noch 
nicht zur Spitze des merkantilen Niveaus »fortgeschritten« sind. 

Gelungene Synthesen zwischen indianischer und europäischer Kultur und Tradition 
erzeugen ein Milieu, in dem eigensinniger, anarchischer Widerstand gegen die impe- 
rıalen Zugriffe der merkantilen Kolonisatoren wurzelt und gedeihen kann. Wer die 
Wälder, Berge und Prärien kennt wie die Indianer, wer sich als Eingeweihter in ihnen 
zu bewegen und zu unterhalten versteht, ohne allzu gravierend als Störfaktor zu wir- 
ken, ist für alles, was Stadt und Staat repräsentieren, für jede hierarchische Organisa- 
tion, jede zentralisierte Ausbeutungsordnung kaum zu fassen und zu gewinnen und 
wird in letzter Instanz unkalkulierbar bleiben. 

Ein gutes Beispiel für eine Existenzweise an der Peripherie bzw. jenseits der durch 
merkantilen Ackerbau und merkantilen Handel bestimmten Grenzen liefern die 
Waldläufer und Trapper Kanadas. Wiewohl vieles für die Behauptung spricht, daß 
diese Menschen »[...] aus den unzugänglichen Wäldern die Werte erst herbeige- 
schafft haben, welche dazu dienten, der Besiedlung [...] die Wege zu ebnen« (Hasen- 
clever 1923: 114) und sich letztendlich als Schrittmacher der (merkantilen) Kultur — 
wenn auch ohne es zu wollen — selber nach und nach den Ast absägten, auf dem sie 
saßen, folgt ihr Tun Mustern, die den Maßgaben merkantiler Rationalität und 
Zweckbestimmung weitgehend nicht entsprechen. Das Verhalten der Waldläufer und 
Trapper läßt deutlich Spuren einer Ökonomie erkennen, die der »Verzehrung der 
Reichtümer« Vorrang einräumt vor ihrem Erwerb und ihrer Anhäufung/Vermehrung 
(vgl. Bataille 1975: 35). Sie verschwinden auf ein Jahr oder länger in den Wäldern, 
um dann ihre Beute an Fellen, gelegentlich auch an getrocknetem Fleisch, auf den 
Märkten der festen Siedlungen anzubieten. Aus den Erträgen ihrer Expeditionen 
bestreiten die Trapper/Waldläufer den Minimalverbrauch zur Erhaltung des Lebens 
und zur Fortsetzung ihrer Profession. D. h. sie ergänzen verschlissene oder verbrauch- 
te Gegenstände wie Pulver, Blei, Messer, Gewehre etc. Etwaige Überschüsse werden 
nicht gespart und nicht investiert, nicht zur Ausweitung der Ausrüstung und Unter- 
nehmungen verwandt, sondern in exzessiven Verschwendungsorgien systematisch 
unproduktiv verausgabt. Die so bestimmte spezififsche Pragmatik des Umganges mit 
Ressourcen und Surplus läuft in unbehelligter Form daraufhinaus, daß eine Akkumu- 
lation von Reichtümern, ein »Wachstum der Produktivkräfte«, eine Expansion der 
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Operationen nicht stattfindet und daß der ökologische Status des Raumes, der den 
Waldläufern/Trappern ein relativ unkompliziertes Leben und Überleben ermöglicht, 
in nicht so extremer Form angegriffen wird, als daß er sich nicht regenerieren könnte. 
Allerdings ist zu bedenken, daß sowohl die >produktive« Tätigkeit als auch die Ver- 
ausgabungspraktiken der Waldläufer und Trapper mit der Zeit nur noch bedingt au- 
tonom sind und von der ausgreifenden >merkantilen Maschine< mehr und mehr okku- 
piert, manipuliert und korrumpiert erscheinen. In Bars und Bordellen werden die 
verschwenderischen Ausgaben kanalisiert und für die merkantile Wirtschaft nutzbar 
gemacht. Auch trägt die nicht unwesentlich von Waldläufern und Trappern vermittel- 
te und forcierte Integration des »Roten Mannes« in den Pelzhandel der Weißen massiv 
zur Zerstörung indianischen Lebensraumes und indianischer Lebensart bei. Nichts- 
destotrotz aber werden die Waldläufer und Trapper gerade auch in ihrem engen Kon- 
takt zu den Indianern als permanente Provokation und Bedrohung begriffen und be- 
reits im 17. Jahrhundert entsprechend diskreditiert. Ihr ungeordnetes, jeder Zucht 
bares Auftreten findet sich angeprangert, ihre Sitten- und Zügellosigkeit, ihr fehlen- 
der Sinn für nationale Loyalität, ihre Ignoranz gegenüber König und Vaterland (vgl. 
Hasenclever 1923; Bitterli 1976: 39-42). Ihr Beispiel gilt als »gefährliche< Verlok- 
kung für die zum Teil gepreßten und übel gebeutelten seßhaften Bauern und Handwer- 
kerin den festen Siedlungen. Waldläufer und Trapper, sonstige unabhängige Pioniere 
und die einheimische nordamerikanische Bevölkerung stellen als Repräsentanten, 
später als Relikte einer anderen, nicht-merkantilen Wirklichkeit die Gültigkeit der 
Maximen bürgerlich-merkantiler Sittlichkeitund Rationalität grundsätzlich in Frage. 
Die Synthesen zwischen indianischer und europäischer Kultur bergen ein »Stück 
Utopie«: die autonome Reproduktion auf der Basis nicht-paternalistischer, nicht-zen- 
tralisierter Organisatonsstrukturen sozialen Seins außerhalb der von Merkantilisten 
favorisierten, propagierten und erzwungenen Modi der in eine hierarchische Ausbeu- 
tungsordnung eingebetteten, seßhaften agrikolen und manufakturellen Arbeit und des 
tauschwertorientierten Handels. Darüber hinaus verweisen solche Synthesen auf die 
Möglichkeit eines alternativen Umgangs mit den nordamerikanischen Ressourcen, 
der sich wesentlich auf die Befriedigung energetischer Bedürfnisse, d. h. auf die Wie- 
derheistellung verausgabter Energien beschränkt, den ökologischen Systemen Zeit 
und Raum zur »natürlichen« Regeneration läßt und den Sinn von Reichtum und Über- 
fluß in seiner unproduktiven Verausgabung sieht. Nicht zuletzt Waldläufer und Trap- 
per halten die Erinnerung an diese andere Möglichkeit der Wirklichkeit wach, wäh- 
rend die merkantile Ordnung zwecks Optimierung ihrer Funktionsfähigkeit, der 
Akkumulations- und Investitionsbedingungen der Reichtümer, alle Reminiszenzen 
an Orientierungen subsistenz-wirtschaftlicher Art und Provenienz zu unterdrücken 
und vergessen zu machen trachtet. 

Der am Ende erbittert geführte Kampf des im nordamerikanischen Kolonialgeschäft 
engagierten europäischen Handels- und Finanzbürgertums gegen »Indianeı< roter wie 
weißer Hautfarbe ist Teil einer umfassenden Strategie, die über »ständige Zensur« 
dafür sorgen muß »[...] daß das Andere die schöne Ordnung der Realität, des Dis- 
kurses, der Rationalität nicht durcheinanderbringt« (Böhme 1983: 13). 
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Bereits im 17. Jahrhundert verleiht die merkantilistische Propaganda den kolonialen 
Unternehmungen in Amerika den Charakter einer zivilisatorischen Mission. So wird 
ideell Grund und Recht für die merkantile Expansion geschaffen mit dem Ziel, ihren 
Fortschritt zu sichern. Das Muster der Argumentation sei kurz skizziert: Die Pioniere, 
die im späten 16. und frühen 17. Jahrhundert in die Neue Welt gelangen, kommen aus 
hohen Kulturen, aus den in ihrer politischen und ökonomischen Entwicklung fortge- 
schrittensten Ländern Europas. Allerdings bewegen sie sich zum großen Teil in die- 
sem Rahmen auf sehr niedrigem sozialen und moralischen Niveau, gehören zum »Bo- 
densatz< der Gesellschaften der Alten Welt. In den Wildnissen (Nord-)Amerikas zu- 
nächst weitgehend auf sich selbst gestellt und der eigenen Willkür überlassen, ver- 
rohen diese ohnehin unsicheren Kantonisten notgedrungen vollends und sinken rasch 
in eine Art Urzustand zurück. Ihre Manier zu wohnen, sich zu kleiden undzu ernähren, 
die Formen ihres Umgangs miteinander und mit den Dingen weichen eklatant von 
Standards ab, die Normalität und Zivilisation konstituieren und lassen deutlich Ele- 
mente erkennen, die primitiven, in der Alten Welt eigentlich bereits überwundenen 
Entwicklungsstufen soziokultureller Evolution entsprechen. So zerfallen die ersten 
Europäer, die sich in Amerika dauerhaft aufhalten, in kleine, voneinander isolierte, 
plan- und ziellos umherschweifende Gruppen. Sie leben in einem anarchischen Zu- 
stand ohne Ordnung, ohne Führung, ohne Ehrgeiz (außer dem, irgendwie zu überle- 
ben), ohne nennenswerten Privatbesitz, ohne Spartätigkeit mehr schlecht als recht 
von der Hand in den Mund. Sie betreiben Jagd und Fischfang, kaum Ackerbau, sam- 
meln wilde Früchte und haben bei sporadisch auftretendem Überfluß nichts als den 
augenblicklichen Genuß im Sinn. Sie zeigen einen ausgeprägten Hang zu unproduk- 
tiven Lebensäußerungen und lassen ein positives Verhältnis zu geregelter und dis- 
ziplinierter Arbeit weitgehend vermissen. Eine erfolgreiche und profitable Bewirt- 
schaftung des Landes, eine adäquate Exploration, Entwicklung und Realisierung der 
ökonomischen Potentiale des (nord)-amerikanischen Raumes, ist auf solch desolater 
Basis natürlich ausgeschlossen. Doch Rettung naht. Als Avantgarde des Fortschritts 
und der Zivilisation, durch Rückschläge und harte Erfahrung gestählt, nehmen sich 
Kaufleute der nicht ganz leichten und ehrenvollen Aufgabe an, ihre abgedrifteten 
Landsleute in den transatlantischen Territorien in die Bahnen europäischer Gesittung 
zurückzugeleiten. Durch eine hauptsächlich von führenden Vertretern des Handels- 
und Finanzbürgertums betriebene und verantwortete Politik gelingtesnachundnach, 
in (Nord)-Amerika Strukturen zu schaffen und fest zu etablieren, die alle Arten von 
Sicherheit und Prosperität begünstigen. So können schließlich unter den segensrei- 
chen Auswirkungen der merkantile Initiativen weite Landstriche urbar gemacht und 
die Bodenerträge gesteigert werden, können feste Ansiedlungen, urbane Zentren, ge- 
ordnete Familien und regelmäßiger Waren-, Güter- und Geldverkehr entstehen und 
sich entfalten. 

Soweit im großen und ganzen das Bild, das sich in der tradierten dokumentarischen 
Masse des 17. Jahrhunderts gezeichnet findet. Historikerinnen und Historiker der fol- 
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genden Jahrhunderte haben bis in die Gegenwart die Essentials der imperial-merkan- 
tilen, eurozentrischen Selbstdarstellung — von wenigen Ausnahmen abgesehen — 
weitgehend unhinterfragt übernommen. Amerika erscheint auch heute noch als Kon- 
tinent, der gründlich aus- und aufgeräumt werden mußte, um in einen für europäi- 
schen Menschen trag- und nutzbaren Zustand zu gelangen. 

Als ein Beispiel unter vielen mögen folgende Zitate für sich selber sprechen: 


»Die ersten Siedler in dem Gebiet, das heute die Vereinigten Staaten bedeutet, fanden sich auf der ganzen 
langen Strecke von Maine bis Florida einem Wald gegenüber [...]. Verstreut über diesen Wald waren ein 
paar hunderttausend Eingeborene, Indianer. Sie waren beschränkt in ihren Anpassungsmöglichkeiten 
durch die [...] Armut ihrer natürlichen Umgebung und durch ihre Unfähigkeit, diese Umgebung zu ver- 
ändern. Sie hatten keine Pferde, kein Vieh; sie mußten Jäger und Pflanzer sein, und es war unmöglich, auf 
dieser Grundlage eine an Zahl große und wachsende Gesellschaft inden Wäldern zu schaffen. [...] Bevor 
eine amerikanische Gesellschaft von den Siedlern geschaffen werden konnte, mußte Amerika umgeformt 
werden. Der Wald mußte Feldern weichen; der Pflug, der Zugochse, das Maultier, das Schaf, die Ziege, 
das Rad, das Schießpulver, der Stahl mußten ein neues Leben möglich machen, in welchem viele Millio- 
nen im Überfluß leben konnten, wo wenige hunderttausend Wilde ein ungesichertes und armes Leben hat- 
ten« (Brogan 1947: 13). 

»[...] die frühen Siedler hatten es lange nötig, sich Fähigkeiten zu erwerben, die den Fähigkeiten der Wil- 
den gleichkamen, und eine Wildheit, die nicht viel geringer war« (Brogan 1947: 18). 

»Manche von den ersten Ansiedlern waren halbe Nomaden [...] , ınehr erpicht auf Jagd und Fischfang als 
auf die stetige Mühsal des Bauern [...]« (Brogan 1947: 21). 


Auch heute noch wird in bezug auf Amerika die Geschichte derbefestigten Plätze, der 
umgrenzten Räume und ihrer Expansion ins >Niemandsland« erzählt und gewürdigt 
und die Spur der Zerstörung verschwiegen oder beschönigt, die diese Expansion hin- 
terläßt. Wenn ein befestigter Platz der »Wildheit< weicht, wenn ein begrenzter Raum 
wieder entgrenzt wird, gilt das Projekt als gescheitert. Nicht gepanzerte und nicht um- 
grenzte soziale Akteure kommen in der Historiographie (auch in diesem Fall) nicht 
oder nur als Marginalien und abschreckende Kontrapunkte vor. Doch: 


»Nicht in der Geschichtswissenschaft stattzufinden, heißt nicht, nicht in der Geschichte wirksam zu sein« 
(Rittner 1975: 113). 
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Debatte 


Das Editorial und der Titel »Bye bye, USA« von PROKLA 74 haben Widerspruch 
ausgelöst. Unser »Plädoyer für linken Antiamerikanismus und aufgeklärte Blind- 
heit« war provozierend gemeint-und hatauch Provokationen ausgelöst. Insbeson- 
dere die von uns — begründet — vorgenommene Entkoppelung der US-amerikani- 
schen Binnenverhältnisse von der Außenpolitik ist aufKritik gestoßen. Die Debatte 
istim Gange. Zwei kritische Beiträge werden dokumentiert. Im nächsten Heft wird 
die Redaktion auf die Kritik antworten. 


Andrei S. Markovits 


Wie sich der kleine Moritz Amerika vorstellt oder wider die 
Pauschalisierungsstrategie eines platten Antiamerikanismus: 
Eine Entgegnung auf das PROKLA-Elditorial »Aufgeklärte 
Blindheit«. Plädoyer für einen linken Antiamerikanismus” 


Ich schreibe diese Entgegnung inmeinerRolle 
1. als loyaler und bewundernder Leser, ja Fan 
der PROKLA seit nun fast 20 Jahren; 

2. als Autor des Heftes, dem das Editorial als 
Einleitung diente; 

3. als amerikanischer Sozialwissenschaftler 
mitteleuropäisch jüdischer Abstammung mit 
jahrelangen linken Sympathien und Engage- 
ment sowohl in den USA als auch in der Bun- 
desrepublik Deutschland. 

Das PROKLA-Editorial ist, trotz gegenteili- 
ger Behauptung auf Seite 7, ein eindeutiger 
und expliziter Versuch, das bereits in großem 
Maße vorhandene »Feindbild USA« in der 
Bundesrepublik als Bestandteil linker Politik 
noch zu erweitern und zu verfestigen. Sowohl 
im Ton als auch im Inhalt, in seiner Gesamt- 
heit und in den Details, spricht dieses Edito- 
rial eindeutig von Amerika als Ganzem und 
nicht von amerikanischer Politik, amerikani- 
scher Regierung, amerikanischem Kapital, 
amerikanischem Staat oder amerikanischer 
herrschender Klasse. Diese krude Pauschali- 
sierung der PROKLA versucht bewußt Anti- 
nomien und Gegenmacht inAmerika zu baga- 
tellisieren und irgendwie zu entmündigen. 


Regierung und Volk werden, trotz einiger ge- 
ringer alibihafter Einschränkungen, die kli- 
scheehaftdieangeblichunbürokratischen und 
antietatischen Eigenschaften der amerikani- 
schen bürgerlichen Gesellschaft romantisie- 
rend hervorheben, bequem zu einem einheit- 
lichen, undifferenzierten Feindbild gemacht, 
in dem wichtige politische Willensbildungs- 
prozesse und demokratische Auseinanderset- 
zungen bestenfalls als bedeutungslose Nuan- 
cen zynisch abgetan werden. Im Klartext sagt 
dieses Editorial zur amerikanischen Linken, 
zu allden Millionen von Amerikanern, die ei- 
ne Gegenmacht und einen Widerspruch zum 
dominanten System darstellen und die — wie 
andernorts auch auf der Welt - auf eine inter- 
nationale Solidarität angewiesen sind: »Ihr 
seid irrelevant, Freunde, ihr zählt nicht«! Dies 
tut nicht nur weh, sondern es ist empirisch 
schlicht falsch, bezeugt eine Ignoranz gegen- 
über amerikanischerPolitik und Gesellschatt, 
die man sich in einer Zeitschrift von dem in- 
tellektuellen Niveau und dem politischen En- 
gagement der PROKLA nicht leisten dürfte. 
Es erweist sich letztlich als politisch unver- 
antwortlich. 


Wie sich der kleine Moritz Amerika vorstellt... 
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Diese Pauschalisierungsstrategie von Linken 
fand ich schockierend. Fangen wir bei der 
Sprache an. Sie trieft von Erbitterung, Zynis- 
mus, vor allem aber Wut. Hiermußessichum 
mehr handeln als schlicht um eine Verurtei- 
lung der Politik eines Landes, auch eines mit 
hegemonialer Macht wie der USA. Hier geht 
es um mehr als politische Ökonomie. Doch 
leider bekennt sich das Editorial nie offen zu 
dem, worum es wirklich geht. Als eine füh- 
rende linke Zeitschrift kann es sich die PRO- 
KLA anscheinend nicht leisten, den wahren 
Grund dieses »Plädoyers für einen linken An- 
tiamerikanismus« auszusprechen und zum ei- 
gentlichen Thema des Editorial zu machen: 
das Souveränitätsdefizit der Bundesrepublik 
den Vereinigten Staaten gegenüber. Dies wird 
zwar auf Seite 3 kurz angedeutet, aber dann 
feige beiseitegelassen. Anstatt diese Proble- 
matik offen und ehrlich zu erörtern, müssen 
Grenada, Libyen und nicaraguanische Bau- 
ern herhalten, obwohl die Stoßrichtung des 
Editorials eindeutig die Bundesrepublik ist. 
Warum diese Täuschungsmanöver? Hatte die 
PROKLA-Redaktion Angst, das heiße Eisen 
des deutschen Nationalismus und der (bun- 
des)deutschen Identität anzufassen? Trautman 
sich als Linke nur an Nationalismusfragen, 
wenn sie mit negativer Pauschalisierung ka- 
schiert werden können? Oder wenn sie pro- 
blemlos in die rechte Ecke abgeschoben wer- 
den können? Wenn man andere als Nationa- 
listen anprangem und sich selbst als Linke 
selbstverständlich darüber erhaben wähnen 
kann? 

Statt einer politischen Erörterung der für die 
zukünftige Lage Europas wichtigen Souverä- 
nitätsprobleme der Bundesrepublik, in die die 
USA verwickelt sind und eine strukturell re- 
pressive Rolle ausübten — und es wohl noch 
weiter tun werden —, liefert uns die PROKLA 
eine Karikatur eines Amerikabildes und eines 
für mich zumindest bis dato unbekannten, 
vermeintlich von Amerikanern und Amerika- 
nismen dominierten (höchstwahrscheinlich 
Konservativen oder liberalen — Linke werden 
es wohl nicht sein, oder?) Deutschlandbildes, 


das ich bis jetzt— wenn überhaupt - nur inden 
elitärsten Feuilletonspalten rechtskonservati- 
ver Zeitungen im deutschsprachigen Raum 
antraf. 

Ich glaubte meinen Augen nicht zu trauen, als 
ich beim erstmaligen Durchlesen des Edito- 
rials alle billigen in Deutschland herkömmli- 
chen Klischees über Amerika und »die« Ame- 
rikaner hier in der PROKLA vorfand. Gleich 
auf der ersten Seite treffen wir natürlich unse- 
ren obligaten Marlboro-Raucher, der in sei- 
nem allradgetriebenen Jeep Country Music 
hört und von Monument Valley träumt. Neu 
ist allein bei diesem billigen Klischee, daß 
dies ein Deutscher sein soll. (Vielleicht wis- 
sen die PROKLA Leute durch ihre häufigen 
USA-Aufenthalte, daß man in den USA nicht 
mehr raucht. Ich schlage daher vor, beim 
nächsten Mal das Klischee vom Marlboro 
Mann in das des Health Food Freak umzu- 
wandeln.) »Amerika, du hast es besser«, soll 
dieser Mensch vor sich dahinfantasieren. 
Wen beschreibt die PROKLA-Redaktion hier 
eigentlich? Was ist das für eine imaginäre Fi- 
gur? Die zumindest mir bekannten zahlrei- 
chen Daten, die die Einstellung der bundes- 
republikanischen Bevölkerung dem »Ameri- 
can way of life« gegenüber erörtern, zeigen 
ein viel differenzierteres Bild, in dem die 
große Mehrheit der Befragten wichtigen Kom- 
ponenten dieses Amerikanismus eher negativ 
gegenübersteht. Obwohl ich mich nie länger 
als 8 Monate an einem Stück in der Bundes- 
republik aufhielt, habe ich sie seit 1974 oft 
genug besucht, um ihre Menschen einigerma- 
Ben kennenzulernen. Als Amerikaner unmit- 
telbar europäischer Abstammung werde ich 
besonders oft zu dem Vergleich Bundesre- 
publik-USA angesprochen. Noch nie habe 
ich auch nur annähernd eine Meinung hören 
oder einen Habitus — auch bei dem größten 


-Amerika-Fan — beobachten können, wie es 


diese imaginäre PROKLA -Figur vorgibt. Wie 
schön, jetzt haben wir parallel zum »häßli- 
chen Amerikaner« auch seine bundesrepubli- 
kanische Inkarnation: den häßlichen Ami- 
imitierenden »Neu-Deutschen«. 
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Und die Klischees gehen weiter. Natürlich 
wissen wir, daß Amerikaner — Superindivi- 
dualisten, die sie sind — nur an ihre Privat- 
sphäre denken und jede Politik, besonders die 
Außenpolitik, den Politikern überlassen. Klar, 
Lyndon Johnson verzichtete im April 1968 
auf seine garantierte Wiederernennung als 
Kandidat der Demokraten, weil ihm die Anti- 
Vietnamdemos der FU Berlin so zu schaffen 
machten. Es wird aber noch besser. Gemäß 
der eingeschlagenen Pauschalisierungsstra- 
tegie werden cruise missiles im selben Atem 
mit Charlie Parker (das ist wirklich ein Af- 
front gegenüber allen Jazzliebhabern und 
schwarzen Amerikaner, obwohl man sich, 
vom sonstigen Ton des Editorials zu schlie- 
ßen, wohl freuen sollte, daß es hier nicht von 
»Negermusik« sprach), die obligatorischen 
blue jeans und »Dallas« gar im Zusammen- 
hang Parsons’scher Theorie erwähnt. Der 
arme, in Amerika (m.E. zu Unrecht) schon 
seit Jahren längst vergessene Parsons muß 
jetzt auch noch als Vertreter des US-Imperia- 
lismus und geistiger Unterwanderer der deut- 
schen Universitätswelt herhalten; Parsons, mit 
Heidelberger Doktorat, dessen wirklich größ- 
ter und wahrscheinlich einzig bleibender Ver- 
dienst es war, zwei Giganten der europäi- 
schen Soziologie (Max Weber und Emile 
Durkheim) in den amerikanischen Sozialwis- 
senschaften zu institutionalisieren. Ich will 
mir keineswegs anmaßen, auch nur annä- 
hernd die umfangreiche Literatur bundesre- 
publikanischer Soziologie und Politikwissen- 
schaft zu überschauen — geschweige denn zu 
kennen — doch habe ich den Namen Parsons 
bei meiner Lektüre eigentlich nur ganz selten 
zitiert gesehen. Und abgesehen von einigen 
speziellen und sehr eng umgrenzten Sparten 
der Soziologie ist die Parsons’sche Theorie — 
also der Strukturfunktionalismus und die be- 
sondere Form der Systemtheorie — meines 
Wissens in Westdeutschland in Lehre und 
Forschung weder sonderlich beliebt noch 
bekannt. 

Ganz im Sinne des Plädoyers für einen linken 
— was dies sein soll, darüber noch später — An- 


tiamerikanismus schließt das Editorial in ge- 
habtem Ton. (Und der Ton, wie allseits be- 
kannt, macht die Musik, auch in der PRO- 
KLA.) Kein antiamerikanischer Artikel ohne 
Erwähnung vonMcDonald’s, CocaCola, Kau- 
gummi und irgendetwas mit Sheriff. Die PRO- 
KLA-Redaktion enttäuscht mich nicht, läßt 
mich aber bis zur vorletzten Seite ihres Edito- 
rials warten, um aber dann mit aller Entschie- 
denheit ihre Salven mit all den einschlägigen 
deutschen Negativbildern von den USA und 
den Amerikanern nochmals zum großen Fina- 
le abzufeuern. (Schade, daß die ansonsten ob- 
ligaten Konserven diesmal ausblieben.) Und 
wiederum sind es nicht nur die bösen Amis, 
sondern ihre nebulösen, »neu-deutschen« 
Handlanger, die von. dem Editorial angepran- 
gert werden. Diese »neudeutsche« Kreation 
nimmt mit Verlauf des Editorials etwas ver- 
nehmbarere Kontorenan: Siekonstituiertsich 
u.a. aus» Atlantikern«, »Mitgliedern von Cow- 
boy Clubs« und--manhöre und staune - »Ivy- 
League-geschädigten Professoren«, wobeiich 
unter all den deutschen Professoren, die ich 
kenne, solche noch nicht getroffen habe. 
Am Ende des Editorials angelangt, haben wir 
es unterm Strich mit der 0/8/15-Version eines 
biederen Bierzelt-Antiamerikanismus zu tun, 
mit all seinen dazugehörigen Klischees und 
konventionellen Vorurteilen. Wie platt und 
unoriginell! Das ist für eine Zeitschrift vom 
intellektuellen Niveau der PROKLA, zumin- 
dest von meiner Warte aus gesehen, unbefrie- 
digend. 

Da aber das Editorial nun mal in der PRO- 
KLA erschien, und das Adjektiv »links« für 
sich in Anspruch nahm, möchte ich ein paar 
Worte zum Inhalt dieses Plädoyers noch hin- 
zufügen. 

1. Es ist auffallend, daß der Inhalt des Heftes 
dem Pauschalisierungskonzept des Editorals 
völlig widerspricht. Wenn man die Beiträge 
genau liest, fällt besonders auf, daß jeder auf 
seine Weise ein sehr komplexes und differen- 
ziertes Bild von Amerika, bar der im Editorial 
sich häufenden negativen Klischees und kru- 
den Vorurteile, vorweist. Editorials müssen 
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sich natürlich nicht mit den Befunden eines 
Heftes decken, sollten aber schon eine gewis- 
se Kongruenz mit den Artikeln aufweisen, die 
sie einzuleiten vorgeben. 

2. Wofür wird denn in dem PROKLA-Edito- 
rial plädiert? Für irgendwelche konkreten 
Handlungsmuster der Linken? Für politische 
Schritte progressiver Kräfte in der Bundes- 
republik den Amerikanern gegenüber? An die 
amerikanische Linke, damit sie die USA in 
diese Richtung Zielendes verändere? Da das 
Editorial nichts auch nur annäherndes vor- 
schlägt, bleibt es einfach eine vage Pauscha- 
lisierung eines ganzen Volkes und seiner Kul- 
tur. Indem es für nichts plädieit, beschuldigt 
es alles. Im gewöhnlichen Sprachgebrauch 
nennt man dies ein Vorurteil. Ich finde es 
schon schlimm genug, wenn Linke Vorurtei- 
le solcher Art besitzen. Wenn sie aber damit 
noch prahlen und kokettierend zu einer allge- 
ıneinen Akzeptanz dieser Voruteile seitens 
anderer zumindest implizit aufrufen, handeln 
sie unverantwoitlich. 

3. Die kulturpsychologische Dimension des 
Editorials erlaubt es nicht, konkrete politi- 
sche Probleme und strukturelle Ungerech- 
tigkeiten der amerikanischen Gesellschaft 
herauszuarbeiten. Somit bleibt bloß die Be- 
schuldigung »der« Amerikaner insgesamt, was 
bis jetzt, zumindest meines Wissens, stets als 
Markenzeichen rechter Weltanschauung und 
Publizistik war. 

4. Und nun zum größten Übel des Editorials, 
dem der Pauschalisierung. Man kann der Lin- 
ken viele Mißinterpretationen, Fehlschlüsse 
und -schritte in ihrer Geschichte vorwerfen, 
doch muß man zugeben, daß sie stets bedacht 
war, kulturelle und geschichtliche Stereotypi- 
sierungen (d.h. pauschale Vorurteile) einem 
gesamten Volk gegenüber zu vermeiden. Das 
gelang zwar nicht immer, aber man versuchte 
stets vom »amerikanischen Kapital«, der 
»amerikanischen herrschenden Klasse« (um 
bei unserem amerikanischen Topos als Bei- 
spiel zu bleiben) zu sprechen - also Volkscha- 
rakter stets adjektivisch darzustellen. Natio- 
nale Eigenschaften wurden von der Linken, 


wenn überhaupt, nur alsspezifizierendes Attri- 
but eines wichtigeren Übels, das stets supra- 
bzw. zumindest a-nationale Qualitäten besaß, 
(Kapital, herrschende Klasse, etc.), ins Spiel 
gebracht. Mit der von dem PROKLA-Edito- 
rial befürworteten Pauschalisierungsstrategie 
wandelt sich das adjektivische Attribut zu 
einem Substantiv und erhält damit eine völlig 
andere Gewichtung. Warum dieses Selbstbe- 
kenntnis zu einer Strategie des Vorurteils? 
Und vor allem warum gerade jetzt? Warum 
nicht z.B. auf dem Höhepunkt des Vietnam- 
krieges oder während anderer Episoden neu- 
erer amerikanischer Geschichte? Könnte das 
Erscheinen dieses Plädoyers eben etwas mit 
dem jetzt immer akuter spürbaren und völlig 
legitimen Souveränitätskonflikt der Bundes- 
republik — und damit der Deutschen als Volk 
— mit der Besatzungs- und Schutzmacht Ame- 
rika zu tun haben? Wenn ja, dann bitte Farbe 
bekennen und eine linke Strategie ausarbei- 
ten, nicht aber alte Vorurteile aufwärmen und 
sie unter der Flagge eines »linken Antiameri- 
kanismus« zu verkaufen suchen. 

5. Das Einzige, was ich als »links« in diesem 
Editorial ausmachen kann, ist die Gleichset- 
zung von »links« mit »wertkonservativ«, da 
beide in ihrem Antiamerikanismus »wider- 
borstig« sein sollen. Gelten dieser Gleichung 
gemäß (westdeutsche) Republikaner, Rechts- 
radikale und Faschisten auch als gute Linke, 
da sie qua ihres Antiamerikanismus ebenfalls 
»widerborstig« sind? Ich hätte mir nie ge- 
dacht, den Zeitpunkt erleben zu müssen, in 
welchem »Linkssein« so billig zu erstehen 
ist: Widerborstigkeit genügt schon. Für mich 
heißt »links« u.a. jegliche Pauschalisierun- 
gen eines gesamten Volkes unter allen Um- 
ständen zu vermeiden. Wenn ich auch nur 
eine Minute lang als Jude so über Deutsche 
und Deutschland dächte wie es das PRO- 
KLA-Editoral deutschen Linken suggeriert, 
über Amerika und die Amerikaner zu denken, 
könnte ich nie nach Deutschland kommen, 
nie deutsch sprechen und keine deutschen 
Freunde haben, da - der Logik des Editorials 
gemäß — Opposition und Widerspruch für die 
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Beurteilung der Politik und Moral eines Lan- 
des völlig unbedeutend sind. Daher finde ich, 
daß ein Franzose — vor allem ein linker. Fran- 
zose (und es geht sowohl der PROKLA als 
auch mir um Linke) -, der »Bundeskanzler 
Kohl als eine adäquate Darstellung der politi- 
schen Gesinnungslage der Bundesdeutschen« 
(Seite 8) betrachtet und daher zu einer anti- 
deutschen Einstellung gelangt, nichtnurdumm 
und-uninformiert ist, sondern auch politisch 
unverantwortlich handelt. 

6. Dies bringt ınich zu meinem letzten Punkt, 
nämlich zu den von dem PROKLA-Editorial 
so maßlos verrissen vermeintlichen »Neu- 
deutschen«. Abgesehen davon, daß mir noch 
immer nicht klar ist, welche Kategorie von 
Bundesbürgern hier gemeint ist, muß es sich 
wohl um eine besonders komische Mischung 
von Konservativen handeln, die ihr National- 
gefühl durch eine besonders krude Nachah- 
mung des »American way of life« kundtun, 
Es bleibt mir auch unklar, was der PROKLA- 
Redaktion an dieser Entwicklung besonders 
mißfällt: daß es ein deutsches Nationalbe- 
wußtsein anscheinend wieder gibt, oder daß 
essich im wahrsten Sinne des Wortes im ame- 
rikanischen Gewand präsentiert, oder beides? 
Was wäre der Redaktion lieber, ein Altdeutsch- 
tum? Mit den Ingredienzien der wertkonser- 
vativer Widerborstigkeit, die ja - so PRO- 
KLA- schon links sei, und des expliziten An- 
tiamerikanismus der bundesrepublikanischen 
Rechten wäre dies sicherlich eine politische 
Mischung, die vielleicht sogar eine Koali- 
tionsmöglichkeit eröffnet, die auf der Basis 
der Editorials nicht ausgelassen werden soll- 
te. Was die demokratische Zukunft der Bun- 
desrepublik betrifft, hätte ich als deutscher 
Linker viel größere Ängste wegen der anti- 
amerikanischen »Neudeutschen« in Schön- 
hubers Bierzelten als vor den Marlboro rau- 
chenden »Neudeutschen« in irgendwelchen 
»Cowboy Clubs«. 

Und damit sind wir wieder bei der Souveräni- 
tätsfrage der Bundesrepublik angelangt. Da 
diese in den nächsten Jahren eine größere Rol- 
le in der Europa- und Weltpolitik einnehmen 


wird, und da die Vereinigten Staaten mit ihr 
seit der Schaffung der Bundesrepublik auf 
das engste verbunden sind, wird dieses The- 
ma an Aktualität und Brisanz sicherlich noch 
gewinnen. Ich hoffe nur, daß die PROKLA 
bei dieser Debatte zu ihrer gewohnten intel- 
lektuellen Qualität und ihrer politischen Inte- 
grität zurückfindet und den viel leichteren 
Weg von billigen Klischees und falscher Pau- 
schalisierung ihren traditionellen politischen 
Gegnern in der Bundesrepublik überläßt. 


141 


Margit Mayer/Remco van Capelleveen 
Zur Aufklärung eines blinden Herausgebers. 
Plädoyer für ein kritisches Amerika- Verständnis. 


»Wir werden von der ganzen Welt beneidet. Die Vereinigten Staaten. Einige ... lachen darüber. Sie lachen 
darüber, weil sie glauben, daß die Vereinigten Staaten von der ganzen Welt beneidet werden. Nun, ich kann 
Ihnen sagen, daß die Amerikaner tatsächlich denken, daß die Vereinigten Staaten von Amerika von der 
ganzen Welt beneidet werden.« (Vizepräsident Dan Quayle). 


Daß der Vizepräsident der Vereinigten Staa- 
ten von Amerika derartiges — von der über- 
wiegenden Mehrheit der amerikanischen 
Bevölkerung sicherlich unwidersprochen — 
sagen kann, mag europäische Beobachter die 
Stim runzeln lassen. Das oft etwas aufdring- 
lich zur Schau gestellte Selbstbewußtsein »We 
are number one« mag andere sogar mit Ärger 
erfüllen; und dies um so mehr angesichts der 
rapide verfallenden Infrastruktur, der wach- 
senden Disparitäten zwischen Armen undRei- 
chen, Schwarzen und Weißen, eines gigan- 
tischen Haushalt- und Handelsdefizits, des 
Skandals der Waffenkäufe an den Iran (»Iran- 
gate«), der dogmatisch-anikommunistischen 
Unterstützung rechter und faschistischer Kräf- 
te in El Salvador und Nicaragua und der Un- 
fähigkeit der amerikanischen Regierung, auf 
die Abrüstungsvorschläge der Sowjetunion 
angemessen zu reagieren. Die US-amerika- 
nische Gesellschaft hat sich schon mal an- 
ders präsentiert — bescheidener, widersprüch- 
licher —, in den 60er und 70er Jahren, als die 
beißende Sozialkritik der Bürgerrechtsbewe- 
gung und Black Power, der Studenten — und 
Anti-Vietnamkriegsbewegung ein anderes 
Bild der USA vermittelt und nach Europa ge- 
liefert haben. Im Amerika Ronald Reagans 
sind diese Bewegungen scheinbar zum Still- 
stand gekommen, wurde das »Vietnam-Syn- 
drom« anscheinend überwunden, hat sich wie- 
der ein neues nationales Selbstbewußtsein 
herausgebildet. »America is strong again«, 
Amerika ist wieder wer. 

Dieses Selbstbewußtsein drückt sich auch in 
Dan Quayles Aussage aus. Zugleich aber hat 


Quayle etwas ausgesprochen, das in gewisser 
Weise seit Gründung der Republik Kennzei- 
chen des amerikanischen Selbstverständnis- 
sesist, in vielfachen Variationen die Geschich- 
te der USA durchzieht und auch in amerikani- 
schen Literatur- und Kulturproduktionen im- 
mer wieder aufgetaucht ist; daß nämlich Ame- 
rika das »gelobte Land« und die Amerikaner 
das »auserwählte Volk« seien (Bercovitch 
1988). Selbst die diskriminierten und margi- 
nalisierten Bewohner der Southside in Chi- 
cago, der Südbronx in New York, oder von 
Watts in Los Angeles stellen die Besonderheit 
»Amerikas« in der Regel nicht in Frage. Daß 
der »amerikanische Traum« auch für sie real 
werden kann, scheint der Erfolg afroamerika- 
nischer Künstlerinnen und Sportlerinnen, Po- 
litiker und Geschäftsleute zu bestätigen. Und 
zeigt nicht auch die Tatsache, daß europäi- 
sche und japanische Teenager Sweatshirts mit 
der Aufschrift »Harvard University« oder »I 
love New York« tragen, Israelis sich amerika- 
nische Beseballspiele im Fernsehen anschau- 
en, Chinesen Geschmack an Kentucky Fried 
Chicken gefunden haben, Kinder und Er- 
wachsene rund um den Erdball zu McDonalds 
strömen und amerikanische Fernsehserien in 
großen Teilen der Welt verschlungen werden, 
die Attraktivität des American way of life? 
Mehr noch, kommen nicht jedes Jahr Hun- 
derttausende von Einwanderern aus der gan- 
zen Welt in das »gelobte Land« der USA, und 
würden nicht weitere Millionen gerne kom- 
men, wenn sie die Möglichkeit dazu hätten? 
Welche politischen und ökonomischen Kräf- 
te auch immer hinter diesen Entwicklungen 
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am Werk sind, es gibt offensichtlich bei uns 
und in anderen Teilen der Welt eine Nachfra- 
ge nach Bestandteilen des American way of 
life, einen Markt für amerikanische Export- 
artikel, insbesondere Lebensstile und (All- 
tags)Kulturprodukte. Bislang wurde jeden- 
falls niemand gezwungen, Hamburger zu 
essen, Dallas zu sehen Hip Hop zu hören oder 
die Parsonsche Theorie zu rezipieren (ganz 
abgesehen davon, daß Parsons seine Soziolo- 
gie in Deutschland gelernt hat); und sicher- 
lich haben auch die Prokla-Herausgeber aus 
eigener Entscheidung Blue Jeans getragen 
und Rock’n Roll oder Soul gehört. 

Auf jeden Fall fordert die Selbsteingenom- 
menheit einer Nation, die sich nicht nur als 
auserwählte, als freieste und demokratischste 
dieser Erde versteht, sondern dies zugleich als 
Mission begreift, die es in der Welt hinauszu- 
tragen gilt — »to make the world free for de- 
mocracy« (Theodore Roosevelt) -, sich dabei 
faktisch als Weltpolizist aufspielt und die 
Souveränität vieler Länder, insbesondere in 
der sogenannten Dritten Welt, mit Füßen tritt, 
Kritik geradezu heraus. Und die hates sowohl 
in den USA als auch außerhalb reichlich ge- 
geben; und es gibt sie immer noch, wenn- 
gleich heute in den USA weniger spektakulär 
und sichtbar als etwa vor zwanzig Jahren. In 
der Bundesrepublik hat diese Kritik, die sich 
vor allem am außenpolitischen Gebaren der 
USA, an den Interventionen in Lateinamerika 
und anderen Teilen der Dritten Welt, aber 
auch am Verteidigungskonzept der Nato ein- 
schließlich der Stationierung von Nuklearra- 
keten und eines möglichen Ersteinsatzes von 
Atomwaffen in Europa stößt, von konservati- 
ver Seite sich gleich den Vorwurf des Anti- 
amerikanismus zugezogen. Ironischerweise 
kommt dieser Vorwuif gerade von jenen ge- 
sellschaftlichen Kräften, die bis zum Ende 
des zweiten Weltkriegs selbst demokratie- 
und amerikafeindlich gesinnt waren (und zum 
Teilnoch sind) und.die esheute nurnichtmehr 
zeigen, weil die veränderte weltpolitische 
Konstellation dies höchst inopportun werden 
ließ. Seit dem Ende des zweiten Weltkrieges 


sind die »nationalen« Interessen der Bundes- 
republik, d.h. der herrschenden Klassen und 
des Staates, mit denen der USA aufs engste 
verflochten. Daß konservative Kreise in der 
Bundesrepublik und die politischen Eliten 
insgesamt so schnell mit dem Vorwurf des 
Antiamerikanismus zur Hand sind, verwun- 
dertindessen nicht, können sie doch gar nicht 
anders als in groben national(istisch)en Kate- 
gorien denken. Daß es einen Unterschied zwi- 
schen den herrsclienden Kreisen und ihrer Po- 
litik einerseits und der Bevölkerung und de- 
ven Interessen andererseits gibt, können oder 
wollen sie nicht wahrhaben, verstehen sie 
sich doch selbst als die Inkamation des Volks- 
willens. Unter diesen Umständen wird Kritik 
an der herrschenden Politik sogleich mit De- 
mokratiefeindlichkeit gleichgesetzt, Kritik an 
der Politik der US-Regierung zum Antiame- 
rikanismus. 

Aber was kann dann ein »Plädoyer für einen 
linken Antiamerikanismus« (Editorial, Pro- 
kla 74) meinen? Doch wohl nur, daß die Linke 
in Ähnlicher Weise wie bislang staatliche Ak- 
teure in nationalen Kategorie denkt oder den- 
ken soll. Weil die Politik der US-amerikani- 
schen Regierung in Nicaragua und in anderen 
Teilen der Dritten Welt machtorientiert, in- 
gnorant gegenüber den jeweiligen »nationa- 
len« Interessen souveräner Staaten, ja zum 
Teil mörderisch gegenüber deren Bevölke- 
rungen ist (im Vietnam war das überdeutlich, 
und die todbringenden Folgen sind — auch für 
die eigenen Soldaten — immer noch zu spü- 
ren), soll die ganze Nation, in der diese Politik 
formuliert und durchgesetzt wird, verurteilt 
werden. »Wenn der Antiamerikanismus eine 
Begleiterscheinung des Strebens nach natio- 
naler politischer Souveränität ist, was wäre 
dann so schlimm daran?« fragen die Heraus- 
geber (S. 3). Schlimm daran ist gar nichts, 
außer daß gesellschaftliche Konflikte und 
Klassenkonflikte auf Konflikte zwischen ein- 
zelnen Nationen reduziert werden. Problema- 
tisch ist, daß zu einem Zeitpunkt zu dem »der 
nationale Staat« als einheitlicher Adressat für 
Politikprozesse in einem gegebenen territo- 


Zur Aufklärung eines blinden Herausgebers 


143 


rialen Raum und für einklar definiertes Staats- 
volk zunehinend fragwürdiger wird, die Lin- 
ke dazu aufgefordert wird, Konflikte ınit na- 
tionalen Kategorien zu erfassen. 

Daß das Streben nach »nationaler Souveräni- 
tät« für die Länder der Dritten Welt ein sinn- 
voller Schritt im Kampf gegen imperialisti- 
sche Bevormundung und Ausbeutung ist, kann 
angesichts der Geschichte amerikanischer 
Interventionen in Lateinamerika und anderen 
Regionen der Welt nicht bezweifelt werden. 
Gleichwohl kann die »nationale Befreiung« 
und das Erreichen politischer Souveränität 
allein die Unterdrückung, Ausbeutung und 
sozialen Probleme in der Dritten Welt nicht 
beenden. Das wissen wir spätestens seit deın 
»Sieg im Volkskrieg« in Vietnam und Kam- 
bodscha und der islamisch-fundamentalisti- 
schen »Revolution« im Iran. Denn auch in 
den Ländern der Dritten Welt gibt es (einhei- 
mische) herrschende Klassen und Klassen- 
fraktionen, auch wenn diese oft eng ınit den 
von den USA und Westeuropa politisch se- 
kundierten multinationalen Kapitalen verbun- 
den sind und sich nur dank dieser Zusammen- 
hänge an der Macht halten können. Das kom- 
plexe Zusainmenwirken von internationalem 
System, multinationalen Kapitalen, Hegemo- 
nialstellung der USA (bzw. wachsender Kon- 
kurrenz der EG-Staaten) und relativ abhän- 
gigen korrupten einheimischen Bourgeoisien 
in der Dritten Welt, eine vielschichtige Inter- 
dependenz also, läßt den Rekurs auf ein wie 
immer definiertes »nationales« Interesse doch 
inzwischen höchst fragwürdig erscheinen. 
Stößt damit das Streben nach »nationaler po- 
litischer Souveränität« schon in der Dritten 
Welt an die Grenzen intern differenzierter und 
weltpolitisch vermittelter Herrschaftsstruk- 
turen, so wird die »nationale politische Sou- 
veränität« als Forderung der Linken in der 
Bundesrepublik geradezu absurd. Im Gegen- 
satz zu Nicaragua ist die Bundesrepublik 
(politisch souverän oder nicht) nicht nur ein- 
gebunden in die international verflochtenen 
Kapitalbeziehungen, sondern sie gehörtselbst 
zum hegemonialen Machtblock, zum Zen- 


trum des weltpolitschen und weltwirtschaftli- 
chen Systems und trägt nicht unerheblich da- 
zu bei, daß die Dritte Welt weder aus der pe- 
ripheren und abhängigen Position innerhalb 
des internationalen Systems noch aktuell aus 
der Schuldenfalle herauskommt. Die deut- 
sche Bevölkerung insgesamt, die Linke ein- 
geschlossen, partizipiert an der politischen 
und wirtschaftlichen Vormachtstellung der 
Bundesrepublik; unser vergleichsweise ho- 
her Lebensstandard hängt ganz wesentlich 
davon ab, daß die Dritte Welt die Lasten der 
gegenwärtigen Weltwirtschaftsordnung und 
des »freien« Welthandels trägt. Darüber hin- 
aus haben die vielen in der Dritten Welt 
stellvertretend geführten Kriege (die von deut- 
schen Unternehmen mit gewinnbringend ex- 
portiertem Kriegsgerät angeheizt werden) 
kriegerische Auseinandersetzungen von Eu- 
ropa ferngehalten. Kurz gesagt: der Vergleich 
der Position der Bundesrepublik gegenüber 
den USA mit der eines Landes der Dritten 
Welt, die Reklamation der deutschen »natio- 
nalen politischen Souveränität« gegenüber 
den (imperialistischen) USA ist absurd, weil 
die BRD selbst Teil, und das in nicht wenig 
prominenter Position, des imperialistischen 
Machtblocks ist. Was immer der Bundesrepu- 
blik gegenüber den USA an »nationaler poli- 
tischer Souveränität« fehlt, war von »unserer 
Regierung« so gewollt (einschließlich der 
Stationierung der Cruise Missiles und Per- 
shings) und ist in gewisser Weise der Preis, 
den die BRD für ihren Platz an der weltpoli- 
tischen Sonne zu bezahlten hat. Reale Anläs- 
se für Aufregung über die amerikanische Aıt 
und Weise, sich hier aufzuspielen, gibt es frei- 
lich genug. Obwohl die Bundesregierung für 
die Mittelstreckenraketen optiert hat, gibt es 
doch pausenlos auch Gelegenheiten, wo von 
einem wirklichen Mitreden »unserer« Volks- 
vertreter nicht die Rede sein kann. Diese Ge- 
legenheiten häufen sich in dem Maße, wie die 
Kohl-Regierung aus Furcht vor der drohen- 
den Wahlniederlage in Sachen Abrüstung zu- 
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Regierungen auf Gorbatschows Abrüstungs- 
vorschlägeeher mit Bereitwilligkeit, vom Kal- 
ten-Kriegs-Denken Abschied zunehmen, wäh- 
rend die US-Regierung immer noch im Ter- 
rain des Kalten Krieges zu Hause ist. Deshalb 
kam es zum Streit um die »Modernisierung« 
der in der BRD stationierten nuklearen Kurz- 
streckenwaffen und zu Irritationen iin deutsch- 
amerikanischen Verhältnis. Im Zusammen- 
hang des Wintex 89-Manövers kam es sogar 
so weit, daß »unsere« Spitzenpolitiker, »die 
seit langem wußten, was da alle zwei Jahre 
wieder in der Nato gespielt wird, und die bis- 
her geschwiegen haben,« (Spiegel vom 1.5. 
1989: 23), aufheulten, weil die USA diesmal 
einen Atomkrieg üben und ihn möglichst auf 
Europa begrenzen wollten. »Allein drei der 
Atomsprengköpfe detonieren über dem zwei- 
ten deutschen Staat.« Dann, »nach dem Ein- 
marsch der Sowjet-Truppen, sollten auch die 
Deutschen in der Bundesrepublik unter ato- 
mares Feuer genommen werden; mindestens 
zwei Atomsprengköpfe waren für West- 
deutschland vorgesehen« (S. 26). Dabeikommt 
der empörte Aufschrei aus den Reihen der 
christlich-liberalen Koalition über das ver- 
ordnete Selbstmordprogramm allerdings 
reichlich spät. Die Planung des Wintex-Ma- 
növers stammt aus dem Jahre 1986, der dama- 
lige Verteidigungsminister Wörner war an der 
Vorbereitung beteiligt. Dennoch hat das Edi- 
torial recht, wenn es hier Anlaß für ein anti- 
amerikanisches Potential verortet. Nur gerät 
es in völlig falsches Fahrwasser, weiles igno- 
riert, daß »die Deutschen« dank des nuklearen 
»Schutzschirms« der Amerikaner seit 40 Jah- 
ren Freiheit, Demokratie und Rock’n Roll ge- 
nießen. 

Die Analogie mit Nicaragua ist zweitens auch 
innmanent falsch, weil die inneramerikani- 
sche Opposition sehr wohl dafür verantwort- 
lich ist, daß dem imperialistischen Heißhun- 
ger der US-Eliten Schranken gesetzt werden. 
Es mag zwar »einen Bauer in Nicaragua, der 
durch die US-finanzierten Contras Ernte, Haus 
oder Angehörige verloren hat, nicht interes- 
sieren, ob die Opposition in den USA gegen 


die Contra-Finanzierung machtvoll, gutwil- 
lig, religiös motiviert usw, war (oder) ob die 
Finanzierung offiziell oder inoffiziell erfolg- 
te» (S. 5). Die Zukunft dieses Bauern (und der 
Bevölkerung Nicaraguas insgesamt) und sei- 
ne Chancen auf Selbstbestimmung werden 
gleichwohlentscheidend davon abhängen, ob 
die Opposition in den USA die Unterstützung 
derContras durch die US-Regierung und CIA 
erschweren oder einschränken kann. Genau- 
sowenig wird es der schwarzen Mehrheit in 
Südafrika gleichgültig sein, ob die von der 
antirassistischen Bewegung in den USA ge- 
forderten Boykottmaßnahmeneffektiv durch- 
gesetzt werden können oder nicht; oder ob es 
auch in der BRD gelingen wird, eine wirksa- 
me Bewegung gegen die deutsche Unterstüt- 
zung des Apartheid-Regimes in Südafrika ins 
Leben zu rufen. Ebensowenig war die Anti- 
Vietnamkriegsbewegung in den USA und in 
Europa belanglos für die Niederlage der USA 
in Indochina. 

Ist die Kritik der Prokla-Herausgeber an den 
USA einerseits simplistisch und überzogen, 
weil sie sozusagen das Kind (die interne Wi- 
dersprüchlichkeit der USA) mit dem Bad (der 
imperialistischen Außenpolitik) ausschüttet, 
so geht sie andererseits nicht weit genug. Die 
Kehrseite der »Abstraktion von den Binnen- 
verhältnissen« (S. 5) ist die Mystifizierung 
eben dieser Binnenverhältnisse. Diese sind 
nämlich überhaupt nicht so eindeutig durch 
»ein vorbildlich reges, demokratisches Ge- 
meindeleben« oder ein »vorbildliches demo- 
kratisches Alltagsleben« (S. 6) gekennzeich- 
net wie das im Editorial unterstellt wird. 
Allerdings hat der Mythos von der demokra- 
tischen Alltagskultur aucheinen wahren Kern. 
Dieser besteht in der tatsächlich relativ ver- 
breiteten Realität und Erfahrung von weitge- 
hender Selbstverwaltung undcommunity-be- 
tonender Demokratie in der amerikanischen 
Geschichte. Zwar war eine Voraussetzung der 
Entfaltung dieser Gesellschaft selbständiger 
Bürger und der ihr eigenen lebendigen politi- 
schen Öffentlichkeit die Negation der Bür- 
gerrechte für ganze Teile der Bevölkerung 
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(Schwarze, Indianer, Frauen) und die Aneig- 
nung ihrer Arbeit. Aber dennoch bewirkte die 
im Vergleich mit anderen Ländern breit ge- 
streute Erfahrung egalitärer Macht und politi- 
scher Beteiligungschancen die Verankerung 
einer in besonderer Weise demokratischen 
politischen Kultur, die auch heute noch viru- 
lent ist, wenn auch beschränkt auf die »Inseln 
der Gleichheit und Happiness«, aus denen 
sich die heterogene und segmentierte ameri- 
kanische Gesellschaft zusammensetzt (Wag- 
ner 1977). Immerhin, noch heute weisen die 
USA die höchste Rate aktiven Engagements 
in vor- und außerstaatlichen Organisationen 
auf, die sich »autonom« mit der Lösung von 
Gemeindeproblemen beschäftigen. Diese poli- 
tische Kultur stand auch den sozialen Bewe- 
gungen immer wieder zur Verfügung, und ist 
für ihre antistaatlichen, dezentralen, und li- 
bertären Elemente mit verantwortlich. Von 
der hiesigen Linken wurde diese libertäre 
»grassroots« Orientierung amerikanischer 
sozialer Bewegungen neidisch bestaunt, be- 
jubelt — und neuerdings, da sie ja offensicht- 
lich in den wichtigen Dingen wirkungslos 
bleibt, enttäuscht ad acta gelegt bzw. verur- 
teilt. Mit dieser Entweder-Oder-Rezeption, in 
deren Tradition das Editorial offensichtlich 
steht, kommen wir nicht weiter. Nach dem 
gleichen Motto mystifizieren unsere ameri- 
kanischen Freunde/Genossen bisweilen un- 
sere vergleichsweise starke Sozialdemokra- 
tie und ihre Errungenschaften, oder die Grüne 
Partei — um sich dann enttäuscht von uns ab- 
zuwenden, weil wir es trotz dieser »benei- 
denswerten Bedingungen« nicht schaffen, aus 
der Nato auszutreten, oder unsere Regierung 
zu zwingen, die Sandinistas zu unterstützen. 
Stattdessen geht es eher darum, die Verhält- 
nisse zu entmystifizieren und die jeweiligen 
Bewegungssektoren in ihrer spezifischen Ei- 
genart realistisch einzuschätzen: den ameri- 
kanischen, der so stark vom Konzept der 
»grassroots democracy« geprägt ist, wie den 
deutschen, der von einer spezifischen Staats- 
frömmigkeit durchdrungen ist. Beides hatmit 
der jeweiligen nationalen Geschichte und po- 


litischen Kultur zu tun. Beides birgt spezifi- 
sche Bornierungen bzw. Gefahren, aber auch 
bestimmt Vorteile. In den USA resultierte aus 
den besonderen Bedingungen oft eine außer- 
gewöhnliche Schubkraft der sozialen Bewe- 
gungen, die sich auch in jüngster Zeit immer 
wieder zum Vorläufer und Anstoß für Bewe- 
gungen in anderen Ländern gemacht haben 
(z.B. Anti-Nuklear-, Frauen-, Neighborhood- 
und Öko-Bewegung). Gerade mit Bewegun- 
gen in der Bundesrepublik hat sich ein reger 
Austausch entwickelt und inzwischen auch 
vielfältige Verknüpfungen - übrigens ein Ver- 
weis darauf, daß auch Minderheiten die »fak- 
tische Möglichkeit zur Außendarstellung der 
Gesellschaft« haben, die im Editorial bestrit- 
ten wird. (S. 8) 

Aber die für die Entfaltung sozialer Bewe- 
gungen in mancherlei Hinsicht günstigen US- 
spezifischen Bedingungen sind sehr wider- 
sprüchlich und haben auch ihre Kehrseiten. 
Die besonderen Entstehungsbedingungen der 
amerikanischen Gesellschaft erlaubten eine 
breitgestreute Erfahrung egalitärer Macht und 
politischer Beteiligungschancen, auf deren 
Grundlage sich eine dichte »civil society« 
entfaltete, gekennzeichnet von kommunitä- 
rer Praxis und libertärer politischer Kultur. 
Diese Demokratie freier und unabhängiger 
Bürger (»Yeoman Farmer«) basierte aller- 
dings von Anfang an und strukturell auf Ex- 
pansion (»frontier«) und Unterwerfung (der 
eingeborene Indianer), und auf der Aberken- 
nung jeglicher Bürger- und Menschenrechte 
für große Teile der arbeitenden Bevölkerung; 
die Realisierung politischer Freiheit in der 
Jeffersonischen Demokratie setzte eine öko- 
nomische Existenz voraus, die in den Süd- 
staaten praktisch nur in Zusammenhang mit 
der Sklavenwirtschaft zu erlangen war. Die 
unmittelbare Herrschaftsgewaltüber Sklaven 
war Prämisse des amerikanischen Traums, 
der Theorie von der Einheit politisch-ökono- 
mischer Bürgerfreiheit. 

Auf dieser Basis bildeten die folgenden mas- 
siven Einwanderungswellen verschiedener 
ethnischer Gruppierungen eine »fragment so- 
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ciety« (Louis Hartz, 1969): ohne gemeinsame 
ethnische oderkulturelle Identitäten, aber auf- 
geschlossen für liberale Ideologeme vereinte 
sie die Vision des selbständigen Bürgers, des- 
sen Autonomie weder durch einen zentralisti- 
schen Staatsapparat noch durch industrielle 
Großorganistion beschnitten werden sollte. 
Obwohl dieser ideologische Konsens von den 
unfreiwilligen, nicht als Vollbürger akzep- 
tierten Gesellschaftsmitgliedern nicht geteilt 
wurde, undobwohl er immer wieder von radi- 
kalen sozialen Bewegungen herausgefordert 
wurde, stellten die Reproduktionsbedingun- 
gen der weißen, männlichen Bürger tatsäch- 
lich eine Grundlage der Erfahrung egalitärer 
Macht und politischer Beteiligungschancen — 
und vor allem der Aneignung von Privatei- 
gentum — dar. Im Verlauf der Geschichte er- 
fuhr diese Ideologie Bestärkung, indem die 
Besitzergreifung eines weiten, ressourcenrei- 
chen Landes den »Naturzustand« menschli- 
cher Gleichheit sinnlich erfahrbar machte, 
und weil der Zustrom immer neuer Einwan- 
derer, die in ihren Herkunftsländern oft Au- 
Benseiter waren, durch Toleranz und dezen- 
trale Segmentierung bewältigbar war. 

Die Balance zwischen den libertären undkom- 
ınunitären Elementen dieses amerikanischen 
Traums und seiner sozialen Realisierung war 
dennoch prekär: Immer wieder entzündeten 
sich soziale Bewegungen daran, daß Maıkt- 
freiheit, politische und soziale Chancengleich- 
heit, und kommunitäre Brüderlichkeit (sic) 
nicht für alle realisierbar waren. Aber die 
Stärke dieser liberalen Ideologie prägte selbst 
die sozialen Bewegungen der USA, die - von 
der populistischen Agrarbewegung des aus- 
gehenden letzten Jahrhunderts bis zum SDS 
der 60er Jahre und den neuen »direct action 
movements« der 80er — den hegemonialen 
Diskurs nie zu verlassen brauch(t)en, um ihre 
Forderungen zu artikulieren. Soziale Bewe- 
gungen, die die Spannung im amerikanischen 
Liberalismus ausagieren, brauchen sich nie- 
mals außerhalb des herrschenden amerika- 
nischen Politikverständnisses zu definieren, 
denn partizipatorische Formen und kommu- 


nitäre Selbstaktivität sind— wenn auch aufder 
widersprüchlichen Basis des Jeffersonischen 
Demokratie-Konzepts—konstitutive Elemen- 
te des amerikanischen Traums. Sogar bürger- 
licher Ungehorsam gegen etablierte Autorität 
ist in dieser Tradition verankert, ist Teil des 
hegemonialen Diskurses — der dann viele 
deutsche Linke neidisch staunen (und oftmals 
vorschnell jubeln) läßt. 

Beinüchterner Betrachtung stellt sich schlicht 
heraus, daß die Flexibilität des amerikanischen 
Parteiensystems einerseits und die Hetero- 
genität der Lebensbedingungen andererseits 
die Entstehung einer Vielzahl spezifischer 
Bewegungen, kulturell orientierter genauso 
wie moralistischer Protestbewegungen be- 
förderten, die durch unkonventionelle Arti- 
kulationsformen und Beschränkungen auf 
spezifische Innovationen das formale Partei- 
ensystem komplementierten. Diese offene und 
fragmentierte Struktur des politischen Sy- 
stems erlaubt gleichzeitig ein flexibles Rea- 
gieren auf massiv vorgetragene Forderungen . 
— und fördert damit die Formierung und häu- 
fig einen schnellen Erfolg für soziale Bewe- 
gungen, die sich selbst dadurch um so leich- 
ter in Interessengruppen und Lobby-Orga- 
nisationen verwandeln. 

Klassischerweise ist die Karriere sozialer Be- 
wegungen in USA gekennzeichnet von einer 
unkomplizierten Geburt und schnellen Ver- 
breiterung dank der Tradition und Resourcen 
für Interessengruppen und Selbsthilfe-Orga- 
nisationen, und dank der förderlichen Chan- 
censtruktur des politischen System. Genauso 
schnell vollzieht sich allerdings die Zerstreu- 
ung in disparate, bald abflauende Bewegun- 
gen bzw. latente Bewegungsmilieus. Sowohl 
die sichtbaren Mobilisierungen als auch die 
latenten Bewegungsmilieus werden bald von 
professionellen »organizers« strukturiert. 
Diese spezifische amerikanische gesellschaft- 
lichen Voraussetzungen förderten also einen 
Bewegungssektor besonderer Art, und erklä- 
ren, weshalb viele US-Bewegungen sehr oft 
Anreger für Bewegungen anderswo sind, aber 
selbst meistschnell so unternehmerisch, kom- 
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petitiv und unideologisch werden. Gleichzei- 
tig nährt der hegemoniale Diskurs der ameri- 
kanischen Gesellschaft aber auch besonders 
hochfliegende demokratische Erwartungen, 
und bietet dadurch iminer wieder und für im- 
mer neue Gruppen Anlaß, die Balance zwi- 
schen den Idealen der Gründerzeit und den 
real existierenden Institutionen zu stören. Ein 
Grund mehr uns mit ihnen zu beschäftigen! 

Die Unvollkommenheitdes »demokratischen 
Alltagslebens« ist auch, und zwar besonders 
krass, in den Beziehungen zwischen den Ras- 
sen sichtbar. Zielstrebig und ohne auch nur 
den geringsten Zweifel aufkommen zu las- 
sen, wurden schwarze Amerikaner von der 
»Demokratie im Inneren« von den in Unab- 
hängigkeitserklärung, Verfassung und Bill of 
Rights dargelegten Menschen- und Bürger- 
rechten ausgeschlossen — zunächst durch die 
Sklaverei, später durch die amerikanische Va- 
. riante der Apartheid, die »Jim Crow«-Geset- 
ze und diverse Formen eines institutionali- 
sierten Rassisnmuus. 1968, mehr als 100 Jahre 
nach Abschaffung der Sklaverei und nach ei- 
ner Dekade erbitterter Auseinandersetzungen 
um die Gewährung der Bürgerrechte für 
schwarze Amerikaner, ist die von Präsident 
Johnson beauftragte National Advisory Com- 
mission on Civil Disorders (nach ihrem Vor- 
sitzenden auch Kerner-Kommission genannt) 
zu der Schlußfolgerung gekommen: »Unsere 
Nation bewegt sich auf zwei Gesellschaften 
zu, eine schwarze und eine weiße — getrennt 
und ungleich.« Auch heute, 20 Jahre später, 
sind die Beziehungen zwischen weißen und 
schwarzen Amerikanern immer noch nicht 
über das Stadium einer »eisigen Detente« 
hinausgekommen (Newsweek vom 7.3. 1988: 
25), trotz errungener Bürgerrechte und ge- 
setzlicher Antidiskriminierungsmaßnahmen 
in den 60er und 70er Jahren. Die Einschät- 
zung des früheren Deputy Mayor von New 
York City, Robert Wagner Jr., verweist eher 
auf eine Festschreibung oder gar Verschär- 
fung des Befunds der Kerner-Kommission: 
»Ich glaube, daß die amerikanischen Groß- 
städte sich zunehmend zu zwei Städten ent- 


wickeln — eine Stadt derer, die erfolgreich 
sind, und eine Stadt derer, die es nicht sind« 
(New York Times vom 20.1.1985: E-6). Die 
atemberaubende Gesellschaftsspaltung, die 
wir heute beobachten, wo privilegierter Kern 
und verschiedene Kreise verarmender und 
ausgegrenzter Bevölkerungsgruppen weiter 
und weiter auseinanderfallen, ist offensicht- 
lich Medium des sich abzeichnenden Modus 
innergesellschaftlicher Krisenbewältigung, 
der gesellschaftliche Polarisierungsprozesse 
bislang unbekannten Ausmaßes generiert. Eine 
gespaltene Gesellschaft, in der neue Gruppen 
ohne Bürgerrechte und ohne Zugang zu Res- 
sourcen (v.a. neue Immigranten aus lateina- 
merikanischen Staaten), Obdachlose, Margi- 
nalisierte, arbeitslose Jugendliche, und die 
auf jeder Ebene diskriminierte afroamerika- 
nische innerstädtische Bevölkerung--den von 
dertechnologischen und wirtschaftlichen Um- 
strukturierung profitierenden Schichten ge- 
genüberstehen. 

Sowenig der in den USA immer noch epide- 
mische weiße Rassismus der Vergangenheit 
angehört, sowenig basiert er auf einer allge- 
mein menschlichen Anlage zur natürlichen 
Antipathie zwischen Menschen verschiede- 
ner Rassenzugehörigkeit. Die gesellschaftli- 
che Produziertheit der »Rassenbeziehungen« 
in den USA samt der bis heute implizierten 
Unterstellungbiologisch-kultureller Über- und 
Unterlegenheit läßt sich an der Entwicklung 
der Sklaverei und der Institutionalisierung 
rassischer Differenzierungen in den (dama- 
ligen) amerikanischen Kontinentalkolonien 
ablesen. Die Absicherung der strukturell pre- 
kären Ausbeutungsverhältnisse in der kolo- 
nialen Plantagenökonomie erforderte die Eta- 
blierung eines stabilen Systems der sozialen 
Kontrolle, dessen Herzstücke die »Eıfindung 
der weißen Rasse« und der entsprechenden 
Ideologie der »weißen Suprematiex wurde 
(Allen 1975, 1978). Angesichts der zuneh- 
menden Aufstände schwarzer und weißer Skla- 
venarbeiter wurde seit Ende des 17. Jahrhun- 
derts die Grenze zwischen Freiheit und Ver- 
sklavung als color line gezogen. Afrikaner 
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wurden qua Herkunft und Hautfarbe zu Skla- 
ven auf Lebenszeit, alle anderen (i.e. Euro- 
päer) prinzipiell zu Nichtsklaven erklärt. Die 
mit der Institutionalisierung der »rassischen 
Sklaverei« neu geschaffene Rassensolidarität 
zwischen armen und ausgebeuteten Weißen 
mit der Plantagenbourgeoisie war ebenso ein 
Konstitutionsmerkmal der neugegründeten 
Republik wie auch eine wesentliche Voraus- 
setzung für die von Alexis de Tocqueville und 
anderen immer wieder beobachtete Gleich- 
heit und Mobilität in der (weißen) amerikani- 
schen Gesellschaft. Dies war (und ist) nur 
möglich, weil die ungleichen Amerikaner so- 
zusagen a priori von der gesellschaftlichen 
Demokratie und Gleichheit ausgeschlossen 
worden sind - in der Vergangenheit offiziell 
durch »rassische Sklaverei« und »Jim Crow«- 
Gesetze, in jüngerer Zeit durch den eher ver- 
deckt auf dem Wohnungsmarkt, im Bildungs- 
system und auf dem Arbeitsmarkt operieren- 
den »institutionalisierten Rassismus.« Der 
politisch genierte Rassenantagonismus ver- 
deckt bisheute den grundlegenden gesell- 
schaftlichen Klassenkonflikt und hat konse- 
quenterweise zur Desintegration und Entpoli- 
tisierung der (weißen) amerikanischen Arbei- 
terbewegung geführt. An deren Geschichte 
ließe sich zeigen, daß die weiße Arbeiter- 
schaft in entscheidenden historischen Ent- 
wicklungsphasen sich immer wieder gegen 
die Solidarität mit ihren afroamerikanischen 
(später auch chinesischen und Latino-)Klas- 
sengenossen und zugunsten ihrer rassischen, 
aufder Hautfarbe basierenden Privilegien ent- 
schieden hat. Kurz gesagt: die fundamentale 
Spaltung entlang der color line und die diese 
Spaltung legitimierende Ideologie der »wei- 
Ben Suprematie« war und isteines der wesent- 
lichen Strukturmerkmale der US-amerikani- 
schen Gesellschaft. Der »imperialen Außen- 
rolle« der USA gegenüber den (nicht-weißen) 
Völkern in der Dritten Welt entspricht die 
Ausbeutung, Unterdrückung und Marginali- 
sierung der Dritte-Welt-Populationen in den 
USA selbst. 

Was folgt aus alledem für unser Amerikawer- 


ständnis? Erstens, wenn wir die Vorausset- 
zungen für eine Veränderung der amerikani- 
schen Außenpolitik begreifen wollen, müs- 
sen wir die amerikanischen »Binnenverhält- 
nisse« betrachten. Die Erzeugung griffiger 
Feinbilder (entgeht man dadurch der Ge- 
fahr.., die imperiale Außenrolle zu vernach- 
lässigen«, S.7) hat weder in der oppositionel- 
len Politik noch in der kritischen Wissen- 
schaft etwas zu suchen. Zweitens geht es 
sicherlich nicht primär darum, sich gegen den 
Vorwurf des Antiamerikanismus zu wehren, 
sondern darum, einen alternativen Antiame- 
rikanismus zu vermeiden. Statt linkem Anti- 
amerikanismus, der sich in der Tat durch 
Blindheit, nichtaber Aufgeklärtheit auszeich- 
net, brauchen wir ein kritisches Amerikaver- 
ständnis, das die USA als hegemoniale politi- 
sche, ökonomische und gesellschaftliche Kraft 
in ihrer Komplexität und Widersprüchlich- 
keit begreift. Nur wenn wir die »Binnenver- 
hältnisse« und die sie kennzeichnenden Kräf- 
teverhältnisse und Konfliktpotentiale zum 
Thema machen, haben wir eine Chance, dem 
Zusammenhang von Binnenverhältnissen und 
Außenprojektion« (S.6) ein Stück näher zu 
kommen. Zwar muß nicht jeder USA-Kriti- 
ker die jeweils kritisierten Verhältnisse theo- 
retisch begründet und.analytisch angemessen 
begreifen, sowenig wie Marx zufolge jeder 
(klassenbewußte) Proletarier ein theoretisch 
elaborierter Kritiker derpolitischen Ökonomie 
sein mußte. Aber wenn wir nicht zwischen 
den (verdinglichten) gesellschaftlichen Ver- 
hältnissen und den lebendigen Menschen (die 
in diese Verhältnisse eingebunden sind und 
von ihnen bestimmt werden) unterscheiden 
und das hinter den Erscheinungsformen ver- 
borgene Wesen der Gesellschaft wie immer 
auch alltagsbegrifflich verstehen, dann sitzen 
wir genau jenen Mystifizierungen auf, die 
ideologiekritisch zu entzaubern und dadurch 
zum Tanzen zu bringen gerade die Aufgabe 
der auf gesellschaftliche Praxis zielenden kri- 
tischen Wissenschaft ist. Insofern ist es nicht 
nur»nicht korrekt«, sondern auch nicht »legi- 
tim« die »Repräsentierten« undifferenziert 
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»imit den Repäsentanten« zu indentifizieren. 
(S.8) Das sollte besonders in der BRD an- 
gesichts der Geschichte und Erfahrung des 
deutschen Faschismus beachtet werden. Ins- 
gesamt bleibt uns das Editorial ein Rätsel — 
genauso wie übrigens der Titel dieses Prokla- 
Heftes »Bye bye, USA«. Die Essays im Heft 
verabschieden die USA in keinster Weise, sie 
machen nicht einmal die Erosion der ameri- 
kanischen Hegemonialstellung explizit zum 
Thema. Vielmehr beschäftigen sie sich, und 
zwar fast ausnahmslos, kritisch mit internen 
Entwicklungen in den USA und widerspre- 
chen so dem einleitenden Editorial diametral. 
Zumindest das hätte den Herausgebern auf- 
fallen können. 
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